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US-Kongress: Beide US-Gesetzgebungskammern beschließen gemeinsa-

men Entwurf zur US-Steuerreform 

Wie bereits letzte Woche berichtet, befindet sich die US-Steuerreform auf der 

Zielgeraden des Gesetzgebungsverfahrens und steht kurz vor dem Abschluss. 

Nachdem beide Kammern des Kongresses – Repräsentantenhaus und Senat – 

dem vereinten Entwurf zugestimmt haben, steht nun lediglich die Unterschrift von 

Präsident Trump aus. Diese wird wegen haushalterischer Spezialregelungen 

eventuell erst im neuen Jahr erfolgen. Im Folgenden sollen die wesentlichen Neu-

regelungen kurz skizziert werden. 

Als aus Sicht der Wirtschaft grundsätzlich positive Regelungen sind zu nennen: 

 Steuersatzsenkung: Zunächst wird der im internationalen Vergleich sehr ho-

he Körperschaftsteuersatz von 35 % auf 21 % gesenkt. Unter Einbezug der 

durchschnittlichen State and Local Taxes lag die Belastung bisher bei 38,9 % 

und beträgt nun 25,75 %. Damit liegt die steuerliche Belastung in vielen Bun-

desstaaten sogar unter dem Niedrigsteuersatz des AStG, in anderen aber 

auch darüber. Hier wird eine Prüfung im Einzelfall erforderlich sein. 

 Dividendenrepatriierung: Die Repatriierung ausländischer Gewinne wird 

durch eine fiktive Ausschüttung ermöglicht bzw. erzwungen. Der Steuersatz 

hierfür beträgt 15,5 % für liquide Aktiva und 8 % für sonstige Aktiva. 

 Territoriales Steuersystem: Zeitgleich wird ein territoriales Besteuerungssys-

tem eingeführt. Künftig sind ausländische Dividenden zu 100 % steuerfrei, 

wenn an der ausschüttenden ausländischen Gesellschaft während eines Zeit-

raums von 731 Tagen für mehr als 365 Tagen eine US-Gesellschaft zu mehr 

als 10 % beteiligt ist. 

 Sofortabschreibung von Investitionen: Um einen Anreiz für Investitionen 

und Wachstum zu setzen, sollen ab 27.09.2017 bis Ende 2022 angeschaffte  

qualifzierende abnutzbare Wirtschaftsgüter sofort in voller Höhe abgeschrie-

ben werden können. Bis zum 31.12.2026 wird diese Regelung dann in jährli-

chen Schritten zu 20 % wieder vollständig abgeschafft. 

 FDII: Die Regelung zum „foreign-derived intangible income“ sieht einen Son-

derabzug von 37,5 % für Einkünfte vor, die eine US-Gesellschaft durch den 

Verkauf, die Vermietung oder die Lizenzierung von in den USA belegenen 

Wirtschaftsgütern an ausländische Personen/Unternehmen erzielt. Ebenfalls 

begünstigt werden Dienstleistungen, die an ausländische Perso-

nen/Unternehmen erbracht werden. Dem Vernehmen nach hält das BMF die-

se Regelung für ein Präferenzregime im Sinne von § 4j EStG. 

Wie bei jeder großen Steuerreform, die erhebliche Vorteile für die steuerpflichti-

gen Unternehmen gewährt, bedürfen diese einer Gegenfinanzierung. In dem Ge-

setzentwurf sind die folgenden Missbrauchsmaßnahmen vorgesehen, wobei die 

Alternativ Minimum Tax (AMT) im Gegenzug für Unternehmen abgeschafft 

wurde: 

 Zinsschranke: Wie in Deutschland dürfen Nettozinsaufwendungen lediglich 

bis zur Höhe von 30 % des sog. adjusted taxable income abgezogen werden. 
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Dieses ist in den Steuerjahren 2017 bis 2021 in etwa dem EBITDA vergleich-

bar, in den Folgejahren entspricht es eher dem EBIT, so dass ab diesem Zeit-

punkt weniger Zinsaufwand abziehbar sein wird. Der zunächst vorgesehene 

weltweite Gruppenvergleich, der – anders als in Deutschland – zu einer weite-

ren Einschränkung des auf 30 % beschränkten Zinsabzugs geführt hätte, wur-

de aus dem Entwurf entfernt. 

 Hybrid-Regelung: Enthalten ist auch eine Regelung zur Verhinderung von 

hybriden Gestaltungen, die sowohl Zins- als auch Lizenzzahlungen erfasst. 

 BEAT: Die „base erosion and anti-abuse tax“ sieht eine Pflicht zur Erstellung 

einer alternativen Steuerberechnung vor. Wenn diese zu einer höheren Steu-

erlast führt, gilt der „Mindestbesteuerungstest“ als nicht bestanden und der 

Steuerpflichtige muss den höheren Betrag zahlen. Hierzu ermittelt die US-

Gesellschaft zunächst ihre reguläre Steuerlast. Erhält sie Leistungen von aus-

ländischen Konzerngesellschaften und überschreitet ihr Umsatz im Durch-

schnitt der letzten drei Jahre den Betrag von 500 Mio. USD, muss sie sodann 

für ein nach dem 31.12.2017 beginnendes Wirtschaftsjahr eine Alternativrech-

nung erstellen. Ferner müssen die „schädlichen Aufwendungen“ oder „Base 

Erosion Payments (BEPs)“ – Zahlungen für Dienstleistungen, Lizenzen, Zin-

sen, Abschreibungen auf erworbene Wirtschaftsgüter – zumindest 3 % der 

Kosten der US-Gesellschaft betragen. Zur Durchführung der Alternativrech-

nung werden Zahlungen für die o.g. immateriellen Leistungen dem regulär er-

mittelten steuerpflichtigen Einkommen hinzugerechnet. Zahlungen für bezo-

gene Waren (cost of goods sold) sind von diesem „modified taxable income“ 

grundsätzlich nicht hinzuzurechnen. Dienstleistungen, die zulässigerweise 

nach der US Services Cost Method zu Kosten (ohne Gewinnelement) berech-

net wurden, können ebenfalls von einer Hinzurechnung ausgenommen wer-

den. Auf Basis dieser modifizierten Bemessungsgrundlage wird eine alternati-

ve Steuer berechnet. Hierzu sind die folgenden Steuersätzen anzuwenden: 

5 % für 2018, 10 % zwischen 2018 und 2025 und 12,5% ab 2026. Ist die resul-

tierende Steuer höher als die regulär ermittelte, so ist der Differenzbetrag als 

Mindeststeuer („base erosion minimum tax amount“) zu entrichten. 

 GILTI: Für „Global intangible low-taxed income“ (ausländische Einkommen, 

die eine Routinerendite übersteigen) wird künftig ein US-Steuersatz von 

10,5 % erhoben. Allerdings können 80 % der im Ausland (durchschnittlich) ge-

zahlten Steuern angerechnet werden, sodass die Besteuerung in den USA 

erst unterhalb eines ausländischen Steuersatzes von 13,125 % eingreift. Ab 

2026 steigt der GILTI-Steuersatz auf 13,125 %. 

 Mindestgewinnbesteuerung und Verlustvortrag: Die Verlustnutzung wird 

auf 80 % des zu versteuernden Einkommens beschränkt. Verlustvorträge 

werden zeitlich unbegrenzt zugelassen. Die Möglichkeit zum Verlustrücktrag 

wird abgeschafft. 
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OECD: Musterabkommen 2017 veröffentlicht 

Die OECD hat eine überarbeitete Version ihres Musterabkommens veröffentlicht. 

Darin spiegeln sich insbesondere die im Rahmen des BEPS-Projekts vereinbar-

ten, abkommensrelevanten Maßnahmen wider, insbesondere mit Blick auf Akti-

onspunkt 2 (Neutralising the Effects of Hybrid Mismatch Arrangements), Aktions-

punkt 6 (Preventing the Granting of Treaty Benefits in Inappropriate Circum-

stances), Aktionspunkt 7 (Preventing the Artificial Avoidance of Permanent Estab-

lishment Status) sowie Aktionspunkt 14 (Making Dispute Resolution More Effecti-

ve). 

 

EuGH: Generalanwalt stellt sich gegen den Beschluss der Kommission zur 

Sanierungsklausel des § 8c Abs. 1a KStG  

Die Sanierungsklausel gem. § 8c Abs. 1a KStG wurde vom deutschen Gesetzge-

ber im Rahmen des „Bürgerentlastungsgesetzes 2009“ mit rückwirkender An-

wendung ab 01.01.2008 ins Gesetz eingefügt. Danach gehen Verlustvorträge bei 

einem schädlichen Anteilseignerwechsel nicht unter, sofern der Beteiligungser-

werb der Sanierung des Unternehmens dient.  

Im Februar 2010 hatte die EU-Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren ge-

gen die Bundesrepublik Deutschland eingeleitet, da die Sanierungsklausel Unter-

nehmen in Schwierigkeiten gegenüber finanziell gesunden Unternehmen begüns-

tige. Mit Beschluss vom 26.01.2011 hatte die Kommission schließlich die Klausel 

als europarechtswidrige Beihilfe beurteilt und Deutschland angewiesen, die ge-

währten Steuervorteile von den Begünstigten zurückzufordern.  

Gegen den Beschluss erhoben die Bundesregierung und weitere private Unter-

nehmen Nichtigkeitsklagen. Die Klage der Bundesregierung wurde allerdings 

nicht fristgerecht eingereicht und deshalb abgewiesen (EuG vom 18.12.2012,  

T-205/11, bestätigt mit Beschluss des EuGH vom 03.07.2014, C-102/13 P). 

Zu den Klagen der Unternehmen hatte das Europäische Gericht (EuG) in der Sa-

che selbst zu entscheiden. Mit zwei Urteilen vom 04.02.2016 hat das EuG die 

Klagen abgewiesen und die Sichtweise der Kommission bestätigt. 

Die Klägerinnen (zwei Kapitalgesellschaften, die in 2009 mehr als 50 % ihrer An-

teile zu Sanierungszwecken übertrugen) hatten jeweils vor der Anteilsübertra-

gung eine verbindliche Auskunft erhalten, die die Anwendung der Sanierungs-

klausel bestätigte. Mit Eröffnung des Vertragsverletzungsverfahrens durch die 

Kommission wurden die verbindlichen Auskünfte widerrufen und die Sanierungs-

klausel in der Veranlagung nicht angewendet. 

Streitentscheidend ist die Frage, ob es sich bei der Sanierungsklausel um eine 

selektive Maßnahme handelt. Die Klägerinnen argumentierten, dass die unbe-

grenzte Vortragsfähigkeit von Verlusten die Regel und der Verlustuntergang die 

Ausnahme sei. Die Sanierungsklausel stelle nur die Rückausnahme zum Ver-

lustuntergang dar und führe lediglich zur Anwendung der Grundregel. Das EuG 

folgte hingegen der Argumentation der Kommission, die den Verlustuntergang bei 
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schädlichem Anteilseignerwechsel als Regel und die Sanierungsklausel als be-

günstigende Ausnahme von der Regel erachtet. 

Die betroffenen Unternehmen und die Bundesrepublik Deutschland haben 

Rechtsmittel eingelegt, um die EuG-Entscheidung vom EuGH abschließend prü-

fen zu lassen.  

In einem der beim EuGH anhängigen Rechtsmittelverfahren verkündete General-

anwalt Nils Wahl nunmehr seine Schlussanträge vom 20.12.2017 (C-203/16 P). 

Hinsichtlich der Klagebefugnis sei die Frage maßgeblich, ob der Kläger zu einer 

geschlossenen Gruppe gehöre, die im Licht besonderer Eigenschaften, die sie 

von anderen unterscheide, bestimmbar sei. Im vorliegenden Fall habe die Kläge-

rin durch eine verbindliche Auskunft und durch einen Vorauszahlungsbescheid 

für Körperschaftsteuer konkret die Voraussetzungen für eine Anwendung der Sa-

nierungsklausel erfüllt. Sie sei damit individuell betroffen und klagebefugt. 

In Bezug auf die Selektivität kommt der Generalanwalt zu dem Schluss, dass es 

sich bei dem Verlustvortrag um die allgemeine Regelung handele. Die Sanie-

rungsklausel stelle nur den Normalfall wieder her und sei insofern nicht selektiv. 

Bis zur finalen Klärung der Europarechtskonformität der Sanierungsklausel ist ih-

re Anwendung nach § 34 Abs. 6 KStG ausgesetzt. 

 

EuGH: Treaty-Shopping-Regelung des § 50d Abs. 3 EStG 2007 mit EU-Recht 

unvereinbar 

Der EUGH hat mit Urteil vom 20.12.2017 (C-504/16 und C-613/16) entschieden, 

dass der bis zum Veranlagungszeitraum 2011 anwendbare § 50d Abs. 3 EStG 

(i.d.F. des JStG 2007) nicht mit EU-Recht vereinbar ist. 

Das FG Köln hatte dem EuGH mit Vorlagebeschlüssen vom 08.07.2016 (2 K 

2995/12, C-504/16) und vom 31.08.2016 (2 K 721/13, C-613/16) die Frage nach 

der Vereinbarkeit des § 50d Abs. 3 EStG 2007 mit EU-Recht zur Vorabentschei-

dung vorgelegt. Die Bedenken des FG Köln beziehen sich zum einen auf eine 

etwaige Beschränkung der europäischen Niederlassungsfreiheit, zum anderen 

auf einen möglichen Verstoß gegen die Mutter-Tochter-Richtlinie. 

Nach § 50d Abs. 3 EStG 2007 hat eine ausländische Gesellschaft keinen An-

spruch auf völlige oder teilweise Entlastung von Quellensteuer aufgrund einer 

Richtlinie oder eines DBA, soweit Personen an ihr beteiligt sind, denen die Erstat-

tung oder Freistellung nicht zustände, wenn sie die Einkünfte unmittelbar erziel-

ten. Dies gilt nur dann nicht, wenn u.a. folgende Bedingungen kumulativ erfüllt 

sind: (1) für die Zwischenschaltung der ausländischen Gesellschaft mussten wirt-

schaftliche oder sonst beachtliche Gründe vorliegen; (2) die ausländische Gesell-

schaft musste mindestens 10 % ihrer gesamten Bruttoerträge des betreffenden 

Wirtschaftsjahres aus eigener Wirtschaftstätigkeit erzielen und (3) die ausländi-

sche Gesellschaft musste mit einem für ihren Geschäftszweck angemessenen 

eingerichteten Geschäftsbetrieb am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr teil-

nehmen. 
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In beiden Vorlagefällen ging es um die Entlastung von Kapitalertragsteuer auf 

von inländischen Kapitalgesellschaften bezogene Gewinnausschüttungen nach 

Art. 5 der Mutter-Tochter-Richtlinie. Die Klägerin im Fall C-613/16 (Deister Hol-

ding), eine in den Niederlanden ansässige Kapitalgesellschaft, war an einer deut-

schen, operativ tätigen GmbH mit 26,5 % beteiligt. Ihr Alleingesellschafter war ei-

ne in Deutschland ansässige, natürliche Person. Zwar verfügte die Klägerin über 

eigene Büroräume und Personal, übte jedoch als reine Holdinggesellschaft keine 

eigene Wirtschaftstätigkeit i.S.d. § 50d Abs. 3 EStG 2007 aus. Die Klägerin im 

Fall C-613/16 (Juhler Holding), eine in Dänemark ansässige zu 100 % an einer 

deutschen Tochter-GmbH beteiligte Holding, ist selbst an zahlreichen europäi-

schen Tochtergesellschaften beteiligt. Bei ihr sind keine Arbeitnehmer beschäf-

tigt, sie verfügt auch über keine Geschäftsräume, war aber mit Kontrollaufgaben 

im Konzern betraut. 

Nach dem Urteil des EuGH verletzt § 50d Abs. 3 EStG 2007 die Mutter-Tochter-

Richtlinie. Art. 5 Abs. 1 der Mutter-Tochter-Richtlinie stelle zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung das grundsätzliche Verbot auf, von einer in einem Mitglied-

staat niedergelassenen Tochtergesellschaft an ihre in einem anderen Mitglied-

staat niedergelassene Muttergesellschaft ausgeschüttete Gewinne einem Steu-

erabzug an der Quelle zu unterwerfen. Die Mitgliedstaaten könnten nicht einseitig 

restriktive Maßnahmen einführen und den in Art. 5 Abs. 1 vorgesehenen An-

spruch auf Quellensteuerbefreiung von diversen Bedingungen abhängig machen. 

Nach Art. 1 Abs. 2 der Mutter-Tochter-Richtlinie werde den Mitgliedstaaten als 

eng auszulegende Ausnahme lediglich die Möglichkeit eingeräumt, einzelstaatli-

che oder vertragliche Bestimmungen zur Verhinderung von Steuerhinterziehun-

gen und Missbräuchen anzuwenden. Solche Maßnahmen müssten jedoch geeig-

net sein, dieses Ziel zu erreichen, und dürfen auch nicht über das dazu Erforder-

liche hinausgehen. 

Die im Ausgangsverfahren streitige Vorschrift bezwecke allerdings nicht speziell, 

von der Inanspruchnahme eines Steuervorteils rein künstliche Konstruktionen 

auszuschließen, die auf die ungerechtfertigte Nutzung dieses Vorteils ausgerich-

tet sind, sondern erfasse generell jede Situation, in der Personen an einer ge-

bietsfremden Muttergesellschaft beteiligt sind, denen eine solche Befreiung nicht 

zustände, wenn sie die Gewinnausschüttungen unmittelbar bezögen. Bei der Prü-

fung, ob ein Vorgang Steuerhinterziehung und Missbrauch als Beweggrund hat, 

müssen die zuständigen nationalen Behörden den Vorgang als Ganzes individu-

ell prüfen. Eine generelle Steuervorschrift, mit der bestimmte Gruppen von Steu-

erpflichtigen automatisch vom Steuervorteil ausgenommen werden, ohne dass 

die Steuerbehörde auch nur einen Anfangsbeweis oder ein Indiz für die Steuer-

hinterziehung oder den Missbrauch beizubringen hätte, ginge über das zur Ver-

hinderung von Steuerhinterziehungen und Missbräuchen Erforderliche hinaus. 

Schließlich hält der EuGH auch die drei Substanzanforderungen, ob einzeln oder 

zusammen betrachtet, für nicht geeignet, einen Missbrauch der Mutter-Tochter-

Richtlinie zu begründen. Hinsichtlich der Anforderung an eine eigene wirtschaftli-

che Tätigkeit weist der EuGH darauf hin, dass die Richtlinie keine Anforderungen 

an die Tätigkeit der Muttergesellschaft und die Höhe ihrer Einnahmen aufstellt. 
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Zudem erzeuge § 50d Abs. 3 EStG 2007 nach dem Urteil des EuGH eine Un-

gleichbehandlung, die per se geeignet sei, eine gebietsfremde Muttergesellschaft 

davon abzuhalten, in Deutschland durch eine dort niedergelassene Tochterge-

sellschaft wirtschaftlich tätig zu werden (Niederlassungsfreiheit). Eine Rechtferti-

gungsgrund dafür konnten die Richter nicht erkennen. 

Hinweis: Das FG Köln bestätigte mit einem weiteren Beschluss vom 17.05.2017 

(2 K 773/16; EuGH, C-440/17) seine Zweifel auch für die seit dem 01.01.2012 

geltende Fassung des § 50d Abs. 3 EStG. Die deutlich entschärfte Regelung des 

§ 50d Abs. 3 EStG führt mit Wirkung zum 01.01.2012 zu einer quotalen Versa-

gung der Entlastung, soweit sog. schädliche Erträge vorliegen. Die Vorschrift 

knüpft aber wiederum an die Kriterien „Erträge aus eigener Wirtschaftstätigkeit“ 

bzw. die Gründe für die Einschaltung der ausländischen Gesellschaft und das 

Vorhandensein eines angemessenen Geschäftsbetriebs an. Vor dem Hintergrund 

der nun vorliegenden Entscheidung zu § 50d Abs. 3 EStG 2007 könnte auch die  

aktuelle Fassung von § 50d Abs. 3 EStG gegen EU-Recht verstoßen. Dies hat 

der EuGH noch zu entscheiden. 

 

BFH: Verzögerte Registereintragung eines Gewinnabführungsvertrags 

Der BFH hatte im Urteil vom 23.08.2017 (I R 80/15) darüber zu entscheiden, ob 

eine sachliche Unbilligkeit vorliegen kann, wenn eine körperschaftsteuerrechtli-

che Organschaft infolge einer verzögerten Eintragung des Gewinnabführungsver-

trags in das Handelsregister erst in dem auf das Jahr der Handelsregisteranmel-

dung folgenden Jahr steuerlich wirksam wird.  

In dem zugrunde liegenden Sachverhalt schloss die Klägerin, eine GmbH, am 

18.03.2006 mit ihrer – zu diesem Zeitpunkt – alleinigen Gesellschafterin, der A-

GmbH als Organträgerin, einen Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag 

(BGAV). Darin wurde vereinbart, dass die Verpflichtung zur Gewinnabführung 

erstmals für das Geschäftsjahr 2006 gelten soll. Der BGAV wurde mit notariell 

beglaubigter Registeranmeldung vom 18.09.2006 zur Eintragung in das Handels-

register beim zuständigen Amtsgericht angemeldet. Die Anmeldung ging dort am 

24.10.2006 ein. Die Eintragung des BGAVs in das Handelsregister erfolgte – auf-

grund einer Verkettung verschiedener Umstände – erst am 26.01.2007. Am 

14.06.2007 wurde zwischen der A-GmbH und der Klägerin eine Nachtragsver-

einbarung zum Gewinnabführungsvertrag geschlossen, in der die Mindestlaufzeit 

des Vertrags bis zum 31.12.2011, 24 Uhr, festgelegt wurde. Die Änderung wurde 

am 01.08.2007 in das Handelsregister eingetragen. 

Das Finanzamt behandelte die von der Klägerin in 2006 erklärte Gewinnabfüh-

rung als vGA und setzte gegenüber der Klägerin entsprechend Körperschaftsteu-

er fest. Die nach erfolglosem Einspruch erhobene Klage wurde vom FG Baden-

Württemberg als unbegründet abgewiesen. Bereits am 29.08.2008 hatte die Klä-

gerin beim Finanzamt den Antrag gestellt, die Körperschaftsteuerfestsetzung we-

gen Unbilligkeit aufzuheben. Dieser Antrag wurde seitens des Finanzamts abge-

lehnt. Einspruch und Klage blieben ohne Erfolg. 
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Nunmehr hat der BFH das Urteil des Finanzgerichts bestätigt, wonach das Fi-

nanzamt nicht verpflichtet sei, die Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeit-

raum 2006 aus Billigkeitsgründen auf € 0 festzusetzen. Die Festsetzung einer 

Steuer wäre aus – im Streitfall allein streitigen – sachlichen Gründen nur dann 

unbillig gewesen, wenn sie zwar dem Wortlaut des Gesetzes entsprochen hätte, 

aber den Wertungen des Gesetzes zuwiderlaufe. Voraussetzung hierfür sei, dass 

der Gesetzgeber die Grundlagen für die Steuerfestsetzung anders als tatsächlich 

geschehen geregelt hätte, wenn er die zu beurteilende Frage als regelungsbe-

dürftig erkannt hätte. Eine für den Steuerpflichtigen ungünstige Rechtsfolge, die 

der Gesetzgeber bewusst angeordnet oder in Kauf genommen habe, rechtfertige 

dagegen keine Billigkeitsmaßnahme.  

Der klare Wortlaut von § 17 S. 1, § 14 Abs. 1 S. 2 KStG 2002 bestimme, dass ei-

ne Zurechnung des Einkommens einer Organgesellschaft erstmalig für das Ka-

lenderjahr erfolgt, in dem das Wirtschaftsjahr der Organgesellschaft endet, in 

dem der Gewinnabführungsvertrag wirksam wird, d.h. mit Zeitpunkt der Eintra-

gung des Gewinnabführungsvertrags in das Handelsregister. Nur dies entspreche 

offensichtlich dem Willen des Gesetzgebers. Bewusst habe er die Wirkungen und 

Umstände des jeweiligen Einzelfalls – im Rahmen einer verfassungsrechtsrecht-

lich zulässigen Typisierungsbefugnis – unberücksichtigt gelassen und allein auf 

die Registereintragung abgestellt. Der für eine sachliche Billigkeitsmaßnahme er-

forderliche Gesetzesüberhang über die Wertungen des Gesetzgebers liege damit 

– auch bei einer verzögerten Bearbeitung des Eintragungsantrags durch eine an-

dere Behörde, wie hier dem Registergericht – nicht vor. 

BFH: Insolvenzbedingter Ausfall einer privaten Darlehensforderung als Ver-

lust bei den Einkünften aus Kapitalvermögen 

Der endgültige Ausfall einer Kapitalforderung führt nach Einführung der Abgel-

tungsteuer zu einem steuerlich anzuerkennenden Verlust in der privaten Vermö-

genssphäre. Dies hat der BFH mit Urteil vom 24.10.2017 (VIII R 13/15) für den 

Fall der Insolvenzeröffnung beim Darlehensnehmer zu Einkünften aus Kapital-

vermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG entschieden. 

Im Urteilsfall gewährte der Kläger einem Dritten in 2010 ein verzinsliches Darle-

hen. Seit August 2011 erfolgten keine Rückzahlungen mehr. Über das Vermögen 

des Darlehensnehmers wurde das Insolvenzverfahren eröffnet. Der Kläger mel-

dete die noch offene Darlehensforderung zur Insolvenztabelle an und machte den 

Ausfall der Darlehensforderung als Verlust bei den Einkünften aus Kapitalvermö-

gen geltend. Dem folgten Finanzamt und Finanzgericht nicht. 

Die Revision hiergegen hatte Erfolg. Der BFH hob das finanzgerichtliche Urteil 

auf und verwies die Sache an das Finanzgericht zurück. Mit der Einführung der 

Abgeltungsteuer seit 2009 soll eine vollständige steuerrechtliche Erfassung aller 

Wertveränderungen im Zusammenhang mit Kapitalanlagen erreicht werden. Da-

mit wird die traditionelle Trennung von Vermögens- und Ertragsebene für Ein-

künfte aus Kapitalvermögen aufgegeben. In der Folge dieses Paradigmenwech-

sels führt der endgültige Ausfall einer Kapitalforderung i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 7 

EStG zu einem gemäß § 20 Abs. 2 S. 1 Nr. 7, S. 2, Abs. 4 EStG steuerlich zu be-

rücksichtigenden Verlust. Insoweit ist nunmehr eine Rückzahlung der Kapitalfor-
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derung, die – ohne Berücksichtigung der in § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG gesondert er-

fassten Zinszahlungen – unter dem Nennwert des hingegebenen Darlehens 

bleibt, dem Verlust bei der Veräußerung der Forderung gleichzustellen. 

Wie die Veräußerung ist nach dem Urteil des BFH auch die Rückzahlung ein 

Tatbestand der Endbesteuerung. Danach liegt ein steuerbarer Verlust aufgrund 

eines Forderungsausfalls erst dann vor, wenn endgültig feststeht, dass (über be-

reits gezahlte Beträge hinaus) keine (weiteren) Rückzahlungen (mehr) erfolgen 

werden. Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 

Schuldners reicht hierfür in der Regel nicht aus. Etwas anderes gilt, wenn die Er-

öffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder aus ande-

ren Gründen feststeht, dass keine Rückzahlung mehr zu erwarten ist. Hierzu hat 

das Finanzgericht in einem zweiten Rechtsgang weitere Feststellungen zu tref-

fen. 

Inwieweit diese Grundsätze auch für einen Forderungsverzicht oder etwa den 

Verlust aus der Auflösung einer Kapitalgesellschaft gelten, hatte der BFH nicht zu 

entscheiden. Auch in diesem Bereich dürfte jedoch die mit der Abgeltungsteuer 

eingeführte Quellenbesteuerung die traditionelle Beurteilung von Verlusten beein-

flussen. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 15.12.2017 

Aktenzeichen Datum Stichwort 

C‑382/16 14.12.2017 
Vorlage zur Vorabentscheidung – Niederlassungsfreiheit – Direkte Steuern – 
Anwendung von Transferpreisen auf Geschäfte zwischen gebietsansässigen 
und gebietsfremden Gesellschaften 

 

 

Alle am 20.12.2017 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

I R 80/15 23.08.2017 Organschaft: Keine sachliche Unbilligkeit bei verzögerter Registereintragung 

I R 87/15 19.07.2017 
Unionsrechtlicher Prüfungsmaßstab für § 8b Abs. 6 Nr. 1 KStG 1999 a.F. bei 
Steuerfreistellung nach DBA 

VI R 53/15 04.10.2017 Aufforderung zur Abgabe einer Steuererklärung; Verjährungsfrist 

VII R 40/16 26.09.2017 
Geschäftsführerhaftung für Einfuhrumsatzsteuer nach Bestellung eines vorläu-
figen Insolvenzverwalters - Grundsatz der anteiligen Tilgung 

VIII R 13/15 24.10.2017 
Insolvenzbedingter Ausfall einer privaten Darlehensforderung als Verlust bei 
den Einkünften aus Kapitalvermögen  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 77/17 vom 20.12.2017 

X K 3-7/16 12.07.2017 
Entschädigungsklage: Wahrung der Klagefrist, Bestimmtheit des Zahlungsan-
trags auf Geldentschädigung 

 

 

Alle am 20.12.2017 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

IV R 17/15 28.09.2017 
Einspruchsbefugnis eines Gesellschafters bei Streit über die Höhe eines Ent-
nahmegewinns 

I B 126/16 23.08.2017 Hinterlegungsfrist für Tatbestand und Entscheidungsgründe 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d0f130d514a30d8ebd7648f48b26acc8cd08bd72.e34KaxiLc3eQc40LaxqMbN4PaNmLe0?text=&docid=197855&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1099443
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35330&pos=0&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35331&pos=1&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35332&pos=2&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35333&pos=3&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35334&pos=4&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35328&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35335&pos=5&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35336&pos=6&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35337&pos=7&anz=65
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Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

IV R 51/15 28.09.2017 
Berücksichtigung von Anschaffungskosten eines Oberpersonengesellschafters 
für den Erwerb des Anteils nach Umwandlung der Unterpersonengesellschaft 

X S 9/17 (PKH
) 

19.10.2017 
Frist zum Nachweis der Mittellosigkeit bei PKH für eine erhobene oder noch zu 
erhebende Entschädigungsklage 

VI R 5/16 04.10.2017 Regelmäßige Arbeitsstätte eines Klärwärters der Stadtbetriebe 

VII B 148/17 26.09.2017 Erhebung der Milchabgabe nach der VO (EG) Nr. 1234/2007 

VIII R 13/16 29.08.2017 
Einordnung von Einkünften aus einem Schneeballsystem zu einer ausländi-
schen Kapitalgesellschaft 

 

 

Alle bis zum 22.12.2017 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Datum 

 

Stichwort 

III C 3 - S 
7155-
a/17/10001 

22.12.2017 
Steuerfreie Umsätze für die Luftfahrt  
 (§ 4 Nr. 2, § 8 Abs. 2 UStG; Abschnitt 8.2 UStAE) 

IV C 1 - S 
2405/0 :008 

19.12.2017 
Einzelfragen zur Abgeltungsteuer; Ergänzung des BMF-Schreiben vom 18. 
Januar 2016 (BStBl I S. 85); Beschränkung der Abstandnahme vom Kapitaler-
tragsteuerabzug bei Vorlage eines Feststellungsbescheides nach § 60a AO 

III C 3 - S 
7103-
a/15/10001 

14.12.2017 
Umsatzsteuer; Grenzüberschreitende Warenlieferungen in ein inländisches 
sog. Konsignationslager; BFH-Urteile vom 20. Oktober 2016, V R 31/15, und 
vom 16. November 2016, V R 1/16 

 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35338&pos=8&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35339&pos=9&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35339&pos=9&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35340&pos=10&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35341&pos=11&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=35342&pos=12&anz=65
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2017-12-22-steuerfreie-umsaetze-luftfahrt.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2017-12-22-steuerfreie-umsaetze-luftfahrt.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2017-12-22-steuerfreie-umsaetze-luftfahrt.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Abgeltungsteuer/2017-12-19-Abgeltungsteuer-Abstandnahme-Steuerabzug.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Abgeltungsteuer/2017-12-19-Abgeltungsteuer-Abstandnahme-Steuerabzug.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-12-14-grenzueberschreitende-warenlieferungen-in-ein-inlaenisches-sog-konsignationslager-verlaengerung.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-12-14-grenzueberschreitende-warenlieferungen-in-ein-inlaenisches-sog-konsignationslager-verlaengerung.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-12-14-grenzueberschreitende-warenlieferungen-in-ein-inlaenisches-sog-konsignationslager-verlaengerung.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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FOREWORD


This is the tenth edition of the condensed version of the publication entitled Model Tax


Convention on Income and on Capital, first published in 1992 and periodically updated


since then.


This condensed version includes the text of the Model Tax Convention as it read on


21 November 2017 after the adoption of the tenth update by the Council of the OECD.


Historical notes included in Volume I of the full version and the background reports


that are included in Volume II of the full version have not been reproduced in this


version.
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INTRODUCTION


1. International juridical double taxation can be generally defined as the


imposition of comparable taxes in two (or more) States on the same taxpayer in


respect of the same subject matter and for identical periods. Its harmful effects


on the exchange of goods and services and movements of capital, technology and


persons are so well known that it is scarcely necessary to stress the importance of


removing the obstacles that double taxation presents to the development of


economic relations between countries.


2. It has long been recognised among the member countries of the Organisation for


Economic Co-operation and Development that it is desirable to clarify, standardise,


and confirm the fiscal situation of taxpayers who are engaged in commercial,


industrial, financial, or any other activities in other countries through the application


by all countries of common solutions to identical cases of double taxation. These


countries have also long recognised the need to improve administrative co-operation


in tax matters, notably through exchange of information and assistance in collection


of taxes, for the purpose of preventing tax evasion and avoidance.


3. These are the main purposes of the OECD Model Tax Convention on Income


and on Capital, which provides a means of settling on a uniform basis the most


common problems that arise in the field of international juridical double taxation.


As recommended by the Council of the OECD,1 member countries, when


concluding or revising bilateral conventions, should conform to this Model


Convention as interpreted by the Commentaries thereon and having regard to the


reservations contained therein and their tax authorities should follow these


Commentaries, as modified from time to time and subject to their observations


thereon, when applying and interpreting the provisions of their bilateral tax


conventions that are based on the Model Convention.


A. Historical background


4. Progress had already been made towards the elimination of double


taxation through bilateral conventions or unilateral measures when the Council


of the Organisation for European Economic Co-operation (OEEC) adopted its first


Recommendation concerning double taxation on 25 February 1955. At that time, 70


bilateral general conventions had been signed between countries that are now


members of the OECD. This was to a large extent due to the work commenced in


1921 by the League of Nations. This work led to the drawing up in 1928 of the first


model bilateral convention and, finally, to the Model Conventions of Mexico (1943)


and London (1946), the principles of which were followed with certain variants in


many of the bilateral conventions concluded or revised during the following


decade. Neither of these Model Conventions, however, was fully and unanimously


1 See Annex.
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accepted. Moreover, in respect of several essential questions, they presented


considerable dissimilarities and certain gaps.


5. The increasing economic interdependence and co-operation of the member


countries of the OEEC in the post-war period showed increasingly clearly the importance


of measures for preventing international double taxation. The need was recognised for


extending the network of bilateral tax conventions to all member countries of the OEEC,


and subsequently of the OECD, several of which had so far concluded only very few


conventions and some none at all. At the same time, harmonization of these


conventions in accordance with uniform principles, definitions, rules, and methods, and


agreement on a common interpretation, became increasingly desirable.


6. It was against this new background that the Fiscal Committee set to work in 1956


to establish a draft convention that would effectively resolve the double taxation


problems existing between OECD member countries and that would be acceptable to


all member countries. From 1958 to 1961, the Fiscal Committee prepared four interim


Reports, before submitting in 1963 its final Report entitled Draft Double Taxation


Convention on Income and Capital.1 The Council of the OECD adopted, on 30 July 1963, a


Recommendation concerning the avoidance of double taxation and called upon the


Governments of member countries, when concluding or revising bilateral conventions


between them, to conform to that Draft Convention.


7. The Fiscal Committee of the OECD had envisaged, when presenting its Report in


1963, that the Draft Convention might be revised at a later stage following further


study. Such a revision was also needed to take account of the experience gained by


member countries in the negotiation and practical application of bilateral conventions,


of changes in the tax systems of member countries, of the increase in international


fiscal relations, and of the development of new sectors of business activity and the


emergence of new complex business organisations at the international level. For all


these reasons, the Fiscal Committee and, after 1971, its successor the Committee on


Fiscal Affairs, undertook the revision of the 1963 Draft Convention and of the


commentaries thereon. This resulted in the publication in 1977 of a new Model


Convention and Commentaries.2


8. The factors that had led to the revision of the 1963 Draft Convention continued to


exert their influence and, in many ways, the pressure to update and adapt the Model


Convention to changing economic conditions progressively increased. New


technologies were developed and, at the same time, there were fundamental changes


taking place in the ways in which cross-borders transactions were undertaken.


Methods of tax avoidance and evasion became more sophisticated. The globalisation


and liberalisation of OECD economies also accelerated rapidly in the 1980s.


Consequently, in the course of its regular work programme, the Committee on Fiscal


Affairs and, in particular, its Working Party No. 1, continued after 1977 to examine


1 Draft Double Taxation Convention on Income and Capital, OECD, Paris, 1963.


2 Model Double Taxation Convention on Income and on Capital, OECD, Paris, 1977.
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various issues directly or indirectly related to the 1977 Model Convention. This work


resulted in a number of reports, some of which recommended amendments to the


Model Convention and its Commentaries.1


9. In 1991, recognizing that the revision of the Model Convention and the


Commentaries had become an ongoing process, the Committee on Fiscal Affairs


adopted the concept of an ambulatory Model Convention providing periodic and more


timely updates and amendments without waiting for a complete revision. It was


therefore decided to publish a revised updated version of the Model Convention which


would take into account the work done since 1977 by integrating many of the


recommendations made in the above-mentioned reports.


10. Because the influence of the Model Convention had extended far beyond the OECD


member countries, the Committee also decided that the revision process should be


opened up to benefit from the input of non-member countries, other international


organisations and other interested parties. It was felt that such outside contributions


would assist the Committee on Fiscal Affairs in its continuing task of updating the Model


Convention to conform with the evolution of international tax rules and principles.


11. This led to the publication in 1992 of the Model Convention in a loose-leaf format.


Unlike the 1963 Draft Convention and the 1977 Model Convention, the revised Model


was not the culmination of a comprehensive revision, but rather the first step of an


ongoing revision process intended to produce periodic updates and thereby ensure


that the Model Convention continues to reflect accurately the views of member


countries at any point in time.


11.1 Through one of these updates, produced in 1997, the positions of a number of


non-member countries on the Model Convention were added in a second volume in


recognition of the growing influence of the Model Convention outside the OECD


countries (see below). At the same time, reprints of a number of previous reports of the


Committee which had resulted in changes to the Model Convention were also added.


11.2 Since the publication of the first ambulatory version in 1992, the Model Convention


was updated 10 times (in 1994, 1995, 1997, 2000, 2002, 2005, 2008, 2010, 2014 and 2017). The


last such update, which was adopted in 2017, included a large number of changes resulting


from the OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) Project and, in particular, from


the final reports on Actions 2, 6, 7 and 142 produced as part of that project.


1 A number of these reports were published and appear in Volume II of the full version of the
OECD Model Tax Convention.


2 OECD (2015), Neutralising the Effects of Hybrid Mismatch Arrangements, Action 2 - 2015 Final
Report, OECD Publishing, Paris, DOI: http://dx.doi.org/10.1787/9789264241138-en; OECD (2015),
Preventing the Granting of Treaty Benefits in Inappropriate Circumstances, Action 6 - 2015 Final
Report, OECD Publishing, Paris, DOI: http://dx.doi.org/10.1787/9789264241695-en;
OECD (2015), Preventing the Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status, Action 7 -
2015 Final Report, OECD Publishing, Paris, DOI: http://dx.doi.org/10.1787/9789264241220-en;
OECD (2015), Making Dispute Resolution Mechanisms More Effective, Action 14 - 2015 Final
Report, OECD Publishing, Paris, DOI: http://dx.doi.org/10.1787/9789264241633-en.
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B. Influence of the OECD Model Convention


12. Since 1963, the OECD Model Convention has had wide repercussions on the


negotiation, application, and interpretation of tax conventions.


13. First, OECD member countries have largely conformed to the Model Convention


when concluding or revising bilateral conventions. The progress made towards


eliminating double taxation between member countries can be measured by the


increasing number of conventions concluded or revised since 1957 in accordance with


the Recommendations of the Council of the OECD. But the importance of the Model


Convention should be measured not only by the number of conventions concluded


between member countries but also by the fact that, in accordance with the


Recommendations of the Council of the OECD, these conventions follow the pattern


and, in most cases, the main provisions of the Model Convention. The existence of the


Model Convention has facilitated bilateral negotiations between OECD member


countries and made possible a desirable harmonization between their bilateral


conventions for the benefit of both taxpayers and national administrations.


14. Second, the impact of the Model Convention has extended far beyond the OECD


area. It has been used as a basic document of reference in negotiations between


member and non-member countries and even between non-member countries, as well


as in the work of other worldwide or regional international organisations in the field of


double taxation and related problems. Most notably, it has been used as the basis for


the original drafting and the subsequent revision of the United Nations Model Double


Taxation Convention between Developed and Developing Countries,1 which reproduces a


significant part of the provisions and Commentaries of the OECD Model Convention. It


is in recognition of this growing influence of the Model Convention in non-member


countries that it was agreed, in 1997, to add to the Model Convention the positions of a


number of these countries on its provisions and Commentaries.


15. Third, the worldwide recognition of the provisions of the Model Convention and


their incorporation into a majority of bilateral conventions have helped make the


Commentaries on the provisions of the Model Convention a widely-accepted guide to


the interpretation and application of the provisions of existing bilateral conventions.


This has facilitated the interpretation and the enforcement of these bilateral


conventions along common lines. As the network of tax conventions continues to


expand, the importance of such a generally accepted guide becomes all the greater.


C. Tax policy considerations that are relevant to the decision of
whether to enter into a tax treaty or amend an existing
treaty


15.1 In 1997, the OECD Council adopted a recommendation that the Governments of


member countries pursue their efforts to conclude bilateral tax treaties with those


1 United Nations Model Double Taxation Convention between Developed and Developing Countries,
United Nations Publications, New York, first edition 1980, third edition 2011.
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member countries, and where appropriate with non-member countries, with which


they had not yet entered into such conventions. Whilst the question of whether or not


to enter into a tax treaty with another country is for each State to decide on the basis


of different factors, which include both tax and non-tax considerations, tax policy


considerations will generally play a key role in that decision. The following paragraphs


describe some of these tax policy considerations, which are relevant not only to the


question of whether a treaty should be concluded with a State but also to the question


of whether a State should seek to modify or replace an existing treaty or even, as a last


resort, terminate a treaty (taking into account the fact that termination of a treaty


often has a negative impact on large number of taxpayers who are not concerned by


the situations that result in the termination of the treaty).


15.2 Since a main objective of tax treaties is the avoidance of double taxation in order


to reduce tax obstacles to cross-border services, trade and investment, the existence of


risks of double taxation resulting from the interaction of the tax systems of the two


States involved will be the primary tax policy concern. Such risks of double taxation


will generally be more important where there is a significant level of existing or


projected cross-border trade and investment between two States. Most of the


provisions of tax treaties seek to alleviate double taxation by allocating taxing rights


between the two States and it is assumed that where a State accepts treaty provisions


that restrict its right to tax elements of income, it generally does so on the


understanding that these elements of income are taxable in the other State. Where a


State levies no or low income taxes, other States should consider whether there are


risks of double taxation that would justify, by themselves, a tax treaty. States should


also consider whether there are elements of another State’s tax system that could


increase the risk of non-taxation, which may include tax advantages that are ring-


fenced from the domestic economy.


15.3 Accordingly, two States that consider entering into a tax treaty should evaluate


the extent to which the risk of double taxation actually exists in cross-border


situations involving their residents. A large number of cases of residence-source


juridical double taxation can be eliminated through domestic provisions for the relief


of double taxation (ordinarily in the form of either the exemption or credit method)


which operate without the need for tax treaties. Whilst these domestic provisions will


likely address most forms of residence-source juridical double taxation, they will not


cover all cases of double taxation, especially if there are significant differences in the


source rules of the two States or if the domestic law of these States does not allow for


unilateral relief of economic double taxation (e.g. in the case of a transfer pricing


adjustment made in another State).


15.4 Another tax policy consideration that is relevant to the conclusion of a tax treaty


is the risk of excessive taxation that may result from high withholding taxes in the


source State. Whilst mechanisms for the relief of double taxation will normally ensure


that such high withholding taxes do not result in double taxation, to the extent that


such taxes levied in the State of source exceed the amount of tax normally levied on
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profits in the State of residence, they may have a detrimental effect on cross-border


trade and investment.


15.5 Further tax considerations that should be taken into account when considering


entering into a tax treaty include the various features of tax treaties that encourage


and foster economic ties between countries, such as the protection from


discriminatory tax treatment of foreign investment that is offered by the non-


discrimination rules of Article 24, the greater certainty of tax treatment for taxpayers


who are entitled to benefit from the treaty and the fact that tax treaties provide,


through the mutual agreement procedure, together with the possibility for Contracting


States of moving to arbitration, a mechanism for the resolution of cross-border tax


disputes.


15.6 An important objective of tax treaties being the prevention of tax avoidance and


evasion, States should also consider whether their prospective treaty partners are


willing and able to implement effectively the provisions of tax treaties concerning


administrative assistance, such as the ability to exchange tax information, this being a


key aspect that should be taken into account when deciding whether or not to enter


into a tax treaty. The ability and willingness of a State to provide assistance in the


collection of taxes would also be a relevant factor to take into account. It should be


noted, however, that in the absence of any actual risk of double taxation, these


administrative provisions would not, by themselves, provide a sufficient tax policy


basis for the existence of a tax treaty because such administrative assistance could be


secured through more targeted alternative agreements, such as the conclusion of a tax


information exchange agreement or the participation in the Multilateral Convention


on Mutual Administrative Assistance in Tax Matters.1


D. Presentation of the Model Convention


Title of the Model Convention


16. In both the 1963 Draft Convention and the 1977 Model Convention, the title of the


Model Convention included a reference to the elimination of double taxation. In


recognition of the fact that the Model Convention does not deal exclusively with the


elimination of double taxation but also addresses other issues, such as the prevention


of tax evasion and avoidance as well as non-discrimination, it was decided, in 1992, to


use a shorter title which did not include this reference. This change was made both on


the cover page of this publication and in the Model Convention itself. However, it was


understood that the practice of many member countries was still to include in the title


a reference to either the elimination of double taxation or to both the elimination of


double taxation and the prevention of fiscal evasion since both approaches


emphasised these important purposes of the Convention.


1 Available at http://www.oecd.org/ctp/exchange-of-tax-information/ENG-Amended-
Convention.pdf.
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16.1 As a result of work undertaken as part of the OECD/G20 Base Erosion and Profit


Shifting Project, in 2014 the Committee decided to amend the title of the Convention


and to include a preamble. The changes made expressly recognise that the purposes of


the Convention are not limited to the elimination of double taxation and that the


Contracting States do not intend the provisions of the Convention to create


opportunities for non-taxation or reduced taxation through tax evasion and avoidance.


Given the particular base erosion and profit shifting concerns arising from treaty-


shopping arrangements, it was also decided to refer expressly to such arrangements as


one example of tax avoidance that should not result from tax treaties, it being


understood that this was only one example of tax avoidance that the Contracting


States intend to prevent.


16.2 Since the title and preamble form part of the context of the Convention1 and


constitute a general statement of the object and purpose of the Convention, they


should play an important role in the interpretation of the provisions of the Convention.


According to the general rule of treaty interpretation contained in Article 31(1) of the


Vienna Convention on the Law of Treaties, “[a] treaty shall be interpreted in good faith in


accordance with the ordinary meaning to be given to the terms of the treaty in their


context and in the light of its object and purpose.”


Broad lines of the Model Convention


17. The Model Convention first describes its scope (Chapter I) and defines some terms


(Chapter II). The main part is made up of Chapters III to V, which settle to what extent


each of the two Contracting States may tax income and capital and how international


juridical double taxation is to be eliminated. Then follow the Special Provisions


(Chapter VI) and the Final Provisions (entry into force and termination, Chapter VII).


Scope and definitions


18. The Convention applies to all persons who are residents of one or both of the


Contracting States (Article 1). It deals with taxes on income and on capital, which are


described in a general way in Article 2. In Chapter II, some terms used in more than


one Article of the Convention are defined. Other terms such as “dividends”, “interest”,


“royalties” and “immovable property” are defined in the Articles that deal with these


matters.


Taxation of income and capital


19. For the purpose of eliminating double taxation, the Convention establishes two


categories of rules. First, Articles 6 to 21 determine, with regard to different classes of


income, the respective rights to tax of the State of source or situs and of the State of


residence, and Article 22 does the same with regard to capital. In the case of a number


of items of income and capital, an exclusive right to tax is conferred on one of the


1 See Art. 31(2) of the Vienna Convention on the Law of Treaties.
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Contracting States. The other Contracting State is thereby prevented from taxing those


items and double taxation is avoided. As a rule, this exclusive right to tax is conferred


on the State of residence. In the case of other items of income and capital, the right to


tax is not an exclusive one. As regards two classes of income (dividends and interest),


although both States are given the right to tax, the amount of tax that may be imposed


in the State of source is limited. Second, insofar as these provisions confer on the State


of source or situs a full or limited right to tax, the State of residence must allow relief so


as to avoid double taxation; this is the purpose of Articles 23 A and 23 B. The


Convention leaves it to the Contracting States to choose between two methods of relief,


i.e. the exemption method and the credit method.


20. Income and capital may be classified into three classes, depending on the


treatment applicable to each class in the State of source or situs:


— income and capital that may be taxed without any limitation in the State of


source or situs,


— income that may be subjected to limited taxation in the State of source, and


— income and capital that may not be taxed in the State of source or situs.


21. The following are the classes of income and capital that may be taxed without


any limitation in the State of source or situs:


— income from immovable property situated in that State (including income from


agriculture or forestry), gains from the alienation of such property, and capital


representing it (Article 6 and paragraph 1 of Articles 13 and 22) as well as gains


from the alienation of shares deriving more than 50 per cent of their value from


such property (paragraph 4 of Article 13);


— profits of a permanent establishment situated in that State, gains from the


alienation of such a permanent establishment, and capital representing movable


property forming part of the business property of such a permanent


establishment (Article 7 and paragraph 2 of Articles 13 and 22); an exception is


made, however, if the permanent establishment is maintained for the purposes


of international shipping and international air transport (see paragraph 23


below);


— income from the activities of entertainers and sportspersons exercised in that


State, irrespective of whether such income accrues to the artiste or sportsman


himself or to another person (Article 17);


— directors’ fees paid by a company that is a resident of that State (Article 16);


— remuneration in respect of an employment in the private sector, exercised in that


State, unless the employee is present therein for a period not exceeding 183 days


in any twelve month period commencing or ending in the fiscal year concerned


and certain conditions are met;


— subject to certain conditions, remuneration and pensions paid in respect


of government service (Article 19).


22. The following are the classes of income that may be subjected to limited taxation


in the State of source:
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— dividends: provided the holding in respect of which the dividends are paid is not


effectively connected with a permanent establishment in the State of source,


that State must limit its tax to 5 per cent of the gross amount of the dividends,


where the beneficial owner is a company that holds directly, during a 365-day


period, at least 25 per cent of the capital of the company paying the dividends,


and to 15 per cent of their gross amount in other cases (Article 10);


— interest: subject to the same proviso as in the case of dividends, the State of


source must limit its tax to 10 per cent of the gross amount of the interest, except


for any interest in excess of a normal amount (Article 11).


23. Other items of income or capital may not be taxed in the State of source or situs;


as a rule they are taxable only in the State of residence of the taxpayer. This applies, for


example, to royalties (Article 12), gains from the alienation of shares or securities


(paragraph 5 of Article 13, subject to the exception of paragraph 4 of Article 13),


remuneration in respect of an employment exercised aboard a ship or aircraft operated


in international traffic (paragraph 3 of Article 15), private sector pensions (Article 18),


payments received by a student for the purposes of his education or training


(Article 20), and capital represented by shares or securities (paragraph 4 of Article 22).


Similarly, profits from the operation of ships or aircraft in international traffic, gains


from the alienation of such ships or aircraft, and capital represented by them, are


taxable only in the State of residence (Article 8 and paragraph 3 of Articles 13 and 22).


Business profits that are not attributable to a permanent establishment in the State of


source are also taxable only in the State of residence (paragraph 1 of Article 7).


24. Where a resident of a Contracting State receives income from sources in the


other Contracting State, or owns capital situated therein, that in accordance with the


Convention is taxable only in the State of residence, no problem of double taxation


arises, since the State of source or situs must refrain from taxing that income or


capital.


25. Where, on the contrary, income or capital may, in accordance with the


Convention, be taxed with or without limitation in the State of source or situs,


the State of residence has the obligation to eliminate double taxation. This can


be accomplished by one of the following two methods:


— exemption method: income or capital that is taxable in the State of source or


situs is exempted in the State of residence, but it may be taken into account in


determining the rate of tax applicable to the taxpayer’s remaining income or


capital;


— credit method: income or capital that is taxable in the State of source or situs is


subject to tax in the State of residence, but the tax levied in the State of source or


situs is credited against the tax levied by the State of residence on such income


or capital.


25.1 It follows from the preceding explanations that, throughout the Convention, the


words “may be taxed in” a Contracting State mean that that State is granted the right


to tax the income to which the relevant provision applies and that these words do not
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affect the right to tax of the other Contracting State, except through the application of


Article 23 A or 23 B when that other State is the State of residence.


Special provisions


26. There are a number of special provisions in the Convention. These provisions


concern:


— the elimination of tax discrimination in various circumstances (Article 24);


— the establishment of a mutual agreement procedure for eliminating double


taxation and resolving conflicts of interpretation of the Convention (Article 25);


— the exchange of information between the tax authorities of the Contracting


States (Article 26);


— the assistance by Contracting States in the collection of each other’s taxes


(Article 27);


— the tax treatment of members of diplomatic missions and consular posts


in accordance with international law (Article 28);


— the entitlement to the benefits of the Convention (Article 29);


— the territorial extension of the Convention (Article 30).


General remarks on the Model Convention


27. The Model Convention seeks, wherever possible, to specify for each situation a


single rule. On certain points, however, it was thought necessary to leave in the


Convention a certain degree of flexibility, compatible with the efficient


implementation of the Model Convention. Member countries therefore enjoy a certain


latitude, for example, with regard to fixing the rate of tax at source on dividends and


interest and the choice of method for eliminating double taxation. Moreover, for some


cases, alternative or additional provisions are mentioned in the Commentaries.


Commentaries on the Articles


28. For each Article in the Convention, there is a detailed Commentary that


is intended to illustrate or interpret its provisions.


29. As the Commentaries have been drafted and agreed upon by the experts


appointed to the Committee on Fiscal Affairs by the Governments of member


countries, they are of special importance in the development of international


fiscal law. Although the Commentaries are not designed to be annexed in any manner


to the conventions signed by member countries, which unlike the Model are legally


binding international instruments, they can nevertheless be of great assistance in the


application and interpretation of the conventions and, in particular, in the settlement


of any disputes.


29.1 The tax administrations of member countries routinely consult the


Commentaries in their interpretation of bilateral tax treaties. The Commentaries are


useful both in deciding day-to-day questions of detail and in resolving larger issues

18 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







INTRODUCTION

involving the policies and purposes behind various provisions. Tax officials give great


weight to the guidance contained in the Commentaries.


29.2 Similarly, taxpayers make extensive use of the Commentaries in conducting


their businesses and planning their business transactions and investments. The


Commentaries are of particular importance in countries that do not have a procedure


for obtaining an advance ruling on tax matters from the tax administration as the


Commentaries may be the only available source of interpretation in that case.


29.3 Bilateral tax treaties are receiving more and more judicial attention as well. The


courts are increasingly using the Commentaries in reaching their decisions.


Information collected by the Committee on Fiscal Affairs shows that the


Commentaries have been cited in the published decisions of the courts of the great


majority of member countries. In many decisions, the Commentaries have been


extensively quoted and analysed, and have frequently played a key role in the judge’s


deliberations. The Committee expects this trend to continue as the worldwide network


of tax treaties continues to grow and as the Commentaries gain even more widespread


acceptance as an important interpretative reference.


30. Observations on the Commentaries have sometimes been inserted at the request


of member countries that are unable to concur in the interpretation given in the


Commentary on the Article concerned. These observations thus do not express any


disagreement with the text of the Convention, but usefully indicate the way in which


those countries will apply the provisions of the Article in question. Since the


observations are related to the interpretations of the Articles given in the


Commentaries, no observation is needed to indicate a country’s wish to modify the


wording of an alternative or additional provision that the Commentaries allow


countries to include in their bilateral conventions.


Reservations of certain member countries on some provisions of the Convention


31. Although all member countries are in agreement with the aims and the main


provisions of the Model Convention, nearly all have entered reservations on some


provisions, which are recorded in the Commentaries on the Articles concerned. There


has been no need for countries to make reservations indicating their intent to use the


alternative or additional provisions that the Commentaries allow countries to include


in their bilateral conventions or to modify the wording of a provision of the Model to


confirm or incorporate an interpretation of that provision put forward in the


Commentary. It is understood that insofar as a member country has entered


reservations, the other member countries, in negotiating bilateral conventions with


the former, will retain their freedom of action in accordance with the principle of


reciprocity.


32. The Committee on Fiscal Affairs considers that these reservations should be


viewed against the background of the very wide areas of agreement that has been


achieved in drafting this Convention.
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Relation with previous versions


33. When drafting the 1977 Model Convention, the Committee on Fiscal Affairs


examined the problems of conflicts of interpretation that might arise as a result of


changes in the Articles and Commentaries of the 1963 Draft Convention. At that time,


the Committee considered that existing conventions should, as far as possible, be


interpreted in the spirit of the revised Commentaries, even though the provisions of


these conventions did not yet include the more precise wording of the 1977 Model


Convention. It was also indicated that member countries wishing to clarify their


positions in this respect could do so by means of an exchange of letters between


competent authorities in accordance with the mutual agreement procedure and that,


even in the absence of such an exchange of letters, these authorities could use mutual


agreement procedures to confirm this interpretation in particular cases.


34. The Committee believes that the changes to the Articles of the Model Convention


and the Commentaries that have been made since 1977 should be similarly


interpreted.


35. Needless to say, amendments to the Articles of the Model Convention and


changes to the Commentaries that are a direct result of these amendments are not


relevant to the interpretation or application of previously concluded conventions


where the provisions of those conventions are different in substance from the


amended Articles (see, for instance, paragraph 4 of the Commentary on Article 5).


However, other changes or additions to the Commentaries are normally applicable to


the interpretation and application of conventions concluded before their adoption,


because they reflect the consensus of the OECD member countries as to the proper


interpretation of existing provisions and their application to specific situations.


36. Whilst the Committee considers that changes to the Commentaries should be


relevant in interpreting and applying conventions concluded before the adoption of


these changes, it disagrees with any form of a contrario interpretation that would


necessarily infer from a change to an Article of the Model Convention or to the


Commentaries that the previous wording resulted in consequences different from


those of the modified wording. Many amendments are intended to simply clarify, not


change, the meaning of the Articles or the Commentaries, and such a contrario


interpretations would clearly be wrong in those cases.


36.1 Tax authorities in member countries follow the general principles enunciated in


the preceding four paragraphs. Accordingly, the Committee on Fiscal Affairs considers


that taxpayers may also find it useful to consult later versions of the Commentaries in


interpreting earlier treaties.


Multilateral convention


37. When preparing the 1963 Draft Convention and the 1977 Model Convention, the


Committee on Fiscal Affairs considered whether the conclusion of a multilateral tax


convention would be feasible and came to the conclusion that this would meet with


great difficulties. It recognised, however, that it might be possible for certain groups of
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member countries to study the possibility of concluding such a convention among


themselves on the basis of the Model Convention, subject to certain adaptations they


might consider necessary to suit their particular purposes.


38. The Nordic Convention on Income and Capital entered into by Denmark, Finland,


Iceland, Norway and Sweden, which was concluded in 1983 and replaced in 1987, 1989


and 1996,1 provides a practical example of such a multilateral convention between a


group of member countries and follows closely the provisions of the Model


Convention.


39. Also relevant is the Convention on Mutual Administrative Assistance in Tax


Matters, which was drawn up within the Council of Europe on the basis of a first draft


prepared by the Committee on Fiscal Affairs. This Convention entered into force on


1 April 1995. Another relevant multilateral convention is the Multilateral Convention to


Implement Tax Treaty Related Measures to Prevent BEPS, which was drafted in order to


facilitate the implementation of the treaty-related measures resulting from the OECD/


G20 Base Erosion and Profit Shifting Project and which was opened for signature on


31 December 2016.


40. Despite these multilateral conventions, there are no reasons to believe that the


conclusion of a multilateral tax convention involving a large number of countries that


could replace the network of current bilateral tax conventions could now be considered


practicable. The Committee therefore considers that bilateral conventions are still a


more appropriate way to ensure the elimination of double taxation at the international


level.


Tax avoidance and evasion; improper use of conventions


41. Issues related to the improper use of tax conventions and international tax


avoidance and evasion have been a constant preoccupation of the Committee on Fiscal


Affairs since the publication of the 1963 Draft Convention. Over the years, a number of


provisions (such as Article 29, which was added in 2017) have been added to the Model


Convention, or have been modified, in order to address various forms of tax avoidance


and evasion. The Committee on Fiscal Affairs will continue to monitor the application


of tax treaties in order to ensure that, as stated in the preamble of the Convention, the


provisions of the Convention are not used for the purposes of tax avoidance or evasion.


1 The Faroe Islands is also a signatory of the 1989 and 1996 Conventions.
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TITLE OF THE CONVENTION


Convention between (State A) and (State B)


for the elimination of double taxation with respect to taxes on income
and on capital and the prevention of tax evasion and avoidance


PREAMBLE TO THE CONVENTION


(State A) and (State B),


Desiring to further develop their economic relationship and to enhance their co-


operation in tax matters,


Intending to conclude a Convention for the elimination of double taxation with respect


to taxes on income and on capital without creating opportunities for non-taxation or


reduced taxation through tax evasion or avoidance (including through treaty-shopping


arrangements aimed at obtaining reliefs provided in this Convention for the indirect


benefit of residents of third States),


Have agreed as follows:
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Chapter I


SCOPE OF THE CONVENTION


ARTICLE 1


PERSONS COVERED


1. This Convention shall apply to persons who are residents of one or both of the


Contracting States.


2. For the purposes of this Convention, income derived by or through an entity or


arrangement that is treated as wholly or partly fiscally transparent under the tax law


of either Contracting State shall be considered to be income of a resident of a


Contracting State but only to the extent that the income is treated, for purposes of


taxation by that State, as the income of a resident of that State.


3. This Convention shall not affect the taxation, by a Contracting State, of its


residents except with respect to the benefits granted under paragraph 3 of Article 7,


paragraph 2 of Article 9 and Articles 19, 20, 23 [A] [B], 24, 25 and 28.


ARTICLE 2


TAXES COVERED


1. This Convention shall apply to taxes on income and on capital imposed on behalf


of a Contracting State or of its political subdivisions or local authorities, irrespective of


the manner in which they are levied.


2. There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed on


total income, on total capital, or on elements of income or of capital, including taxes


on gains from the alienation of movable or immovable property, taxes on the total


amounts of wages or salaries paid by enterprises, as well as taxes on capital


appreciation.


3. The existing taxes to which the Convention shall apply are in particular:


a) (in State A): ..........................................


b) (in State B): ..........................................


4. The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes


that are imposed after the date of signature of the Convention in addition to, or in place


of, the existing taxes. The competent authorities of the Contracting States shall notify


each other of any significant changes that have been made in their taxation laws.
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Chapter II


DEFINITIONS


ARTICLE 3


GENERAL DEFINITIONS


1. For the purposes of this Convention, unless the context otherwise requires:


a) the term “person” includes an individual, a company and any other body of


persons;


b) the term “company” means any body corporate or any entity that is treated as


a body corporate for tax purposes;


c) the term “enterprise” applies to the carrying on of any business;


d) the terms “enterprise of a Contracting State” and “enterprise of the other


Contracting State” mean respectively an enterprise carried on by a resident of a


Contracting State and an enterprise carried on by a resident of the other


Contracting State;


e) the term “international traffic” means any transport by a ship or aircraft except


when the ship or aircraft is operated solely between places in a Contracting


State and the enterprise that operates the ship or aircraft is not an enterprise of


that State;


f) the term “competent authority” means:


(i) (in State A): ................................


(ii) (in State B): ................................


g) the term “national”, in relation to a Contracting State, means:


(i) any individual possessing the nationality or citizenship of that Contracting


State; and


(ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such


from the laws in force in that Contracting State;


h) the term “business” includes the performance of professional services and of


other activities of an independent character.


i) the term “recognised pension fund” of a State means an entity or arrangement


established in that State that is treated as a separate person under the taxation


laws of that State and:


(i) that is established and operated exclusively or almost exclusively to


administer or provide retirement benefits and ancillary or incidental


benefits to individuals and that is regulated as such by that State or one of


its political subdivisions or local authorities; or


(ii) that is established and operated exclusively or almost exclusively to invest


funds for the benefit of entities or arrangements referred to in


subdivision (i).
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2. As regards the application of the Convention at any time by a Contracting State,


any term not defined therein shall, unless the context otherwise requires or the


competent authorities agree to a different meaning pursuant to the provisions of


Article 25, have the meaning that it has at that time under the law of that State for the


purposes of the taxes to which the Convention applies, any meaning under the


applicable tax laws of that State prevailing over a meaning given to the term under


other laws of that State.


ARTICLE 4


RESIDENT


1. For the purposes of this Convention, the term “resident of a Contracting State”


means any person who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason


of his domicile, residence, place of management or any other criterion of a similar


nature, and also includes that State and any political subdivision or local authority


thereof as well as a recognised pension fund of that State. This term, however, does not


include any person who is liable to tax in that State in respect only of income from


sources in that State or capital situated therein.


2. Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of


both Contracting States, then his status shall be determined as follows:


a) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a


permanent home available to him; if he has a permanent home available to him


in both States, he shall be deemed to be a resident only of the State with which


his personal and economic relations are closer (centre of vital interests);


b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined,


or if he has not a permanent home available to him in either State, he shall be


deemed to be a resident only of the State in which he has an habitual abode;


c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be


deemed to be a resident only of the State of which he is a national;


d) if he is a national of both States or of neither of them, the competent authorities


of the Contracting States shall settle the question by mutual agreement.


3. Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an


individual is a resident of both Contracting States, the competent authorities of the


Contracting States shall endeavour to determine by mutual agreement the Contracting


State of which such person shall be deemed to be a resident for the purposes of the


Convention, having regard to its place of effective management, the place where it is


incorporated or otherwise constituted and any other relevant factors. In the absence of


such agreement, such person shall not be entitled to any relief or exemption from tax


provided by this Convention except to the extent and in such manner as may be agreed


upon by the competent authorities of the Contracting States.
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ARTICLE 5


PERMANENT ESTABLISHMENT


1. For the purposes of this Convention, the term “permanent establishment” means


a fixed place of business through which the business of an enterprise is wholly or


partly carried on.


2. The term “permanent establishment” includes especially:


a) a place of management;


b) a branch;


c) an office;


d) a factory;


e) a workshop, and


f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural


resources.


3. A building site or construction or installation project constitutes a permanent


establishment only if it lasts more than twelve months.


4. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term “permanent


establishment” shall be deemed not to include:


a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods


or merchandise belonging to the enterprise;


b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise


solely for the purpose of storage, display or delivery;


c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise


solely for the purpose of processing by another enterprise;


d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of


purchasing goods or merchandise or of collecting information, for the


enterprise;


e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying


on, for the enterprise, any other activity;


f) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of


activities mentioned in subparagraphs a) to e),


provided that such activity or, in the case of subparagraph f), the overall activity of the


fixed place of business, is of a preparatory or auxiliary character.


4.1 Paragraph 4 shall not apply to a fixed place of business that is used or maintained


by an enterprise if the same enterprise or a closely related enterprise carries on


business activities at the same place or at another place in the same Contracting State
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and


a) that place or other place constitutes a permanent establishment for the


enterprise or the closely related enterprise under the provisions of this Article,


or


b) the overall activity resulting from the combination of the activities carried on by


the two enterprises at the same place, or by the same enterprise or closely


related enterprises at the two places, is not of a preparatory or auxiliary


character,


provided that the business activities carried on by the two enterprises at the same


place, or by the same enterprise or closely related enterprises at the two places,


constitute complementary functions that are part of a cohesive business operation.


5. Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2 but subject to the


provisions of paragraph 6, where a person is acting in a Contracting State on behalf of


an enterprise and, in doing so, habitually concludes contracts, or habitually plays the


principal role leading to the conclusion of contracts that are routinely concluded


without material modification by the enterprise, and these contracts are


a) in the name of the enterprise, or


b) for the transfer of the ownership of, or for the granting of the right to use,


property owned by that enterprise or that the enterprise has the right to use, or


c) for the provision of services by that enterprise,


that enterprise shall be deemed to have a permanent establishment in that State in


respect of any activities which that person undertakes for the enterprise, unless the


activities of such person are limited to those mentioned in paragraph 4 which, if


exercised through a fixed place of business (other than a fixed place of business to


which paragraph 4.1 would apply), would not make this fixed place of business a


permanent establishment under the provisions of that paragraph.


6. Paragraph 5 shall not apply where the person acting in a Contracting State on


behalf of an enterprise of the other Contracting State carries on business in the first-


mentioned State as an independent agent and acts for the enterprise in the ordinary


course of that business. Where, however, a person acts exclusively or almost


exclusively on behalf of one or more enterprises to which it is closely related, that


person shall not be considered to be an independent agent within the meaning of this


paragraph with respect to any such enterprise.


7. The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is


controlled by a company which is a resident of the other Contracting State, or which


carries on business in that other State (whether through a permanent establishment or


otherwise), shall not of itself constitute either company a permanent establishment of


the other.


8. For the purposes of this Article, a person or enterprise is closely related to an


enterprise if, based on all the relevant facts and circumstances, one has control of the


other or both are under the control of the same persons or enterprises. In any case, a


person or enterprise shall be considered to be closely related to an enterprise if one
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possesses directly or indirectly more than 50 per cent of the beneficial interest in the


other (or, in the case of a company, more than 50 per cent of the aggregate vote and


value of the company’s shares or of the beneficial equity interest in the company) or if


another person or enterprise possesses directly or indirectly more than 50 per cent of


the beneficial interest (or, in the case of a company, more than 50 per cent of the


aggregate vote and value of the company’s shares or of the beneficial equity interest in


the company) in the person and the enterprise or in the two enterprises.


Chapter III


TAXATION OF INCOME


ARTICLE 6


INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY


1. Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property


(including income from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State


may be taxed in that other State.


2. The term “immovable property” shall have the meaning which it has under the


law of the Contracting State in which the property in question is situated. The term


shall in any case include property accessory to immovable property, livestock and


equipment used in agriculture and forestry, rights to which the provisions of general


law respecting landed property apply, usufruct of immovable property and rights to


variable or fixed payments as consideration for the working of, or the right to work,


mineral deposits, sources and other natural resources; ships and aircraft shall not be


regarded as immovable property.


3. The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use,


letting, or use in any other form of immovable property.


4. The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to the income from


immovable property of an enterprise.


ARTICLE 7


BUSINESS PROFITS


1. Profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that State


unless the enterprise carries on business in the other Contracting State through a


permanent establishment situated therein. If the enterprise carries on business as


aforesaid, the profits that are attributable to the permanent establishment in


accordance with the provisions of paragraph 2 may be taxed in that other State.
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2. For the purposes of this Article and Article [23 A] [23 B], the profits that are


attributable in each Contracting State to the permanent establishment referred to in


paragraph 1 are the profits it might be expected to make, in particular in its dealings


with other parts of the enterprise, if it were a separate and independent enterprise


engaged in the same or similar activities under the same or similar conditions, taking


into account the functions performed, assets used and risks assumed by the enterprise


through the permanent establishment and through the other parts of the enterprise.


3. Where, in accordance with paragraph 2, a Contracting State adjusts the profits


that are attributable to a permanent establishment of an enterprise of one of the


Contracting States and taxes accordingly profits of the enterprise that have been


charged to tax in the other State, the other State shall, to the extent necessary to


eliminate double taxation on these profits, make an appropriate adjustment to the


amount of the tax charged on those profits. In determining such adjustment, the


competent authorities of the Contracting States shall if necessary consult each other.


4. Where profits include items of income which are dealt with separately in other


Articles of this Convention, then the provisions of those Articles shall not be affected


by the provisions of this Article.


ARTICLE 8


INTERNATIONAL SHIPPING AND AIR TRANSPORT


1. Profits of an enterprise of a Contracting State from the operation of ships or


aircraft in international traffic shall be taxable only in that State.


2. The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation in


a pool, a joint business or an international operating agency.


ARTICLE 9


ASSOCIATED ENTERPRISES


1. Where


a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the


management, control or capital of an enterprise of the other Contracting State,


or


b) the same persons participate directly or indirectly in the management, control


or capital of an enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other


Contracting State,


and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in


their commercial or financial relations which differ from those which would be made


between independent enterprises, then any profits which would, but for those


conditions, have accrued to one of the enterprises, but, by reason of those conditions,

34 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







MODEL CONVENTION

have not so accrued, may be included in the profits of that enterprise and taxed


accordingly.


2. Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State —


and taxes accordingly — profits on which an enterprise of the other Contracting State


has been charged to tax in that other State and the profits so included are profits which


would have accrued to the enterprise of the first-mentioned State if the conditions


made between the two enterprises had been those which would have been made


between independent enterprises, then that other State shall make an appropriate


adjustment to the amount of the tax charged therein on those profits. In determining


such adjustment, due regard shall be had to the other provisions of this Convention and


the competent authorities of the Contracting States shall if necessary consult each other.


ARTICLE 10


DIVIDENDS


1. Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a


resident of the other Contracting State may be taxed in that other State.


2. However, dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State


may also be taxed in that State according to the laws of that State, but if the beneficial


owner of the dividends is a resident of the other Contracting State, the tax so charged


shall not exceed:


a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a


company which holds directly at least 25 per cent of the capital of the company


paying the dividends throughout a 365 day period that includes the day of the


payment of the dividend (for the purpose of computing that period, no account


shall be taken of changes of ownership that would directly result from a


corporate reorganisation, such as a merger or divisive reorganisation, of the


company that holds the shares or that pays the dividend);


b) 15 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases.


The competent authorities of the Contracting States shall by mutual agreement settle


the mode of application of these limitations. This paragraph shall not affect the


taxation of the company in respect of the profits out of which the dividends are paid.


3. The term “dividends” as used in this Article means income from shares,


“jouissance” shares or “jouissance” rights, mining shares, founders’ shares or other


rights, not being debt-claims, participating in profits, as well as income from other


corporate rights which is subjected to the same taxation treatment as income from


shares by the laws of the State of which the company making the distribution is a


resident.


4. The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the


dividends, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other


Contracting State of which the company paying the dividends is a resident through a
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permanent establishment situated therein and the holding in respect of which the


dividends are paid is effectively connected with such permanent establishment. In


such case the provisions of Article 7 shall apply.


5. Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or


income from the other Contracting State, that other State may not impose any tax on


the dividends paid by the company, except insofar as such dividends are paid to a


resident of that other State or insofar as the holding in respect of which the dividends


are paid is effectively connected with a permanent establishment situated in that


other State, nor subject the company’s undistributed profits to a tax on the company’s


undistributed profits, even if the dividends paid or the undistributed profits consist


wholly or partly of profits or income arising in such other State.


ARTICLE 11


INTEREST


1. Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other


Contracting State may be taxed in that other State.


2. However, interest arising in a Contracting State may also be taxed in that State


according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is a


resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed 10 per cent


of the gross amount of the interest. The competent authorities of the Contracting


States shall by mutual agreement settle the mode of application of this limitation.


3. The term “interest” as used in this Article means income from debt-claims of


every kind, whether or not secured by mortgage and whether or not carrying a right to


participate in the debtor’s profits, and in particular, income from government


securities and income from bonds or debentures, including premiums and prizes


attaching to such securities, bonds or debentures. Penalty charges for late payment


shall not be regarded as interest for the purpose of this Article.


4. The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the


interest, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other


Contracting State in which the interest arises through a permanent establishment


situated therein and the debt-claim in respect of which the interest is paid is


effectively connected with such permanent establishment. In such case the provisions


of Article 7 shall apply.


5. Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a


resident of that State. Where, however, the person paying the interest, whether he is a


resident of a Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent


establishment in connection with which the indebtedness on which the interest is


paid was incurred, and such interest is borne by such permanent establishment, then


such interest shall be deemed to arise in the State in which the permanent


establishment is situated.
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6. Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial


owner or between both of them and some other person, the amount of the interest,


having regard to the debt-claim for which it is paid, exceeds the amount which would


have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of such


relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned


amount. In such case, the excess part of the payments shall remain taxable according


to the laws of each Contracting State, due regard being had to the other provisions of


this Convention.


ARTICLE 12


ROYALTIES


1. Royalties arising in a Contracting State and beneficially owned by a resident of


the other Contracting State shall be taxable only in that other State.


2. The term “royalties” as used in this Article means payments of any kind received


as a consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary, artistic or


scientific work including cinematograph films, any patent, trade mark, design or


model, plan, secret formula or process, or for information concerning industrial,


commercial or scientific experience.


3. The provisions of paragraph 1 shall not apply if the beneficial owner of the


royalties, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other


Contracting State in which the royalties arise through a permanent establishment


situated therein and the right or property in respect of which the royalties are paid is


effectively connected with such permanent establishment. In such case the provisions


of Article 7 shall apply.


4. Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial


owner or between both of them and some other person, the amount of the royalties,


having regard to the use, right or information for which they are paid, exceeds the


amount which would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in


the absence of such relationship, the provisions of this Article shall apply only to the


last-mentioned amount. In such case, the excess part of the payments shall remain


taxable according to the laws of each Contracting State, due regard being had to the


other provisions of this Convention.


ARTICLE 13


CAPITAL GAINS


1. Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of


immovable property referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State


may be taxed in that other State.
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2. Gains from the alienation of movable property forming part of the business


property of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has


in the other Contracting State, including such gains from the alienation of such a


permanent establishment (alone or with the whole enterprise), may be taxed in that


other State.


3. Gains that an enterprise of a Contracting State that operates ships or aircraft in


international traffic derives from the alienation of such ships or aircraft, or of movable


property pertaining to the operation of such ships or aircraft, shall be taxable only in


that State.


4. Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of shares


or comparable interests, such as interests in a partnership or trust, may be taxed in the


other Contracting State if, at any time during the 365 days preceding the alienation,


these shares or comparable interests derived more than 50 per cent of their value


directly or indirectly from immovable property, as defined in Article 6, situated in that


other State.


5. Gains from the alienation of any property, other than that referred to in


paragraphs 1, 2, 3 and 4, shall be taxable only in the Contracting State of which the


alienator is a resident.


[ ARTICLE 14 - INDEPENDENT PERSONAL SERVICES ]


[DELETED]


ARTICLE 15


INCOME FROM EMPLOYMENT


1. Subject to the provisions of Articles 16, 18 and 19, salaries, wages and other


similar remuneration derived by a resident of a Contracting State in respect of an


employment shall be taxable only in that State unless the employment is exercised in


the other Contracting State. If the employment is so exercised, such remuneration as


is derived therefrom may be taxed in that other State.


2. Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a


resident of a Contracting State in respect of an employment exercised in the other


Contracting State shall be taxable only in the first-mentioned State if:


a) the recipient is present in the other State for a period or periods not exceeding


in the aggregate 183 days in any twelve month period commencing or ending in


the fiscal year concerned, and


b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident


of the other State, and


c) the remuneration is not borne by a permanent establishment which the


employer has in the other State.
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3. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived


by a resident of a Contracting State in respect of an employment, as a member of the


regular complement of a ship or aircraft, that is exercised aboard a ship or aircraft


operated in international traffic, other than aboard a ship or aircraft operated solely


within the other Contracting State, shall be taxable only in the first-mentioned State.


ARTICLE 16


DIRECTORS’ FEES


Directors’ fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State


in his capacity as a member of the board of directors of a company which is a resident


of the other Contracting State may be taxed in that other State.


ARTICLE 17


ENTERTAINERS AND SPORTSPERSONS


1. Notwithstanding the provisions of Article 15, income derived by a resident of a


Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or


television artiste, or a musician, or as a sportsperson, from that resident’s personal


activities as such exercised in the other Contracting State, may be taxed in that other


State.


2. Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or a


sportsperson acting as such accrues not to the entertainer or sportsperson but to


another person, that income may, notwithstanding the provisions of Article 15, be


taxed in the Contracting State in which the activities of the entertainer or sportsperson


are exercised.


ARTICLE 18


PENSIONS


Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and other similar


remuneration paid to a resident of a Contracting State in consideration of past


employment shall be taxable only in that State.
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ARTICLE 19


GOVERNMENT SERVICE


1. a) Salaries, wages and other similar remuneration paid by a Contracting State or a


political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect of


services rendered to that State or subdivision or authority shall be taxable only


in that State.


b) However, such salaries, wages and other similar remuneration shall be taxable


only in the other Contracting State if the services are rendered in that State and


the individual is a resident of that State who:


(i) is a national of that State; or


(ii) did not become a resident of that State solely for the purpose of rendering


the services.


2. a) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, pensions and other similar


remuneration paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a


political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect of


services rendered to that State or subdivision or authority shall be taxable only


in that State.


b) However, such pensions and other similar remuneration shall be taxable only in


the other Contracting State if the individual is a resident of, and a national of,


that State.


3. The provisions of Articles 15, 16, 17, and 18 shall apply to salaries, wages,


pensions, and other similar remuneration in respect of services rendered in


connection with a business carried on by a Contracting State or a political subdivision


or a local authority thereof.


ARTICLE 20


STUDENTS


Payments which a student or business apprentice who is or was immediately before


visiting a Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present


in the first-mentioned State solely for the purpose of his education or training receives


for the purpose of his maintenance, education or training shall not be taxed in that


State, provided that such payments arise from sources outside that State.
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ARTICLE 21


OTHER INCOME


1. Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not dealt


with in the foregoing Articles of this Convention shall be taxable only in that State.


2. The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income from


immovable property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such


income, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other


Contracting State through a permanent establishment situated therein and the right or


property in respect of which the income is paid is effectively connected with such


permanent establishment. In such case the provisions of Article 7 shall apply.


Chapter IV


TAXATION OF CAPITAL


ARTICLE 22


CAPITAL


1. Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by a


resident of a Contracting State and situated in the other Contracting State, may be


taxed in that other State.


2. Capital represented by movable property forming part of the business property of


a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other


Contracting State may be taxed in that other State.


3. Capital of an enterprise of a Contracting State that operates ships or aircraft in


international traffic represented by such ships or aircraft, and by movable property


pertaining to the operation of such ships or aircraft, shall be taxable only in that State.


4. All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable


only in that State.
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Chapter V


METHODS FOR ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION


ARTICLE 23 A


EXEMPTION METHOD


1. Where a resident of a Contracting State derives income or owns capital which


may be taxed in the other Contracting State in accordance with the provisions of this


Convention (except to the extent that these provisions allow taxation by that other


State solely because the income is also income derived by a resident of that State or


because the capital is also capital owned by a resident of that State), the first-


mentioned State shall, subject to the provisions of paragraphs 2 and 3, exempt such


income or capital from tax.


2. Where a resident of a Contracting State derives items of income which may be


taxed in the other Contracting State in accordance with the provisions of Articles 10


and 11 (except to the extent that these provisions allow taxation by that other State


solely because the income is also income derived by a resident of that State), the first-


mentioned State shall allow as a deduction from the tax on the income of that resident


an amount equal to the tax paid in that other State. Such deduction shall not, however,


exceed that part of the tax, as computed before the deduction is given, which is


attributable to such items of income derived from that other State.


3. Where in accordance with any provision of the Convention income derived or


capital owned by a resident of a Contracting State is exempt from tax in that State,


such State may nevertheless, in calculating the amount of tax on the remaining


income or capital of such resident, take into account the exempted income or capital.


4. The provisions of paragraph 1 shall not apply to income derived or capital owned


by a resident of a Contracting State where the other Contracting State applies the


provisions of this Convention to exempt such income or capital from tax or applies the


provisions of paragraph 2 of Article 10 or 11 to such income.


ARTICLE 23 B


CREDIT METHOD


1. Where a resident of a Contracting State derives income or owns capital which


may be taxed in the other Contracting State in accordance with the provisions of this


Convention (except to the extent that these provisions allow taxation by that other


State solely because the income is also income derived by a resident of that State or


because the capital is also capital owned by a resident of that State), the first-


mentioned State shall allow:
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a) as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount equal to


the income tax paid in that other State;


b) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount equal to


the capital tax paid in that other State.


Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the income tax or


capital tax, as computed before the deduction is given, which is attributable, as the


case may be, to the income or the capital which may be taxed in that other State.


2. Where in accordance with any provision of the Convention income derived or


capital owned by a resident of a Contracting State is exempt from tax in that State,


such State may nevertheless, in calculating the amount of tax on the remaining


income or capital of such resident, take into account the exempted income or capital.


Chapter VI


SPECIAL PROVISIONS


ARTICLE 24


NON-DISCRIMINATION


1. Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting


State to any taxation or any requirement connected therewith, which is other or more


burdensome than the taxation and connected requirements to which nationals of that


other State in the same circumstances, in particular with respect to residence, are or


may be subjected. This provision shall, notwithstanding the provisions of Article 1,


also apply to persons who are not residents of one or both of the Contracting States.


2. Stateless persons who are residents of a Contracting State shall not be subjected


in either Contracting State to any taxation or any requirement connected therewith,


which is other or more burdensome than the taxation and connected requirements to


which nationals of the State concerned in the same circumstances, in particular with


respect to residence, are or may be subjected.


3. The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a Contracting


State has in the other Contracting State shall not be less favourably levied in that other


State than the taxation levied on enterprises of that other State carrying on the same


activities. This provision shall not be construed as obliging a Contracting State to grant


to residents of the other Contracting State any personal allowances, reliefs and


reductions for taxation purposes on account of civil status or family responsibilities


which it grants to its own residents.


4. Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 6 of Article 11,


or paragraph 4 of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements paid by


an enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State shall,
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for the purpose of determining the taxable profits of such enterprise, be deductible


under the same conditions as if they had been paid to a resident of the first-mentioned


State. Similarly, any debts of an enterprise of a Contracting State to a resident of the


other Contracting State shall, for the purpose of determining the taxable capital of


such enterprise, be deductible under the same conditions as if they had been


contracted to a resident of the first-mentioned State.


5. Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly owned


or controlled, directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting


State, shall not be subjected in the first-mentioned State to any taxation or any


requirement connected therewith which is other or more burdensome than the


taxation and connected requirements to which other similar enterprises of the first-


mentioned State are or may be subjected.


6. The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2,


apply to taxes of every kind and description.


ARTICLE 25


MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE


1. Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting


States result or will result for him in taxation not in accordance with the provisions of


this Convention, he may, irrespective of the remedies provided by the domestic law of


those States, present his case to the competent authority of either Contracting State.


The case must be presented within three years from the first notification of the action


resulting in taxation not in accordance with the provisions of the Convention.


2. The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be


justified and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case


by mutual agreement with the competent authority of the other Contracting State,


with a view to the avoidance of taxation which is not in accordance with the


Convention. Any agreement reached shall be implemented notwithstanding any time


limits in the domestic law of the Contracting States.


3. The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve


by mutual agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or


application of the Convention. They may also consult together for the elimination of


double taxation in cases not provided for in the Convention.


4. The competent authorities of the Contracting States may communicate with


each other directly, including through a joint commission consisting of themselves or


their representatives, for the purpose of reaching an agreement in the sense of the


preceding paragraphs.
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5. Where,


a) under paragraph 1, a person has presented a case to the competent authority of


a Contracting State on the basis that the actions of one or both of the Contracting


States have resulted for that person in taxation not in accordance with the


provisions of this Convention, and


b) the competent authorities are unable to reach an agreement to resolve that case


pursuant to paragraph 2 within two years from the date when all the information


required by the competent authorities in order to address the case has been


provided to both competent authorities,


any unresolved issues arising from the case shall be submitted to arbitration if the


person so requests in writing. These unresolved issues shall not, however, be


submitted to arbitration if a decision on these issues has already been rendered by a


court or administrative tribunal of either State. Unless a person directly affected by the


case does not accept the mutual agreement that implements the arbitration decision,


that decision shall be binding on both Contracting States and shall be implemented


notwithstanding any time limits in the domestic laws of these States. The competent


authorities of the Contracting States shall by mutual agreement settle the mode of


application of this paragraph.


ARTICLE 26


EXCHANGE OF INFORMATION


1. The competent authorities of the Contracting States shall exchange such


information as is foreseeably relevant for carrying out the provisions of this


Convention or to the administration or enforcement of the domestic laws concerning


taxes of every kind and description imposed on behalf of the Contracting States, or of


their political subdivisions or local authorities, insofar as the taxation thereunder is


not contrary to the Convention. The exchange of information is not restricted by


Articles 1 and 2.


2. Any information received under paragraph 1 by a Contracting State shall be


treated as secret in the same manner as information obtained under the domestic laws


of that State and shall be disclosed only to persons or authorities (including courts and


administrative bodies) concerned with the assessment or collection of, the


enforcement or prosecution in respect of, the determination of appeals in relation to


the taxes referred to in paragraph 1, or the oversight of the above. Such persons or


authorities shall use the information only for such purposes. They may disclose the


information in public court proceedings or in judicial decisions. Notwithstanding the


foregoing, information received by a Contracting State may be used for other purposes


when such information may be used for such other purposes under the laws of both


States and the competent authority of the supplying State authorises such use.

45MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







MODEL CONVENTION

3. In no case shall the provisions of paragraphs 1 and 2 be construed so as to


impose on a Contracting State the obligation:


a) to carry out administrative measures at variance with the laws and


administrative practice of that or of the other Contracting State;


b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal


course of the administration of that or of the other Contracting State;


c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial,


commercial or professional secret or trade process, or information the


disclosure of which would be contrary to public policy (ordre public).


4. If information is requested by a Contracting State in accordance with this Article,


the other Contracting State shall use its information gathering measures to obtain the


requested information, even though that other State may not need such information


for its own tax purposes. The obligation contained in the preceding sentence is subject


to the limitations of paragraph 3 but in no case shall such limitations be construed to


permit a Contracting State to decline to supply information solely because it has no


domestic interest in such information.


5. In no case shall the provisions of paragraph 3 be construed to permit a


Contracting State to decline to supply information solely because the information is


held by a bank, other financial institution, nominee or person acting in an agency or a


fiduciary capacity or because it relates to ownership interests in a person.


ARTICLE 27


ASSISTANCE IN THE COLLECTION OF TAXES1


1. The Contracting States shall lend assistance to each other in the collection of


revenue claims. This assistance is not restricted by Articles 1 and 2. The competent


authorities of the Contracting States may by mutual agreement settle the mode of


application of this Article.


2. The term “revenue claim” as used in this Article means an amount owed in


respect of taxes of every kind and description imposed on behalf of the Contracting


States, or of their political subdivisions or local authorities, insofar as the taxation


thereunder is not contrary to this Convention or any other instrument to which the


Contracting States are parties, as well as interest, administrative penalties and costs of


collection or conservancy related to such amount.


1 In some countries, national law, policy or administrative considerations may not allow or
justify the type of assistance envisaged under this Article or may require that this type of
assistance be restricted, e.g. to countries that have similar tax systems or tax
administrations or as to the taxes covered. For that reason, the Article should only be
included in the Convention where each State concludes that, based on the factors
described in paragraph 1 of the Commentary on the Article, they can agree to provide
assistance in the collection of taxes levied by the other State.
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3. When a revenue claim of a Contracting State is enforceable under the laws of that


State and is owed by a person who, at that time, cannot, under the laws of that State,


prevent its collection, that revenue claim shall, at the request of the competent


authority of that State, be accepted for purposes of collection by the competent


authority of the other Contracting State. That revenue claim shall be collected by that


other State in accordance with the provisions of its laws applicable to the enforcement


and collection of its own taxes as if the revenue claim were a revenue claim of that


other State.


4. When a revenue claim of a Contracting State is a claim in respect of which that


State may, under its law, take measures of conservancy with a view to ensure its


collection, that revenue claim shall, at the request of the competent authority of that


State, be accepted for purposes of taking measures of conservancy by the competent


authority of the other Contracting State. That other State shall take measures of


conservancy in respect of that revenue claim in accordance with the provisions of its


laws as if the revenue claim were a revenue claim of that other State even if, at the time


when such measures are applied, the revenue claim is not enforceable in the first-


mentioned State or is owed by a person who has a right to prevent its collection.


5. Notwithstanding the provisions of paragraphs 3 and 4, a revenue claim accepted


by a Contracting State for purposes of paragraph 3 or 4 shall not, in that State, be


subject to the time limits or accorded any priority applicable to a revenue claim under


the laws of that State by reason of its nature as such. In addition, a revenue claim


accepted by a Contracting State for the purposes of paragraph 3 or 4 shall not, in that


State, have any priority applicable to that revenue claim under the laws of the other


Contracting State.


6. Proceedings with respect to the existence, validity or the amount of a revenue


claim of a Contracting State shall not be brought before the courts or administrative


bodies of the other Contracting State.


7. Where, at any time after a request has been made by a Contracting State under


paragraph 3 or 4 and before the other Contracting State has collected and remitted the


relevant revenue claim to the first-mentioned State, the relevant revenue claim ceases


to be


a) in the case of a request under paragraph 3, a revenue claim of the first-


mentioned State that is enforceable under the laws of that State and is owed by


a person who, at that time, cannot, under the laws of that State, prevent its


collection, or


b) in the case of a request under paragraph 4, a revenue claim of the first-


mentioned State in respect of which that State may, under its laws, take


measures of conservancy with a view to ensure its collection


the competent authority of the first-mentioned State shall promptly notify the


competent authority of the other State of that fact and, at the option of the other State,


the first-mentioned State shall either suspend or withdraw its request.
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8. In no case shall the provisions of this Article be construed so as to impose on a


Contracting State the obligation:


a) to carry out administrative measures at variance with the laws and


administrative practice of that or of the other Contracting State;


b) to carry out measures which would be contrary to public policy (ordre public);


c) to provide assistance if the other Contracting State has not pursued all


reasonable measures of collection or conservancy, as the case may be, available


under its laws or administrative practice;


d) to provide assistance in those cases where the administrative burden for that


State is clearly disproportionate to the benefit to be derived by the other


Contracting State.


ARTICLE 28


MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS


Nothing in this Convention shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic


missions or consular posts under the general rules of international law or under the


provisions of special agreements.


ARTICLE 29


ENTITLEMENT TO BENEFITS1


1. [Provision that, subject to paragraphs 3 to 5, restricts treaty benefits to a resident


of a Contracting State who is a “qualified person” as defined in paragraph 2].


2. [Definition of situations where a resident is a qualified person, which covers


— an individual;


— a Contracting State, its political subdivisions and their agencies and


instrumentalities;


— certain publicly-traded companies and entities;


1 The drafting of this Article will depend on how the Contracting States decide to
implement their common intention, reflected in the preamble of the Convention and
incorporated in the minimum standard agreed to as part of the OECD/G20 Base Erosion
and Profit Shifting Project, to eliminate double taxation without creating opportunities for
non-taxation or reduced taxation through tax evasion or avoidance, including through
treaty-shopping arrangements. This may be done either through the adoption of
paragraph 9 only, through the adoption of the detailed version of paragraphs 1 to 7 that is
described in the Commentary on Article 29 together with the implementation of an anti-
conduit mechanism as described in paragraph 187 of that Commentary, or through the
adoption of paragraph 9 together with any variation of paragraphs 1 to 7 described in the
Commentary on Article 29.
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— certain affiliates of publicly-listed companies and entities;


— certain non-profit organisations and recognised pension funds;


— other entities that meet certain ownership and base erosion requirements;


— certain collective investment vehicles.]


3. [Provision that provides treaty benefits to certain income derived by a person


that is not a qualified person if the person is engaged in the active conduct of a


business in its State of residence and the income emanates from, or is incidental to,


that business].


4. [Provision that provides treaty benefits to a person that is not a qualified person


if at least more than an agreed proportion of that entity is owned by certain persons


entitled to equivalent benefits].


5. [Provision that provides treaty benefits to a person that qualifies as a


“headquarters company”].


6. [Provision that allows the competent authority of a Contracting State to grant


certain treaty benefits to a person where benefits would otherwise be denied under


paragraph 1].


7. [Definitions applicable for the purposes of paragraphs 1 to 7].


8. a) Where


(i) an enterprise of a Contracting State derives income from the other


Contracting State and the first-mentioned State treats such income as


attributable to a permanent establishment of the enterprise situated in a


third jurisdiction, and


(ii) the profits attributable to that permanent establishment are exempt from


tax in the first-mentioned State,


the benefits of this Convention shall not apply to any item of income on which


the tax in the third jurisdiction is less than the lower of [rate to be determined


bilaterally] of the amount of that item of income and 60 per cent of the tax that


would be imposed in the first-mentioned State on that item of income if that


permanent establishment were situated in the first-mentioned State. In such a


case any income to which the provisions of this paragraph apply shall remain


taxable according to the domestic law of the other State, notwithstanding any


other provisions of the Convention.


b) The preceding provisions of this paragraph shall not apply if the income


derived from the other State emanates from, or is incidental to, the active


conduct of a business carried on through the permanent establishment (other


than the business of making, managing or simply holding investments for the


enterprise’s own account, unless these activities are banking, insurance or


securities activities carried on by a bank, insurance enterprise or registered


securities dealer, respectively).


c) If benefits under this Convention are denied pursuant to the preceding


provisions of this paragraph with respect to an item of income derived by a
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resident of a Contracting State, the competent authority of the other


Contracting State may, nevertheless, grant these benefits with respect to that


item of income if, in response to a request by such resident, such competent


authority determines that granting such benefits is justified in light of the


reasons such resident did not satisfy the requirements of this paragraph (such


as the existence of losses). The competent authority of the Contracting State to


which a request has been made under the preceding sentence shall consult


with the competent authority of the other Contracting State before either


granting or denying the request


9. Notwithstanding the other provisions of this Convention, a benefit under this


Convention shall not be granted in respect of an item of income or capital if it is


reasonable to conclude, having regard to all relevant facts and circumstances, that


obtaining that benefit was one of the principal purposes of any arrangement or


transaction that resulted directly or indirectly in that benefit, unless it is established


that granting that benefit in these circumstances would be in accordance with the


object and purpose of the relevant provisions of this Convention.


ARTICLE 30


TERRITORIAL EXTENSION1


1. This Convention may be extended, either in its entirety or with any necessary


modifications [to any part of the territory of (State A) or of (State B) which is specifically


excluded from the application of the Convention or], to any State or territory for whose


international relations (State A) or (State B) is responsible, which imposes taxes


substantially similar in character to those to which the Convention applies. Any such


extension shall take effect from such date and subject to such modifications and


conditions, including conditions as to termination, as may be specified and agreed


between the Contracting States in notes to be exchanged through diplomatic channels


or in any other manner in accordance with their constitutional procedures.


2. Unless otherwise agreed by both Contracting States, the termination of the


Convention by one of them under Article 32 shall also terminate, in the manner


provided for in that Article, the application of the Convention [to any part of the


territory of (State A) or of (State B) or] to any State or territory to which it has been


extended under this Article.


1 The words between brackets are of relevance when, by special provision, a part of the
territory of a Contracting State is excluded from the application of the Convention.
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Chapter VII


FINAL PROVISIONS


ARTICLE 31


ENTRY INTO FORCE


1. This Convention shall be ratified and the instruments of ratification shall be


exchanged at .......... as soon as possible.


2. The Convention shall enter into force upon the exchange of instruments of


ratification and its provisions shall have effect:


a) (in State A): .......................................


b) (in State B): .......................................


ARTICLE 32


TERMINATION


This Convention shall remain in force until terminated by a Contracting State. Either


Contracting State may terminate the Convention, through diplomatic channels, by


giving notice of termination at least six months before the end of any calendar year


after the year ...... In such event, the Convention shall cease to have effect:


a) (in State A): .........................................


b) (in State B): .........................................


TERMINAL CLAUSE1


1 The terminal clause concerning the signing shall be drafted in accordance with the
constitutional procedure of both Contracting States.
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COMMENTARY ON ARTICLE 1
CONCERNING THE PERSONS COVERED BY THE CONVENTION


Paragraph 1
1. Whereas many conventions concluded in the first part of the 20th century


were applicable to “citizens” of the Contracting States, conventions concluded


afterwards almost always apply to “residents” of one or both of the Contracting


States irrespective of nationality. That approach is reflected in paragraph 1. The


term “resident” is defined in Article 4. The fact that a person is a resident of a


Contracting State does not mean, however, that the person is automatically


entitled to the benefits of the Convention since some or all of these benefits may be


denied under various provisions of the Convention, including those of Article 29.


Paragraph 2
2. This paragraph addresses the situation of the income of entities or


arrangements that one or both Contracting States treat as wholly or partly fiscally


transparent for tax purposes. The provisions of the paragraph ensure that income


of such entities or arrangements is treated, for the purposes of the Convention, in


accordance with the principles reflected in the 1999 report of the Committee on


Fiscal Affairs entitled “The Application of the OECD Model Tax Convention to


Partnerships”.1 That report therefore provides guidance and examples on how the


provision should be interpreted and applied in various situations.


3. The report, however, dealt exclusively with partnerships and whilst the


Committee recognised that many of the principles included in the report could also


apply with respect to other non-corporate entities, it expressed the intention to


examine the application of the Model Tax Convention to these other entities at a


later stage. As indicated in paragraph 37 of the report, the Committee was


particularly concerned with “cases where domestic tax laws create intermediary


situations where a partnership is partly treated as a taxable unit and partly


disregarded for tax purposes.” According to the report


Whilst this may create practical difficulties with respect to a very limited


number of partnerships, it is a more important problem in the case of other


entities such as trusts. For this reason, the Committee decided to deal with this


issue in the context of follow-up work to this report.


4. Paragraph 2 addresses this particular situation by referring to entities that are


“wholly or partly” treated as fiscally transparent. Thus, the paragraph not only


serves to confirm the conclusions of the Partnership Report but also extends the


application of these conclusions to situations that were not directly covered by the


1 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at
page R(15)-1.

55MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 1

report (subject to the application of specific provisions dealing with collective


investment vehicles, see paragraphs 22 to 48 below).


5. The paragraph not only ensures that the benefits of the Convention are granted


in appropriate cases but also ensures that these benefits are not granted where neither


Contracting State treats, under its domestic law, the income of an entity or


arrangement as the income of one of its residents. The paragraph therefore confirms


the conclusions of the report in such a case (see, for example, example 3 of the report).


Also, as recognised in the report, States should not be expected to grant the benefits of


a bilateral tax convention in cases where they cannot verify whether a person is truly


entitled to these benefits. Thus, if an entity is established in a jurisdiction from which


a Contracting State cannot obtain tax information, that State would need to be


provided with all the necessary information in order to be able to grant the benefits of


the Convention. In such a case, the Contracting State might well decide to use the


refund mechanism for the purposes of applying the benefits of the Convention even


though it normally applies these benefits at the time of the payment of the relevant


income. In most cases, however, it will be possible to obtain the relevant information


and to apply the benefits of the Convention at the time the income is taxed (see for


example paragraphs 43 to 45 below which discuss a similar issue in the context of


collective investment vehicles).


6. The following example illustrates the application of the paragraph:


Example: State A and State B have concluded a treaty identical to the Model Tax


Convention. State A considers that an entity established in State B is a company and


taxes that entity on interest that it receives from a debtor resident in State A. Under


the domestic law of State B, however, the entity is treated as a partnership and the


two members in that entity, who share equally all its income, are each taxed on half


of the interest. One of the members is a resident of State B and the other one is a


resident of a country with which States A and B do not have a treaty. The paragraph


provides that in such case, half of the interest shall be considered, for the purposes


of Article 11, to be income of a resident of State B.


7. The reference to “income derived by or through an entity or arrangement” has a


broad meaning and covers any income that is earned by or through an entity or


arrangement, regardless of the view taken by each Contracting State as to who derives


that income for domestic tax purposes and regardless of whether or not that entity or


arrangement has legal personality or constitutes a person as defined in


subparagraph a) of paragraph 1 of Article 3. It would cover, for example, income of any


partnership or trust that one or both of the Contracting States treats as wholly or partly


fiscally transparent. Also, as illustrated in example 2 of the report, it does not matter


where the entity or arrangement is established: the paragraph applies to an entity


established in a third State to the extent that, under the domestic tax law of one of the


Contracting States, the entity is treated as wholly or partly fiscally transparent and


income of that entity is attributed to a resident of that State.


8. The word “income” must be given the wide meaning that it has for the purposes


of the Convention and therefore applies to the various items of income that are
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covered by Chapter III of the Convention (Taxation of Income), including, for example,


profits of an enterprise and capital gains.


9. The concept of “fiscally transparent” used in the paragraph refers to situations


where, under the domestic law of a Contracting State, the income (or part thereof) of


the entity or arrangement is not taxed at the level of the entity or the arrangement but


at the level of the persons who have an interest in that entity or arrangement. This will


normally be the case where the amount of tax payable on a share of the income of an


entity or arrangement is determined separately in relation to the personal


characteristics of the person who is entitled to that share so that the tax will depend


on whether that person is taxable or not, on the other income that the person has, on


the personal allowances to which the person is entitled and on the tax rate applicable


to that person; also, the character and source, as well as the timing of the realisation,


of the income for tax purposes will not be affected by the fact that it has been earned


through the entity or arrangement. The fact that the income is computed at the level


of the entity or arrangement before the share is allocated to the person will not affect


that result.1 States wishing to clarify the definition of “fiscally transparent” in their


bilateral conventions are free to include a definition of that term based on the above


explanations.


10. In the case of an entity or arrangement which is treated as partly fiscally


transparent under the domestic law of one of the Contracting States, only part of the


income of the entity or arrangement might be taxed at the level of the persons who


have an interest in that entity or arrangement as described in the preceding paragraph


whilst the rest would remain taxable at the level of the entity or arrangement. This, for


example, is how some trusts and limited liability partnerships are treated in some


countries (i.e. in some countries, the part of the income derived through a trust that is


distributed to beneficiaries is taxed in the hands of these beneficiaries whilst the part


of that income that is accumulated is taxed in the hands of the trust or trustees;


similarly, in some countries, income derived through a limited partnership is taxed in


the hands of the general partner as regards that partner’s share of that income but is


considered to be the income of the limited partnership as regards the limited partners’


share of the income). To the extent that the entity or arrangement qualifies as a


resident of a Contracting State, the paragraph will ensure that the benefits of the treaty


also apply to the share of the income that is attributed to the entity or arrangement


under the domestic law of that State (subject to any anti-abuse provision such as a


limitation-on-benefits rule).


11. As with other provisions of the Convention, the provision applies separately to


each item of income of the entity or arrangement. Assume, for example, that the


document that establishes a trust provides that all dividends received by the trust


must be distributed to a beneficiary during the lifetime of that beneficiary but must be


1 See paragraphs 37-40 of the report, “The Application of the OECD Model Tax Convention
to partnerships”, reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax
Convention at page R(15)-1.
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accumulated afterwards. If one of the Contracting States considers that, in such a case,


the beneficiary is taxable on the dividends distributed to that beneficiary but that the


trustees are taxable on the dividends that will be accumulated, the paragraph will


apply differently to these two categories of dividends even if both types of dividends


are received within the same month.


12. By providing that the income to which it applies will be considered to be income


of a resident of a Contracting State for the purposes of the Convention, the paragraph


ensures that the relevant income is attributed to that resident for the purposes of the


application of the various allocative rules of the Convention. Depending on the nature


of the income, this will therefore allow the income to be considered, for example, as


“income derived by” for the purposes of Articles 6, 13 and 17, “profits of an enterprise”


for the purposes of Articles 7, 8 and 9 (see also paragraph 4 of the Commentary on


Article 3) or dividends or interest “paid to” for the purposes of Articles 10 and 11. The


fact that the income is considered to be derived by a resident of a Contracting State for


the purposes of the Convention also means that where the income constitutes a share


of the income of an enterprise in which that resident holds a participation, such


income shall be considered to be the income of an enterprise carried on by that


resident (e.g. for the purposes of the definition of enterprise of a Contracting State in


Article 3 and paragraph 2 of Article 21).


13. Whilst the paragraph ensures that the various allocative rules of the Convention


are applied to the extent that income of fiscally transparent entities is treated, under


domestic law, as income of a resident of a Contracting State, the paragraph does not


prejudge the issue of whether the recipient is the beneficial owner of the relevant


income. Where, for example, a fiscally transparent partnership receives dividends as


an agent or nominee for a person who is not a partner, the fact that the dividend may


be considered as income of a resident of a Contracting State under the domestic law of


that State will not preclude the State of source from considering that neither the


partnership nor the partners are the beneficial owners of the dividend.


14. The paragraph only applies for the purposes of the Convention and does not,


therefore, require a Contracting State to change the way in which it attributes income


or characterises entities for the purposes of its domestic law. In the example in


paragraph 6 above, whilst paragraph 2 provides that half of the interest shall be


considered, for the purposes of Article 11, to be income of a resident of State B, this will


only affect the maximum amount of tax that State A will be able to collect on the


interest and will not change the fact that State A’s tax will be payable by the entity.


Thus, assuming that the domestic law of State A provides for a 30 per cent withholding


tax on the interest, the effect of paragraph 2 will simply be to reduce the amount of tax


that State A will collect on the interest (so that half of the interest would be taxed at


30 per cent and half at 10 per cent under the treaty between States A and B) and will


not change the fact that the entity is the relevant taxpayer for the purposes of State A’s


domestic law. Also, the provision does not deal exhaustively with all treaty issues that


may arise from the legal nature of certain entities and arrangements and may


therefore need to be supplemented by other provisions to address such issues (such as

58 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 1

a provision confirming that a trust may qualify as a resident of a Contracting State


despite the fact that, under the trust law of many countries, a trust does not constitute


a “person”).


15. As confirmed by paragraph 3, paragraph 2 does not restrict in any way a State’s


right to tax its own residents. This conclusion is consistent with the way in which tax


treaties have been interpreted with respect to partnerships (see paragraph 6.1 of this


Commentary as it read after 2000 and before the inclusion of paragraph 3 in 2017).


16. Paragraphs 2 and 3 do not, however, restrict the Contracting States’ obligation to


provide relief of double taxation under Articles 23 A and 23 B where income of a


resident of that State may be taxed by the other State in accordance with the


Convention. There may be cases, however, where the same income is taxed by each


Contracting State as income of one of its residents and where relief of double taxation


will be necessary with respect to tax paid by a different person. Where, for example,


one of the Contracting States taxes the worldwide income of an entity that is a resident


of that State whereas the other State views that entity as fiscally transparent and taxes


the members of that entity who are residents of that other State on their respective


share of the income, relief of double taxation will need to take into account the tax that


is paid by different taxpayers in the two States. In such a case, however, it will be


important to determine, under Articles 23 A and 23 B, to what extent the income of a


resident of one Contracting State “may be taxed in the other Contracting State in


accordance with the provisions of this Convention (except to the extent that these


provisions allow taxation by that other State solely because the income is also income


derived by a resident of that State [...])”. In general, this requirement will result in one


State having to provide relief of double taxation only to the extent that the provisions


of the Convention authorise the other State to tax the relevant income as the State of


source or as a State where there is a permanent establishment to which that income


is attributable (see paragraphs 11.1 and 11.2 of the Commentary on Articles 23 A


and 23 B).


Paragraph 3
17. Whilst some provisions of the Convention (e.g. Articles 23 A and 23 B) are clearly


intended to affect how a Contracting State taxes its own residents, the object of the


majority of the provisions of the Convention is to restrict the right of a Contracting


State to tax the residents of the other Contracting State. In some limited cases,


however, it has been argued that some provisions could be interpreted as limiting a


Contracting State’s right to tax its own residents in cases where this was not intended


(see, for example, paragraph 81 below, which addresses the case of controlled foreign


company provisions).


18. Paragraph 3 confirms the general principle that the Convention does not restrict


a Contracting State’s right to tax its own residents except where this is intended and


lists the provisions with respect to which that principle is not applicable.


19. The exceptions so listed are intended to cover all cases where it is envisaged in


the Convention that a Contracting State may have to provide treaty benefits to its own
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residents (whether or not these or similar benefits are provided under the domestic


law of that State). These provisions are:


— Paragraph 3 of Article 7, which requires a Contracting State to grant to an


enterprise of that State a correlative adjustment following an initial adjustment


made by the other Contracting State, in accordance with paragraph 2 of Article 7,


to the amount of tax charged on the profits of a permanent establishment of the


enterprise.


— Paragraph 2 of Article 9, which requires a Contracting State to grant to an


enterprise of that State a corresponding adjustment following an initial


adjustment made by the other Contracting State, in accordance with paragraph 1


of Article 9, to the amount of tax charged on the profits of an associated


enterprise.


— Article 19, which may affect how a Contracting State taxes an individual who is


resident of that State if that individual derives income in respect of services


rendered to the other Contracting State or a political subdivision or local


authority thereof.


— Article 20, which may affect how a Contracting State taxes an individual who is


resident of that State if that individual is also a student who meets the


conditions of that Article.


— Articles 23 A and 23 B, which require a Contracting State to provide relief of


double taxation to its residents with respect to the income that the other State


may tax in accordance with the Convention (including profits that are


attributable to a permanent establishment situated in the other Contracting


State in accordance with paragraph 2 of Article 7).


— Article 24, which protects residents of a Contracting State against certain


discriminatory taxation practices by that State (such as rules that discriminate


between two persons based on their nationality).


— Article 25, which allows residents of a Contracting State to request that the


competent authority of that State consider cases of taxation not in accordance


with the Convention.


— Article 28, which may affect how a Contracting State taxes an individual who is


resident of that State when that individual is a member of the diplomatic


mission or consular post of the other Contracting State.


20. The list of exceptions included in paragraph 3 should include any other provision


that the Contracting States may agree to include in their bilateral convention where it


is intended that this provision should affect the taxation, by a Contracting State, of its


own residents. For instance, if the Contracting States agree, in accordance with


paragraph 27 of the Commentary on Article 18, to include in their bilateral convention


a provision according to which pensions and other payments made under the social


security legislation of a Contracting State shall be taxable only in that State, they


should include a reference to that provision in the list of exceptions included in


paragraph 3. Other examples include the alternative provisions in paragraphs 23, 30,
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37, 38 and 68 of the Commentary on Article 18 because these provisions provide


benefits that are typically intended to be granted to an individual who participated in


a foreign pension scheme before becoming a resident of a Contracting State.


21. The term “resident”, as used in paragraph 3 and throughout the Convention, is


defined in Article 4. Where, under paragraph 1 of Article 4, a person is considered to be


a resident of both Contracting States based on the domestic laws of these States,


paragraphs 2 and 3 of that Article make it generally possible to determine a single State


of residence for the purposes of the Convention. Thus, paragraph 3 does not apply to


an individual or legal person who is a resident of one of the Contracting States under


the laws of that State but who, for the purposes of the Convention, is deemed to be a


resident only of the other Contracting State.


Cross-border issues relating to collective investment vehicles


22. Most countries have dealt with the domestic tax issues arising from groups of


small investors who pool their funds in collective investment vehicles (CIVs). In


general, the goal of such systems is to provide for neutrality between direct


investments and investments through a CIV. Whilst those systems generally succeed


when the investors, the CIV and the investment are all located in the same country,


complications frequently arise when one or more of those parties or the investments


are located in different countries. These complications are discussed in the report by


the Committee on Fiscal Affairs entitled “The Granting of Treaty Benefits with Respect


to the Income of Collective Investment Vehicles”,1 the main conclusions of which have


been incorporated below. For purposes of the Report and for this discussion, the term


“CIV” is limited to funds that are widely-held, hold a diversified portfolio of securities


and are subject to investor-protection regulation in the country in which they are


established.


Application of the Convention to CIVs


23. The primary question that arises in the cross-border context is whether a CIV


should qualify for the benefits of the Convention in its own right. In order to do so


under treaties that, like the Convention, do not include a specific provision dealing


with CIVs, a CIV would have to qualify as a “person” that is a “resident” of a Contracting


State and, as regards the application of Articles 10 and 11, that is the “beneficial


owner” of the income that it receives.


24. The determination of whether a CIV should be treated as a “person” begins with


the legal form of the CIV, which differs substantially from country to country and


between the various types of vehicles. In many countries, most CIVs take the form of a


company. In others, the CIV typically would be a trust. In still others, many CIVs are


simple contractual arrangements or a form of joint ownership. In most cases, the CIV


1 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at page
R(24)-1.
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would be treated as a taxpayer or a “person” for purposes of the tax law of the State in


which it is established; for example, in some countries where the CIV is commonly


established in the form of a trust, either the trust itself, or the trustees acting


collectively in their capacity as such, is treated as a taxpayer or a person for domestic


tax law purposes. In view of the wide meaning to be given to the term “person”, the fact


that the tax law of the country where such a CIV is established would treat it as a


taxpayer would be indicative that the CIV is a “person” for treaty purposes. Contracting


States wishing to expressly clarify that, in these circumstances, such CIVs are persons


for the purposes of their conventions may agree bilaterally to modify the definition of


“person” to include them.


25. Whether a CIV is a “resident” of a Contracting State depends not on its legal form


(as long as it qualifies as a person) but on its tax treatment in the State in which it is


established. Although a consistent goal of domestic CIV regimes is to ensure that there


is only one level of tax, at either the CIV or the investor level, there are a number of


different ways in which States achieve that goal. In some States, the holders of


interests in the CIV are liable to tax on the income received by the CIV, rather than the


CIV itself being liable to tax on such income. Such a fiscally transparent CIV would not


be treated as a resident of the Contracting State in which it is established because it is


not liable to tax therein.


26. By contrast, in other States, a CIV is in principle liable to tax but its income may


be fully exempt, for instance, if the CIV fulfils certain criteria with regard to its purpose,


activities or operation, which may include requirements as to minimum distributions,


its sources of income and sometimes its sectors of operation. More frequently, CIVs are


subject to tax but the base for taxation is reduced, in a variety of different ways, by


reference to distributions paid to investors. Deductions for distributions will usually


mean that no tax is in fact paid. Other States tax CIVs but at a special low tax rate.


Finally, some States tax CIVs fully but with integration at the investor level to avoid


double taxation of the income of the CIV. For those countries that adopt the view,


reflected in paragraph 8.11 of the Commentary on Article 4, that a person may be liable


to tax even if the State in which it is established does not impose tax, the CIV would be


treated as a resident of the State in which it is established in all of these cases because


the CIV is subject to comprehensive taxation in that State. Even in the case where the


income of the CIV is taxed at a zero rate, or is exempt from tax, the requirements to be


treated as a resident may be met if the requirements to qualify for such lower rate or


exemption are sufficiently stringent.


27. Those countries that adopt the alternative view, reflected in paragraph 8.12 of


the Commentary on Article 4, that an entity that is exempt from tax therefore is not


liable to tax may not view some or all of the CIVs described in the preceding paragraph


as residents of the States in which they are established. States taking the latter view,


and those States negotiating with such States, are encouraged to address the issue in


their bilateral negotiations.


28 Some countries have questioned whether a CIV, even if it is a “person” and a


“resident”, can qualify as the beneficial owner of the income it receives. Because a
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“CIV” as defined in paragraph 22 above must be widely-held, hold a diversified


portfolio of securities and be subject to investor-protection regulation in the country in


which it is established, such a CIV, or its managers, often perform significant functions


with respect to the investment and management of the assets of the CIV. Moreover, the


position of an investor in a CIV differs substantially, as a legal and economic matter,


from the position of an investor who owns the underlying assets, so that it would not


be appropriate to treat the investor in such a CIV as the beneficial owner of the income


received by the CIV. Accordingly, a vehicle that meets the definition of a widely-held


CIV will also be treated as the beneficial owner of the dividends and interest that it


receives, so long as the managers of the CIV have discretionary powers to manage the


assets generating such income (unless an individual who is a resident of that State


who would have received the income in the same circumstances would not have been


considered to be the beneficial owner thereof).


29. Because these principles are necessarily general, their application to a particular


type of CIV might not be clear to the CIV, investors and intermediaries. Any uncertainty


regarding treaty eligibility is especially problematic for a CIV, which must take into


account amounts expected to be received, including any withholding tax benefits


provided by treaty, when it calculates its net asset value (“NAV”). The NAV, which


typically is calculated daily, is the basis for the prices used for subscriptions and


redemptions. If the withholding tax benefits ultimately obtained by the CIV do not


correspond to its original assumptions about the amount and timing of such


withholding tax benefits, there will be a discrepancy between the real asset value and


the NAV used by investors who have purchased, sold or redeemed their interests in the


CIV in the interim.


30. In order to provide more certainty under existing treaties, tax authorities may


want to reach a mutual agreement clarifying the treatment of some types of CIVs in


their respective States. With respect to some types of CIVs, such a mutual agreement


might simply confirm that the CIV satisfies the technical requirements discussed


above and therefore is entitled to benefits in its own right. In other cases, the mutual


agreement could provide a CIV an administratively feasible way to make claims with


respect to treaty-eligible investors (see paragraphs 36 to 40 of the report “The Granting


of Treaty Benefits with Respect to the Income of Collective Investment Vehicles” for a


discussion of this issue). Of course, a mutual agreement could not cut back on benefits


that otherwise would be available to the CIV under the terms of a treaty.


Policy issues raised by the current treatment of collective
investment vehicles


31. The same considerations would suggest that treaty negotiators address


expressly the treatment of CIVs. Thus, even if it appears that CIVs in each of the


Contracting States would be entitled to benefits, it may be appropriate to confirm that


position publicly (for example, through an exchange of notes) in order to provide


certainty. It may also be appropriate to expressly provide for the treaty entitlement of


CIVs by including, for example, a provision along the following lines:
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Notwithstanding the other provisions of this Convention, a collective investment


vehicle which is established in a Contracting State and which receives income


arising in the other Contracting State shall be treated, for purposes of applying the


Convention to such income, as an individual who is a resident of the Contracting


State in which it is established and as the beneficial owner of the income it receives


(provided that, if an individual who is a resident of the first-mentioned State had


received the income in the same circumstances, such individual would have been


considered to be the beneficial owner thereof). For purposes of this paragraph, the


term “collective investment vehicle” means, in the case of [State A], a [ ] and, in the


case of [State B], a [ ], as well as any other investment fund, arrangement or entity


established in either Contracting State which the competent authorities of the


Contracting States agree to regard as a collective investment vehicle for purposes of


this paragraph.


32. However, in negotiating new treaties or amendments to existing treaties, the


Contracting States would not be restricted to clarifying the results of the application of


other treaty provisions to CIVs, but could vary those results to the extent necessary to


achieve policy objectives. For example, in the context of a particular bilateral treaty, the


technical analysis may result in CIVs located in one of the Contracting States


qualifying for benefits, whilst CIVs in the other Contracting State may not. This may


make the treaty appear unbalanced, although whether it is so in fact will depend on


the specific circumstances. If it is, then the Contracting States should attempt to reach


an equitable solution. If the practical result in each of the Contracting States is that


most CIVs do not in fact pay tax, then the Contracting States should attempt to


overcome differences in legal form that might otherwise cause those in one State to


qualify for benefits and those in the other to be denied benefits. On the other hand, the


differences in legal form and tax treatment in the two Contracting States may mean


that it is appropriate to treat CIVs in the two States differently. In comparing the


taxation of CIVs in the two States, taxation in the source State and at the investor level


should be considered, not just the taxation of the CIV itself. The goal is to achieve


neutrality between a direct investment and an investment through a CIV in the


international context, just as the goal of most domestic provisions addressing the


treatment of CIVs is to achieve such neutrality in the wholly domestic context.


33. A Contracting State may also want to consider whether existing treaty provisions


are sufficient to prevent CIVs from being used in a potentially abusive manner. It is


possible that a CIV could satisfy all of the requirements to claim treaty benefits in its


own right, even though its income is not subject to much, if any, tax in practice. In that


case, the CIV could present the opportunity for residents of third countries to receive


treaty benefits that would not have been available had they invested directly.


Accordingly, it may be appropriate to restrict benefits that might otherwise be available


to such a CIV, either through generally applicable anti-abuse or anti-treaty shopping


rules (as discussed under “Improper use of the Convention” below) or through a


specific provision dealing with CIVs.
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34. In deciding whether such a provision is necessary, Contracting States will want


to consider the economic characteristics, including the potential for treaty shopping,


presented by the various types of CIVs that are prevalent in each of the Contracting


States. For example, a CIV that is not subject to any taxation in the State in which it is


established may present more of a danger of treaty shopping than one in which the CIV


itself is subject to an entity-level tax or where distributions to non-resident investors


are subject to withholding tax.


Possible provisions modifying the treatment of CIVs


35. Where the Contracting States have agreed that a specific provision dealing with


CIVs is necessary to address the concerns described in paragraphs 32 through 34, they


could include in the bilateral treaty the following provision:


a) Notwithstanding the other provisions of this Convention, a collective


investment vehicle which is established in a Contracting State and which


receives income arising in the other Contracting State shall be treated for


purposes of applying the Convention to such income as an individual who is a


resident of the Contracting State in which it is established and as the beneficial


owner of the income it receives (provided that, if an individual who is a resident


of the first-mentioned State had received the income in the same


circumstances, such individual would have been considered to be the beneficial


owner thereof), but only to the extent that the beneficial interests in the


collective investment vehicle are owned by equivalent beneficiaries.


b) For purposes of this paragraph:


(i) the term “collective investment vehicle” means, in the case of [State A], a


[ ] and, in the case of [State B], a [ ], as well as any other investment fund,


arrangement or entity established in either Contracting State which the


competent authorities of the Contracting States agree to regard as a


collective investment vehicle for purposes of this paragraph; and


(ii) the term “equivalent beneficiary” means a resident of the Contracting State


in which the CIV is established, and a resident of any other State with


which the Contracting State in which the income arises has an income tax


convention that provides for effective and comprehensive information


exchange who would, if he received the particular item of income for which


benefits are being claimed under this Convention, be entitled under that


convention, or under the domestic law of the Contracting State in which


the income arises, to a rate of tax with respect to that item of income that


is at least as low as the rate claimed under this Convention by the CIV with


respect to that item of income.


36. It is intended that the Contracting States would provide in subdivision b)(i)


specific cross-references to relevant tax or securities law provisions relating to CIVs. In


deciding which treatment should apply with respect to particular CIVs, Contracting


States should take into account the policy considerations discussed above. Negotiators
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may agree that economic differences in the treatment of CIVs in the two Contracting


States, or even within the same Contracting State, justify differential treatment in the


tax treaty. In that case, some combination of the provisions in this section might be


included in the treaty.


37. The effect of allowing benefits to the CIV to the extent that it is owned by


“equivalent beneficiaries” as defined in subdivision b)(ii) is to ensure that investors


who would have been entitled to benefits with respect to income derived from the


source State had they received the income directly are not put in a worse position by


investing through a CIV located in a third country. The approach thus serves the goals


of neutrality as between direct investments and investments through a CIV. It also


decreases the risk of double taxation as between the source State and the State of


residence of the investor, to the extent that there is a tax treaty between them. It is


beneficial for investors, particularly those from small countries, who will consequently


enjoy a greater choice of investment vehicles. It also increases economies of scale,


which are a primary economic benefit of investing through CIVs. Finally, adopting this


approach substantially simplifies compliance procedures. In many cases, nearly all of


a CIV’s investors will be “equivalent beneficiaries”, given the extent of bilateral treaty


coverage and the fact that rates in those treaties are nearly always 10-15 per cent on


portfolio dividends.


38. At the same time, the provision prevents a CIV from being used by investors to


achieve a better tax treaty position than they would have achieved by investing


directly. This is achieved through the rate comparison in the definition of “equivalent


beneficiary”. Accordingly, the appropriate comparison is between the rate claimed by


the CIV and the rate that the investor could have claimed had it received the income


directly. For example, assume that a CIV established in State B receives dividends from


a company resident in State A. Sixty-five per cent of the investors in the CIV are


individual residents of State B; ten per cent are pension funds established in State C


and 25 per cent are individual residents of State C. Under the A-B tax treaty, portfolio


dividends are subject to a maximum tax rate at source of ten per cent. Under the A-C


tax treaty, pension funds are exempt from taxation in the source State and other


portfolio dividends are subject to tax at a maximum tax rate of 15 per cent. Both the


A-B and A-C treaties include effective and comprehensive information exchange


provisions. On these facts, 75 per cent of the investors in the CIV — the individual


residents of State B and the pension funds established in State C — are equivalent


beneficiaries.


39. A source State may also be concerned about the potential deferral of taxation


that could arise with respect to a CIV that is subject to no or low taxation and that may


accumulate its income rather than distributing it on a current basis. Such States may


be tempted to limit benefits to the CIV to the proportion of the CIV’s investors who are


currently taxable on their share of the income of the CIV. However, such an approach


has proven difficult to apply to widely-held CIVs in practice. Those States that are


concerned about the possibility of such deferral may wish to negotiate provisions that


extend benefits only to those CIVs that are required to distribute earnings currently.
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Other States may be less concerned about the potential for deferral, however. They


may take the view that, even if the investor is not taxed currently on the income


received by the CIV, it will be taxed eventually, either on the distribution, or on any


capital gains if it sells its interest in the CIV before the CIV distributes the income.


Those States may wish to negotiate provisions that grant benefits to CIVs even if they


are not obliged to distribute their income on a current basis. Moreover, in many States,


the tax rate with respect to investment income is not significantly higher than the


treaty withholding rate on dividends, so there would be little, if any, residence State tax


deferral to be achieved by earning such income through an investment fund rather


than directly. In addition, many States have taken steps to ensure the current taxation


of investment income earned by their residents through investment funds, regardless


of whether the funds accumulate that income, further reducing the potential for such


deferral. When considering the treatment of CIVs that are not required to distribute


income currently, States may want to consider whether these or other factors address


the concerns described above so that the type of limits described herein might not in


fact be necessary.


40. Some States believe that taking all treaty-eligible investors, including those in


third States, into account would change the bilateral nature of tax treaties. These


States may prefer to allow treaty benefits to a CIV only to the extent that the investors


in the CIV are residents of the Contracting State in which the CIV is established. In that


case, the provision would be drafted as follows:


a) Notwithstanding the other provisions of this Convention, a collective


investment vehicle which is established in a Contracting State and which


receives income arising in the other Contracting State shall be treated for


purposes of applying the Convention to such income as an individual who is a


resident of the Contracting State in which it is established and as the beneficial


owner of the income it receives (provided that, if an individual who is a resident


of the first-mentioned State had received the income in the same


circumstances, such individual would have been considered to be the beneficial


owner thereof), but only to the extent that the beneficial interests in the


collective investment vehicle are owned by residents of the Contracting State in


which the collective investment vehicle is established.


b) For purposes of this paragraph, the term “collective investment vehicle” means,


in the case of [State A], a [ ] and, in the case of [State B], a [ ], as well as any


other investment fund, arrangement or entity established in either Contracting


State which the competent authorities of the Contracting States agree to regard


as a collective investment vehicle for purposes of this paragraph.


41. Although the purely proportionate approach set out in paragraphs 35 and 40


protects against treaty shopping, it may also impose substantial administrative


burdens as a CIV attempts to determine the treaty entitlement of every single investor.


A Contracting State may decide that the fact that a substantial proportion of the CIV’s


investors are treaty-eligible is adequate protection against treaty shopping, and thus


that it is appropriate to provide an ownership threshold above which benefits would be
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provided with respect to all income received by the CIV. Including such a threshold


would also mitigate some of the procedural burdens that otherwise might arise. If


desired, therefore, the following sentence could be added at the end of


subparagraph a):


However, if at least [ ] per cent of the beneficial interests in the collective


investment vehicle are owned by [equivalent beneficiaries][residents of the


Contracting State in which the collective investment vehicle is established], the


collective investment vehicle shall be treated as an individual who is a resident of


the Contracting State in which it is established and as the beneficial owner of all of


the income it receives (provided that, if an individual who is a resident of the first-


mentioned State had received the income in the same circumstances, such


individual would have been considered to be the beneficial owner thereof).


42. In some cases, the Contracting States might wish to take a different approach


from that put forward in paragraphs 31, 35 and 40 with respect to certain types of CIVs


and to treat the CIV as making claims on behalf of the investors rather than in its own


name. This might be true, for example, if a large percentage of the owners of interests


in the CIV as a whole, or of a class of interests in the CIV, are pension funds that are


exempt from tax in the source country under terms of the relevant treaty similar to


those described in paragraph 69 of the Commentary on Article 18. To ensure that the


investors would not lose the benefit of the preferential rates to which they would have


been entitled had they invested directly, the Contracting States might agree to a


provision along the following lines with respect to such CIVs (although likely adopting


one of the approaches of paragraphs 31, 35 or 40 with respect to other types of CIVs):


a) A collective investment vehicle described in subparagraph c) which is


established in a Contracting State and which receives income arising in the


other Contracting State shall not be treated as a resident of the Contracting


State in which it is established, but may claim, on behalf of the owners of the


beneficial interests in the collective investment vehicle, the tax reductions,


exemptions or other benefits that would have been available under this


Convention to such owners had they received such income directly.


b) A collective investment vehicle may not make a claim under subparagraph a)


for benefits on behalf of any owner of the beneficial interests in such collective


investment vehicle if the owner has itself made an individual claim for benefits


with respect to income received by the collective investment vehicle.


c) This paragraph shall apply with respect to, in the case of [State A], a [ ] and, in


the case of [State B], a [ ], as well as any other investment fund, arrangement or


entity established in either Contracting State to which the competent


authorities of the Contracting States agree to apply this paragraph.


This provision would, however, limit the CIV to making claims on behalf of residents of


the same Contracting State in which the CIV is established. If, for the reasons described


in paragraph 37, the Contracting States deemed it desirable to allow the CIV to make


claims on behalf of treaty-eligible residents of third States, that could be accomplished


by replacing the words “this Convention” with “any Convention to which the other
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Contracting State is a party” in subparagraph a). If, as anticipated, the Contracting


States would agree that the treatment provided in this paragraph would apply only to


specific types of CIVs, it would be necessary to ensure that the types of CIVs listed in


subparagraph c) did not include any of the types of CIVs listed in a more general


provision such as that in paragraph 31, 35 or 40 so that the treatment of a specific type


of CIV would be fixed, rather than elective. Countries wishing to allow individual CIVs


to elect their treatment, either with respect to the CIV as a whole or with respect to one


or more classes of interests in the CIV, are free to modify the paragraph to do so.


43. Under either the approach in paragraphs 35 and 40 or in paragraph 42, it will be


necessary for the CIV to make a determination regarding the proportion of holders of


interests who would have been entitled to benefits had they invested directly. Because


ownership of interests in CIVs changes regularly, and such interests frequently are


held through intermediaries, the CIV and its managers often do not themselves know


the names and treaty status of the beneficial owners of interests. It would be


impractical for the CIV to collect such information from the relevant intermediaries on


a daily basis. Accordingly, Contracting States should be willing to accept practical and


reliable approaches that do not require such daily tracing.


44. For example, in many countries the CIV industry is largely domestic, with an


overwhelming percentage of investors resident in the country in which the CIV is


established. In some cases, tax rules discourage foreign investment by imposing a


withholding tax on distributions, or securities laws may severely restrict offerings to


non-residents. Governments should consider whether these or other circumstances


provide adequate protection against investment by non-treaty-eligible residents of


third countries. It may be appropriate, for example, to assume that a CIV is owned by


residents of the State in which it is established if the CIV has limited distribution of its


shares or units to the State in which the CIV is established or to other States that


provide for similar benefits in their treaties with the source State.


45. In other cases, interests in the CIV are offered to investors in many countries.


Although the identity of individual investors will change daily, the proportion of


investors in the CIV that are treaty-entitled is likely to change relatively slowly.


Accordingly, it would be a reasonable approach to require the CIV to collect from other


intermediaries, on specified dates, information enabling the CIV to determine the


proportion of investors that are treaty-entitled. This information could be required at


the end of a calendar or fiscal year or, if market conditions suggest that turnover in


ownership is high, it could be required more frequently, although no more often than


the end of each calendar quarter. The CIV could then make a claim on the basis of an


average of those amounts over an agreed-upon time period. In adopting such


procedures, care would have to be taken in choosing the measurement dates to ensure


that the CIV would have enough time to update the information that it provides to


other payers so that the correct amount is withheld at the beginning of each relevant


period.


46. An alternative approach would provide that a CIV that is publicly traded in the


Contracting State in which it is established will be entitled to treaty benefits without
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regard to the residence of its investors. This provision has been justified on the basis


that a publicly-traded CIV cannot be used effectively for treaty shopping because the


shareholders or unitholders of such a CIV cannot individually exercise control over it.


Such a provision could read:


a) Notwithstanding the other provisions of this Convention, a collective


investment vehicle which is established in a Contracting State and which


receives income arising in the other Contracting State shall be treated for


purposes of applying the Convention to such income as an individual who is a


resident of the Contracting State in which it is established and as the beneficial


owner of the income it receives (provided that, if an individual who is a resident


of the first-mentioned State had received the income in the same


circumstances, such individual would have been considered to be the beneficial


owner thereof), if the principal class of shares or units in the collective


investment vehicle is listed and regularly traded on a regulated stock exchange


in that State.


b) For purposes of this paragraph, the term “collective investment vehicle” means,


in the case of [State A], a [ ] and, in the case of [State B], a [ ], as well as any


other investment fund, arrangement or entity established in either Contracting


State which the competent authorities of the Contracting States agree to regard


as a collective investment vehicle for purposes of this paragraph.


47. Each of the provisions in paragraphs 31, 35, 40 and 46 treats the CIV as the


resident and the beneficial owner of the income it receives for the purposes of the


application of the Convention to such income, which has the simplicity of providing for


one reduced rate of withholding with respect to each type of income. As confirmed by


paragraph 3 of the Article, these provisions, however, do not restrict in any way the


right of the State of source from taxing its own residents who are investors in the CIV.


Clearly, these provisions are intended to deal with the source taxation of the CIV’s


income and not the residence taxation of its investors.


48. Also, each of these provisions is intended only to provide that the specific


characteristics of the CIV will not cause it to be treated as other than the beneficial


owner of the income it receives. Therefore, a CIV will be treated as the beneficial owner


of all of the income it receives. The provision is not intended, however, to put a CIV in


a different or better position than other investors with respect to aspects of the


beneficial ownership requirement that are unrelated to the CIV’s status as such.


Accordingly, where an individual receiving an item of income in certain circumstances


would not be considered as the beneficial owner of that income, a CIV receiving that


income in the same circumstances could not be deemed to be the beneficial owner of


the income. This result is confirmed by the parenthetical limiting the application of the


provision to situations in which an individual in the same circumstances would have


been treated as the beneficial owner of the income.
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Application of the Convention to States, their subdivisions and
their wholly-owned entities


49. Paragraph 1 of Article 4 provides that the Contracting States themselves, their


political subdivisions and their local authorities are included in the definition of a


“resident of a Contracting State” and are therefore entitled to the benefits of the


Convention (paragraph 8.4 of the Commentary on Article 4 explains that the inclusion


of these words in 1995 confirmed the prior general understanding of most member


States).


50. Issues may arise, however, in the case of entities set up and wholly-owned by a


State or one of its political subdivisions or local authorities. Some of these entities may


derive substantial income from other countries and it may therefore be important to


determine whether tax treaties apply to them (this would be the case, for instance, of


sovereign wealth funds: see paragraph 8.5 of the Commentary on Article 4). In many


cases, these entities are totally exempt from tax and the question may arise as to


whether they are entitled to the benefits of the tax treaties concluded by the State in


which they are set up. In order to clarify the issue, some States modify the definition of


“resident of a Contracting State” in paragraph 1 of Article 4 and include in that


definition a “statutory body”, an “agency or instrumentality” or a “legal person of


public law” [personne morale de droit public] of a State, a political subdivision or local


authority, which would therefore cover wholly-owned entities that are not considered


to be a part of the State or its political subdivisions or local authorities.


51. In addition, many States include specific provisions in their bilateral conventions


that grant an exemption to other States, and to some State-owned entities such as


central banks, with respect to certain items of income such as interest (see


paragraph 13.2 of the Commentary on Article 10 and paragraph 7.4 of the Commentary


on Article 11). Treaty provisions that grant a tax exemption with respect to the income


of pension funds (see paragraph 69 of the Commentary on Article 18) may similarly


apply to pension funds that are wholly-owned by a State, depending on the wording of


these provisions and the nature of the fund.


52. The application of the Convention to each Contracting State, its political


subdivisions, and local authorities (and their statutory bodies, agencies or


instrumentalities in the case of bilateral treaties that apply to such entities) should not


be interpreted, however, as affecting in any way the possible application by each State


of the customary international law principle of sovereign immunity. According to this


principle, a sovereign State (including its agents, its property and activities) is, as a


general rule, immune from the jurisdiction of the courts of another sovereign State.


There is no international consensus, however, on the precise limits of the sovereign


immunity principle. Most States, for example, would not recognise that the principle


applies to business activities and many States do not recognise any application of this


principle in tax matters. There are therefore considerable differences between States


as regards the extent, if any, to which that principle applies to taxation. Even among


States that would recognise its possible application in tax matters, some apply it only
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to the extent that it has been incorporated into domestic law and others apply it as


customary international law but subject to important limitations. The Convention


does not prejudge the issues of whether and to what extent the principle of sovereign


immunity applies with respect to the persons covered under Article 1 and the taxes


covered under Article 2 and each Contracting State is therefore free to apply its own


interpretation of that principle as long as the resulting taxation, if any, is in conformity


with the provisions of its bilateral tax conventions.


53. States often take account of various factors when considering whether and to


what extent tax exemptions should be granted, through specific treaty or domestic law


provisions or through the application of the sovereign immunity doctrine, with respect


to the income derived by other States, their political subdivisions, local authorities, or


their statutory bodies, agencies or instrumentalities. These factors would include, for


example, whether that type of income would be exempt on a reciprocal basis, whether


the income is derived from activities of a governmental nature as opposed to activities


of a commercial nature, whether the assets and income of the recipient entity are used


for public purposes, whether there is any possibility that these could inure to the


benefit of a non-governmental person and whether the income is derived from a


portfolio or direct investment.


Improper use of the Convention


54. The principal purpose of double taxation conventions is to promote, by


eliminating international double taxation, exchanges of goods and services, and the


movement of capital and persons. As confirmed in the preamble of the Convention, it


is also a part of the purposes of tax conventions to prevent tax avoidance and evasion.


55. The extension of the network of tax conventions increases the risk of abuse by


facilitating the use of arrangements aimed at securing the benefits of both the tax


advantages available under certain domestic laws and the reliefs from tax provided for


in these conventions.


56. This would be the case, for example, if a person (whether or not a resident of a


Contracting State), acts through a legal entity created in a State essentially to obtain


treaty benefits that would not be available directly. Another case would be an


individual who has in a Contracting State both his permanent home and all his


economic interests, including a substantial shareholding in a company of that State,


and who, essentially in order to sell the shares and escape taxation in that State on the


capital gains from the alienation (by virtue of paragraph 5 of Article 13), transfers his


permanent home to the other Contracting State, where such gains are subject to little


or no tax.


Addressing tax avoidance through tax conventions


57. Paragraph 9 of Article 29 and the specific treaty anti-abuse rules included in tax


conventions are aimed at these and other transactions and arrangements entered into


for the purpose of obtaining treaty benefits in inappropriate circumstances. Where,
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however, a tax convention does not include such rules, the question may arise whether


the benefits of the tax convention should be granted when transactions that constitute


an abuse of the provisions of that convention are entered into.


58. Many States address that question by taking account of the fact that taxes are


ultimately imposed through the provisions of domestic law, as restricted (and in some


rare cases, broadened) by the provisions of tax conventions. Thus, any abuse of the


provisions of a tax convention could also be characterised as an abuse of the provisions


of domestic law under which tax will be levied. For these States, the issue then


becomes whether the provisions of tax conventions may prevent the application of the


anti-abuse provisions of domestic law, which is the question addressed in


paragraphs 66 to 80 below. As explained in these paragraphs, as a general rule, there


will be no conflict between such rules and the provisions of tax conventions.


59. Other States prefer to view some abuses as being abuses of the convention itself,


as opposed to abuses of domestic law. These States, however, then consider that a


proper construction of tax conventions allows them to disregard abusive transactions,


such as those entered into with the view to obtaining unintended benefits under the


provisions of these conventions. This interpretation results from the object and


purpose of tax conventions as well as the obligation to interpret them in good faith (see


Article 31 of the Vienna Convention on the Law of Treaties).


60. Under both approaches, therefore, it is agreed that States do not have to grant the


benefits of a double taxation convention where arrangements that constitute an abuse


of the provisions of the convention have been entered into.


61. It is important to note, however, that it should not be lightly assumed that a


taxpayer is entering into the type of abusive transactions referred to above. A guiding


principle is that the benefits of a double taxation convention should not be available


where a main purpose for entering into certain transactions or arrangements was to


secure a more favourable tax position and obtaining that more favourable treatment in


these circumstances would be contrary to the object and purpose of the relevant


provisions. That principle applies independently from the provisions of paragraph 9 of


Article 29, which merely confirm it.


62. The potential application of these principles or of paragraph 9 of Article 29 does


not mean that there is no need for the inclusion, in tax conventions, of specific


provisions aimed at preventing particular forms of tax avoidance. Where specific


avoidance techniques have been identified or where the use of such techniques is


especially problematic, it will often be useful to add to the Convention provisions that


focus directly on the relevant avoidance strategy. Also, this will be necessary where a


State which adopts the view described in paragraph 58 above believes that its domestic


law lacks the anti-avoidance rules or principles necessary to properly address such


strategy..


63. For instance, some forms of tax avoidance have already been expressly dealt with


in the Convention, e.g. by the introduction of the concept of “beneficial owner” (in


Articles 10, 11, and 12) and of special provisions such as paragraph 2 of Article 17
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dealing with so-called artiste-companies. Such problems are also mentioned in the


Commentaries on Article 10 (paragraphs 17 and 22), Article 11 (paragraph 12) and


Article 12 (paragraph 7).


64. Also, in some cases, claims to treaty benefits by subsidiary companies, in


particular companies established in tax havens or benefiting from harmful preferential


regimes, may be refused where careful consideration of the facts and circumstances of


a case shows that the place of effective management of a subsidiary does not lie in its


alleged state of residence but, rather, lies in the state of residence of the parent


company so as to make it a resident of that latter state for domestic law and treaty


purposes (this will be relevant where the domestic law of a state uses the place of


management of a legal person, or a similar criterion, to determine its residence).


65. Careful consideration of the facts and circumstances of a case may also show


that a subsidiary was managed in the state of residence of its parent in such a way that


the subsidiary had a permanent establishment (e.g. by having a place of management)


in that state to which all or a substantial part of its profits were properly attributable.


Addressing tax avoidance through domestic anti-abuse rules
and judicial doctrines


66. Domestic anti-abuse rules and judicial doctrines may also be used to address


transactions and arrangements entered into for the purpose of obtaining treaty


benefits in inappropriate circumstances. These rules and doctrines may also address


situations where transactions or arrangements are entered into for the purpose of


abusing both domestic laws and tax conventions.


67. For these reasons, domestic anti-abuse rules and judicial doctrines play an


important role in preventing treaty benefits from being granted in inappropriate


circumstances. The application of such domestic anti-abuse rules and doctrines,


however, raises the issue of possible conflicts with treaty provisions, in particular


where treaty provisions are relied upon in order to facilitate the abuse of domestic law


provisions (e.g. where it is claimed that treaty provisions protect the taxpayer from the


application of certain domestic anti-abuse rules). This issue is discussed below in


relation to specific legislative anti-abuse rules, general legislative anti-abuse rules and


judicial doctrines.


Specific legislative anti-abuse rules


68. Tax authorities seeking to address the improper use of a tax treaty may first


consider the application of specific anti-abuse rules included in their domestic tax law.


69. Many specific anti-abuse rules found in domestic law apply primarily in cross-


border situations and may be relevant for the application of tax treaties. For instance,


thin capitalisation rules may apply to restrict the deduction of base-eroding interest


payments to residents of treaty countries; transfer pricing rules (even if not designed


primarily as anti-abuse rules) may prevent the artificial shifting of income from a
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resident enterprise to an enterprise that is resident of a treaty country; exit or


departure tax rules may prevent the avoidance of capital gains tax through a change of


residence before the realisation of a treaty-exempt capital gain; dividend stripping


rules may prevent the avoidance of domestic dividend withholding taxes through


transactions designed to transform dividends into treaty-exempt capital gains; and


anti-conduit rules may prevent certain avoidance transactions involving the use of


conduit arrangements.


70. Generally, where the application of provisions of domestic law and of those of tax


treaties produces conflicting results, the provisions of tax treaties are intended to


prevail. This is a logical consequence of the principle of “pacta sunt servanda” which is


incorporated in Article 26 of the Vienna Convention on the Law of Treaties. Thus, if the


application of specific anti-abuse rules found in domestic law were to result in a tax


treatment that is not in accordance with the provisions of a tax treaty, this would


conflict with the provisions of that treaty and the provisions of the treaty should


prevail under public international law.1


71. As explained below, however, such conflicts will often be avoided and each case


must be analysed based on its own circumstances.


72. First, a treaty may specifically allow the application of certain types of specific


domestic anti-abuse rules. For example, Article 9 specifically authorises the


application of domestic rules in the circumstances defined by that Article. Also, many


treaties include specific provisions clarifying that there is no conflict or, even if there is


a conflict, allowing the application of the domestic rules. This would be the case, for


example, for a treaty rule that expressly allows the application of a thin capitalisation


rule found in the domestic law of one or both Contracting States.


73. Second, many provisions of the Convention depend on the application of


domestic law. This is the case, for instance, for the determination of the residence of a


person (see paragraph 1 of Article 4), the determination of what is immovable property


(see paragraph 2 of Article 6) and the determination of when income from corporate


rights might be treated as a dividend (see paragraph 3 of Article 10). More generally,


paragraph 2 of Article 3 makes domestic rules relevant for the purposes of determining


the meaning of terms that are not defined in the Convention. In many cases, therefore,


the application of specific anti-abuse rules found in domestic law will have an impact


on how the treaty provisions are applied rather than produce conflicting results. This


would be the case, for example, if a domestic law provision treats the profits realised


by a shareholder when a company redeems some of its shares as dividends: although


such a redemption could be considered to constitute an alienation for the purposes of


paragraph 5 of Article 13, paragraph 28 of the Commentary on Article 10 recognises


that such profits will constitute dividends for the purposes of Article 10 if the profits


are treated as dividends under domestic law.


1 Under Article 60 of the Vienna Convention on the Law of Treaties “[a] material breach of a
bilateral treaty by one of the parties entitles the other to invoke the breach as a ground for
terminating the treaty or suspending its operation in whole or in part”.
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74. Third, the application of tax treaty provisions in a case that involves an abuse of


these provisions may be denied under paragraph 9 of Article 29 or, in the case of a


treaty that does not include that paragraph, under the principles put forward in


paragraphs 60 and 61 above. In such a case, there will be no conflict with the treaty


provisions if the benefits of the treaty are denied under both paragraph 9 of Article 29


(or the principles in paragraphs 60 and 61 above) and the relevant domestic specific


anti-abuse rules. Domestic specific anti-abuse rules, however, are often drafted with


reference to objective facts, such as the existence of a certain level of shareholding or


a certain debt-equity ratio. Whilst this facilitates their application and provides greater


certainty, it may sometimes result in the application of such a rule in a case where the


rule conflicts with a provision of the Convention and where paragraph 9 of Article 29


does not apply to deny the benefits of that provision (and where the principles of


paragraphs 60 and 61 above also do not apply). In such a case, the Convention will not


allow the application of the domestic rule to the extent of the conflict. An example of


such a case would be where a domestic law rule that State A adopted to prevent


temporary changes of residence for tax purposes would provide for the taxation of an


individual who is a resident of State B on gains from the alienation of property situated


in a third State if that individual was a resident of State A when the property was


acquired and was a resident of State A for at least seven of the 10 years preceding the


alienation. In such a case, to the extent that paragraph 5 of Article 13 would prevent the


taxation of that individual by State A upon the alienation of the property, the


Convention would prevent the application of that domestic rule unless the benefits of


paragraph 5 of Article 13 could be denied, in that specific case, under paragraph 9 of


Article 29 or the principles in paragraphs 60 and 61 above.


75. Fourth, the application of tax treaty provisions may be denied under judicial


doctrines or principles applicable to the interpretation of the treaty (see paragraph 78


below). In such a case, there will be no conflict with the treaty provisions if the benefits


of the treaty are denied under both a proper interpretation of the treaty and as result


of the application of domestic specific anti-abuse rules. Assume, for example, that the


domestic law of State A provides for the taxation of gains derived from the alienation


of shares of a domestic company in which the alienator holds more than 25 per cent of


the capital if that alienator was a resident of State A for at least seven of the 10 years


preceding the alienation. In year 2, an individual who was a resident of State A for the


previous 10 years becomes a resident of State B. Shortly after becoming a resident of


State B, the individual sells the totality of the shares of a small company that he


previously established in State A. The facts reveal, however, that all the elements of the


sale were finalised in year 1, that an interest-free “loan” corresponding to the sale price


was made by the purchaser to the seller at that time, that the purchaser cancelled the


loan when the shares were sold to the purchaser in year 2 and that the purchaser


exercised de facto control of the company from year 1. Although the gain from the sale


of the shares might otherwise fall under paragraph 5 of Article 13 of the State A-State B


treaty, the circumstances of the transfer of the shares are such that the alienation in


year 2 constitutes a sham within the meaning given to that term by the courts of


State A. In that case, to the extent that the sham transaction doctrine developed by the

76 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 1

courts of State A does not conflict with the rules of interpretation of treaties, it will be


possible to apply that doctrine when interpreting paragraph 5 of Article 13 of the


State A-State B treaty, which will allow State A to tax the relevant gain under its


domestic law rule.


General legislative anti-abuse rule


76. Many countries have included in their domestic law a legislative anti-abuse rule


of general application intended to prevent abusive arrangements that are not


adequately dealt with through specific anti-abuse rules or judicial doctrines.


77. The application of such general anti-abuse rules also raises the question of a


possible conflict with the provisions of a tax treaty. In the vast majority of cases,


however, no such conflict will arise. Conflicts will first be avoided for reasons similar to


those presented in paragraphs 72 and 73 above. In addition, where the main aspects of


these domestic general anti-abuse rules are in conformity with the principle of


paragraph 61 above and are therefore similar to the main aspects of paragraph 9 of


Article 29, which incorporates this guiding principle, it is clear that no conflict will be


possible since the relevant domestic general anti-abuse rule will apply in the same


circumstances in which the benefits of the Convention would be denied under


paragraph 9 of Article 29, or, in the case of a treaty that does not include that


paragraph, under the guiding principle in paragraph 61 above.


Judicial doctrines that are part of domestic law


78. In the process of interpreting tax legislation in cases dealing with tax avoidance,


the courts of many countries have developed a number of judicial doctrines or


principles of interpretation. These include doctrines such as substance over form,


economic substance, sham, business purpose, step-transaction, abuse of law and fraus


legis. These doctrines and principles of interpretation, which vary from country to


country and evolve over time based on refinements or changes resulting from


subsequent court decisions, are essentially views expressed by courts as to how tax


legislation should be interpreted. Whilst the interpretation of tax treaties is governed


by general rules that have been codified in Articles 31 to 33 of the Vienna Convention on


the Law of Treaties, these general rules do not prevent the application of similar judicial


doctrines and principles to the interpretation of the provisions of tax treaties. If, for


example, the courts of one country have determined that, as a matter of legal


interpretation, domestic tax provisions should apply on the basis of the economic


substance of certain transactions, there is nothing that prevents a similar approach


from being adopted with respect to the application of the provisions of a tax treaty to


similar transactions. This is illustrated by the example in paragraph 75 above.


79. As a general rule and having regard to paragraph 61, therefore, the preceding


analysis leads to the conclusion that there will be no conflict between tax conventions


and judicial anti-abuse doctrines or general domestic anti-abuse rules. For example, to


the extent that the application of a general domestic anti-abuse rule or a judicial
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doctrine such as “substance over form” or “economic substance” results in a


recharacterisation of income or in a redetermination of the taxpayer who is considered


to derive such income, the provisions of the Convention will be applied taking into


account these changes.


80. Whilst these rules do not conflict with tax conventions, there is agreement that


member countries should carefully observe the specific obligations enshrined in tax


treaties to relieve double taxation as long as there is no clear evidence that the treaties


are being abused.


Controlled foreign company provisions


81. A significant number of countries have adopted controlled foreign company


provisions to address issues related to the use of foreign base companies. Whilst the


design of this type of legislation varies considerably among countries, a common


feature of these rules, which are now internationally recognised as a legitimate


instrument to protect the domestic tax base, is that they result in a Contracting State


taxing its residents on income attributable to their participation in certain foreign


entities. It has sometimes been argued, based on a certain interpretation of provisions


of the Convention such as paragraph 1 of Article 7 and paragraph 5 of Article 10, that


this common feature of controlled foreign company legislation conflicted with these


provisions. Since such legislation results in a State taxing its own residents,


paragraph 3 of Article 1 confirms that it does not conflict with tax conventions. The


same conclusion must be reached in the case of conventions that do not include a


provision similar to paragraph 3 of Article 1; for the reasons explained in paragraphs 14


of the Commentary on Article 7 and 37 of the Commentary on Article 10, the


interpretation according to which these Articles would prevent the application of


controlled foreign company provisions does not accord with the text of paragraph 1 of


Article 7 and paragraph 5 of Article 10. It also does not hold when these provisions are


read in their context. Thus, whilst some countries have felt it useful to expressly


clarify, in their conventions, that controlled foreign company legislation did not


conflict with the Convention, such clarification is not necessary. It is recognised that


controlled foreign company legislation structured in this way is not contrary to the


provisions of the Convention.


Restricting treaty benefits with respect to income that is subject
to certain features of another State’s tax system


82. As indicated in paragraph 15.2 of the Introduction


… it is assumed that where a State accepts treaty provisions that restrict its right to


tax elements of income, it generally does so on the understanding that these


elements of income are taxable in the other State. Where a State levies no or low


income taxes, other States should consider whether there are risks of double


taxation that would justify, by themselves, a tax treaty. States should also consider


whether there are elements of another State’s tax system that could increase the
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risk of non-taxation, which may include tax advantages that are ring-fenced from


the domestic economy


83. A State may conclude that certain features of the tax system of another State are


not sufficient to prevent the conclusion of a tax treaty but may want to prevent the


application of that treaty to income that is subject to no or low tax because of these


features. Where the relevant features of the tax system of the other State are known at


the time the treaty is being negotiated, it is possible to draft provisions that specifically


deny treaty benefits with respect to income that benefits from these features (see, for


example, paragraph 108 below).


84. Such features might, however, be introduced in the tax system of a treaty partner


only after the conclusion of a tax treaty or might be discovered only after the treaty has


entered into force. When concluding a tax treaty, a Contracting State may therefore be


concerned about features of the tax system of a treaty partner of which it is not aware


at that time or that may subsequently become part of the tax system of that treaty


partner. Controlled foreign company provisions (see paragraph 81 above) and other


approaches discussed in the above section on “Improper use of the Convention” may


assist in dealing with some of these features but since the difficulties created by these


features arise from the design of the tax laws of treaty partners rather than from tax


avoidance strategies designed by taxpayers or their advisers, Contracting States may


wish to address these difficulties though specific treaty provisions. The following


include examples of provisions that might be adopted for that purpose.


Provision on special tax regimes


85. Provisions could be included in a tax treaty in order to deny the application of


specific treaty provisions with respect to income benefiting from regimes that satisfy


the criteria of a general definition of “special tax regimes”. For instance, the benefits of


the provisions of Articles 11 and 12 could be denied with respect to interest and


royalties that would be derived from a connected person if such interest and royalties


benefited, in the State of residence of their beneficial owner, from such a special tax


regime; this would be done by adding to Articles 11 and 12 a provision drafted along the


following lines (which could be amended to fit the circumstances of the Contracting


States or for inclusion in other Articles of the Convention):


Notwithstanding the provisions of [(in the case of Article 11): paragraphs 1 and 2 but


subject to the provisions of paragraph 4] [(in the case of Article 12): paragraph 1 but


subject to the provisions of paragraph 3] of this Article, [interest] [royalties] arising


in a Contracting State and beneficially owned by a resident of the other Contracting


State that is connected to the payer may be taxed in the first-mentioned


Contracting State in accordance with domestic law if such resident benefits from a


special tax regime with respect to the [interest] [royalties] in the State of which it is


resident.


For the purposes of the above provision, the reference to a resident that is “connected”


to the payer should be interpreted in accordance with the definition of “connected
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person” which is found in the Commentary on paragraph 7 of Article 29. As indicated


in paragraph 127 of that Commentary, if the above provision is included in the


Convention, it would seem appropriate to include that definition in paragraph 1 of


Article 3, which includes the definitions that apply throughout the Convention. Some


States, however, may prefer to replace the reference to a resident that is “connected” to


the payer by a reference to a resident that is “closely related” to the payer, the main


difference being that, unlike the definition of “connected” person, the definition of


“closely related” person found in paragraph 8 of Article 5 does not apply where a


person possesses directly or indirectly exactly 50 per cent of the aggregate vote and


value of another person (if the definition of “closely related” person is used for the


purposes of the above provision, that definition would be more appropriately included


in paragraph 1 of Article 3).


86. Also, the above provision would require a definition of “special tax regime”,


which could be drafted as follows and added to the list of general definitions included


in paragraph 1 of Article 3:


the term “special tax regime” means any statute, regulation or administrative


practice in a Contracting State with respect to a tax described in Article 2 that meets


all of the following conditions:


(i) results in one or more of the following:


A) a preferential rate of taxation for interest, royalties or any combination


thereof as compared to income from sales of goods or services;


B) a permanent reduction in the tax base with respect to interest, royalties


or any combination thereof without a comparable reduction for income


from sales of goods or services, by allowing:


1) an exclusion from gross receipts;


2) a deduction without regard to any corresponding payment or


obligation to make a payment;


3) a deduction for dividends paid or accrued; or;


4) taxation that is inconsistent with the principles of Article 7 or 9; or


C) a preferential rate of taxation or a permanent reduction in the tax base of


the type described in subclauses 1), 2), 3) or 4) of clause B) of this


subdivision with respect to substantially all of a company’s income or


substantially all of a company’s foreign source income, for companies


that do not engage in the active conduct of a business in that


Contracting State;


(ii) in the case of any preferential rate of taxation or permanent reduction in the


tax base for royalties, does not condition such benefits on


A) the extent of research and development activities that take place in the


Contracting State; or


B) expenditures (excluding any expenditures which relate to


subcontracting to a related party or any acquisition costs), which the
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person enjoying the benefits incurs for the purpose of actual research


and development activities;


(iii) is generally expected to result in a rate of taxation that is less than the lesser


of either:


A) [rate to be determined bilaterally]; or


B) 60 per cent of the general statutory rate of company tax applicable in the


other Contracting State;


(iv) does not apply principally to:


A) recognised pension funds;


B) organisations that are established and maintained exclusively for


religious, charitable, scientific, artistic, cultural or educational purposes;


C) persons the taxation of which achieves a single level of taxation either


in the hands of the person or the person’s shareholders (with at most


one year of deferral), that hold a diversified portfolio of securities, that


are subject to investor-protection regulation in the Contracting State


and the interests in which are marketed primarily to retail investors; or


D) persons the taxation of which achieves a single level of taxation either


in the hands of the person or the person’s shareholders (with at most


one year of deferral) and that hold predominantly immovable property;


and


(v) after consultation with the first-mentioned Contracting State, has been


identified by the other Contracting State through diplomatic channels to the


first-mentioned Contracting State as satisfying subdivisions (i) through (iv)


of this subparagraph.


No statute, regulation or administrative practice shall be treated as a special tax


regime until 30 days after the date when the other Contracting State issues a written


public notification identifying the regime as satisfying subdivisions (i) through (iv) of


this subparagraph.


87. The above definition of the term “special tax regime” applies to any legislation,


regulation or administrative practice (including a ruling practice) that exists before or


comes into effect after the treaty is signed and that meets all of the following five


conditions.


88. Under the first condition, described in subdivision (i) of the definition, the regime


must result in one or more of the following:


A. a preferential rate of taxation for interest, royalties or any combination thereof as


compared to income from sales of goods or services;


B. certain permanent reductions in the tax base with respect to interest, royalties or


any combination thereof without a comparable reduction for sales or services


income; or


C. a preferential rate of taxation or certain permanent reductions in the tax base


with respect to substantially all income or substantially all foreign source income
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for companies that do not engage in the active conduct of a business in that


Contracting State. This part of the definition is intended to identify regimes that,


in general, tax mobile income more favourably than non-mobile income.


89. As provided in clause A), subdivision (i) shall be met if a regime provides a


preferential rate of taxation for interest, royalties or a combination of the two as


compared to sales or services income. For example, a regime that provides a


preferential rate of taxation on royalty income earned by resident companies, but does


not provide such preferential rate to income from sales or services, would meet this


condition. Furthermore, a regime that provides a preferential rate of taxation for all


classes of income, but such preferential rate is in effect available primarily for interest,


royalties or a combination of the two, would satisfy subdivision (i) despite the fact that


the beneficial treatment is not explicitly limited to those classes of income. For


example, a tax authority’s administrative practice of issuing routine rulings that


provide a preferential rate of taxation for companies that represent that they earn


primarily interest income (such as group financing companies) would satisfy


subdivision (i) even if such rulings as a technical matter provide that preferential rate


to all forms of income.


90. Similarly, as provided in clause B), subdivision (i) shall be met if a regime provides


for a permanent reduction in the tax base with respect to interest, royalties or a


combination thereof as compared to income from sales of goods or services, in one or


more of the following ways: an exclusion from gross receipts (such as an automatic


fixed reduction in the amount of royalties included in income, whereas such reduction


is not also available for income from the sale of goods or services); a deduction without


any corresponding payment or obligation to make a payment; a deduction for


dividends paid or accrued; or taxation that is inconsistent with the principles of


Articles 7 or 9 of the Convention. An example of a tax regime that results in taxation


that is inconsistent with the principles of Article 9 is that of a regime under which no


interest income would be imputed on an interest-free note that is held by a company


resident of a Contracting State and is issued by an associated enterprise that is a


resident of the other Contracting State.


91. A permanent reduction in a State’s tax base does not arise merely from timing


differences. For example, the fact that a particular country does not tax interest until it


is actually paid, rather than when it economically accrues, is not regarded as a regime


that provides a permanent reduction in the tax base, because such a rule represents an


ordinary timing difference. However, a regime that results in excessive deferral over a


period of many years shall be regarded as providing for a permanent reduction in the


tax base, because such a rule in substance constitutes a permanent difference in the


base of the taxing country.


92. Alternatively, as provided in clause C), subdivision (i) shall be satisfied if a regime


provides a preferential rate of taxation or a permanent reduction in the tax base (of the


type described above), with respect to substantially all income or substantially all


foreign source income, for companies that do not engage in the active conduct of a


business in the Contracting State. For example, regimes that provide preferential rates
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of taxation only to income of group financing companies or holding companies would


generally satisfy subdivision (i).


93. A regime that provides for beneficial tax treatment that is generally applicable to


all income (in particular to income from sales and services) and across all industries


should not meet subdivision (i). Examples of generally applicable provisions that would


not meet subdivision (i) include regimes permitting standard deductions, accelerated


depreciation, corporate tax consolidation, dividends received deductions, loss


carryovers and foreign tax credits.


94. The second condition, described in subdivision (ii) of the definition, applies only


with respect to royalties and is met if a regime does not condition benefits either on the


extent of research and development activities that take place in the Contracting State


or on expenditures (excluding any expenditures which relate to subcontracting to a


related party or any acquisition costs), which the person enjoying the benefits incurs


for the purpose of actual research and development activities. Subdivision (ii) is


intended to ensure that royalties benefiting from patent box or innovation box regimes


are eligible for treaty benefits only if such regimes satisfy one of these two


requirements. Some States, however, would prefer that the requirements of


subdivision (ii) be restricted so as to only be met if a regime conditions benefits on the


extent of research and development activities that take place in the Contracting State.


States that share that view may prefer to use the following alternative version of


subdivision (ii):


(ii) in the case of any preferential rate of taxation or permanent reduction in the


tax base for royalties, does not condition such benefits on the extent of research and


development activities that take place in the Contracting State;


Under either version of subdivision (ii), royalty regimes that have been considered by


the OECD’s Forum on Harmful Tax Practices and were not determined to be “actually


harmful” generally would not meet subdivision (ii) and, if so, would not be treated as


special tax regimes.


95. The third condition, described in subdivision (iii) of the definition, requires that a


regime be generally expected to result in a rate of taxation that is less than the lesser


of a rate that would be agreed bilaterally between the Contracting States and 60 per


cent of the general statutory rate of company tax applicable in the Contracting State


that considers the regime of the other State as a potential “special tax regime”.


96. States may consider it useful to clarify the reference to “rate of taxation” for the


purposes of subdivision (iii) by including the following in an instrument reflecting the


agreed interpretation of the treaty:


Except as provided below, the rate of taxation shall be determined based on the


income tax principles of the Contracting State that has implemented the regime in


question. Therefore, in the case of a regime that provides only for a preferential rate


of taxation, the generally expected rate of taxation under the regime shall equal


such preferential rate. In the case of a regime that provides only for a permanent


reduction in the tax base, the rate of taxation shall equal the statutory rate of
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company tax generally applicable in the Contracting State to companies subject to


the regime in question less the product of such rate and the percentage reduction in


the tax base (with the baseline tax base determined under the principles of the


Contracting State, but without regard to any permanent reductions in the tax base


described in clause B) of subdivision (i)) that the regime is generally expected to


provide. For example, a regime that generally provides for a 20 per cent permanent


reduction in a company’s tax base would have a rate of taxation equal to the


applicable statutory rate of company tax reduced by 20 per cent of such statutory


rate. In the case of a regime that provides for both a preferential rate of taxation and


a permanent reduction in the tax base, the rate of taxation would be based on the


preferential rate of taxation reduced by the product of such rate and the percentage


reduction in the tax base.


97. The preceding would clarify that the rate of taxation should be determined based


on the income tax principles of the Contracting State that has implemented the regime


in question. Therefore, in the case of a regime that provides only for a preferential rate


of taxation, the generally expected rate of taxation under the regime will equal such


preferential rate. In the case of a regime that provides only for a permanent reduction


in the tax base, the rate of taxation will equal the statutory rate of company tax in the


Contracting State that is generally applicable to companies subject to the regime in


question less the product of such rate and the percentage reduction in the tax base


(with the baseline tax base determined under the principles of the Contracting State,


but without regard to any permanent reductions in the tax base described in clause B)


of subdivision (i) of the definition) that the regime is generally expected to provide. For


example, a regime that generally provides for a 20 per cent permanent reduction in a


company’s tax base would have a rate of taxation equal to the applicable statutory rate


of company tax reduced by 20 per cent of such statutory rate. Therefore, if the


applicable statutory rate of company tax in force in a Contracting State were 25 per


cent, the rate of taxation resulting from such a regime would be 20 per cent (25 – (25 x


0.20)). In the case of a regime that provides for both a preferential rate of taxation and


a permanent reduction in the tax base, the rate of taxation would be based on the


preferential rate of taxation reduced by the product of such rate and the percentage


reduction in the tax base.


98. The fourth condition, described in subdivision (iv) of the definition, provides that


a regime shall not be regarded as a special tax regime if it applies principally to pension


funds or organisations that are established and maintained exclusively for religious,


charitable, scientific, artistic, cultural or educational purposes. Under subdivision (iv),


a regime shall also not be regarded as a special tax regime if it applies principally to


persons the taxation of which achieves a single level of taxation, either in the hands of


the person or its shareholders (with at most one year of deferral), that hold a


diversified portfolio of securities, that are subject to investor-protection regulation in


the residence State, and interests in which are marketed primarily to retail investors.


This would generally correspond to the collective investment vehicles referred to in


paragraph 22 above. Another exception provided in subdivision (iv) applies to regimes
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that apply principally to persons the taxation of which achieves a single level of


taxation, either in the hands of the person or its shareholders (with at most one year


of deferral), and such persons hold predominantly immovable property.


99. The fifth condition, described in subdivision (v) of the definition, provides that


the Contracting State that wishes to treat a regime of the other State as a “special tax


regime” must first consult the other Contracting State and notify that State through


diplomatic channels that it has determined that the regime meets the other conditions


of the definition.


100. The final part of the definition requires that the Contracting State that wishes to


treat a regime of the other State as a “special tax regime” must issue a written public


notification stating that the regime satisfies the definition. For the purposes of the


Convention, a special tax regime shall be treated as such 30 days after the date of such


written public notification.


Provision on subsequent changes to domestic law


101. Whilst the above suggested provision on special tax regimes would address the


issue of targeted tax regimes, it would not deal with changes of a more general nature


which could be introduced into the domestic law of a treaty partner after the


conclusion of a tax treaty and which might have prevented the conclusion of the treaty


if they had existed at that time. For instance, some Contracting States might be


concerned if the overall tax rate that another State levies on corporate income falls


below what they consider to be acceptable for the purposes of the conclusion of a tax


treaty. Some States might also be concerned if a State that taxed most types of foreign


income at the time of the conclusion of a tax treaty decided subsequently to exempt


such income from tax when it is derived by a resident company. The following is an


example of a provision that would address these concerns, it being understood that the


features of that provision would need to be restricted or extended in order to deal


adequately with the specific areas of concern of each State:


1. If at any time after the signing of this Convention, a Contracting State.


a) reduces the general statutory rate of company tax that applies with respect to


substantially all of the income of resident companies with the result that such


rate falls below the lesser of either


(i) [rate to be determined bilaterally] or


(ii) 60 per cent of the general statutory rate of company tax applicable in the


other Contracting State, or;


b) the first-mentioned Contracting State provides an exemption from taxation to


resident companies for substantially all foreign source income (including


interest and royalties),


the Contracting States shall consult with a view to amending this Convention to


restore an appropriate allocation of taxing rights between the Contracting States. If


such consultations do not progress, the other State may notify the first-mentioned


State through diplomatic channels that it shall cease to apply the provisions of
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Articles 10, 11, 12 and 21. In such case, the provisions of such Articles shall cease to


have effect in both Contracting States with respect to payments to resident


companies six months after the date that the other Contracting State issues a


written public notification stating that it shall cease to apply the provisions of these


Articles.


2. For the purposes of determining the general statutory rate of company tax:


a) the allowance of generally available deductions based on a percentage of


what otherwise would be taxable income, and other similar mechanisms to


achieve a reduction in the overall rate of tax, shall be taken into account; and


b) the following shall not be taken into account:


(i) a tax that applies to a company only upon a distribution by such


company, or that applies to shareholders; and


(ii) the amount of a tax that is refundable upon the distribution by a


company of a dividend.


102. This suggested provision provides that if, at any time after the signing of the


Convention, either Contracting State enacts certain changes to domestic law, the


provisions of Articles 10, 11, 12 and 21 may cease to have effect with respect to


payments to companies if, after consultation, the Contracting States fail to agree on


amendments to the Convention to restore an appropriate allocation of taxing rights


between the Contracting States.


103. Paragraph 1 of the suggested provision addresses two types of subsequent


changes that could be made by a State, after the signature of a tax treaty, to the tax


rules applicable to companies resident of that State. The first type is when that State


reduces the general statutory rate of company tax that applies with respect to


substantially all of the income of its resident companies, with the result that such rate


falls below the lesser of a minimum rate that would need to be determined bilaterally


or 60 per cent of the general rate of company tax applicable in the other State.


104. For the purposes of paragraph 1, the “general statutory rate of company tax”


refers to the general rate of company tax provided by legislation; if rates of company


taxes are graduated, it refers to the highest marginal rate, provided that such rate


applies to a significantly large portion of corporate taxpayers and was not established


merely to circumvent the application of this Article. A general statutory rate of


company tax that is applicable to business profits generally or to so-called “trading


income” (broadly defined to include income from manufacturing, services or dealing in


goods or commodities) shall be treated as applying to substantially all of the income of


resident companies, even if narrow categories of income (including income from


portfolio investments or other passive activities) are excluded. A reduced rate of tax


that applies only with respect to capital gains would not fall within the scope of this


Article; the distinction between business profits and capital gains shall be made


according to the domestic laws of the residence State. Paragraph 2 addresses specific


issues that may arise in determining what is a State’s general statutory rate of


company tax. Subparagraph a) of paragraph 2 provides that paragraph 1 applies equally
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to reductions to the general statutory company tax rate, as well as to other changes in


domestic law that would have the same effect using a different mechanism. For


example, if the statutory company tax rate in a Contracting State was 20 per cent, but,


after the signing of the Convention, companies resident in the Contracting State are


permitted to claim deductions representing 50 per cent of what otherwise would be


their taxable income, the general statutory rate of company tax would be 10 per cent


(20 - (20 x 0.50)). Similarly, if the statutory company tax rate in a Contracting State was


20 per cent, but after the signing of the Convention, companies resident in the


Contracting State are allowed to deduct an amount equal to a percentage of their


equity up to 50 per cent of what otherwise would be their taxable income, and in


general, most companies are able to utilize the maximum available deduction, the


general rate of company tax would be 10 per cent. Subparagraph b) of paragraph 2 sets


forth taxes that shall not be taken into account for purposes of determining the general


statutory rate of company tax. First, as provided in subdivision (i) of subparagraph b),


taxes imposed at either the company or shareholder level when the company


distributes earnings shall not be taken into account when determining the general rate


of company tax (e.g. if resident companies are not subject to any taxation at the


company level until a distribution is made, the tax levied upon distribution would not


be considered part of the general rate of company tax). Second, as provided in


subdivision (ii) of subparagraph b), any amounts of corporate tax that under a country’s


domestic law would be refundable upon a company’s distribution of earnings shall not


be taken into account for purposes of determining the general statutory rate of


company tax.


105. The second type of subsequent change in domestic tax law covered by paragraph


1 is when a State provides an exemption from taxation to companies resident of that


State with respect to substantially all foreign source income (including interest and


royalties) derived by these companies. The reference to an exemption for substantially


all foreign source income earned by a resident company is intended to describe a


taxation system under which income (including income from interest and royalties)


from sources outside a State is exempt from tax solely by reason of its source being


outside that State (so-called “territorial” systems). The reference does not include


taxation systems under which only foreign source dividends or business profits from


foreign permanent establishments are exempt from tax by the residence State (so-


called “dividend exemption” systems).


106. When either type of subsequent domestic law change occurs, the Contracting


States shall first consult with a view to concluding amendments to the Convention to


restore an appropriate allocation of taxing rights between the two Contracting States.


In the event that such amendments are agreed, or that the Contracting States agree,


after such consultation, that the allocation of taxing rights in the Convention is not


disrupted by the relevant change made to the domestic law of one of the States,


paragraph 1 has no further application. If, however, after a reasonable period of time,


such consultations do not progress, the other State may notify the State whose


domestic law has changed, through diplomatic channels, that it shall cease to apply
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the provisions of Articles 10, 11, 12 and 21. Once such diplomatic notification has been


made, in order for paragraph 1 to apply, the source State must announce by written


public notice that it shall cease to apply the provisions of these Articles. Six months


after the date of such written public notification, the provisions of these Articles shall


cease to have effect in both Contracting States with respect to payments to companies


that are residents of either State.


Provision on notional deductions for equity


107. One example of a tax regime with respect to which treaty benefits might be


specifically restricted relates to domestic law provisions that provide for a notional


deduction with respect to equity. Contracting States which agree to prevent the


application of the provisions of Article 11 to interest that is paid to connected persons


who benefit from such notional deductions may do so by adding the following


provision to Article 11:


2. Notwithstanding the provisions of paragraph 1 of this Article, interest arising


in a Contracting State and beneficially owned by a resident of the other Contracting


State that is connected to the payer (as defined in paragraph 8 of Article 5) may be


taxed in the first-mentioned Contracting State in accordance with domestic law if


such resident benefits, at any time during the taxable year in which the interest is


paid, from notional deductions with respect to amounts that the Contracting State


of which the beneficial owner is a resident treats as equity.


The explanations in paragraph 85 above concerning the reference to a resident that is


“connected” to the payer apply equally to the above provision


Provision on remittance based taxation


108. Another example of a tax regime with respect to which treaty benefits might be


specifically restricted is that of remittance based taxation. Under the domestic law of


some States, persons who qualify as residents but who do not have what is considered


to be a permanent link with the State (sometimes referred to as domicile) are only


taxed on income derived from sources outside the State to the extent that this income


is effectively repatriated, or remitted, thereto. Such persons are not, therefore, subject


to potential double taxation to the extent that foreign income is not remitted to their


State of residence and it may be considered inappropriate to give them the benefit of


the provisions of the Convention on such income. Contracting States which agree to


restrict the application of the provisions of the Convention to income that is effectively


taxed in the hands of these persons may do so by adding the following provision to the


Convention:


Where under any provision of this Convention income arising in a Contracting State


is relieved in whole or in part from tax in that State and under the law in force in the


other Contracting State a person, in respect of the said income, is subject to tax by


reference to the amount thereof which is remitted to or received in that other State


and not by reference to the full amount thereof, then any relief provided by the
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provisions of this Convention shall apply only to so much of the income as is taxed


in the other Contracting State.


In some States, the application of that provision could create administrative


difficulties if a substantial amount of time elapsed between the time the income arose


in a Contracting State and the time it were taxed by the other Contracting State in the


hands of a resident of that other State. States concerned by these difficulties could


subject the rule in the last part of the above provision, i.e. that the income in question


will be entitled to benefits in the first-mentioned State only when taxed in the other


State, to the condition that the income must be so taxed in that other State within a


specified period of time from the time the income arises in the first-mentioned State


Limitations of source taxation: procedural aspects


109. A number of Articles of the Convention limit the right of a State to tax income


derived from its territory. As noted in paragraph 19 of the Commentary on Article 10 as


concerns the taxation of dividends, the Convention does not settle procedural


questions and each State is free to use the procedure provided in its domestic law in


order to apply the limits provided by the Convention. A State can therefore


automatically limit the tax that it levies in accordance with the relevant provisions of


the Convention, subject to possible prior verification of treaty entitlement, or it can


impose the tax provided for under its domestic law and subsequently refund the part


of that tax that exceeds the amount that it can levy under the provisions of the


Convention. As a general rule, in order to ensure expeditious implementation of


taxpayers’ benefits under a treaty, the first approach is the highly preferable method. If


a refund system is needed, it should be based on observable difficulties in identifying


entitlement to treaty benefits. Also, where the second approach is adopted, it is


extremely important that the refund be made expeditiously, especially if no interest is


paid on the amount of the refund, as any undue delay in making that refund is a direct


cost to the taxpayer.


Observation on the Commentary
110. With respect to paragraph 81, Switzerland considers that controlled foreign


corporation legislation may, depending on the relevant concept, be contrary to the


spirit of Article 7.


Reservations on the Article
111. The United States reserves the right, with certain exceptions, to tax its citizens


and residents, including certain former citizens and long-term residents, without


regard to the Convention.


112. Canada reserves the right to limit the entities or arrangements covered under


paragraph 2 to those that are established in one of the Contracting States.

89MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 1

113. France reserves the right, in its conventions, not to include or to amend


paragraph 2 in order to specify in which situations France will recognise the fiscal


transparency of entities located in the other Contracting State or in a third State.


114. Germany reserves the right not to include paragraph 2 in its conventions.


115. Portugal reserves the right not to include paragraph 2 in its conventions in view of


the administrative difficulties resulting from some of the solutions put forward in the


report “The Application of the OECD Model Tax Convention to Partnerships” (as


indicated in the report itself in certain cases).


116. Ireland reserves the right not to include paragraph 3 in its conventions and to


amend paragraph 2 to provide that the paragraph will not be construed to affect a


Contracting State’s right to tax its own residents.


117. France, Germany, Hungary, Ireland, Luxembourg and Switzerland reserve the right


not to include paragraph 3 in their conventions.
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CONCERNING TAXES COVERED BY THE CONVENTION


1. This Article is intended to make the terminology and nomenclature relating


to the taxes covered by the Convention more acceptable and precise, to ensure


identification of the Contracting States’ taxes covered by the Convention, to widen


as much as possible the field of application of the Convention by including, as far


as possible, and in harmony with the domestic laws of the Contracting States, the


taxes imposed by their political subdivisions or local authorities, to avoid the


necessity of concluding a new convention whenever the Contracting States’


domestic laws are modified, and to ensure for each Contracting State notification


of significant changes in the taxation laws of the other State.


Paragraph 1
2. This paragraph defines the scope of application of the Convention: taxes on


income and on capital; the term “direct taxes” which is far too imprecise has


therefore been avoided. It is immaterial on behalf of which authorities such taxes


are imposed; it may be the State itself or its political subdivisions or local


authorities (constituent States, regions, provinces, départements, cantons, districts,


arrondissements, Kreise, municipalities or groups of municipalities, etc.). The method


of levying the taxes is equally immaterial: by direct assessment or by deduction at


the source, in the form of surtaxes or surcharges, or as additional taxes (centimes


additionnels), etc.


Paragraph 2
3. This paragraph gives a definition of taxes on income and on capital. Such


taxes comprise taxes on total income and on elements of income, on total capital


and on elements of capital. They also include taxes on profits and gains derived


from the alienation of movable or immovable property, as well as taxes on


capital appreciation. Finally, the definition extends to taxes on the total amounts of


wages or salaries paid by undertakings (“payroll taxes”; in Germany,


“Lohnsummensteuer”; in France, “taxe sur les salaires”). Social security charges, or any


other charges paid where there is a direct connection between the levy and


the individual benefits to be received, shall not be regarded as “taxes on the total


amount of wages”.


4. Clearly a State possessing the right to tax an item of income or capital under


the Convention may levy the taxes imposed by its legislation together with any


duties or charges accessory to them: increases, costs, interest, penalties etc. It has


not been considered necessary to specify this in the Article, as it is obvious that a


Contracting State that has the right to levy a tax may also levy the accessory duties


or charges related to the principal duty. Most States, however, do not consider that


interest and penalties accessory to taxes covered by Article 2 are themselves


included within the scope of Article 2 and, accordingly, would generally not treat
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such interest and penalties as payments to which all the provisions concerning the


rights to tax of the State of source (or situs) or of the State of residence are applicable,


including the limitations of the taxation by the State of source and the obligation for


the State of residence to eliminate double taxation. Nevertheless, where taxation is


withdrawn or reduced in accordance with a mutual agreement under Article 25,


interest and administrative penalties accessory to such taxation should be withdrawn


or reduced to the extent that they are directly connected to the taxation (i.e. a tax


liability) that is relieved under the mutual agreement. This would be the case, for


example, where the additional charge is computed with reference to the amount of the


underlying tax liability and the competent authorities agree that all or part of the


underlying taxation is not in accordance with the provisions of the Convention. This


would also be the case, for example, where administrative penalties are imposed by


reason of a transfer pricing adjustment and that adjustment is withdrawn because it is


considered not in accordance with paragraph 1 of Article 9.


5. The Article does not mention “ordinary taxes” or “extraordinary taxes”.


Normally, it might be considered justifiable to include extraordinary taxes in a model


convention, but experience has shown that such taxes are generally imposed in very


special circumstances. In addition, it would be difficult to define them. They may be


extraordinary for various reasons; their imposition, the manner in which they are


levied, their rates, their objects, etc. This being so, it seems preferable not to include


extraordinary taxes in the Article. But, as it is not intended to exclude extraordinary


taxes from all conventions, ordinary taxes have not been mentioned either. The


Contracting States are thus free to restrict the convention’s field of application to


ordinary taxes, to extend it to extraordinary taxes, or even to establish special


provisions.


Paragraph 3
6. This paragraph lists the taxes in force at the time of signature of the Convention.


The list is not exhaustive. It serves to illustrate the preceding paragraphs of the Article.


In principle, however, it will be a complete list of taxes imposed in each State at the


time of signature and covered by the Convention.


6.1 Some member countries do not include paragraphs 1 and 2 in their bilateral


conventions. These countries prefer simply to list exhaustively the taxes in each


country to which the Convention will apply, and clarify that the Convention will also


apply to subsequent taxes that are similar to those listed. Countries that wish to follow


this approach might use the following wording:


1. The taxes to which the Convention shall apply are:


a) (in State A): ..........................


b) (in State B): ..........................


2. The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes


that are imposed after the date of signature of the Convention in addition to, or in


place of, the taxes listed in paragraph 1. The competent authorities of the
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Contracting States shall notify each other of any significant changes that have been


made in their taxation laws.


As mentioned in paragraph 3 above, social security charges and similar charges should


be excluded from the list of taxes covered.


Paragraph 4
7. This paragraph provides, since the list of taxes in paragraph 3 is purely


declaratory, that the Convention is also to apply to all identical or substantially similar


taxes that are imposed in a Contracting State after the date of signature of the


Convention in addition to, or in place of, the existing taxes in that State.


8. Each State undertakes to notify the other of any significant changes made to its


taxation laws by communicating to it, for example, details of new or substituted taxes.


Member countries are encouraged to communicate other significant developments as


well, such as new regulations or judicial decisions; many countries already follow this


practice. Contracting States are also free to extend the notification requirement to


cover any significant changes in other laws that have an impact on their obligations


under the convention; Contracting States wishing to do so may replace the last


sentence of the paragraph by the following:


The competent authorities of the Contracting States shall notify each other of any


significant changes that have been made in their taxation laws or other laws


affecting their obligations under the Convention.


Observation on the Commentary
9. Portugal does not adhere to the interpretation in the last three sentences of


paragraph 4 of the Commentary on Article 2. Portugal holds the view that interest and


penalties are not taxes covered by the Convention and, therefore, cannot be dealt with


in the mutual agreement procedure.


Reservations on the Article
10. Canada, Chile and the United States reserve their positions on that part of


paragraph 1 which states that the Convention should apply to taxes of political


subdivisions or local authorities.


11. Australia, Japan and Korea reserve their position on that part of paragraph 1 which


states that the Convention shall apply to taxes on capital.


12. Greece and Latvia hold the view that “taxes on the total amounts of wages or


salaries paid by enterprises” should not be regarded as taxes on income and therefore


will not be covered by the Convention.
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COMMENTARY ON ARTICLE 3
CONCERNING GENERAL DEFINITIONS


1. This Article groups together a number of general provisions required for the


interpretation of the terms used in the Convention. The meaning of some


important terms, however, is explained elsewhere in the Convention. Thus, the


terms “resident” and “permanent establishment” are defined in Articles 4 and 5


respectively, while the interpretation of certain terms appearing in the Articles on


special categories of income (“income from immovable property”, “dividends”, etc.)


is clarified by provisions embodied in those Articles. In addition to the definitions


contained in the Article, Contracting States are free to agree bilaterally on


definitions of the terms “a Contracting State” and “the other Contracting State”.


Furthermore, Contracting States are free to agree bilaterally to include in the


possible definitions of “Contracting States” a reference to continental shelves.


Paragraph 1


The term “person”


2. The definition of the term “person” given in subparagraph a) is not


exhaustive and should be read as indicating that the term “person” is used in a very


wide sense (see especially Articles 1 and 4). The definition explicitly mentions


individuals, companies and other bodies of persons. From the meaning assigned to


the term “company” by the definition contained in subparagraph b) it follows that,


in addition, the term “person” includes any entity that, although not incorporated,


is treated as a body corporate for tax purposes. Thus, e.g. a foundation (fondation,


Stiftung) may fall within the meaning of the term “person”. Partnerships will also be


considered to be “persons” either because they fall within the definition of


“company” or, where this is not the case, because they constitute other bodies of


persons.


The term “company”


3. The term “company” means in the first place any body corporate. In addition,


the term covers any other taxable unit that is treated as a body corporate for the


purposes of the tax law of the Contracting State of which it is a resident. The


definition is drafted with special regard to the Article on dividends. The term


“company” has a bearing only on that Article, paragraphs 7 and 8 of Article 5, and


Articles 16 and 29.


The term “enterprise”


4. The question whether an activity is performed within an enterprise or is


deemed to constitute in itself an enterprise has always been interpreted according


to the provisions of the domestic laws of the Contracting States. No exhaustive


definition of the term “enterprise” has therefore been attempted in this Article.
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However, it is provided that the term “enterprise” applies to the carrying on of any


business. Since the term “business” is expressly defined to include the performance of


professional services and of other activities of an independent character, this clarifies


that the performance of professional services or other activities of an independent


character must be considered to constitute an enterprise, regardless of the meaning of


that term under domestic law. States which consider that such clarification is


unnecessary are free to omit the definition of the term “enterprise” from their bilateral


conventions.


The term “international traffic”


5. The definition of the term “international traffic” is based on the principle set


forth in paragraph 1 of Article 8 that the right to tax profits of an enterprise of a


Contracting State from the operation of ships or aircraft in international traffic resides


only in that State in view of the special nature of the international traffic business.


However, as stated in the Commentary on paragraph 1 of Article 8, the Contracting


States are free on a bilateral basis to insert in subparagraph e) a reference to the State


in which the place of effective management of the enterprise is situated. In such a


case, the definition should read: “the term ‘international traffic’ means any transport


by a ship or aircraft except when the ship or aircraft is operated solely between places


in a Contracting State in which the enterprise that operates the ship or aircraft does


not have its place of effective management”.


6. The definition of the term “international traffic” is broader than is normally


understood. The broader definition is intended to preserve for the State of the


enterprise the right to tax purely domestic traffic as well as international traffic


between third States, and to allow the other Contracting State to tax traffic solely


within its borders. This intention may be clarified by the following illustration.


Suppose an enterprise of a Contracting State, through an agent in the other


Contracting State, sells tickets for a passage that is confined wholly within the first-


mentioned State or alternatively, within a third State. The Article does not permit the


other State to tax the profits of either voyage. The other State is allowed to tax such an


enterprise of the first-mentioned State only where the operations are confined solely


to places in that other State.


6.1 The definition was amended in 2017 to ensure that it also applied to a transport


by a ship or aircraft operated by an enterprise of a third State. Whilst this change does


not affect the application of Article 8, which only deals with profits of an enterprise of


a Contracting State, it allows the application of paragraph 3 of Article 15 to a resident


of a Contracting State who derives remuneration from employment exercised aboard a


ship or aircraft operated by an enterprise of a third State.


6.2 A ship or aircraft is operated solely between places in a State in relation to a


particular voyage if the place of departure and the place of arrival of the ship or aircraft


are both in that State. However, the definition applies where the journey of a ship or


aircraft between places in a State forms part of a longer voyage of that ship or aircraft


involving a place of departure or a place of arrival which is outside that State. For
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example, where, as part of the same voyage, an aircraft first flies between a place in


one Contracting State to a place in the other Contracting State and then continues to


another destination also located in that other Contracting State, the first and second


legs of that trip will both be part of a voyage regarded as falling within the definition of


“international traffic”.


6.3 Some States take the view that the definition of “international traffic” should


rather refer to a transport as being the journey of a passenger or cargo so that any


voyage of a passenger or cargo solely between two places in the same Contracting State


should not be considered as covered by the definition even if that voyage is made on a


ship or plane that is used for a voyage in international traffic. Contracting States


having that view may agree bilaterally to delete the reference to “the ship or aircraft”


in the first part of the exception included in the definition, so as to use the following


definition:


e) the term “international traffic” means any transport by a ship or aircraft except


when such transport is solely between places in a Contracting State and the


enterprise that operates the ship or aircraft is not an enterprise of that State;


6.4 The definition of “international traffic” does not apply when a ship or aircraft is


operated between two places in a Contracting State and the enterprise that operates


the ship or aircraft is not an enterprise of that State, even if part of the transport takes


place outside that State. Thus, for example, a cruise beginning and ending in that State


without a stop in a foreign port does not constitute a transport of passengers in


international traffic. Contracting States wishing to expressly clarify that point in their


conventions may agree bilaterally to amend the definition accordingly.


The term “competent authority”


7. The definition of the term “competent authority” recognises that in some OECD


member countries the execution of double taxation conventions does not exclusively


fall within the competence of the highest tax authorities; some matters are reserved or


may be delegated to other authorities. The present definition enables each Contracting


State to designate one or more authorities as being competent.


The term “national”


8. The definition of the term “national” merely stipulates that, in relation to a


Contracting State, the term applies to any individual possessing the nationality or


citizenship of that Contracting State. Whilst the concept of nationality covers


citizenship, the latter term was also included in 2002 because it is more frequently


used in some States. It was not judged necessary to include in the text of the


Convention any more precise definition of the terms nationality and citizenship, nor


did it seem indispensable to make any special comment on the meaning and


application of these words. Obviously, in determining what is meant by “national” in


the case of an individual, reference must be made to the sense in which the term is


usually employed and each State’s particular rules on the acquisition or loss of


nationality or citizenship.
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9. Subparagraph g) is more specific as to legal persons, partnerships and


associations. By declaring that any legal person, partnership or association deriving its


status as such from the laws in force in a Contracting State is considered to be a


national, the provision disposes of a difficulty that often arises. In defining the


nationality of companies, certain States have regard less to the law that governs the


company than to the origin of the capital with which the company was formed or the


nationality of the individuals or legal persons controlling it.


10. Moreover, in view of the legal relationship created between a company and the


State under whose law it is organised, which from certain points of view is closely akin


to the relationship of nationality in the case of individuals, it seems justifiable not to


deal with legal persons, partnerships and associations in a special provision, but to


assimilate them with individuals under the term “national”.


10.1 The separate mention of partnerships in subparagraph g) is not inconsistent


with the status of a partnership as a person under subparagraph a). Under the


domestic laws of some countries, it is possible for an entity to be a “person” but not a


“legal person” for tax purposes. The explicit statement is necessary to avoid confusion.


The term “business”


10.2 The Convention does not contain an exhaustive definition of the term


“business”, which, under paragraph 2, should generally have the meaning which it has


under the domestic law of the State that applies the Convention. Subparagraph h),


however, provides expressly that the term includes the performance of professional


services and of other activities of an independent character. This provision was added


in 2000 at the same time as Article 14, which dealt with Independent Personal Services,


was deleted from the Convention. This addition, which ensures that the term


“business” includes the performance of the activities which were previously covered by


Article 14 was intended to prevent that the term “business” be interpreted in a


restricted way so as to exclude the performance of professional services, or other


activities of an independent character, in States where the domestic law does not


consider that the performance of such services or activities can constitute a business.


Contracting States for which this is not the case are free to agree bilaterally to omit the


definition.


The term “recognised pension fund”


10.3 The definition of the term “recognised pension fund” found in subparagraph i)


was included in 2017 when this term was added to paragraph 1 of Article 4 in order to


ensure that a pension fund that meets the definition is considered as a resident of the


Contracting State in which it is established.


10.4 The effect of the definition of “recognised pension fund” and of the reference to


that term in paragraph 1 of Article 4 will depend to a large extent on the domestic law


and on the legal characteristics of the pension funds established in each Contracting
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State as well as on the other provisions of the Convention where the definition might


be relevant.


10.5 In some States, a fund might be established within a legal entity (such as a


company engaged in commercial activities, an insurance company or the State itself,


or a political subdivision or local authority thereof) for the main purpose of providing


retirement benefits to individuals, such as the employees of that entity or of other


employers, or of investing funds for the benefit of other recognised pension funds.


Such a fund might not, however, constitute a separate “person” (as this term is defined


in subparagraph a)) under the taxation laws of the State in which it is established and,


if that is the case, it would not meet the definition of recognised pension fund. To the


extent, however, that the income derived from the investment assets of that fund is


attributed, under the domestic law of the State in which it is established, to the legal


entity (e.g. company engaged in commercial activities, insurance company or State)


within which the fund has been established, the provisions of the Convention will


apply to that income to the extent that the legal entity itself qualifies as a resident of a


Contracting State under paragraph 1 of Article 4. As explained in paragraphs 8.7 to 8.10


of the Commentary on Article 4, the inclusion of the term “recognised pension fund” in


paragraph 1 of Article 4 is irrelevant for such a fund.


10.6 There are also some States where a fund established for the main purpose of


providing retirement benefits to individuals does not formally constitute a separate


person under the taxation laws of the State in which it is established but where these


taxation laws provide that the investment assets of the fund constitute a separate and


distinct patrimony the income of which is not allocated to any person for tax purposes.


These States may want to ensure that their domestic law and the definition of “person”


in subparagraph a) are broad enough to include such a fund in order to make sure that


the Convention, which applies to persons that are residents of the Contracting States,


is applicable to the income derived through these funds.


10.7 As indicated in paragraph 69 of the Commentary on Article 18, where two


Contracting States follow the same approach of generally exempting from tax the


investment income of pension funds established in their territory, these States may


include in their convention a provision extending that exemption to the investment


income that a pension fund established in one State derives from the other State. The


definition of “recognised pension fund” might then be used for that purpose. If that is


the case, however, it would be necessary to ensure that a fund described in


paragraph 10.5 above may qualify as a “recognised pension fund” in its own right


notwithstanding the fact that it does not constitute a separate “person” under the


taxation laws of the State in which it is established. Doing so, however, would require


that, for the purposes of the Convention, the assets and income of such a fund are


treated as the assets and income of a separate person so that, for example:


— the fund may constitute a person for the purposes of Article 1 and of all the


relevant provisions of the Convention;


— the assets and income of the fund are considered those of a separate person and


not those of the person within which the fund is established so that, for example,
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for the purposes of subparagraph a) of paragraph 2 of Article 10, any part of the


capital of a company paying dividends to the fund that is held through the fund


would not be aggregated with the capital of the same company that is held by the


person within which the fund is established but that is not held through the


fund;


— for the purposes of Articles 6 to 21, the income of the fund would be treated as


derived, received and beneficially owned by the fund itself and not by the person


within which the fund is established;


— the fund’s entitlement to treaty benefits under the limitation-on-benefits


provisions of Article 29 is determined without consideration of the entitlement to


treaty benefits of the person within which the fund is established.


10.8 The following is an example of a provision that could be added to the definition


of “recognised pension fund” for that purpose:


Where an arrangement established in a Contracting State would constitute a


recognised pension fund under subdivision (i) or (ii) if it were treated as a separate


person under the taxation law of that State, it shall be considered, for the purposes


of this Convention, as a separate person treated as such under the taxation law of


that State and all the assets and income to which the arrangement applies shall be


treated as assets held and income derived by that separate person and not by


another person.


10.9 The first part of the definition of “recognised pension fund” refers to “an entity or


arrangement established in that State”. There is considerable diversity in the legal and


organisational characteristics of pension funds around the world and it is therefore


necessary to adopt a broad formulation. The reference to an “arrangement” is intended


to cover, among other things, cases where pension benefits are provided through


vehicles such as a trust which, under the relevant trust law, would not constitute an


entity: the definition will apply as long as the trust or the body of trustees is treated, for


tax purposes, as a separate entity recognised as a separate person. It is required,


however, that the entity or arrangement be treated as a separate person under the


taxation laws of the State in which it is established: if that is not the case, it is not


necessary to deal with the issue of the residence of the pension fund itself as the


income of that fund is treated as the income of another person for tax purposes (see


paragraph 10.5 above).


10.10 Subdivision (i) provides that in order to qualify as a “recognised pension fund”,


an entity or arrangement must be established and operated exclusively or almost


exclusively to administer or provide retirement and ancillary or incidental benefits to


individuals. It does not matter how many individuals are entitled to such retirement


benefits: a recognised pension fund may be set up, for instance, for a large group of


employees or for a single self-employed individual. States are free to replace the phrase


“retirement and ancillary or incidental benefits” by a different formulation, such as


“retirement and similar benefits”, as long as this formulation is interpreted broadly to


include benefits such as death benefits.
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10.11 The phrase “exclusively or almost exclusively” makes it clear that all or almost


all the activities of a recognised pension fund must be related to the administration or


the provision of retirement benefits and ancillary or incidental benefits to individuals.


The words “almost exclusively” recognise that a very small part of the activities of a


pension fund might involve activities that are not strictly related to the administration


or provision of such benefits (e.g. such as marketing the services of the pension fund).


Some States, however, have a broader view of the term “recognised pension fund” and


may want, for example, to cover entities or arrangements established and operated


exclusively or almost exclusively to provide pensions and benefits, such as disability


pensions, that are not related to retirement. These States are free to amend the


definition so as to adapt it to their circumstances. In doing so, however, these States


should take account of the fact that, as noted in paragraph 10.7 above, the definition of


recognised pension fund may be used for the purposes of provisions exempting from


source taxation the investment income that a pension fund established in one State


derives from the other State; it will therefore be important for these States to ensure


that the scope of that exemption is not inadvertently extended by changes made to the


definition of “recognised pension fund”.


10.12 The entity or arrangement must be established and operated exclusively or


almost exclusively for the purpose of administering or providing retirement benefits


and ancillary or incidental benefits to individuals. A pension paid upon retirement


from active employment or when an employee reaches retirement age would be the


typical example of a “retirement benefit” but this term is broad enough to cover one or


more payments made at or after retirement, or upon reaching retirement age, to an


employee, a self-employed person or a director or officer of a company, even if these


payments are not made in the form of regular pension payments.


10.13 In many States, pension funds provide a number of benefits that are not strictly


linked to retirement and the phrase “ancillary or incidental benefits” is intended to


cover such benefits. The words “ancillary or incidental” make it clear that such benefits


are provided in addition to retirement benefits: a fund that would be set up primarily


in order to provide benefits that are not retirement benefits would therefore not meet


the definition. Whilst it would be impossible to provide an exhaustive list of all benefits


that would qualify as “ancillary or incidental benefits”, the following are typical


examples of such benefits:


— payments made as a result of the death or disability of an individual;


— pension or other types of payments made to surviving members of the family of


a deceased individual who was entitled to retirement benefits;


— payments made to an individual suffering from a terminal illness;


— income substitution payments made in the case of long-term sickness or


unemployment;


— housing benefits, such as a loan at a preferential rate granted from accumulated


pension contributions to a pension contributor for the acquisition of a principal


residence;
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— education benefits, such as the withdrawal of accumulated pension


contributions that a pension contributor would be allowed to make for the


purpose of financing her education or that of her children;


— the provision of financial advice to pension contributors.


10.14 Subdivision (i) also requires that the entity or arrangement established and


operated exclusively or almost exclusively to administer or provide retirement and


ancillary or incidental benefits to individuals be “regulated as such”. The requirement


is intended to restrict the definition to entities or arrangements that are subject to


some conditions imposed by the State where it is established (or one of its political


subdivisions or local authorities) in order to ensure that the entity or arrangement is


used as a vehicle for investment in order to provide retirement and ancillary or


incidental benefits to individuals. That part of the definition would therefore exclude


an entity, such as a private company, that might be set up and used by a person to


invest funds in order to provide retirement benefits to persons related to, or employed


by, that person but that would not be subject to any special treatment or to rules


imposed by the State, political subdivision or local authority concerning the use of that


entity as a vehicle to provide retirement benefits. It does not matter whether the


regulatory framework to which the entity or arrangement is subjected is provided in


tax laws or in other legal instruments (e.g. the legislation that establishes a State-


owned entity that will operate a public pension fund); what matters is that the entity


or arrangement be recognised by law as a vehicle established to finance retirement


benefits for individuals and be subject to conditions intended to ensure that it is used


for that purpose.


10.15 An example of an entity or arrangement that would satisfy the requirements of


the definition of “recognised pension fund” is an agency or instrumentality of a State


set up exclusively or almost exclusively to administer or provide retirement benefits


and ancillary or incidental benefits under the social security legislation of that State.


Another example would be a company or other entity that is established in a State for


the purpose of administering or providing retirement benefits and ancillary or


incidental benefits to individuals and whose only assets include funds that are covered


by a retirement scheme regulated by the tax laws of that State which provide that the


income from that scheme is exempt from tax. The definition of recognised pension


fund would apply to that company or entity regardless of whether that company or


entity otherwise qualifies as a resident of a Contracting State because it is “liable to tax


therein” by reason of the criteria mentioned in the first sentence of paragraph 1 of


Article 4, e.g. because it must pay tax on any income not derived from the scheme (see


paragraphs 8.8 to 8.10 of the Commentary on Article 4).


10.16 Subdivision (i) of the definition applies regardless of whether the benefits to


which it refers are provided to individuals who are residents of the State in which the


entity or arrangement is established or are residents of other States. Whilst the general


anti-abuse rule in paragraph 9 of Article 29 addresses possible treaty-shopping


concerns that may arise from that aspect of the rule, States that do not include that


general anti-abuse rule in their treaties or for which this is a particular concern are free
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to include in the definition of “recognised pension fund” conditions similar to those


found in subdivision (ii) of subparagraph e) of paragraph 2 of the detailed version of the


limitation-on-benefits rule found in the Commentary on Article 29.


10.17 Subdivision (ii) of the definition covers entities or arrangements that pension


funds covered by subdivision (i) use to invest indirectly. Pension funds often invest


together with other pension funds pooling their assets in certain entities or


arrangements and may, for various commercial, legal or regulatory reasons, invest via


wholly owned entities or arrangements that are residents of the same State. Since such


arrangements and entities act only as intermediaries for the investment of funds used


to provide retirement benefits to individuals, it is appropriate to treat them like the


pension funds that invest through them.


10.18 The phrase “exclusively or almost exclusively” found in subdivision (ii) makes it


clear that all or almost all of the activities of such an intermediary entity or


arrangement must be related to the investment of funds for the benefit of entities or


arrangements that qualify as recognised pension funds under subdivision (i). The


words “almost exclusively” recognise that a very small part of the activities of such


entities or arrangements might involve other activities, such as the investment of


funds for pension funds that are established in other States and, for that reason, are


not covered by subdivision (i). States in which it is common for intermediary entities or


arrangements to invest funds obtained from pension funds established in other States


are free to broaden the scope of subdivision (ii) in order to cover the case where a large


part of the funds invested by the intermediary entity or arrangement are invested for


the benefit of pension funds established in other States; these States could address any


treaty-shopping concerns that may then arise through the provisions of Article 29.


Paragraph 2
11. This paragraph provides a general rule of interpretation for terms used in the


Convention but not defined therein. However, the question arises which legislation


must be referred to in order to determine the meaning of terms not defined in the


Convention, the choice being between the legislation in force when the Convention


was signed or that in force when the Convention is being applied, i.e. when the tax is


imposed. The Committee on Fiscal Affairs concluded that the latter interpretation


should prevail, and in 1995 amended the Model to make this point explicitly.


12. However, paragraph 2 specifies that the domestic law meaning of an undefined


term applies only if the context does not require an alternative interpretation and the


competent authorities do not agree to a different meaning pursuant to the provisions


of Article 25. The context is determined in particular by the intention of the


Contracting States when signing the Convention as well as the meaning given to the


term in question in the legislation of the other Contracting State (an implicit reference


to the principle of reciprocity on which the Convention is based). The wording of the


Article therefore allows the competent authorities some leeway.


13. Consequently, the wording of paragraph 2 provides a satisfactory balance


between, on the one hand, the need to ensure the permanency of commitments
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entered into by States when signing a convention (since a State should not be allowed


to make a convention partially inoperative by amending afterwards in its domestic law


the scope of terms not defined in the Convention) and, on the other hand, the need to


be able to apply the Convention in a convenient and practical way over time (the need


to refer to outdated concepts should be avoided).


13.1 Paragraph 2 was amended in 1995 to conform its text more closely to the general


and consistent understanding of member states. For purposes of paragraph 2, the


meaning of any term not defined in the Convention may be ascertained by reference to


the meaning it has for the purpose of any relevant provision of the domestic law of a


Contracting State, whether or not a tax law. However, where a term is defined


differently for the purposes of different laws of a Contracting State, the meaning given


to that term for purposes of the laws imposing the taxes to which the Convention


applies shall prevail over all others, including those given for the purposes of other tax


laws.


13.2. The Commentary was also amended in 1995 to provide that States that are able


to enter into mutual agreements (under the provisions of Article 25 and, in particular,


paragraph 3 thereof) that establish the meaning of terms not defined in the Convention


should take those agreements into account in interpreting those terms. In 2017, the


wording of paragraph 2 was amended to remove any doubt that in a case where a


mutual agreement reached under Article 25 indicates that the competent authorities


have agreed on a common meaning of an undefined term, the domestic law meaning


of that term would not be applicable, as is the case when a term is defined in the


Convention or when the context requires a meaning that is different from the domestic


law meaning. Some States, however, consider that this exception should only be


applicable in the case of agreements reached under paragraph 3 of Article 25; these


States are free to replace the phrase “pursuant to the provisions of Article 25” by


“pursuant to the provisions of paragraph 3 of Article 25”. Other States consider that,


under their law, the competent authorities cannot be given the power to agree on a


meaning of a term that would prevent recourse to the domestic law meaning of that


term; these States are free to omit the phrase “or the competent authorities agree to a


different meaning pursuant to the provisions of Article 25”.


Reservations on the Article
14. Italy and Portugal reserve the right not to include the definitions in


subparagraphs 1 c) and h) (“enterprise” and “business”) because they reserve the right


to include an article concerning the taxation of independent personal services.


15. Turkey reserves the right to use the following definition of the term “international


traffic”: “the term “international traffic” means any transport by a ship or aircraft


operated by an enterprise of a Contracting State, except when the ship or aircraft is


operated solely between places in the other Contracting State”.


16. Israel reserves the right to include a trust within the definition of a “person”.
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17. Chile and Mexico reserve the right to not include the definition of “recognised


pension fund” in subparagraph i) of paragraph 1 because a determination to include a


pension fund as a resident in a tax treaty is best discussed bilaterally between


Contracting States due to the diversity of legal arrangements for providing retirement


benefits.


18. Israel reserves the right not to limit the definition of “recognised pension fund” to


a separate person under the taxation laws.


19. Portugal reserves the right not to include the definition in subparagraph i) of


paragraph 1 (“recognised pension fund”) in its conventions because it reserves the right


not to expressly include “a recognised pension fund” in paragraph 1 of Article 4 and to


treat pension funds in accordance with the general definition of “resident” or with


bilaterally agreed special provisions.
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CONCERNING THE DEFINITION OF RESIDENT


I. Preliminary remarks


1. The concept of “resident of a Contracting State” has various functions and is


of importance in three cases:


a) in determining a convention’s personal scope of application;


b) in solving cases where double taxation arises in consequence of double


residence;


c) in solving cases where double taxation arises as a consequence of taxation in


the State of residence and in the State of source or situs.


2. The Article is intended to define the meaning of the term “resident of a


Contracting State” and to solve cases of double residence. To clarify the scope of the


Article some general comments are made below referring to the two typical cases


of conflict, i.e. between two residences and between residence and source or situs.


In both cases the conflict arises because, under their domestic laws, one or both


Contracting States claim that the person concerned is resident in their territory.


3. Generally the domestic laws of the various States impose a comprehensive


liability to tax — “full tax liability” — based on the taxpayers’ personal attachment


to the State concerned (the “State of residence”). This liability to tax is not imposed


only on persons who are “domiciled” in a State in the sense in which “domicile” is


usually taken in the legislations (private law). The cases of full liability to tax are


extended to comprise also, for instance, persons who stay continually, or maybe


only for a certain period, in the territory of the State. Some legislations impose full


liability to tax on individuals who perform services on board ships which have their


home harbour in the State.


4. Conventions for the avoidance of double taxation do not normally concern


themselves with the domestic laws of the Contracting States laying down the


conditions under which a person is to be treated fiscally as “resident” and,


consequently, is fully liable to tax in that State. They do not lay down standards


which the provisions of the domestic laws on “residence” have to fulfil in order that


claims for full tax liability can be accepted between the Contracting States. In this


respect the States take their stand entirely on the domestic laws.


5. This manifests itself quite clearly in the cases where there is no conflict at all


between two residences, but where the conflict exists only between residence and


source or situs. But the same view applies in conflicts between two residences. The


special point in these cases is only that no solution of the conflict can be arrived at


by reference to the concept of residence adopted in the domestic laws of the States


concerned. In these cases special provisions must be established in the Convention


to determine which of the two concepts of residence is to be given preference.
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6. An example will elucidate the case. An individual has his permanent home in


State A, where his wife and children live. He has had a stay of more than six months in


State B and according to the legislation of the latter State he is, in consequence of the


length of the stay, taxed as being a resident of that State. Thus, both States claim that


he is fully liable to tax. This conflict has to be solved by the Convention.


7. In this particular case the Article (under paragraph 2) gives preference to the


claim of State A. This does not, however, imply that the Article lays down special rules


on “residence” and that the domestic laws of State B are ignored because they are


incompatible with such rules. The fact is quite simply that in the case of such a conflict


a choice must necessarily be made between the two claims, and it is on this point that


the Article proposes special rules.


II. Commentary on the provisions of the Article


Paragraph 1
8. Paragraph 1 provides a definition of the expression “resident of a


Contracting State” for the purposes of the Convention. The definition refers to


the concept of residence adopted in the domestic laws (see Preliminary remarks). As


criteria for the taxation as a resident the definition mentions: domicile, residence,


place of management or any other criterion of a similar nature. As far as individuals


are concerned, the definition aims at covering the various forms of personal


attachment to a State which, in the domestic taxation laws, form the basis of a


comprehensive taxation (full liability to tax). It also covers cases where a person is


deemed, according to the taxation laws of a State, to be a resident of that State and on


account thereof is fully liable to tax therein (e.g. diplomats or other persons in


government service).


8.1 In accordance with the provisions of the second sentence of paragraph 1,


however, a person is not to be considered a “resident of a Contracting State” in the


sense of the Convention if, although not domiciled in that State, he is considered to be


a resident according to the domestic laws but is subject only to a taxation limited to the


income from sources in that State or to capital situated in that State. That situation


exists in some States in relation to individuals, e.g. in the case of foreign diplomatic


and consular staff serving in their territory.


8.2 According to its wording and spirit the second sentence also excludes from the


definition of a resident of a Contracting State foreign held companies exempted from


tax on their foreign income by privileges tailored to attract conduit companies. It also


excludes companies and other persons who are not subject to comprehensive liability


to tax in a Contracting State because these persons, whilst being residents of that State


under that State’s tax law, are considered to be residents of another State pursuant to


a treaty between these two States. The exclusion of certain companies or other


persons from the definition would not of course prevent Contracting States from


exchanging information about their activities (see paragraph 2 of the Commentary on
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Article 26). Indeed States may feel it appropriate to develop spontaneous exchanges of


information about persons who seek to obtain unintended treaty benefits.


8.3 The application of the second sentence, however, has inherent difficulties and


limitations. It has to be interpreted in the light of its object and purpose, which is to


exclude persons who are not subjected to comprehensive taxation (full liability to tax)


in a State, because it might otherwise exclude from the scope of the Convention all


residents of countries adopting a territorial principle in their taxation, a result which is


clearly not intended.


8.4 It has been the general understanding of most member countries that the


government of each State, as well as any political subdivision or local authority thereof,


is a resident of that State for purposes of the Convention. Before 1995, the Model did


not explicitly state this; in 1995, Article 4 was amended to conform the text of the


Model to this understanding.


8.5 This raises the issue of the application of paragraph 1 to sovereign wealth funds,


which are special purpose investment funds or arrangements created by a State or a


political subdivision for macroeconomic purposes. These funds hold, manage or


administer assets to achieve financial objectives, and employ a set of investment


strategies which include investing in foreign financial assets. They are commonly


established out of balance of payments surpluses, official foreign currency operations,


the proceeds of privatisations, fiscal surpluses or receipts resulting from commodity


exports.1 Whether a sovereign wealth fund qualifies as a “resident of a Contracting


State” depends on the facts and circumstances of each case. For example, when a


sovereign wealth fund is an integral part of the State, it will likely fall within the scope


of the expression “[the] State and any political subdivision or local authority thereof”


in Article 4. In other cases, paragraphs 8.11 and 8.12 below will be relevant. States may


want to address the issue in the course of bilateral negotiations, particularly in relation


to whether a sovereign wealth fund qualifies as a “person” and is “liable to tax” for


purposes of the relevant tax treaty (see also paragraphs 50 to 53 of the Commentary on


Article 1).


8.6 Paragraph 1 also refers expressly to a “recognised pension fund”. Most member


countries have long considered that a pension fund established in a Contracting State


is a resident of that State regardless of the fact that it may benefit from a limited or


complete exemption from taxation in that State. Until 2017, that view was reflected in


the previous version of paragraph 8.6, which referred to “pension funds, charities and


other organisations” as entities that most States viewed as residents. Paragraph 1 of


the Article was modified in 2017 to remove any doubt about the fact that a pension


fund that meets the definition of “recognised pension fund” in paragraph 1 of Article 3


constitutes a resident of the Contracting State in which it is established.


1 This definition is drawn from: International Working Group of Sovereign Wealth Funds,
Sovereign Wealth Funds — Generally Accepted Principles and Practices — “Santiago Principles”,
October 2008, Annex 1.
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8.7 As indicated in paragraph 10.4 of the Commentary on Article 3, the effect of the


definition of “recognised pension fund” and of the reference to that term in


paragraph 1 of the Article will depend to a large extent on the domestic law and on the


legal characteristics of the pension funds established in each Contracting State. The


type of fund established within a legal entity that is described in paragraph 10.5 of the


Commentary on Article 3 would not be covered by the definition of “recognised


pension fund”, which applies to an entity or arrangement that constitutes a separate


person, but since the income of these funds is attributed to the legal entity of which it


is part, the provisions of the Convention will apply to that income to the extent that the


legal entity itself qualifies as a resident of a Contracting State under paragraph 1 of the


Article.


8.8 Where, however, a fund constitutes a “person” which is distinct from any other


person by whom, or for the benefit of whom, it has been established and is operated,


the definition of “recognised pension fund” will be relevant and, to the extent that the


conditions of that definition are met, the fund will itself constitute a “resident of a


Contracting State”. This will be the case in many countries because it is “liable to tax


therein” by reason of the criteria mentioned in the first sentence of paragraph 1, as this


sentence is interpreted by the Contracting States or, if that is not the case, because of


the specific inclusion of the term “recognised pension fund” in paragraph 1.


8.9 Contracting States are of course free to omit the reference to “recognised pension


funds” in paragraph 1 if they conclude that the income of the pension arrangements


established in both States is derived by persons that otherwise qualify as residents of


the Contracting States, although they might prefer to keep that reference in the


paragraph simply to remove any uncertainty.


8.10 Given the diversity of arrangements through which retirement benefits are


provided, it will therefore often be useful for the Contracting States to review the main


types of pension arrangements used in each State and to clarify whether or not the


definition of “recognised pension fund” applies to each type of arrangement and, more


generally, how the provisions of the tax convention between these States apply to


these arrangements. This could be done at the time of the negotiation of that


convention or subsequently through the mutual agreement procedure.


8.11 Paragraph 1 refers to persons who are “liable to tax” in a Contracting State under


its laws by reason of various criteria. In many States, a person is considered liable to


comprehensive taxation even if the Contracting State does not in fact impose tax. For


example, charities and other organisations may be exempted from tax, but they are


exempt only if they meet all of the requirements for exemption specified in the tax


laws. They are, thus, subject to the tax laws of a Contracting State. Furthermore, if they


do not meet the standards specified, they are also required to pay tax. Most States


would view such entities as residents for purposes of the Convention (see, for example,


paragraph 1 of Article 10 and paragraph 5 of Article 11).


8.12 In some States, however, these entities are not considered liable to tax if they are


exempt from tax under domestic tax laws. These States may not regard such entities
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as residents for purposes of a convention unless these entities are expressly covered by


the convention. Contracting States taking this view are free to address the issue in


their bilateral negotiations.


8.13 Where a State disregards a partnership for tax purposes and treats it as fiscally


transparent, taxing the partners on their share of the partnership income, the


partnership itself is not liable to tax and may not, therefore, be considered to be a


resident of that State. In that case, however, paragraph 2 of Article 1 clarifies that the


Convention will apply to the partnership’s income to the extent that the income is


treated, for purposes of taxation by that State, as the income of a partner who is a


resident of that State. The same treatment will apply to income of other entities or


arrangements that are treated as fiscally transparent under the tax law of a


Contracting State (see paragraphs 2 to 16 of the Commentary on Article 1).


Paragraph 2
9. This paragraph relates to the case where, under the provisions of paragraph 1, an


individual is a resident of both Contracting States.


10. To solve this conflict special rules must be established which give the attachment


to one State a preference over the attachment to the other State. As far as possible, the


preference criterion must be of such a nature that there can be no question but that the


person concerned will satisfy it in one State only, and at the same time it must reflect


such an attachment that it is felt to be natural that the right to tax devolves upon that


particular State. The facts to which the special rules will apply are those existing


during the period when the residence of the taxpayer affects tax liability, which may be


less than an entire taxable period. For example, in one calendar year an individual is a


resident of State A under that State’s tax laws from 1 January to 31 March, then moves


to State B. Because the individual resides in State B for more than 183 days, the


individual is treated by the tax laws of State B as a State B resident for the entire year.


Applying the special rules to the period 1 January to 31 March, the individual was a


resident of State A. Therefore, both State A and State B should treat the individual as a


State A resident for that period, and as a State B resident from 1 April to 31 December.


11. The Article gives preference to the Contracting State in which the individual has


a permanent home available to him. This criterion will frequently be sufficient to solve


the conflict, e.g. where the individual has a permanent home in one Contracting State


and has only made a stay of some length in the other Contracting State.


12. Subparagraph a) means, therefore, that in the application of the Convention (that


is, where there is a conflict between the laws of the two States) it is considered that the


residence is that place where the individual owns or possesses a home; this home


must be permanent, that is to say, the individual must have arranged and retained it


for his permanent use as opposed to staying at a particular place under such


conditions that it is evident that the stay is intended to be of short duration.


13. As regards the concept of home, it should be observed that any form of home


may be taken into account (house or apartment belonging to or rented by the
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individual, rented furnished room). But the permanence of the home is essential; this


means that the individual has arranged to have the dwelling available to him at all


times continuously, and not occasionally for the purpose of a stay which, owing to the


reasons for it, is necessarily of short duration (travel for pleasure, business travel,


educational travel, attending a course at a school, etc.). For instance, a house owned by


an individual cannot be considered to be available to that individual during a period


when the house has been rented out and effectively handed over to an unrelated party


so that the individual no longer has the possession of the house and the possibility to


stay there.


14. If the individual has a permanent home in both Contracting States, paragraph 2


gives preference to the State with which the personal and economic relations of the


individual are closer, this being understood as the centre of vital interests. In the cases


where the residence cannot be determined by reference to this rule, paragraph 2


provides as subsidiary criteria, first, habitual abode, and then nationality. If the


individual is a national of both States or of neither of them, the question shall be


solved by mutual agreement between the States concerned according to the procedure


laid down in Article 25.


15. If the individual has a permanent home in both Contracting States, it is


necessary to look at the facts in order to ascertain with which of the two States


his personal and economic relations are closer. Thus, regard will be had to his family


and social relations, his occupations, his political, cultural or other activities, his place


of business, the place from which he administers his property, etc. The circumstances


must be examined as a whole, but it is nevertheless obvious that considerations based


on the personal acts of the individual must receive special attention. If a person who


has a home in one State sets up a second in the other State while retaining the first, the


fact that he retains the first in the environment where he has always lived, where he


has worked, and where he has his family and possessions, can, together with other


elements, go to demonstrate that he has retained his centre of vital interests in the


first State.


16. Subparagraph b) establishes a secondary criterion for two quite distinct and


different situations:


a) the case where the individual has a permanent home available to him in both


Contracting States and it is not possible to determine in which one he has his


centre of vital interests;


b) the case where the individual has a permanent home available to him in


neither Contracting State.


Preference is given to the Contracting State where the individual has an habitual


abode.


17. In the first situation, the case where the individual has a permanent home


available to him in both States, the fact of having an habitual abode in one State but not


in the other appears therefore as the circumstance which, in case of doubt as to where


the individual has his centre of vital interests, tips the balance towards the State where
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he stays more frequently. For this purpose regard must be had to stays made by the


individual not only at the permanent home in the State in question but also at any


other place in the same State.


18. The second situation is the case of an individual who has a permanent home


available to him in neither Contracting State, as for example, a person going from one


hotel to another. In this case also all stays made in a State must be considered without


it being necessary to ascertain the reasons for them.


19. The application of the criterion provided for in subparagraph b) requires a


determination of whether the individual lived habitually, in the sense of being


customarily or usually present, in one of the two States but not in the other during a


given period; the test will not be satisfied by simply determining in which of the two


Contracting States the individual has spent more days during that period. The phrase


“séjourne de façon habituelle”, which is used in the French version of subparagraph b),


provides a useful insight as to the meaning of “habitual abode”, a notion that refers to


the frequency, duration and regularity of stays that are part of the settled routine of an


individual’s life and are therefore more than transient. As recognised in


subparagraph c), it is possible for an individual to have an habitual abode in the two


States, which would be the case if the individual was customarily or usually present in


each State during the relevant period, regardless of the fact that he spent more days in


one State than in the other. Assume, for instance, that over a period of five years, an


individual owns a house in both States A and B but the facts do not allow the


determination of the State in which the individual’s centre of vital interests is situated.


The individual works in State A where he habitually lives but returns to State B two


days a month and once a year for a three-week holiday. In that case, the individual will


have an habitual abode in State A but not in State B. Assume, however, that over the


same period of five years, the individual works short periods of time in State A, where


he returns 15 times a year for stays of two weeks each time, but is present in State B the


rest of the time (assume also that the facts of the case do not allow the determination


of the State in which the individual’s centre of vital interests is situated). In that case,


the individual will have an habitual abode in both State A and State B.


19.1 Subparagraph b) does not specify over what length of time the determination of


whether an individual has an habitual abode in one or both States must be made. The


determination must cover a sufficient length of time for it to be possible to ascertain


the frequency, duration and regularity of stays that are part of the settled routine of the


individual’s life. Care should be taken, however, to consider a period of time during


which there were no major changes of personal circumstances that would clearly


affect the determination (such as a separation or divorce). The relevant period for


purposes of the determination of whether an individual has an habitual abode in one


or both States will not always correspond to the period of dual-residence, especially


where the period of dual-residence is very short. This is illustrated by the following


example. Assume that an individual resident of State C moves to State D to work at


different locations for a period of 190 days. During that 190-day period, he is considered


a resident of both States C and D under their respective domestic tax laws. The
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individual lived in State C for many years before moving to State D, remains in State D


for the entire period of his employment there and returns to State C to live there


permanently at the end of the 190-day period. During the period of his employment in


State D, the individual does not have a permanent home available to him in either


State C or State D. In this example, the determination of whether the individual has an


habitual abode in one or both States would appropriately consider a period of time


longer than the 190-day period of dual-residence in order to ascertain the frequency,


duration and regularity of stays that were part of the settled routine of the individual’s


life.


20. Where, in the two situations referred to in subparagraph b) the individual has an


habitual abode in both Contracting States or in neither, preference is given to the State


of which he is a national. If, in these cases still, the individual is a national of both


Contracting States or of neither of them, subparagraph d) assigns to the competent


authorities the duty of resolving the difficulty by mutual agreement according to the


procedure established in Article 25.


Paragraph 3
21. This paragraph concerns companies and other bodies of persons, irrespective of


whether they are or not legal persons. It may be rare in practice for a company, etc. to


be subject to tax as a resident in more than one State, but it is, of course, possible if, for


instance, one State attaches importance to the registration and the other State to the


place of effective management. So, in the case of companies, etc., also, special rules as


to the preference must be established.


22. When paragraph 3 was first drafted, it was considered that it would not be an


adequate solution to attach importance to a purely formal criterion like registration


and preference was given to a rule based on the place of effective management, which


was intended to be based on the place where the company, etc. was actually managed.


23. In 2017, however, the Committee on Fiscal Affairs recognised that although


situations of double residence of entities other than individuals were relatively rare,


there had been a number of tax-avoidance cases involving dual resident companies. It


therefore concluded that a better solution to the issue of dual residence of entities


other than individuals was to deal with such situations on a case-by-case basis.


24. As a result of these considerations, the current version of paragraph 3 provides


that the competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by


mutual agreement cases of dual residence of a person other than an individual.


24.1 Competent authorities having to apply paragraph 3 would be expected to take


account of various factors, such as where the meetings of the person’s board of


directors or equivalent body are usually held, where the chief executive officer and


other senior executives usually carry on their activities, where the senior day-to-day


management of the person is carried on, where the person’s headquarters are located,


which country’s laws govern the legal status of the person, where its accounting


records are kept, whether determining that the legal person is a resident of one of the
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Contracting States but not of the other for the purpose of the Convention would carry


the risk of an improper use of the provisions of the Convention etc. Countries that


consider that the competent authorities should not be given the discretion to solve


such cases of dual residence without an indication of the factors to be used for that


purpose may want to supplement the provision to refer to these or other factors that


they consider relevant.


24.2 A determination under paragraph 3 will normally be requested by the person


concerned through the mechanism provided for under paragraph 1 of Article 25. Such


a request may be made as soon as it is probable that the person will be considered a


resident of each Contracting State under paragraph 1. Due to the notification


requirement in paragraph 1 of Article 25, it should in any event be made within three


years from the first notification to that person of taxation measures taken by one or


both States that indicate that reliefs or exemptions have been denied to that person


because of its dual-residence status without the competent authorities having


previously endeavoured to determine a single State of residence under paragraph 3.


The competent authorities to which a request for determination of residence is made


under paragraph 3 should deal with it expeditiously and should communicate their


response to the taxpayer as soon as possible.


24.3 Since the facts on which a decision will be based may change over time, the


competent authorities that reach a decision under that provision should clarify which


period of time is covered by that decision.


24.4 The last sentence of paragraph 3 provides that in the absence of a determination


by the competent authorities, the dual-resident person shall not be entitled to any


relief or exemption under the Convention except to the extent and in such manner as


may be agreed upon by the competent authorities. This will not, however, prevent the


taxpayer from being considered a resident of each Contracting State for purposes other


than granting treaty reliefs or exemptions to that person. This will mean, for example,


that the condition in subparagraph b) of paragraph 2 of Article 15 will not be met with


respect to an employee of that person who is a resident of either Contracting State


exercising employment activities in the other State. Similarly, if the person is a


company, it will be considered to be a resident of each State for the purposes of the


application of Article 10 to dividends that it will pay.


24.5 Some States, however, consider that it is preferable to deal with cases of dual


residence of entities through the rule based on the “place of effective management”


that was included in the Convention before 2017. These States also consider that this


rule can be interpreted in a way that prevents it from being abused. States that share


that view and that agree on how the concept of “place of effective management”


should be interpreted are free to include in their bilateral treaty the following version


of paragraph 3:


Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an individual


is a resident of both Contracting States, then it shall be deemed to be a resident only


of the State in which its place of effective management is situated.

113MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 4

Observations on the Commentary
25. Chile wishes to clarify that, with respect to paragraph 8.12, entities that are not


regarded as residents may also include pension funds unless expressly covered by the


convention.


26. Spain, due to the fact that according to its internal law the fiscal year coincides


with the calendar year and there is no possibility of concluding the fiscal period by


reason of the taxpayer’s change of residence, will not be able to proceed in accordance


with paragraph 10 of the Commentary on Article 4. In this case, a mutual agreement


procedure will be needed to ascertain the date from which the taxpayer will be deemed


to be a resident of one of the Contracting States.


27. Hungary cannot fully share the interpretation in paragraph 19 of the Commentary


regarding the term “habitual abode”. Hungary considers that during the examination


of a person’s habitual abode priority should be given to the comparison of the number


of days of presence in each State over a given period of time.


Reservations on the Article
28. Japan and Korea reserve their position on the provisions in this and other Articles


in the Model Tax Convention which refer directly or indirectly to the place of effective


management. Instead of the term “place of effective management”, these countries


wish to use in their conventions the term “head or main office”.


29. France does not agree with the general principle according to which if tax owed by


a partnership is determined on the basis of the personal characteristics of the partners,


these partners are entitled to the benefits of tax conventions entered into by the States


of which they are residents as regards income that “flows through” that partnership.


For this reason, France reserves the right to amend the Article in its tax conventions in


order to specify that French partnerships must be considered as residents of France in


view of their legal and tax characteristics and to indicate in which situations and under


which conditions flow-through partnerships located in the other Contracting State or


in a third State will be entitled to benefit from the recognition by France of their flow-


through nature.


30. France reserves the right not to include the reference to “recognised pension


funds” in paragraph 1 and thus to treat pension funds like other entities that do not


meet the requirements relative to residence.


31. The United States reserves the right to use a place of incorporation test


for determining the residence of a corporation, and, failing that, to deny dual resident


companies certain benefits under the Convention.


32. Portugal and Sweden reserve the right not to include the words “as well as a


recognised pension fund of that State” in paragraph 1 and to treat pension funds in


accordance with the general definition of “resident” or with bilaterally agreed special


provisions.
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33. Israel reserves the right to include a separate provision regarding a trust that is a


resident of both Contracting States.


34. Estonia and Latvia reserve the right to include the place of incorporation or


similar criterion in paragraph 1.


35. Japan reserves the right to omit the phrase “except to the extent and in such


manner as may be agreed upon by the competent authorities of the Contracting States”


in paragraph 3.
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COMMENTARY ON ARTICLE 5
CONCERNING THE DEFINITION OF PERMANENT


ESTABLISHMENT


1. The main use of the concept of a permanent establishment is to determine


the right of a Contracting State to tax the profits of an enterprise of the other


Contracting State. Under Article 7 a Contracting State cannot tax the profits of an


enterprise of the other Contracting State unless it carries on its business through a


permanent establishment situated therein.


2. Before 2000, income from professional services and other activities of an


independent character was dealt under a separate Article, i.e. Article 14. The


provisions of that Article were similar to those applicable to business profits but it


used the concept of fixed base rather than that of permanent establishment since


it had originally been thought that the latter concept should be reserved to


commercial and industrial activities. The elimination of Article 14 in 2000 reflected


the fact that there were no intended differences between the concepts of


permanent establishment, as used in Article 7, and fixed base, as used in Article 14,


or between how profits were computed and tax was calculated according to which


of Article 7 or 14 applied. The elimination of Article 14 therefore meant that the


definition of permanent establishment became applicable to what previously


constituted a fixed base.


3. In 2017, a number of changes were made to this Commentary. Some of these


changes were intended to clarify the interpretation of the Article and, as such,


should be taken into account for the purposes of the interpretation and application


of conventions concluded before their adoption because they reflect the consensus


of the OECD member countries as to the proper interpretation of existing


provisions and their application to specific situations (see paragraph 35 of the


Introduction).


4. Changes to this Commentary related to the addition of paragraph 4.1 and the


modification of paragraphs 4, 5 and 6 of the Article that were made as a result of the


adoption of the Report on Action 7 of the OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting


Project were, however, prospective only and, as such, do not affect the


interpretation of the former provisions of the OECD Model Tax Convention and of


treaties in which these provisions are included, in particular as regards the


interpretation of paragraphs 4 and 5 of the Article as they read before these


changes (see paragraph 4 of that Report).


5. In many States, a foreign enterprise may be allowed or required to register for


the purposes of a value added tax or goods and services tax (VAT/GST) regardless of


whether it has in that State a fixed place of business through which its business is


wholly or partly carried on or whether it is deemed to have a permanent


establishment in that State under paragraph 5 of Article 5. By itself, however,


treatment under VAT/GST is irrelevant for the purposes of the interpretation and
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application of the definition of permanent establishment in the Convention; when


applying that definition, one should not, therefore, draw any inference from the


treatment of a foreign enterprise for VAT/GST purposes, including from the fact that a


foreign enterprise has registered for VAT/GST purposes.1


Paragraph 1
6. Paragraph 1 gives a general definition of the term “permanent establishment”


which brings out its essential characteristics of a permanent establishment in the


sense of the Convention, i.e. a distinct “situs”, a “fixed place of business”. The


paragraph defines the term “permanent establishment” as a fixed place of business,


through which the business of an enterprise is wholly or partly carried on. This


definition, therefore, contains the following conditions:


— the existence of a “place of business”, i.e. a facility such as premises or, in certain


instances, machinery or equipment;


— this place of business must be “fixed”, i.e. it must be established at a distinct


place with a certain degree of permanence;


— the carrying on of the business of the enterprise through this fixed place of


business. This means usually that persons who, in one way or another, are


dependent on the enterprise (personnel) conduct the business of the enterprise


in the State in which the fixed place is situated.


7. It could perhaps be argued that in the general definition some mention should


also be made of the other characteristic of a permanent establishment to which some


importance has sometimes been attached in the past, namely that the establishment


must have a productive character, i.e. contribute to the profits of the enterprise. In the


present definition this course has not been taken. Within the framework of a well-run


business organisation it is surely axiomatic to assume that each part contributes to the


productivity of the whole. It does not, of course, follow in every case that because in the


wider context of the whole organisation a particular establishment has a “productive


character” it is consequently a permanent establishment to which profits can properly


1 See paragraph 337 of the Report on Action 1 of the BEPS Project (“… it is important to
underline that registration for VAT purposes is independent from the determination of
whether there is a permanent establishment (PE) for income tax purposes.”), OECD (2015),
Addressing the Tax Challenges of the Digital Economy, Action 1 - 2015 Final Report, OECD/G20
Base Erosion and Profit Shifting Project, OECD Publishing, Paris, http://dx.doi.org/10.1787/
9789264241046-en. Cf. footnote 24 of the International VAT/GST Guidelines (“For the
purpose of these Guidelines, it is assumed that an establishment comprises a fixed place
of business with a sufficient level of infrastructure in terms of people, systems and assets
to be able to receive and/or make supplies. Registration for VAT purposes by itself does
not constitute an establishment for the purposes of these Guidelines. Countries are
encouraged to publicise what constitutes an “establishment” under their domestic VAT
legislation.”), OECD (2017), International VAT/GST Guidelines, OECD Publishing, Paris, http://
dx.doi.org/10.1787/9789264271401-en.
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be attributed for the purpose of tax in a particular territory (see Commentary


on paragraph 4).


8. It is also important to note that the way in which business is carried on evolves


over the years so that the facts and arrangements applicable at one point in time may


no longer be relevant after a change in the way that the business activities are carried


on in a given State. Clearly, whether or not a permanent establishment exists in a State


during a given period must be determined on the basis of the circumstances applicable


during that period and not those applicable during a past or future period, such as a


period preceding the adoption of new arrangements that modified the way in which


business is carried on.


9. Also, the determination of whether or not an enterprise of a Contracting State


has a permanent establishment in the other Contracting State must be made


independently from the determination of which provisions of the Convention apply to


the profits derived by that enterprise. For instance, a farm or apartment rental office


situated in a Contracting State and exploited by a resident of the other Contracting


State may constitute a permanent establishment regardless of whether or not the


profits attributable to such permanent establishment would constitute income from


immovable property covered by Article 6; whilst the existence of a permanent


establishment in such cases may not be relevant for the application of Article 6, it


would remain relevant for the purposes of other provisions such as paragraphs 4 and 5


of Article 11, subparagraph c) of paragraph 2 of Article 15 and paragraph 3 of Article 24.


10. The term “place of business” covers any premises, facilities or installations used


for carrying on the business of the enterprise whether or not they are used exclusively


for that purpose. A place of business may also exist where no premises are available or


required for carrying on the business of the enterprise and it simply has a certain


amount of space at its disposal. It is immaterial whether the premises, facilities or


installations are owned or rented by or are otherwise at the disposal of the enterprise.


A place of business may thus be constituted by a pitch in a market place, or by a certain


permanently used area in a customs depot (e.g. for the storage of dutiable goods).


Again the place of business may be situated in the business facilities of another


enterprise. This may be the case for instance where the foreign enterprise has at its


constant disposal certain premises or a part thereof owned by the other enterprise.


11. As noted above, the mere fact that an enterprise has a certain amount of space at


its disposal which is used for business activities is sufficient to constitute a place of


business. No formal legal right to use that place is therefore required. Thus, for


instance, a permanent establishment could exist where an enterprise illegally


occupied a certain location where it carried on its business.


12. Whilst no formal legal right to use a particular place is required for that place to


constitute a permanent establishment, the mere presence of an enterprise at a


particular location does not necessarily mean that that location is at the disposal of


that enterprise. Whether a location may be considered to be at the disposal of an


enterprise in such a way that it may constitute a “place of business through which the
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business of [that] enterprise is wholly or partly carried on” will depend on that


enterprise having the effective power to use that location as well as the extent of the


presence of the enterprise at that location and the activities that it performs there. This


is illustrated by the following examples. Where an enterprise has an exclusive legal


right to use a particular location which is used only for carrying on that enterprise’s


own business activities (e.g. where it has legal possession of that location), that


location is clearly at the disposal of the enterprise. This will also be the case where an


enterprise is allowed to use a specific location that belongs to another enterprise or


that is used by a number of enterprises and performs its business activities at that


location on a continuous basis during an extended period of time. This will not be the


case, however, where the enterprise’s presence at a location is so intermittent or


incidental that the location cannot be considered a place of business of the enterprise


(e.g. where employees of an enterprise have access to the premises of associated


enterprises which they often visit but without working in these premises for an


extended period of time). Where an enterprise does not have a right to be present at a


location and, in fact, does not use that location itself, that location is clearly not at the


disposal of the enterprise; thus, for instance, it cannot be considered that a plant that


is owned and used exclusively by a supplier or contract-manufacturer is at the disposal


of an enterprise that will receive the goods produced at that plant merely because all


these goods will be used in the business of that enterprise (see also paragraphs 65, 66


and 121 below). It is also important to remember that even if a place is a place of


business through which the activities of an enterprise are partly carried on, that place


will be deemed not to be a permanent establishment if paragraph 4 applies to the


business activities carried on at that place.


13. These principles are illustrated by the following additional examples where


representatives of one enterprise are present on the premises of another enterprise.


14. A first example is that of a salesman who regularly visits a major customer to


take orders and meets the purchasing director in his office to do so. In that case, the


customer’s premises are not at the disposal of the enterprise for which the salesman is


working and therefore do not constitute a place of business through which the


business of that enterprise is carried on (depending on the circumstances, however,


paragraph 5 could apply to deem a permanent establishment to exist).


15. A second example is that of an employee of a company who, for a long period of


time, is allowed to use an office in the headquarters of another company (e.g. a newly


acquired subsidiary) in order to ensure that the latter company complies with its


obligations under contracts concluded with the former company. In that case, the


employee is carrying on activities related to the business of the former company and


the office that is at his disposal at the headquarters of the other company will


constitute a permanent establishment of his employer, provided that the office is at his


disposal for a sufficiently long period of time so as to constitute a “fixed place of


business” (see paragraphs 28 to 34) and that the activities that are performed there go


beyond the activities referred to in paragraph 4 of the Article.
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16. A third example is that of a road transportation enterprise which would use a


delivery dock at a customer’s warehouse every day for a number of years for the


purpose of delivering goods purchased by that customer. In that case, the presence of


the road transportation enterprise at the delivery dock would be so limited that that


enterprise could not consider that place as being at its disposal so as to constitute a


permanent establishment of that enterprise.


17. A fourth example is that of a painter who, for two years, spends three days a


week in the large office building of its main client. In that case, the presence of the


painter in that office building where he is performing the most important functions of


his business (i.e. painting) constitute a permanent establishment of that painter.


18. Even though part of the business of an enterprise may be carried on at a location


such as an individual’s home office, that should not lead to the automatic conclusion


that that location is at the disposal of that enterprise simply because that location is


used by an individual (e.g. an employee) who works for the enterprise. Whether or not


a home office constitutes a location at the disposal of the enterprise will depend on the


facts and circumstances of each case. In many cases, the carrying on of business


activities at the home of an individual (e.g. an employee) will be so intermittent or


incidental that the home will not be considered to be a location at the disposal of the


enterprise (see paragraph 12 above). Where, however, a home office is used on a


continuous basis for carrying on business activities for an enterprise and it is clear


from the facts and circumstances that the enterprise has required the individual to use


that location to carry on the enterprise’s business (e.g. by not providing an office to an


employee in circumstances where the nature of the employment clearly requires an


office), the home office may be considered to be at the disposal of the enterprise.


19. A clear example is that of a non-resident consultant who is present for an


extended period in a given State where she carries on most of the business activities of


her own consulting enterprise from an office set up in her home in that State; in that


case, that home office constitutes a location at the disposal of the enterprise. Where,


however, a cross-frontier worker performs most of his work from his home situated in


one State rather than from the office made available to him in the other State, one


should not consider that the home is at the disposal of the enterprise because the


enterprise did not require that the home be used for its business activities. It should be


noted, however, that since the vast majority of employees reside in a State where their


employer has at its disposal one or more places of business to which these employees


report, the question of whether or not a home office constitutes a location at the


disposal of an enterprise will rarely be a practical issue. Also, the activities carried on


at a home office will often be merely auxiliary and will therefore fall within the


exception of paragraph 4.


20. The words “through which” must be given a wide meaning so as to apply to any


situation where business activities are carried on at a particular location that is at the


disposal of the enterprise for that purpose. Thus, for instance, an enterprise engaged


in paving a road will be considered to be carrying on its business “through” the location


where this activity takes place.
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21. According to the definition, the place of business has to be a “fixed” one. Thus in


the normal way there has to be a link between the place of business and a specific


geographical point. It is immaterial how long an enterprise of a Contracting State


operates in the other Contracting State if it does not do so at a distinct place, but this


does not mean that the equipment constituting the place of business has to be actually


fixed to the soil on which it stands. It is enough that the equipment remains on a


particular site (but see paragraph 57 below).


22. Where the nature of the business activities carried on by an enterprise is such


that these activities are often moved between neighbouring locations, there may be


difficulties in determining whether there is a single “place of business” (if two places of


business are occupied and the other requirements of Article 5 are met, the enterprise


will, of course, have two permanent establishments). As recognised in paragraphs 51


and 57 below a single place of business will generally be considered to exist where, in


light of the nature of the business, a particular location within which the activities are


moved may be identified as constituting a coherent whole commercially and


geographically with respect to that business.


23. This principle may be illustrated by examples. A mine clearly constitutes a single


place of business even though business activities may move from one location to


another in what may be a very large mine as it constitutes a single geographical and


commercial unit as concerns the mining business. Similarly, an “office hotel” in which


a consulting firm regularly rents different offices may be considered to be a single place


of business of that firm since, in that case, the building constitutes a whole


geographically and the hotel is a single place of business for the consulting firm. For


the same reason, a pedestrian street, outdoor market or fair in different parts of which


a trader regularly sets up his stand represents a single place of business for that trader.


24. By contrast, where there is no commercial coherence, the fact that activities may


be carried on within a limited geographic area should not result in that area being


considered as a single place of business. For example, where a painter works


successively under a series of unrelated contracts for a number of unrelated clients in


a large office building so that it cannot be said that there is one single project for


repainting the building, the building should not be regarded as a single place of


business for the purpose of that work. However, in the different example of a painter


who, under a single contract, undertakes work throughout a building for a single client,


this constitutes a single project for that painter and the building as a whole can then


be regarded as a single place of business for the purpose of that work as it would then


constitute a coherent whole commercially and geographically.


25. Conversely, an area where activities are carried on as part of a single project


which constitutes a coherent commercial whole may lack the necessary geographic


coherence to be considered as a single place of business. For example, where a


consultant works at different branches in separate locations pursuant to a single


project for training the employees of a bank, each branch should be considered


separately. However if the consultant moves from one office to another within the


same branch location, he should be considered to remain in the same place of
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business. The single branch location possesses geographical coherence which is


absent where the consultant moves between branches in different locations.


26. A ship that navigates in international waters or within one or more States is not


fixed and does not, therefore, constitute a fixed place of business (unless the operation


of the ship is restricted to a particular area that has commercial and geographic


coherence). Business activities carried on aboard such a ship, such as the operation of


a shop or restaurant, must be treated the same way for the purposes of determining


whether paragraph 1 applies (paragraph 5 could apply, however, to some of these


activities, e.g. where contracts are concluded when such shops or restaurants are


operated within a State).


27. Clearly, a permanent establishment may only be considered to be situated in a


Contracting State if the relevant place of business is situated in the territory of that


State. The question of whether a satellite in geostationary orbit could constitute a


permanent establishment for the satellite operator relates in part to how far the


territory of a State extends into space. No member country would agree that the


location of these satellites can be part of the territory of a Contracting State under the


applicable rules of international law and could therefore be considered to be a


permanent establishment situated therein. Also, the particular area over which a


satellite’s signals may be received (the satellite’s “footprint”) cannot be considered to


be at the disposal of the operator of the satellite so as to make that area a place of


business of the satellite’s operator.


28. Since the place of business must be fixed, it also follows that a permanent


establishment can be deemed to exist only if the place of business has a certain degree


of permanency, i.e. if it is not of a purely temporary nature. A place of business may,


however, constitute a permanent establishment even though it exists, in practice, only


for a very short period of time because the nature of the business is such that it will


only be carried on for that short period of time. It is sometimes difficult to determine


whether this is the case. Whilst the practices followed by member countries have not


been consistent in so far as time requirements are concerned, experience has shown


that permanent establishments normally have not been considered to exist in


situations where a business had been carried on in a country through a place of


business that was maintained for less than six months (conversely, practice shows that


there were many cases where a permanent establishment has been considered to exist


where the place of business was maintained for a period longer than six months). One


exception has been where the activities were of a recurrent nature; in such cases, each


period of time during which the place is used needs to be considered in combination


with the number of times during which that place is used (which may extend over a


number of years). Another exception has been made where activities constituted a


business that was carried on exclusively in that country; in this situation, the business


may have short duration because of its nature but since it is wholly carried on in that


country, its connection with that country is stronger. For ease of administration,


countries may want to consider these practices when they address disagreements as to
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whether a particular place of business that exists only for a short period of time


constitutes a permanent establishment.


29. One exception to this general practice has been where the activities were of a


recurrent nature; in such cases, each period of time during which the place is used


needs to be considered in combination with the number of times during which that


place is used (which may extend over a number of years). That exception is illustrated


by the following example. An enterprise of State R carries on drilling operations at a


remote arctic location in State S. The seasonal conditions at that location prevent such


operations from going on for more than three months each year but the operations are


expected to last for five years. In that case, given the nature of the business operations


at that location, it could be considered that the time requirement for a permanent


establishment is met due to the recurring nature of the activity regardless of the fact


that any continuous presence lasts less than six months; the time requirement could


similarly be met in the case of shorter recurring periods of time that would be dictated


by the specific nature of the relevant business.


30. Another exception to this general practice has been where activities constituted


a business that was carried on exclusively in that country; in this situation, the


business may have short duration because of its nature but since it is wholly carried on


in that country, its connection with that country is stronger. That exception is


illustrated by the following example. An individual resident of State R has learned that


a television documentary will be shot in a remote village in State S where her parents


still own a large house. The documentary will require the presence of a number of


actors and technicians in that village during a period of four months. The individual


contractually agrees with the producer of the documentary to provide catering services


to the actors and technicians during the four-month period and, pursuant to that


contract, she uses the house of her parents as a cafeteria that she operates as sole


proprietor during that period. These are the only business activities that she has


carried on and the enterprise is terminated after that period; the cafeteria will


therefore be the only location where the business of that enterprise will be wholly


carried on. In that case, it could be considered that the time requirement for a


permanent establishment is met since the restaurant is operated during the whole


existence of that particular business. This would not be the situation, however, where


a company resident of State R which operates various catering facilities in State R


would operate a cafeteria in State S during a four-month production of a documentary.


In that case, the company’s business, which is permanently carried on in State R, is


only temporarily carried on in State S.


31. For ease of administration, countries may want to consider the practices


reflected in paragraphs 28 to 30 when they address disagreements as to whether a


particular place of business that exists only for a short period of time constitutes a


permanent establishment.


32. As mentioned in paragraphs 44 and 55, temporary interruptions of activities do


not cause a permanent establishment to cease to exist. Similarly, as discussed in


paragraph 6, where a particular place of business is used for only very short periods of
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time but such usage takes place regularly over long periods of time, the place of


business should not be considered to be of a purely temporary nature.


33. Also, there may be cases where a particular place of business would be used for


very short periods of time by a number of similar businesses carried on by the same or


related persons in an attempt to avoid that the place be considered to have been used


for more than purely temporary purposes by each particular business. The remarks of


paragraphs 52 and 53 on arrangements intended to abuse the twelve-month period


provided for in paragraph 3 would equally apply to such cases.


34. Where a place of business which was, at the outset, designed to be used for such


a short period of time that it would not have constituted a permanent establishment


but is in fact maintained for such a period that it can no longer be considered as a


temporary one, it becomes a fixed place of business and thus — retrospectively — a


permanent establishment. A place of business can also constitute a permanent


establishment from its inception even though it existed, in practice, for a very short


period of time, if as a consequence of special circumstances (e.g. death of the taxpayer,


investment failure), it was prematurely liquidated.


35. For a place of business to constitute a permanent establishment the enterprise


using it must carry on its business wholly or partly through it. As stated in paragraph 3


above, the activity need not be of a productive character. Furthermore, the activity


need not be permanent in the sense that there is no interruption of operation, but


operations must be carried out on a regular basis.


36. Where tangible property such as facilities, industrial, commercial or


scientific (ICS) equipment, buildings, or intangible property such as patents,


procedures and similar property, are let or leased to third parties through a fixed place


of business maintained by an enterprise of a Contracting State in the other State, this


activity will, in general, render the place of business a permanent establishment. The


same applies if capital is made available through a fixed place of business. If an


enterprise of a State lets or leases facilities, ICS equipment, buildings or intangible


property to an enterprise of the other State without maintaining for such letting or


leasing activity a fixed place of business in the other State, the leased facility, ICS


equipment, building or intangible property, as such, will not constitute a permanent


establishment of the lessor provided the contract is limited to the mere leasing of the


ICS equipment, etc. This remains the case even when, for example, the lessor supplies


personnel after installation to operate the equipment provided that their responsibility


is limited solely to the operation or maintenance of the ICS equipment under the


direction, responsibility and control of the lessee. If the personnel have wider


responsibilities, for example, participation in the decisions regarding the work for


which the equipment is used, or if they operate, service, inspect and maintain the


equipment under the responsibility and control of the lessor, the activity of the lessor


may go beyond the mere leasing of ICS equipment and may constitute an


entrepreneurial activity. In such a case a permanent establishment could be deemed to


exist if the criterion of permanency is met. When such activity is connected with, or is
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similar in character to, those mentioned in paragraph 3, the time limit of twelve


months applies. Other cases have to be determined according to the circumstances.


37. The leasing of containers is one particular case of the leasing of industrial or


commercial equipment which does, however, have specific features. The question of


determining the circumstances in which an enterprise involved in the leasing of


containers should be considered as having a permanent establishment in another


State is more fully discussed in a report entitled “The Taxation of Income Derived from


the Leasing of Containers.”1


38. Another example where an enterprise cannot be considered to carry on its


business wholly or partly through a place of business is that of a telecommunications


operator of a Contracting State who enters into a “roaming” agreement with a foreign


operator in order to allow its users to connect to the foreign operator’s


telecommunications network. Under such an agreement, a user who is outside the


geographical coverage of that user’s home network can automatically make and


receive voice calls, send and receive data or access other services through the use of


the foreign network. The foreign network operator then bills the operator of that user’s


home network for that use. Under a typical roaming agreement, the home network


operator merely transfers calls to the foreign operator’s network and does not operate


or have physical access to that network. For these reasons, any place where the foreign


network is located cannot be considered to be at the disposal of the home network


operator and cannot, therefore, constitute a permanent establishment of that operator.


39. There are different ways in which an enterprise may carry on its business. In


most cases, the business of an enterprise is carried on by the entrepreneur or persons


who are in a paid-employment relationship with the enterprise (personnel). This


personnel includes employees and other persons receiving instructions from the


enterprise (e.g. dependent agents). The powers of such personnel in its relationship


with third parties are irrelevant. It makes no difference whether or not the dependent


agent is authorised to conclude contracts if he works at the fixed place of business of


the enterprise (see paragraph 100 below). As explained in paragraph 8.11 of the


Commentary on Article 15, however, there may be cases where individuals who are


formally employed by an enterprise will actually be carrying on the business of another


enterprise and where, therefore, the first enterprise should not be considered to be


carrying on its own business at the location where these individuals will perform that


work. Within a multinational group, it is relatively common for employees of one


company to be temporarily seconded to another company of the group and to perform


business activities that clearly belong to the business of that other company. In such


cases, administrative reasons (e.g. the need to preserve seniority or pension rights)


often prevent a change in the employment contract. The analysis described in


paragraphs 8.13 to 8.15 of the Commentary on Article 15 will be relevant for the


1 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at
page R(3)-1.
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purposes of distinguishing these cases from other cases where employees of a foreign


enterprise perform that enterprise’s own business activities.


40. An enterprise may also carry on its business through subcontractors, acting


alone or together with employees of the enterprise. In that case, a permanent


establishment will only exist for the enterprise if the other conditions of Article 5 are


met (this, however, does not address the separate question of how much profit is


attributable to such a permanent establishment). In the context of paragraph 1, the


existence of a permanent establishment in these circumstances will require that these


subcontractors perform the work of the enterprise at a fixed place of business that is at


the disposal of the enterprise. Whether a fixed place of business where subcontractors


perform work of an enterprise is at the disposal of that enterprise will be determined


on the basis of the guidance in paragraph 12; in the absence of employees of the


enterprise, however, it will be necessary to show that such a place is at the disposal of


the enterprise on the basis of other factors showing that the enterprise clearly has the


effective power to use that site, e.g. because the enterprise owns or has legal


possession of that site and controls access to and use of the site. Paragraph 54


illustrates such a situation in the case of a construction site; this could also happen in


other situations. An example would be where an enterprise that owns a small hotel


and rents out the hotel’s rooms through the Internet has subcontracted the on-site


operation of the hotel to a company that is remunerated on a cost-plus basis.


41. Also, a permanent establishment may exist if the business of the enterprise is


carried on mainly through automatic equipment, the activities of the personnel being


restricted to setting up, operating, controlling and maintaining such equipment.


Whether or not gaming and vending machines and the like set up by an enterprise of


a State in the other State constitute a permanent establishment thus depends on


whether or not the enterprise carries on a business activity besides the initial setting


up of the machines. A permanent establishment does not exist if the enterprise merely


sets up the machines and then leases the machines to other enterprises. A permanent


establishment may exist, however, if the enterprise which sets up the machines also


operates and maintains them for its own account. This also applies if the machines are


operated and maintained by an agent dependent on the enterprise.


42. It follows from the definition of “enterprise of a Contracting State” in Article 3


that this term, as used in Article 7, and the term “enterprise” used in Article 5, refer to


any form of enterprise carried on by a resident of a Contracting State, whether this


enterprise is legally set up as a company, partnership, sole proprietorship or other legal


form. Different enterprises may collaborate on the same project and the question of


whether their collaboration constitutes a separate enterprise (e.g. in the form of a


partnership) is a question that depends on the facts and the domestic law of each


State. Clearly, if two persons each carrying on a separate enterprise decide to form a


company in which these persons are shareholders, the company constitutes a legal


person that will carry on what becomes another separate enterprise. It will often be the


case, however, that different enterprises will simply agree to each carry on a separate


part of the same project and that these enterprises will not jointly carry on business
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activities, will not share the profits thereof and will not be liable for each other’s


activities related to that project even though they may share the overall output from


the project or the remuneration for the activities that will be carried on in the context


of that project. In such a case, it would be difficult to consider that a separate


enterprise has been set up. Although such an arrangement would be referred to as a


“joint venture” in many countries, the meaning of “joint venture” depends on domestic


law and it is therefore possible that, in some countries, the term “joint venture” would


refer to a distinct enterprise.


43. In the case of an enterprise that takes the form of a fiscally transparent


partnership, the enterprise is carried on by each partner and, as regards the partners’


respective shares of the profits, is therefore an enterprise of each Contracting State of


which a partner is a resident. If such a partnership has a permanent establishment in


a Contracting State, each partner’s share of the profits attributable to the permanent


establishment will therefore constitute, for the purposes of Article 7, profits derived by


an enterprise of the Contracting State of which that partner is a resident (see also


paragraph 56 below).


44. A permanent establishment begins to exist as soon as the enterprise commences


to carry on its business through a fixed place of business. This is the case once the


enterprise prepares, at the place of business, the activity for which the place of


business is to serve permanently. The period of time during which the fixed place of


business itself is being set up by the enterprise should not be counted, provided that


this activity differs substantially from the activity for which the place of business is to


serve permanently. The permanent establishment ceases to exist with the disposal of


the fixed place of business or with the cessation of any activity through it, that is when


all acts and measures connected with the former activities of the permanent


establishment are terminated (winding up current business transactions, maintenance


and repair of facilities). A temporary interruption of operations, however, cannot be


regarded as a closure. If the fixed place of business is leased to another enterprise, it


will normally only serve the activities of that enterprise instead of the lessor’s; in


general, the lessor’s permanent establishment ceases to exist, except where he


continues carrying on a business activity of his own through the fixed place of


business.


Paragraph 2
45. This paragraph contains a list, by no means exhaustive, of examples of places of


business, each of which can be regarded as constituting a permanent establishment


under paragraph 1 provided that it meets the requirements of that paragraph. As these


examples are to be read in the context of the general definition given in paragraph 1,


the terms listed, “a place of management”, “a branch”, “an office”, etc. must be


interpreted in such a way that such places of business constitute permanent


establishments only if they meet the requirements of paragraph 1 and are not places of


business to which paragraph 4 applies.
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46. The term “place of management” has been mentioned separately because it is


not necessarily an “office”. However, where the laws of the two Contracting States do


not contain the concept of “a place of management” as distinct from an “office”, there


will be no need to refer to the former term in their bilateral convention.


47. Subparagraph f) provides that mines, oil or gas wells, quarries or any other place


of extraction of natural resources are permanent establishments. The term “any other


place of extraction of natural resources” should be interpreted broadly. It includes, for


example, all places of extraction of hydrocarbons whether on or off-shore.


48. Subparagraph f) refers to the extraction of natural resources, but does not


mention the exploration of such resources, whether on or off shore. Therefore,


whenever income from such activities is considered to be business profits, the


question whether these activities are carried on through a permanent establishment is


governed by paragraph 1. Since, however, it has not been possible to arrive at a


common view on the basic questions of the attribution of taxation rights and of the


qualification of the income from exploration activities, the Contracting States may


agree upon the insertion of specific provisions. They may agree, for instance, that an


enterprise of a Contracting State, as regards its activities of exploration of natural


resources in a place or area in the other Contracting State:


a) shall be deemed not to have a permanent establishment in that other State; or


b) shall be deemed to carry on such activities through a permanent establishment


in that other State; or


c) shall be deemed to carry on such activities through a permanent establishment


in that other State if such activities last longer than a specified period of time.


The Contracting States may moreover agree to submit the income from such activities


to any other rule.


Paragraph 3
49. The paragraph provides expressly that a building site or construction or


installation project constitutes a permanent establishment only if it lasts more than


twelve months. Any of those items which does not meet this condition does not of


itself constitute a permanent establishment, even if there is within it an installation,


for instance an office or a workshop within the meaning of paragraph 2, associated


with the construction activity. Where, however, such an office or workshop is used for


a number of construction projects and the activities performed therein go beyond


those mentioned in paragraph 4, it will be considered a permanent establishment if


the conditions of the Article are otherwise met even if none of the projects involve a


building site or construction or installation project that lasts more than twelve


months. In that case, the situation of the workshop or office will therefore be different


from that of these sites or projects, none of which will constitute a permanent


establishment, and it will be important to ensure that only the profits properly


attributable to the functions performed through that office or workshop, taking into


account the assets used and the risks assumed through that office or workshop, are


attributed to the permanent establishment. This could include profits attributable to
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functions performed in relation to the various construction sites but only to the extent


that these functions are properly attributable to the office.


50. The term “building site or construction or installation project” includes not only


the construction of buildings but also the construction of roads, bridges or canals, the


renovation (involving more than mere maintenance or redecoration) of buildings,


roads, bridges or canals, the laying of pipe-lines and excavating and dredging.


Additionally, the term “installation project” is not restricted to an installation related


to a construction project; it also includes the installation of new equipment, such as a


complex machine, in an existing building or outdoors. On-site planning and


supervision of the erection of a building are covered by paragraph 3. States wishing to


modify the text of the paragraph to provide expressly for that result are free to do so in


their bilateral conventions.


51. The twelve-month test applies to each individual site or project. In determining


how long the site or project has existed, no account should be taken of the time


previously spent by the contractor concerned on other sites or projects which are


totally unconnected with it. A building site should be regarded as a single unit, even if


it is based on several contracts, provided that it forms a coherent whole commercially


and geographically. Subject to this proviso, a building site forms a single unit even if


the orders have been placed by several persons (e.g. for a row of houses).


52. The twelve-month threshold has given rise to abuses; it has sometimes been


found that enterprises (mainly contractors or subcontractors working on the


continental shelf or engaged in activities connected with the exploration and


exploitation of the continental shelf) divided their contracts up into several parts, each


covering a period of less than twelve months and attributed to a different company


which was, however, owned by the same group. Apart from the fact that such abuses


may, depending on the circumstances, fall under the application of legislative or


judicial anti-avoidance rules, these abuses could also be addressed through the


application of the anti-abuse rule of paragraph 9 of Article 29, as shown by example J


in paragraph 182 of the Commentary on Article 29. Some States may nevertheless wish


to deal expressly with such abuses. Moreover, States that do not include paragraph 9 of


Article 29 in their treaties should include an additional provision to address contract


splitting. Such a provision could, for example, be drafted along the following lines:


For the sole purpose of determining whether the twelve-month period referred to in


paragraph 3 has been exceeded,


a) where an enterprise of a Contracting State carries on activities in the other


Contracting State at a place that constitutes a building site or construction or


installation project and these activities are carried on during one or more


periods of time that, in the aggregate, exceed 30 days without exceeding


twelve months, and


b) connected activities are carried on at the same building site or construction or


installation project during different periods of time, each exceeding 30 days,


by one or more enterprises closely related to the first-mentioned enterprise,
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these different periods of time shall be added to the period of time during which the


first-mentioned enterprise has carried on activities at that building site or


construction or installation project.


The concept of “closely related enterprises” that is used in the above provision is


defined in paragraph 8 of the Article (see paragraphs 119 to 121 below).


53. For the purposes of the alternative provision found in paragraph 52, the


determination of whether activities are connected will depend on the facts and


circumstances of each case. Factors that may especially be relevant for that purpose


include:


— whether the contracts covering the different activities were concluded with the


same person or related persons;


— whether the conclusion of additional contracts with a person is a logical


consequence of a previous contract concluded with that person or related


persons;


— whether the activities would have been covered by a single contract absent tax


planning considerations;


— whether the nature of the work involved under the different contracts is the


same or similar;


— whether the same employees are performing the activities under the different


contracts.


54. A site exists from the date on which the contractor begins his work, including


any preparatory work, in the country where the construction is to be established, e.g. if


he installs a planning office for the construction. If an enterprise (general contractor)


which has undertaken the performance of a comprehensive project subcontracts all or


parts of such a project to other enterprises (subcontractors), the period spent by a


subcontractor working on the building site must be considered as being time spent by


the general contractor on the building project for purposes of determining whether a


permanent establishment exists for the general contractor. In that case, the site should


be considered to be at the disposal of the general contractor during the time spent on


that site by any subcontractor where circumstances indicate that, during that time, the


general contractor clearly has the construction site at its disposal by reason of factors


such as the fact that he has legal possession of the site, controls access to and use of


the site and has overall responsibility for what happens at that location during that


period. The subcontractor himself has a permanent establishment at the site if his


activities there last more than twelve months.


55. In general, a construction site continues to exist until the work is completed or


permanently abandoned. The period during which the building or its facilities are


being tested by the contractor or subcontractor should therefore generally be included


in the period during which the construction site exists. In practice, the delivery of the


building or facilities to the client will usually represent the end of the period of work,


provided that the contractor and subcontractors no longer work on the site after its


delivery for the purposes of completing its construction. A site should not be regarded
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as ceasing to exist when work is temporarily discontinued. Seasonal or other


temporary interruptions should be included in determining the life of a site. Seasonal


interruptions include interruptions due to bad weather. Temporary interruption could


be caused, for example, by shortage of material or labour difficulties. Thus, for


example, if a contractor started work on a road on 1 May, stopped on 1 November


because of bad weather conditions or a lack of materials but resumed work on


1 February the following year, completing the road on 1 June, his construction project


should be regarded as a permanent establishment because thirteen months elapsed


between the date he first commenced work (1 May) and the date he finally finished


(1 June of the following year). Work that is undertaken on a site after the construction


work has been completed pursuant to a guarantee that requires an enterprise to make


repairs would normally not be included in the original construction period. Depending


on the circumstances, however, any subsequent work (including work done under a


guarantee) performed on the site during an extended period of time may need to be


taken into account in order to determine whether such work is carried on through a


distinct permanent establishment. For example, where after delivery of a


technologically advanced construction project, employees of the contractor or


subcontractor remain for four weeks on the construction site to train the owner’s


employees, that training work shall not be considered work done for the purposes of


completing the construction project. Concerns related to the splitting-up of contracts


for the purposes of avoiding the inclusion of subsequent construction work in the


original construction project are dealt with in paragraph 52 above.


56. In the case of fiscally transparent partnerships, the twelve-month test is applied


at the level of the partnership as concerns its own activities. If the period of time spent


on the site by the partners and the employees of the partnership exceeds twelve


months, the enterprise carried on through the partnership will therefore be considered


to have a permanent establishment. Each partner will thus be considered to have a


permanent establishment for purposes of the taxation of his share of the business


profits derived by the partnership regardless of the time spent by himself on the site.


Assume for instance that a resident of State A and a resident of State B are partners in


a partnership established in State B which carries on its construction activities on a


construction site situated in State C that lasts 10 months. Whilst the tax treaty


between States A and C is identical to the OECD Model, paragraph 3 of Article 5 of the


treaty between State B and State C provides that a construction site constitutes a


permanent establishment only if it lasts more than 8 months. In that case, the time-


threshold of each treaty would be applied at the level of the partnership but only with


respect to each partner’s share of the profits covered by that treaty; since the treaties


provide for different time-thresholds, State C will have the right to tax the share of the


profits of the partnership attributable to the partner who is a resident of State B but


will not have the right to tax the share attributable to the partner who is a resident of


State A. This results from the fact that whilst the provisions of paragraph 3 of each


treaty are applied at the level of the same enterprise (i.e. the partnership), the outcome


differs with respect to the different shares of the profits of the partnership depending


on the time-threshold of the treaty that applies to each share.
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57. The very nature of a construction or installation project may be such that the


contractor’s activity has to be relocated continuously or at least from time to time, as


the project progresses. This would be the case for instance where roads or canals were


being constructed, waterways dredged, or pipe-lines laid. Similarly, where parts of a


substantial structure such as an offshore platform are assembled at various locations


within a country and moved to another location within the country for final assembly,


this is part of a single project. In such cases, the fact that the work force is not present


for twelve months in one particular location is immaterial. The activities performed at


each particular spot are part of a single project, and that project must be regarded as a


permanent establishment if, as a whole, it lasts more than twelve months.


Paragraph 4
58. This paragraph lists a number of business activities which are treated as


exceptions to the general definition laid down in paragraph 1 and which when carried


on through fixed places of business, are not sufficient for these places to constitute


permanent establishments. The final part of the paragraph provides that these


exceptions only apply if the listed activities have a preparatory or auxiliary character.


Since subparagraph e) applies to any activity that is not otherwise listed in the


paragraph (as long as that activity has a preparatory or auxiliary character), the


provisions of the paragraph actually amount to a general restriction of the scope of the


definition of permanent establishment contained in paragraph 1 and, when read with


that paragraph, provide a more selective test by which to determine what constitutes a


permanent establishment. To a considerable degree, these provisions limit the


definition in paragraph 1 and exclude from its rather wide scope a number of fixed


places of business which, because the business activities exercised through these


places are merely preparatory or auxiliary, should not be treated as permanent


establishments. It is recognised that such a place of business may well contribute to


the productivity of the enterprise, but the services it performs are so remote from the


actual realisation of profits that it is difficult to allocate any profit to the fixed place of


business in question. Moreover subparagraph f) provides that combinations of


activities mentioned in subparagraphs a) to e) in the same fixed place of business shall


be deemed not to be a permanent establishment, subject to the condition, expressed in


the final part of the paragraph, that the overall activity of the fixed place of business


resulting from this combination is of a preparatory or auxiliary character. Thus the


provisions of paragraph 4 are designed to prevent an enterprise of one State from being


taxed in the other State if it only carries on activities of a purely preparatory or


auxiliary character in that State. The provisions of paragraph 4.1 (see below)


complement that principle by ensuring that the preparatory or auxiliary character of


activities carried on at a fixed place of business must be viewed in the light of other


activities that constitute complementary functions that are part of a cohesive business


and which the same enterprise or closely related enterprises carry on in the same


State.


59. It is often difficult to distinguish between activities which have a preparatory or


auxiliary character and those which have not. The decisive criterion is whether or not

132 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 5

the activity of the fixed place of business in itself forms an essential and significant


part of the activity of the enterprise as a whole. Each individual case will have to be


examined on its own merits. In any case, a fixed place of business whose general


purpose is one which is identical to the general purpose of the whole enterprise does


not exercise a preparatory or auxiliary activity.


60. As a general rule, an activity that has a preparatory character is one that is


carried on in contemplation of the carrying on of what constitutes the essential and


significant part of the activity of the enterprise as a whole. Since a preparatory activity


precedes another activity, it will often be carried on during a relatively short period, the


duration of that period being determined by the nature of the core activities of the


enterprise. This, however, will not always be the case as it is possible to carry on an


activity at a given place for a substantial period of time in preparation for activities that


take place somewhere else. Where, for example, a construction enterprise trains its


employees at one place before these employees are sent to work at remote work sites


located in other countries, the training that takes place at the first location constitutes


a preparatory activity for that enterprise. An activity that has an auxiliary character, on


the other hand, generally corresponds to an activity that is carried on to support,


without being part of, the essential and significant part of the activity of the enterprise


as a whole. It is unlikely that an activity that requires a significant proportion of the


assets or employees of the enterprise could be considered as having an auxiliary


character.


61. Subparagraphs a) to e) refer to activities that are carried on for the enterprise


itself. A permanent establishment would therefore exist if such activities were


performed on behalf of other enterprises at the same fixed place of business. If, for


instance, an enterprise that maintained an office for the advertising of its own


products or services were also to engage in advertising on behalf of other enterprises


at that location, that office would be regarded as a permanent establishment of the


enterprise by which it is maintained.


62. Subparagraph a) relates to a fixed place of business constituted by facilities used


by an enterprise for storing, displaying or delivering its own goods or merchandise.


Whether the activity carried on at such a place of business has a preparatory or


auxiliary character will have to be determined in the light of factors that include the


overall business activity of the enterprise. Where, for example, an enterprise of State R


maintains in State S a very large warehouse in which a significant number of


employees work for the main purpose of storing and delivering goods owned by the


enterprise that the enterprise sells online to customers in State S, paragraph 4 will not


apply to that warehouse since the storage and delivery activities that are performed


through that warehouse, which represents an important asset and requires a number


of employees, constitute an essential part of the enterprise’s sale/distribution business


and do not have, therefore, a preparatory or auxiliary character.


63. Subparagraph a) would cover, for instance, a bonded warehouse with special gas


facilities that an exporter of fruit from one State maintains in another State for the sole


purpose of storing fruit in a controlled environment during the customs clearance
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process in that other State. It would also cover a fixed place of business that an


enterprise maintained solely for the delivery of spare parts to customers for machinery


sold to those customers. Paragraph 4 would not apply, however, where an enterprise


maintained a fixed place of business for the delivery of spare parts to customers for


machinery supplied to those customers and, in addition, for the maintenance or repair


of such machinery, as this would go beyond the pure delivery mentioned in


subparagraph a) and would not constitute preparatory or auxiliary activities since


these after-sale activities constitute an essential and significant part of the services of


an enterprise vis-à-vis its customers.


64. Issues may arise concerning the application of the definition of permanent


establishment to facilities such as cables or pipelines that cross the territory of a


country. Apart from the fact that income derived by the owner or operator of such


facilities from their use by other enterprises is covered by Article 6 where these


facilities constitute immovable property under paragraph 2 of Article 6, the question


may arise as to whether subparagraph a) applies to them. Where these facilities are


used to transport property belonging to other enterprises, subparagraph a), which is


restricted to delivery of goods or merchandise belonging to the enterprise that uses the


facility, will not be applicable as concerns the owner or operator of these facilities.


Subparagraph e) also will not be applicable as concerns that enterprise since the cable


or pipeline is not used solely for the enterprise and its use is not of preparatory or


auxiliary character given the nature of the business of that enterprise. The situation is


different, however, where an enterprise owns and operates a cable or pipeline that


crosses the territory of a country solely for purposes of transporting its own property


and such transport is merely incidental to the business of that enterprise, as in the


case of an enterprise that is in the business of refining oil and that owns and operates


a pipeline that crosses the territory of a country solely to transport its own oil to its


refinery located in another country. In such case, subparagraph a) would be applicable.


A separate question is whether the cable or pipeline could constitute a permanent


establishment for the customer of the operator of the cable or pipeline, i.e. the


enterprise whose data, power or property is transmitted or transported from one place


to another. In such a case, the enterprise is merely obtaining transmission or


transportation services provided by the operator of the cable or pipeline and does not


have the cable or pipeline at its disposal. As a consequence, the cable or pipeline


cannot be considered to be a permanent establishment of that enterprise.


65. Subparagraph b) relates to the maintenance of a stock of goods or merchandise


belonging to the enterprise. This subparagraph is irrelevant in cases where a stock of


goods or merchandise belonging to an enterprise is maintained by another person in


facilities operated by that other person and the enterprise does not have the facilities


at its disposal as the place where the stock is maintained cannot therefore be a


permanent establishment of that enterprise. Where, for example, a logistics company


operates a warehouse in State S and continuously stores in that warehouse goods or


merchandise belonging to an enterprise of State R to which the logistics company is


not closely related, the warehouse does not constitute a fixed place of business at the
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disposal of the enterprise of State R and subparagraph b) is therefore irrelevant. Where,


however, that enterprise is allowed unlimited access to a separate part of the


warehouse for the purpose of inspecting and maintaining the goods or merchandise


stored therein, subparagraph b) is applicable and the question of whether a permanent


establishment exists will depend on whether these activities constitute a preparatory


or auxiliary activity.


66. For the purposes of the application of subparagraphs a) and b), it does not matter


whether the storage or delivery takes place before or after the goods or merchandise


have been sold, provided that the goods or merchandise belong to the enterprise whilst


they are at the relevant location (e.g. the subparagraphs could apply regardless of the


fact that some of the goods that are stored at a location have already been sold as long


as the property title to these goods only passes to the customer upon or after delivery).


Subparagraphs a) and b) also cover situations where a facility is used, or a stock of


goods or merchandise is maintained, for any combination of storage, display and


delivery since facilities used for the delivery of goods will almost always be also used


for the storage of these goods, at least for a short period. For the purposes of


subparagraphs a) to d), the words “goods” and “merchandise” refer to tangible property


and would not cover, for example, immovable property and data (although the


subparagraphs would apply to tangible products that include data such as CDs and


DVDs).


67. Subparagraph c) covers the situation where a stock of goods or merchandise


belonging to one enterprise is processed by a second enterprise on behalf of, or for the


account of, the first-mentioned enterprise. As explained in the paragraph 65, the mere


presence of goods or merchandise belonging to an enterprise does not mean that the


fixed place of business where these goods or merchandise are stored is at the disposal


of that enterprise. Where, for example, a stock of goods belonging to RCO, an enterprise


of State R, is maintained by a toll-manufacturer located in State S for the purposes of


processing by that toll-manufacturer, no fixed place of business is at the disposal of


RCO and the place where the stock is maintained cannot therefore be a permanent


establishment of RCO. If, however, RCO is allowed unlimited access to a separate part


of the facilities of the toll-manufacturer for the purpose of inspecting and maintaining


the goods stored therein, subparagraph c) will apply and it will be necessary to


determine whether the maintenance of that stock of goods by RCO constitutes a


preparatory or auxiliary activity. This will be the case if RCO is merely a distributor of


products manufactured by other enterprises as in that case the mere maintenance of a


stock of goods for the purposes of processing by another enterprise would not form an


essential and significant part of RCO’s overall activity. In such a case, unless paragraph


4.1 applies, paragraph 4 will deem a permanent establishment not to exist in relation


to such a fixed place of business that is at the disposal of the enterprise of State R for


the purposes of maintaining its own goods to be processed by the toll-manufacturer.


68. The first part of subparagraph d) relates to the case where premises are used


solely for the purpose of purchasing goods or merchandise for the enterprise. Since


this exception only applies if that activity has a preparatory or auxiliary character, it
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will typically not apply in the case of a fixed place of business used for the purchase of


goods or merchandise where the overall activity of the enterprise consists in selling


these goods and where purchasing is a core function in the business of the enterprise.


The following examples illustrate the application of paragraph 4 in the case of fixed


places of business where purchasing activities are performed:


— Example 1: RCO is a company resident of State R that is a large buyer of a


particular agricultural product produced in State S, which RCO sells from State R


to distributors situated in different countries. RCO maintains a purchasing office


in State S. The employees who work at that office are experienced buyers who


have special knowledge of this type of product and who visit producers in State S,


determine the type/quality of the products according to international standards


(which is a difficult process requiring special skills and knowledge) and enter


into different types of contracts (spot or forward) for the acquisition of the


products by RCO. In this example, although the only activity performed through


the office is the purchasing of products for RCO, which is an activity covered by


subparagraph d), paragraph 4 does not apply and the office therefore constitutes


a permanent establishment because that purchasing function forms an essential


and significant part of RCO’s overall activity.


— Example 2: RCO, a company resident of State R which operates a number of large


discount stores, maintains an office in State S during a two-year period for the


purposes of researching the local market and lobbying the government for


changes that would allow RCO to establish stores in State S. During that period,


employees of RCO occasionally purchase supplies for their office. In this


example, paragraph 4 applies because subparagraph f) applies to the activities


performed through the office (since subparagraphs d) and e) would apply to the


purchasing, researching and lobbying activities if each of these was the only


activity performed at the office) and the overall activity of the office has a


preparatory character.


69. The second part of subparagraph d) relates to a fixed place of business that is


used solely to collect information for the enterprise. An enterprise will frequently need


to collect information before deciding whether and how to carry on its core business


activities in a State. If the enterprise does so without maintaining a fixed place of


business in that State, subparagraph d) will obviously be irrelevant. If, however, a fixed


place of business is maintained solely for that purpose, subparagraph d) will be


relevant and it will be necessary to determine whether the collection of information


goes beyond the preparatory or auxiliary threshold. Where, for example, an investment


fund sets up an office in a State solely to collect information on possible investment


opportunities in that State, the collecting of information through that office will be a


preparatory activity. The same conclusion would be reached in the case of an


insurance enterprise that sets up an office solely for the collection of information, such


as statistics, on risks in a particular market and in the case of a newspaper bureau set


up in a State solely to collect information on possible news stories without engaging in
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any advertising activities: in both cases, the collecting of information will be a


preparatory activity.


70. Subparagraph e) applies to a fixed place of business maintained solely for the


purpose of carrying on, for the enterprise, any activity that is not expressly listed in


subparagraphs a) to d); as long as that activity has a preparatory or auxiliary character,


that place of business is deemed not to be a permanent establishment. The wording of


this subparagraph makes it unnecessary to produce an exhaustive list of the activities


to which the paragraph may apply, the examples listed in subparagraphs a) to d) being


merely common examples of activities that are covered by the paragraph because they


often have a preparatory or auxiliary character.


71. Examples of places of business covered by subparagraph e) are fixed places of


business used solely for the purpose of advertising or for the supply of information or


for scientific research or for the servicing of a patent or a know-how contract, if such


activities have a preparatory or auxiliary character. Paragraph 4 would not apply,


however, if a fixed place of business used for the supply of information would not only


give information but would also furnish plans etc. specially developed for the purposes


of the individual customer. Nor would it apply if a research establishment were to


concern itself with manufacture. Similarly, where the servicing of patents and know-


how is the purpose of an enterprise, a fixed place of business of such enterprise


exercising such an activity cannot get the benefits of paragraph 4. A fixed place of


business which has the function of managing an enterprise or even only a part of an


enterprise or of a group of the concern cannot be regarded as doing a preparatory or


auxiliary activity, for such a managerial activity exceeds this level. If an enterprise with


international ramifications establishes a so-called “management office” in a State in


which it maintains subsidiaries, permanent establishments, agents or licensees, such


office having supervisory and coordinating functions for all departments of the


enterprise located within the region concerned, subparagraph e) will not apply to that


“management office” because the function of managing an enterprise, even if it only


covers a certain area of the operations of the concern, constitutes an essential part of


the business operations of the enterprise and therefore can in no way be regarded as


an activity which has a preparatory or auxiliary character within the meaning of


paragraph 4.


72. Also, where an enterprise that sells goods worldwide establishes an office in a


State and the employees working at that office take an active part in the negotiation of


important parts of contracts for the sale of goods to buyers in that State without


habitually concluding contracts or playing the principal role leading to the conclusion


of contracts (e.g. by participating in decisions related to the type, quality or quantity of


products covered by these contracts), such activities will usually constitute an


essential part of the business operations of the enterprise and should not be regarded


as having a preparatory or auxiliary character within the meaning of subparagraph e)


of paragraph 4. If the conditions of paragraph 1 are met, such an office will therefore


constitute a permanent establishment.
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73. As already mentioned in paragraph 58 above, paragraph 4 is designed to provide


exceptions to the general definition of paragraph 1 in respect of fixed places of


business which are engaged in activities having a preparatory or auxiliary character.


Therefore, according to subparagraph f), the fact that one fixed place of business


combines any of the activities mentioned in subparagraphs a) to e) does not mean of


itself that a permanent establishment exists. As long as the combined activity of such


a fixed place of business is merely preparatory or auxiliary, a permanent establishment


should be deemed not to exist. Such combinations should not be viewed on rigid lines,


but should be considered in the light of the particular circumstances.


74. Unless the anti-fragmentation provisions of paragraph 4.1 are applicable (see


below), subparagraph f) is of no relevance in a case where an enterprise maintains


several fixed places of business to which subparagraphs a) to e) apply as in such a case


each place of business has to be viewed separately and in isolation for deciding


whether a permanent establishment exists.


75. The fixed places of business to which paragraph 4 applies do not constitute


permanent establishments so long as the business activities performed through those


fixed places of business are restricted to the activities referred to in that paragraph.


This will be the case even if the contracts necessary for establishing and carrying on


these business activities are concluded by those in charge of the places of business


themselves. The conclusion of such contracts by these employees will not constitute a


permanent establishment of the enterprise under paragraph 5 as long as the


conclusion of these contracts satisfies the conditions of paragraph 4 (see paragraph 97


below). An example would be where the manager of a place of business where


preparatory or auxiliary research activities are conducted concludes the contracts


necessary for establishing and maintaining that place of business as part of the


activities carried on at that location.


76. If, under paragraph 4, a fixed place of business is deemed not to be a permanent


establishment, this exception applies likewise to the disposal of movable property


forming part of the business property of the place of business at the termination of the


enterprise’s activity at that place (see paragraph 44 above and paragraph 2 of


Article 13). Where, for example, the display of merchandise during a trade fair or


convention is excepted under subparagraphs a) and b), the sale of that merchandise at


the termination of the trade fair or convention is covered by subparagraph e) as such


sale is merely an auxiliary activity. The exception does not, of course, apply to sales of


merchandise not actually displayed at the trade fair or convention.


77. Where paragraph 4 does not apply because a fixed place of business used by an


enterprise for activities that are listed in that paragraph is also used for other activities


that go beyond what is preparatory or auxiliary, that place of business constitutes a


single permanent establishment of the enterprise and the profits attributable to the


permanent establishment with respect to both types of activities may be taxed in the


State where that permanent establishment is situated.
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78. Some States consider that some of the activities referred to in paragraph 4 are


intrinsically preparatory or auxiliary and, in order to provide greater certainty for both


tax administrations and taxpayers, take the view that these activities should not be


subject to the condition that they be of a preparatory or auxiliary character, any


concern about the inappropriate use of these exceptions being addressed through the


provisions of paragraph 4.1. States that share that view are free to amend paragraph 4


as follows (and may also agree to delete some of the activities listed in subparagraphs


a) to d) below if they consider that these activities should be subject to the preparatory


or auxiliary condition in subparagraph e)):


4. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term


“permanent establishment” shall be deemed not to include:


a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of


goods or merchandise belonging to the enterprise;


b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the


enterprise solely for the purpose of storage, display or delivery;


c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the


enterprise solely for the purpose of processing by another enterprise;


d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of


purchasing goods or merchandise or of collecting information, for the


enterprise;


e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying


on, for the enterprise, any activity not listed in subparagraphs a) to d),


provided that this activity has a preparatory or auxiliary character; or


f) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of


activities mentioned in subparagraphs a) to e), provided that the overall


activity of the fixed place of business resulting from this combination is of a


preparatory or auxiliary character


Paragraph 4.1
79. The purpose of paragraph 4.1 is to prevent an enterprise or a group of closely


related enterprises from fragmenting a cohesive business operation into several small


operations in order to argue that each is merely engaged in a preparatory or auxiliary


activity. Under paragraph 4.1, the exceptions provided for by paragraph 4 do not apply


to a place of business that would otherwise constitute a permanent establishment


where the activities carried on at that place and other activities of the same enterprise


or of closely related enterprises exercised at that place or at another place in the same


State constitute complementary functions that are part of a cohesive business


operation. For paragraph 4.1 to apply, however, at least one of the places where these


activities are exercised must constitute a permanent establishment or, if that is not the


case, the overall activity resulting from the combination of the relevant activities must


go beyond what is merely preparatory or auxiliary.
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80. The provisions of paragraph 8 are applicable in order to determine whether an


enterprise is a closely related enterprise with respect to another one (see paragraphs


119 to 121 below).


81. The following examples illustrate the application of paragraph 4.1:


— Example A: RCO, a bank resident of State R, has a number of branches in State S


which constitute permanent establishments. It also has a separate office in


State S where a few employees verify information provided by clients that have


made loan applications at these different branches. The results of the


verifications done by the employees are forwarded to the headquarters of RCO in


State R where other employees analyse the information included in the loan


applications and provide reports to the branches where the decisions to grant the


loans are made. In that case, the exceptions of paragraph 4 will not apply to the


office because another place (i.e. any of the other branches where the loan


applications are made) constitutes a permanent establishment of RCO in State S


and the business activities carried on by RCO at the office and at the relevant


branch constitute complementary functions that are part of a cohesive business


operation (i.e. providing loans to clients in State S).


— Example B: RCO, a company resident of State R, manufactures and sells


appliances. SCO, a resident of State S that is a wholly-owned subsidiary of RCO,


owns a store where it sells appliances that it acquires from RCO. RCO also owns


a small warehouse in State S where it stores a few large items that are identical


to some of those displayed in the store owned by SCO. When a customer buys


such a large item from SCO, SCO employees go to the warehouse where they take


possession of the item before delivering it to the customer; the ownership of the


item is only acquired by SCO from RCO when the item leaves the warehouse. In


this case, paragraph 4.1 prevents the application of the exceptions of paragraph 4


to the warehouse and it will not be necessary, therefore, to determine whether


paragraph 4, and in particular subparagraph a) thereof, applies to the warehouse.


The conditions for the application of paragraph 4.1 are met because


• SCO and RCO are closely related enterprises;


• SCO’s store constitutes a permanent establishment of SCO (the definition of


permanent establishment is not limited to situations where a resident of one


Contracting State uses or maintains a fixed place of business in the other


State; it applies equally where an enterprise of one State uses or maintains a


fixed place of business in that same State); and


• The business activities carried on by RCO at its warehouse and by SCO at its


store constitute complementary functions that are part of a cohesive business


operation (i.e. storing goods in one place for the purpose of delivering these


goods as part of the obligations resulting from the sale of these goods through


another place in the same State).
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Paragraph 5
82. It is a generally accepted principle that an enterprise should be treated as having


a permanent establishment in a State if there is under certain conditions a person


acting for it, even though the enterprise may not have a fixed place of business in that


State within the meaning of paragraphs 1 and 2. This provision intends to give that


State the right to tax in such cases. Thus paragraph 5 stipulates the conditions under


which an enterprise is deemed to have a permanent establishment in respect of any


activity of a person acting for it.


83. Persons whose activities may create a permanent establishment for the


enterprise are persons, whether or not employees of the enterprise, who act on behalf


of the enterprise and are not doing so in the course of carrying on a business as an


independent agent falling under paragraph 6. Such persons may be either individuals


or companies and need not be residents of, nor have a place of business in, the State in


which they act for the enterprise. It would not have been in the interest of international


economic relations to provide that any person undertaking activities on behalf of the


enterprise would lead to a permanent establishment for the enterprise. Such


treatment is to be limited to persons who in view of the nature of their activity involve


the enterprise to a particular extent in business activities in the State concerned.


Therefore, paragraph 5 proceeds on the basis that only persons habitually concluding


contracts that are in the name of the enterprise or that are to be performed by the


enterprise, or habitually playing the principal role leading to the conclusion of such


contracts which are routinely concluded without material modification by the


enterprise, can lead to a permanent establishment for the enterprise. In such a case the


person’s actions on behalf of the enterprise, since they result in the conclusion of such


contracts and go beyond mere promotion or advertising, are sufficient to conclude that


the enterprise participates in a business activity in the State concerned. The use of the


term “permanent establishment” in this context presupposes, of course, that the


conclusion of contracts by that person, or as a direct result of the actions of that


person, takes place repeatedly and not merely in isolated cases.


84. For paragraph 5 to apply, all the following conditions must be met:.


— a person acts in a Contracting State on behalf of an enterprise;


— in doing so, that person habitually concludes contracts, or habitually plays the


principal role leading to the conclusion of contracts that are routinely concluded


without material modification by the enterprise, and


— these contracts are either in the name of the enterprise or for the transfer of the


ownership of, or for the granting of the right to use, property owned by that


enterprise or that the enterprise has the right to use, or for the provision of


services by that enterprise.


85. Even if these conditions are met, however, paragraph 5 will not apply if the


activities performed by the person on behalf of the enterprise are covered by the


independent agent exception of paragraph 6 or are limited to activities mentioned in


paragraph 4 which, if exercised through a fixed place of business, would be deemed
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not to create a permanent establishment. This last exception is explained by the fact


that since, by virtue of paragraph 4, the maintenance of a fixed place of business solely


for the purposes of preparatory or auxiliary activities is deemed not to constitute a


permanent establishment, a person whose activities are restricted to such purposes


should not create a permanent establishment either. Where, for example, a person acts


solely as a buying agent for an enterprise and, in doing so, habitually concludes


purchase contracts in the name of that enterprise, paragraph 5 will not apply even if


that person is not independent of the enterprise as long as such activities are


preparatory or auxiliary (see paragraph 68 above).


86. A person is acting in a Contracting State on behalf of an enterprise when that


person involves the enterprise to a particular extent in business activities in the State


concerned. This will be the case, for example, where an agent acts for a principal,


where a partner acts for a partnership, where a director acts for a company or where


an employee acts for an employer. A person cannot be said to be acting on behalf of an


enterprise if the enterprise is not directly or indirectly affected by the action performed


by that person. As indicated in paragraph 83, the person acting on behalf of an


enterprise can be a company; in that case, the actions of the employees and directors


of that company are considered together for the purpose of determining whether and


to what extent that company acts on behalf of the enterprise.


87. The phrase “concludes contracts” focusses on situations where, under the


relevant law governing contracts, a contract is considered to have been concluded by a


person. A contract may be concluded without any active negotiation of the terms of


that contract; this would be the case, for example, where the relevant law provides that


a contract is concluded by reason of a person accepting, on behalf of an enterprise, the


offer made by a third party to enter into a standard contract with that enterprise. Also,


a contract may, under the relevant law, be concluded in a State even if that contract is


signed outside that State; where, for example, the conclusion of a contract results from


the acceptance, by a person acting on behalf of an enterprise, of an offer to enter into


a contract made by a third party, it does not matter that the contract is signed outside


that State. In addition, a person who negotiates in a State all elements and details of a


contract in a way binding on the enterprise can be said to conclude the contract in that


State even if that contract is signed by another person outside that State.


88. The phrase “or habitually plays the principal role leading to the conclusion of


contracts that are routinely concluded without material modification by the


enterprise” is aimed at situations where the conclusion of a contract directly results


from the actions that the person performs in a Contracting State on behalf of the


enterprise even though, under the relevant law, the contract is not concluded by that


person in that State. Whilst the phrase “concludes contracts” provides a relatively well-


known test based on contract law, it was found necessary to supplement that test with


a test focusing on substantive activities taking place in one State in order to address


cases where the conclusion of contracts is clearly the direct result of these activities


although the relevant rules of contract law provide that the conclusion of the contract


takes place outside that State. The phrase must be interpreted in the light of the object
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and purpose of paragraph 5, which is to cover cases where the activities that a person


exercises in a State are intended to result in the regular conclusion of contracts to be


performed by a foreign enterprise, i.e. where that person acts as the sales force of the


enterprise. The principal role leading to the conclusion of the contract will therefore


typically be associated with the actions of the person who convinced the third party to


enter into a contract with the enterprise. The words “contracts that are routinely


concluded without material modification by the enterprise” clarify that where such


principal role is performed in that State, the actions of that person will fall within the


scope of paragraph 5 even if the contracts are not formally concluded in the State, for


example, where the contracts are routinely subject, outside that State, to review and


approval without such review resulting in a modification of the key aspects of these


contracts.


89. The phrase “habitually plays the principal role leading to the conclusion of


contracts that are routinely concluded without material modification by the


enterprise” therefore applies where, for example, a person solicits and receives (but


does not formally finalise) orders which are sent directly to a warehouse from which


goods belonging to the enterprise are delivered and where the enterprise routinely


approves these transactions. It does not apply, however, where a person merely


promotes and markets goods or services of an enterprise in a way that does not directly


result in the conclusion of contracts. Where, for example, representatives of a


pharmaceutical enterprise actively promote drugs produced by that enterprise by


contacting doctors that subsequently prescribe these drugs, that marketing activity


does not directly result in the conclusion of contracts between the doctors and the


enterprise so that the paragraph does not apply even though the sales of these drugs


may significantly increase as a result of that marketing activity.


90. The following is another example that illustrates the application of paragraph 5.


RCO, a company resident of State R, distributes various products and services


worldwide through its websites. SCO, a company resident of State S, is a wholly-owned


subsidiary of RCO. SCO’s employees send emails, make telephone calls to, or visit large


organisations in order to convince them to buy RCO’s products and services and are


therefore responsible for large accounts in State S; SCO’s employees, whose


remuneration is partially based on the revenues derived by RCO from the holders of


these accounts, use their relationship building skills to try to anticipate the needs of


these account holders and to convince them to acquire the products and services


offered by RCO. When one of these account holders is persuaded by an employee of


SCO to purchase a given quantity of goods or services, the employee indicates the price


that will be payable for that quantity, indicates that a contract must be concluded


online with RCO before the goods or services can be provided by RCO and explains the


standard terms of RCO’s contracts, including the fixed price structure used by RCO,


which the employee is not authorised to modify. The account holder subsequently


concludes that contract online for the quantity discussed with SCO’s employee and in


accordance with the price structure presented by that employee. In this


example, SCO’s employees play the principal role leading to the conclusion of the

143MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 5

contract between the account holder and RCO and such contracts are routinely


concluded without material modification by the enterprise. The fact that SCO’s


employees cannot vary the terms of the contracts does not mean that the conclusion


of the contracts is not the direct result of the activities that they perform on behalf of


the enterprise, convincing the account holder to accept these standard terms being the


crucial element leading to the conclusion of the contracts between the account holder


and RCO.


91. The wording of subparagraphs a), b) and c) ensures that paragraph 5 applies not


only to contracts that create rights and obligations that are legally enforceable between


the enterprise on behalf of which the person is acting and the third parties with which


these contracts are concluded but also to contracts that create obligations that will


effectively be performed by such enterprise rather than by the person contractually


obliged to do so.


92. A typical case covered by these subparagraphs is where contracts are concluded


with clients by an agent, a partner or an employee of an enterprise so as to create


legally enforceable rights and obligations between the enterprise and these clients.


These subparagraphs also cover cases where the contracts concluded by a person who


acts on behalf of an enterprise do not legally bind that enterprise to the third parties


with which these contracts are concluded but are contracts for the transfer of the


ownership of, or for the granting of the right to use, property owned by that enterprise


or that the enterprise has the right to use, or for the provision of services by that


enterprise. A typical example would be the contracts that a “commissionnaire” would


conclude with third parties under a commissionnaire arrangement with a foreign


enterprise pursuant to which that commissionnaire would act on behalf of the


enterprise but, in doing so, would conclude in its own name contracts that do not


create rights and obligations that are legally enforceable between the foreign


enterprise and the third parties even though the results of the arrangement between


the commissionnaire and the foreign enterprise would be such that the foreign


enterprise would directly transfer to these third parties the ownership or use of


property that it owns or has the right to use.


93. The reference to contracts “in the name of” in subparagraph a) does not restrict


the application of the subparagraph to contracts that are literally in the name of the


enterprise; it may apply, for example, to certain situations where the name of the


enterprise is undisclosed in a written contract.


94. The crucial condition for the application of subparagraphs b) and c) is that the


person who habitually concludes the contracts, or habitually plays the principal role


leading to the conclusion of the contracts that are routinely concluded without


material modification by the enterprise, is acting on behalf of an enterprise in such a


way that the parts of the contracts that relate to the transfer of the ownership or use of


property, or the provision of services, will be performed by the enterprise as opposed to


the person that acts on the enterprise’s behalf.
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95. For the purposes of subparagraph b), it does not matter whether or not the


relevant property existed or was owned by the enterprise at the time of the conclusion


of the contracts between the person who acts for the enterprise and the third parties.


For example, a person acting on behalf of an enterprise might well sell property that


the enterprise will subsequently produce before delivering it directly to the customers.


Also, the reference to “property” covers any type of tangible or intangible property.


96. The cases to which paragraph 5 applies must be distinguished from situations


where a person concludes contracts on its own behalf and, in order to perform the


obligations deriving from these contracts, obtains goods or services from other


enterprises or arranges for other enterprises to deliver such goods or services. In these


cases, the person is not acting “on behalf” of these other enterprises and the contracts


concluded by the person are neither in the name of these enterprises nor for the


transfer to third parties of the ownership or use of property that these enterprises own


or have the right to use or for the provision of services by these other enterprises.


Where, for example, a company acts as a distributor of products in a particular market


and, in doing so, sells to customers products that it buys from an enterprise (including


an associated enterprise), it is neither acting on behalf of that enterprise nor selling


property that is owned by that enterprise since the property that is sold to the


customers is owned by the distributor. This would still be the case if that distributor


acted as a so-called “low-risk distributor” (and not, for example, as an agent) but only


if the transfer of the title to property sold by that “low-risk” distributor passed from the


enterprise to the distributor and from the distributor to the customer (regardless of


how long the distributor would hold title in the product sold) so that the distributor


would derive a profit from the sale as opposed to a remuneration in the form, for


example, of a commission.


97. The contracts referred to in paragraph 5 cover contracts relating to operations


which constitute the business proper of the enterprise. It would be irrelevant, for


instance, if the person concluded employment contracts for the enterprise to assist


that person’s activity for the enterprise or if the person concluded, in the name of the


enterprise, similar contracts relating to internal operations only. Moreover, whether or


not a person habitually concludes contracts or habitually plays the principal role


leading to the conclusion of contracts that are routinely concluded without material


modification by the enterprise should be determined on the basis of the commercial


realities of the situation. The mere fact that a person has attended or even participated


in negotiations in a State between an enterprise and a client will not be sufficient, by


itself, to conclude that the person has concluded contracts or played the principal role


leading to the conclusion of contracts that are routinely concluded without material


modification by the enterprise. The fact that a person has attended or even


participated in such negotiations could, however, be a relevant factor in determining


the exact functions performed by that person on behalf of the enterprise.


98. The requirement that an agent must “habitually” conclude contracts or play the


principal role leading to the conclusion of contracts that are routinely concluded


without material modification by the enterprise reflects the underlying principle in
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Article 5 that the presence which an enterprise maintains in a Contracting State should


be more than merely transitory if the enterprise is to be regarded as maintaining a


permanent establishment, and thus a taxable presence, in that State. The extent and


frequency of activity necessary to conclude that the agent is “habitually” concluding


contracts or playing the principal role leading to the conclusion of contracts that are


routinely concluded without material modification by the enterprise will depend on


the nature of the contracts and the business of the principal. It is not possible to lay


down a precise frequency test. Nonetheless, the same sorts of factors considered in


paragraphs 28 to 30 would be relevant in making that determination.


99. Where the requirements set out in paragraph 5 are met, a permanent


establishment of the enterprise exists to the extent that the person acts for the latter,


i.e. not only to the extent that such a person concludes contracts or plays the principal


role leading to the conclusion of contracts that are routinely concluded without


material modification by the enterprise.


100. Under paragraph 5, only those persons who meet the specific conditions may


create a permanent establishment; all other persons are excluded. It should be borne


in mind, however, that paragraph 5 simply provides an alternative test of whether an


enterprise has a permanent establishment in a State. If it can be shown that the


enterprise has a permanent establishment within the meaning of paragraphs 1 and 2


(subject to the provisions of paragraph 4), it is not necessary to show that the person in


charge is one who would fall under paragraph 5.


101. Whilst one effect of paragraph 5 will typically be that the rights and obligations


resulting from the contracts to which the paragraph refers will be allocated to the


permanent establishment resulting from the paragraph (see paragraph 21 of the


Commentary on Article 7), it is important to note that this does not mean that the


entire profits resulting from the performance of these contracts should be attributed to


the permanent establishment. The determination of the profits attributable to a


permanent establishment resulting from the application of paragraph 5 will be


governed by the rules of Article 7; clearly, this will require that activities performed by


other enterprises and by the rest of the enterprise to which the permanent


establishment belongs be properly remunerated so that the profits to be attributed to


the permanent establishment in accordance with Article 7 are only those that the


permanent establishment would have derived if it were a separate and independent


enterprise performing the activities that paragraph 5 attributes to that permanent


establishment.


Paragraph 6
102. Where an enterprise of a Contracting State carries on business dealings through


an independent agent carrying on business as such, it cannot be taxed in the other


Contracting State in respect of those dealings if the agent is acting in the ordinary


course of that business (see paragraph 83 above). The activities of such an agent, who


represents a separate and independent enterprise, should not result in the finding of a


permanent establishment of the foreign enterprise.
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103. The exception of paragraph 6 only applies where a person acts on behalf of an


enterprise in the course of carrying on a business as an independent agent. It would


therefore not apply where a person acts on behalf of an enterprise in a different


capacity, such as where an employee acts on behalf of her employer or a partner acts


on behalf of a partnership. As explained in paragraph 8.1 of the Commentary on


Article 15, it is sometimes difficult to determine whether the services rendered by an


individual constitute employment services or services rendered by a separate


enterprise and the guidance in paragraphs 8.2 to 8.28 of the Commentary on Article 15


will be relevant for that purpose. Where an individual acts on behalf of an enterprise in


the course of carrying on his own business and not as an employee, however, the


application of paragraph 6 will still require that the individual do so as an independent


agent; as explained in paragraph 111 below, this independent status is less likely if the


activities of that individual are performed exclusively or almost exclusively on behalf


of one enterprise or closely related enterprises.


104. Whether a person acting as an agent is independent of the enterprise


represented depends on the extent of the obligations which this person has vis-à-vis


the enterprise. Where the person’s commercial activities for the enterprise are subject


to detailed instructions or to comprehensive control by it, such person cannot be


regarded as independent of the enterprise. Another important criterion will be


whether the entrepreneurial risk has to be borne by the person or by the enterprise the


person represents. In any event, the last sentence of paragraph 6 provides that in


certain circumstances a person shall not be considered to be an independent agent


(see paragraphs 119 to 121 below). The following considerations should be borne in


mind when determining whether an agent to whom that last sentence does not apply


may be considered to be independent.


105. It should be noted that, where the last sentence of paragraph 6 does not apply


because a subsidiary does not act exclusively or almost exclusively for closely related


enterprises, the control which a parent company exercises over its subsidiary in its


capacity as shareholder is not relevant in a consideration of the dependence or


otherwise of the subsidiary in its capacity as an agent for the parent. This is consistent


with the rule in paragraph 7 of Article 5 (see also paragraph 113 below).


106. An independent agent will typically be responsible to his principal for the results


of his work but not subject to significant control with respect to the manner in which


that work is carried out. He will not be subject to detailed instructions from the


principal as to the conduct of the work. The fact that the principal is relying on the


special skill and knowledge of the agent is an indication of independence.


107. Limitations on the scale of business which may be conducted by the agent clearly


affect the scope of the agent’s authority. However such limitations are not relevant to


dependency which is determined by consideration of the extent to which the agent


exercises freedom in the conduct of business on behalf of the principal within the


scope of the authority conferred by the agreement.
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108. It may be a feature of the operation of an agreement that an agent will provide


substantial information to a principal in connection with the business conducted


under the agreement. This is not in itself a sufficient criterion for determination that


the agent is dependent unless the information is provided in the course of seeking


approval from the principal for the manner in which the business is to be conducted.


The provision of information which is simply intended to ensure the smooth running


of the agreement and continued good relations with the principal is not a sign of


dependence.


109. Another factor to be considered in determining independent status is the


number of principals represented by the agent. As indicated in paragraph 111,


independent status is less likely if the activities of the agent are performed wholly or


almost wholly on behalf of only one enterprise over the lifetime of the business or a


long period of time. However, this fact is not by itself determinative. All the facts and


circumstances must be taken into account to determine whether the agent’s activities


constitute an autonomous business conducted by him in which he bears risk and


receives reward through the use of his entrepreneurial skills and knowledge. Where an


agent acts for a number of principals in the ordinary course of his business and none


of these is predominant in terms of the business carried on by the agent, dependence


may exist if the principals act in concert to control the acts of the agent in the course


of his business on their behalf.


110. An independent agent cannot be said to act in the ordinary course of its business


as agent when it performs activities that are unrelated to that agency business. Where,


for example, a company that acts on its own account as a distributor for a number of


companies also acts as an agent for another enterprise, the activities that the company


undertakes as a distributor will not be considered to be part of the activities that the


company carries on in the ordinary course of its business as an agent for the purposes


of the application of paragraph 6. Activities that are part of the ordinary course of a


business that an enterprise carries on as an agent will, however, include


intermediation activities which, in line with the common practice in a particular


business sector, are performed sometimes as agent and sometimes on the enterprise’s


own account, provided that these intermediation activities are, in substance,


indistinguishable from each other. Where, for example, a broker-dealer in the financial


sector performs a variety of market intermediation activities in the same way but,


informed by the needs of the clients, does it sometimes as an agent for another


enterprise and sometimes on its own account, the broker-dealer will be considered to


be acting in the ordinary course of its business as an agent when it performs these


various market intermediation activities.


111. The last sentence of paragraph 6 provides that a person is not considered to be


an independent agent where the person acts exclusively or almost exclusively for one


or more enterprises to which it is closely related. That last sentence does not mean,


however, that paragraph 6 will apply automatically where a person acts for one or more


enterprises to which that person is not closely related. Paragraph 6 requires that the


person must be carrying on a business as an independent agent and be acting in the
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ordinary course of that business. Independent status is less likely if the activities of the


person are performed wholly or almost wholly on behalf of only one enterprise (or a


group of enterprises that are closely related to each other) over the lifetime of that


person’s business or over a long period of time. Where, however, a person is acting


exclusively for one enterprise, to which it is not closely related, for a short period of


time (e.g. at the beginning of that person’s business operations), it is possible that


paragraph 6 could apply. As indicated in paragraph 109 above, all the facts and


circumstances would need to be taken into account to determine whether the person’s


activities constitute the carrying on of a business as an independent agent.


112. The last sentence of paragraph 6 applies only where the person acts “exclusively


or almost exclusively” on behalf of closely related enterprises, as defined in


paragraph 8. This means that where the person’s activities on behalf of enterprises to


which it is not closely related do not represent a significant part of that person’s


business, that person will not qualify as an independent agent. Where, for example,


the sales that an agent concludes for enterprises to which it is not closely related


represent less than 10 per cent of all the sales that it concludes as an agent acting for


other enterprises, that agent should be viewed as acting “exclusively or almost


exclusively” on behalf of closely related enterprises.


113. The rule in the last sentence of paragraph 6 and the fact that the definition of


“closely related” in paragraph 8 covers situations where one company controls or is


controlled by another company do not restrict in any way the scope of paragraph 7 of


Article 5. As explained in paragraph 117 below, it is possible that a subsidiary will act


on behalf of its parent company in such a way that the parent will be deemed to have


a permanent establishment under paragraph 5; if that is the case, a subsidiary acting


exclusively or almost exclusively for its parent will be unable to benefit from the


“independent agent” exception of paragraph 6. This, however, does not imply that the


parent-subsidiary relationship eliminates the requirements of paragraph 5 and that


such a relationship could be sufficient in itself to conclude that any of these


requirements are met.


114. According to the definition of the term “permanent establishment” an insurance


company of one State may be taxed in the other State on its insurance business, if it


has a fixed place of business within the meaning of Paragraph 1 or if it carries on


business through a person within the meaning of paragraph 5. Since agencies of


foreign insurance companies sometimes do not meet either of the above requirements,


it is conceivable that these companies do large-scale business in a State without being


taxed in that State on their profits arising from such business. In order to obviate this


possibility, various conventions concluded by OECD member countries before 2017


include a provision which stipulates that insurance companies of a State are deemed


to have a permanent establishment in the other State if they collect premiums in that


other State through an agent established there — other than an agent who already


constitutes a permanent establishment by virtue of paragraph 5 — or insure risks


situated in that territory through such an agent. The decision as to whether or not a


provision along these lines should be included in a convention will depend on the
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factual and legal situation prevailing in the Contracting States concerned. Also, the


changes to paragraphs 5 and 6 made in 2017 have addressed some of the concerns that


such a provision is intended to address. Frequently, therefore, such a provision will not


be contemplated. In view of this fact, it did not seem advisable to insert a provision


along these lines in the Model Convention.


Paragraph 7
115. It is generally accepted that the existence of a subsidiary company does not, of


itself, constitute that subsidiary company a permanent establishment of its parent


company. This follows from the principle that, for the purpose of taxation, such a


subsidiary company constitutes an independent legal entity. Even the fact that the


trade or business carried on by the subsidiary company is managed by the parent


company does not constitute the subsidiary company a permanent establishment of


the parent company.


116. A parent company may, however, be found, under the rules of paragraph 1 or 5 of


the Article, to have a permanent establishment in a State where a subsidiary has a


place of business. Thus, any space or premises belonging to the subsidiary that is at the


disposal of the parent company (see paragraphs 10 to 19 above) and that constitutes a


fixed place of business through which the parent carries on its own business will


constitute a permanent establishment of the parent under paragraph 1, subject to


paragraphs 3 and 4 of the Article (see for instance, the example in paragraph 15 above).


Also, under paragraph 5, a parent will be deemed to have a permanent establishment


in a State in respect of any activities that its subsidiary undertakes for it if the


conditions of that paragraph are met (see paragraphs 82 to 99 above), unless


paragraph 6 of the Article applies.


117. The same principles apply to any company forming part of a multinational group


so that such a company may be found to have a permanent establishment in a State


where it has at its disposal (see paragraphs 10 to 19 above) and uses premises


belonging to another company of the group, or if the former company is deemed to


have a permanent establishment under paragraph 5 of the Article (see paragraphs 82


to 99 above). The determination of the existence of a permanent establishment under


the rules of paragraph 1 or 5 of the Article must, however, be done separately for each


company of the group. Thus, the existence in one State of a permanent establishment


of one company of the group will not have any relevance as to whether another


company of the group has itself a permanent establishment in that State.


118. Whilst premises belonging to a company that is a member of a multinational


group can be put at the disposal of another company of the group and may, subject to


the other conditions of Article 5, constitute a permanent establishment of that other


company if the business of that other company is carried on through that place, it is


important to distinguish that case from the frequent situation where a company that


is a member of a multinational group provides services (e.g. management services) to


another company of the group as part of its own business carried on in premises that


are not those of that other company and using its own personnel. In that case, the
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place where those services are provided is not at the disposal of the latter company


and it is not the business of that company that is carried on through that place. That


place cannot, therefore, be considered to be a permanent establishment of the


company to which the services are provided. Indeed, the fact that a company’s own


activities at a given location may provide an economic benefit to the business of


another company does not mean that the latter company carries on its business


through that location: clearly, a company that merely purchases parts produced or


services supplied by another company in a different country would not have a


permanent establishment because of that, even though it may benefit from the


manufacturing of these parts or the supplying of these services.


Paragraph 8
119. Paragraph 8 explains the meaning of the concept of a person or enterprise


“closely related to an enterprise” for the purposes of the Article and, in particular, of


paragraphs 4.1 and 6. That concept is to be distinguished from the concept of


“associated enterprises” which is used for the purposes of Article 9; although the two


concepts overlap to a certain extent, they are not intended to be equivalent.


120. The first part of paragraph 8 includes the general definition of a person or


enterprise closely related to an enterprise. It provides that a person or enterprise is


closely related to an enterprise if, based on all the relevant facts and circumstances,


one has control of the other or both are under the control of the same persons or


enterprises. This general rule would cover, for example, situations where a person or


enterprise controls an enterprise by virtue of a special arrangement that allows that


person or enterprise to exercise rights that are similar to those that it would hold if it


possessed directly or indirectly more than 50 per cent of the beneficial interests in the


enterprise. As in most cases where the plural form is used, the reference to the “same


persons or enterprises” at the end of the first sentence of paragraph 8 covers cases


where there is only one such person or enterprise.


121. The second part of paragraph 8 provides that the requirements of the definition


of a person or enterprise closely related to an enterprise are automatically met in


certain circumstances. Under that second part, a person or enterprise is considered to


be closely related to an enterprise if either one possesses directly or indirectly more


than 50 per cent of the beneficial interests in the other or if a third person possesses


directly or indirectly more than 50 per cent of the beneficial interests in both the


person and the enterprise or in both enterprises. In the case of a company, this


condition is met where a person holds directly or indirectly more than 50 per cent of


the aggregate vote and value of the company’s shares or of the beneficial equity


interest in the company.


Electronic commerce


122. There has been some discussion as to whether the mere use in electronic


commerce operations of computer equipment in a country could constitute a
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permanent establishment. That question raises a number of issues in relation to the


provisions of the Article.


123. Whilst a location where automated equipment is operated by an enterprise may


constitute a permanent establishment in the country where it is situated (see below), a


distinction needs to be made between computer equipment, which may be set up at a


location so as to constitute a permanent establishment under certain circumstances,


and the data and software which is used by, or stored on, that equipment. For instance,


an Internet web site, which is a combination of software and electronic data, does not


in itself constitute tangible property. It therefore does not have a location that can


constitute a “place of business” as there is no “facility such as premises or, in certain


instances, machinery or equipment” (see paragraph 6 above) as far as the software and


data constituting that web site is concerned. On the other hand, the server on which


the web site is stored and through which it is accessible is a piece of equipment having


a physical location and such location may thus constitute a “fixed place of business” of


the enterprise that operates that server.


124. The distinction between a web site and the server on which the web site is stored


and used is important since the enterprise that operates the server may be different


from the enterprise that carries on business through the web site. For example, it is


common for the web site through which an enterprise carries on its business to be


hosted on the server of an Internet Service Provider (ISP). Although the fees paid to the


ISP under such arrangements may be based on the amount of disk space used to store


the software and data required by the web site, these contracts typically do not result


in the server and its location being at the disposal of the enterprise (see paragraphs 10


to 19 above), even if the enterprise has been able to determine that its web site should


be hosted on a particular server at a particular location. In such a case, the enterprise


does not even have a physical presence at that location since the web site is not


tangible. In these cases, the enterprise cannot be considered to have acquired a place


of business by virtue of that hosting arrangement. However, if the enterprise carrying


on business through a web site has the server at its own disposal, for example it owns


(or leases) and operates the server on which the web site is stored and used, the place


where that server is located could constitute a permanent establishment of the


enterprise if the other requirements of the Article are met.


125. Computer equipment at a given location may only constitute a permanent


establishment if it meets the requirement of being fixed. In the case of a server, what


is relevant is not the possibility of the server being moved, but whether it is in fact


moved. In order to constitute a fixed place of business, a server will need to be located


at a certain place for a sufficient period of time so as to become fixed within the


meaning of paragraph 1.


126. Another issue is whether the business of an enterprise may be said to be wholly


or partly carried on at a location where the enterprise has equipment such as a server


at its disposal. The question of whether the business of an enterprise is wholly or


partly carried on through such equipment needs to be examined on a case-by-case


basis, having regard to whether it can be said that, because of such equipment, the
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enterprise has facilities at its disposal where business functions of the enterprise are


performed.


127. Where an enterprise operates computer equipment at a particular location, a


permanent establishment may exist even though no personnel of that enterprise is


required at that location for the operation of the equipment. The presence of personnel


is not necessary to consider that an enterprise wholly or partly carries on its business


at a location when no personnel are in fact required to carry on business activities at


that location. This conclusion applies to electronic commerce to the same extent that


it applies with respect to other activities in which equipment operates automatically,


e.g. automatic pumping equipment used in the exploitation of natural resources.


128. Another issue relates to the fact that no permanent establishment may be


considered to exist where the electronic commerce operations carried on through


computer equipment at a given location in a country are restricted to the preparatory


or auxiliary activities covered by paragraph 4. The question of whether particular


activities performed at such a location fall within paragraph 4 needs to be examined on


a case-by-case basis having regard to the various functions performed by the


enterprise through that equipment. Examples of activities which would generally be


regarded as preparatory or auxiliary include:


— providing a communications link — much like a telephone line — between


suppliers and customers;


— advertising of goods or services;


— relaying information through a mirror server for security and efficiency


purposes;


— gathering market data for the enterprise;


— supplying information.


129. Where, however, such functions form in themselves an essential and significant


part of the business activity of the enterprise as a whole, or where other core functions


of the enterprise are carried on through the computer equipment, these would go


beyond the activities covered by paragraph 4 and if the equipment constituted a fixed


place of business of the enterprise (as discussed in paragraphs 123 to 127 above), there


would be a permanent establishment.


130. What constitutes core functions for a particular enterprise clearly depends on


the nature of the business carried on by that enterprise. For instance, some ISPs are in


the business of operating their own servers for the purpose of hosting web sites or


other applications for other enterprises. For these ISPs, the operation of their servers in


order to provide services to customers is an essential part of their commercial activity


and cannot be considered preparatory or auxiliary. A different example is that of an


enterprise (sometimes referred to as an “e-tailer”) that carries on the business of


selling products through the Internet. In that case, the enterprise is not in the business


of operating servers and the mere fact that it may do so at a given location is not


enough to conclude that activities performed at that location are more than


preparatory and auxiliary. What needs to be done in such a case is to examine the
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nature of the activities performed at that location in light of the business carried on by


the enterprise. If these activities are merely preparatory or auxiliary to the business of


selling products on the Internet (for example, the location is used to operate a server


that hosts a web site which, as is often the case, is used exclusively for advertising,


displaying a catalogue of products or providing information to potential customers),


paragraph 4 will apply and the location will not constitute a permanent establishment.


If, however, the typical functions related to a sale are performed at that location (for


example, the conclusion of the contract with the customer, the processing of the


payment and the delivery of the products are performed automatically through the


equipment located there), these activities cannot be considered to be merely


preparatory or auxiliary.


131. A last issue is whether paragraph 5 may apply to deem an ISP to constitute a


permanent establishment. As already noted, it is common for ISPs to provide the


service of hosting the web sites of other enterprises on their own servers. The issue


may then arise as to whether paragraph 5 may apply to deem such ISPs to constitute


permanent establishments of the enterprises that carry on electronic commerce


through web sites operated through the servers owned and operated by these ISPs.


Whilst this could be the case in very unusual circumstances, paragraph 5 will generally


not be applicable because the ISPs will not constitute an agent of the enterprises to


which the web sites belong, because they will not conclude contracts or play the


principal role leading to the conclusion of contracts in the name of these enterprises,


or for the transfer of property belonging to these enterprises or the provision of


services by these enterprises, or because they will act in the ordinary course of a


business as an independent agent, as evidenced by the fact that they host the web sites


of many different enterprises. It is also clear that since the web site through which an


enterprise carries on its business is not itself a “person” as defined in Article 3,


paragraph 5 cannot apply to deem a permanent establishment to exist by virtue of the


web site being an agent of the enterprise for purposes of that paragraph.


The taxation of services


132. The combined effect of this Article and Article 7 is that the profits from services


performed in the territory of a Contracting State by an enterprise of the other


Contracting State are not taxable in the first-mentioned State if they are not


attributable to a permanent establishment situated therein (as long as they are not


covered by other Articles of the Convention that would allow such taxation). This


result, under which these profits are only taxable in the other State, is supported by


various policy and administrative considerations. It is consistent with the principle of


Article 7 that until an enterprise of one State sets up a permanent establishment in


another State, it should not be regarded as participating in the economic life of that


State to such an extent that it comes within the taxing jurisdiction of that other State.


Also, the provision of services should, as a general rule subject to a few exceptions for


some types of service (e.g. those covered by Articles 8 and 17), be treated the same way


as other business activities and, therefore, the same permanent establishment
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threshold of taxation should apply to all business activities, including the provision of


independent services.


133. One of the administrative considerations referred to above is that the extension


of the cases where source taxation of profits from services performed in the territory


of a Contracting State by an enterprise of the other Contracting State would be allowed


would increase the compliance and administrative burden of enterprises and tax


administrations. This would be especially problematic with respect to services


provided to non-business consumers, which would not need to be disclosed to the


source country’s tax administration for purposes of claiming a business expense


deduction. Since the rules that have typically been designed for that purpose are based


on the amount of time spent in a State, both tax administrations and enterprises


would need to take account of the time spent in a country by personnel of service


enterprises and these enterprises would face the risk of having a permanent


establishment in unexpected circumstances in cases where they would be unable to


determine in advance how long personnel would be present in a particular country


(e.g. in situations where that presence would be extended because of unforeseen


difficulties or at the request of a client). These cases create particular compliance


difficulties as they require an enterprise to retroactively comply with a number of


administrative requirements associated with a permanent establishment. These


concerns relate to the need to maintain books and records, the taxation of the


employees (e.g. the need to make source deductions in another country) as well as


other non-income tax requirements.


134. Also, the source taxation of profits from services performed in the territory of a


Contracting State by an enterprise of the other Contracting State that does not have a


fixed place of business in the first-mentioned State would create difficulties


concerning the determination of the profits to be taxed and the collection of the


relevant tax. In most cases, the enterprise would not have the accounting records and


assets typically associated with a permanent establishment and there would be no


dependent agent which could comply with information and collection requirements.


Moreover, whilst it is a common feature of States’ domestic law to tax profits from


services performed in their territory, it does not necessarily represent optimal tax


treaty policy.


135. Some States, however, are reluctant to adopt the principle of exclusive residence


taxation of services that are not attributable to a permanent establishment situated in


their territory but that are performed in that territory. These States propose changes to


the Article in order to preserve source taxation rights, in certain circumstances, with


respect to the profits from such services. States that believe that additional source


taxation rights should be allocated under a treaty with respect to services performed


in their territory rely on various arguments to support their position.


136. These States may consider that profits from services performed in a given state


should be taxable in that state on the basis of the generally-accepted policy principles


for determining when business profits should be considered to have their source


within a jurisdiction. They consider that, from the exclusive angle of the pure policy
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question of where business profits originate, the State where services are performed


should have a right to tax even when these services are not attributable to a permanent


establishment as defined in Article 5. They would note that the domestic law of many


countries provides for the taxation of services performed in these countries even in the


absence of a permanent establishment (even though services performed over very


short periods of time may not always be taxed in practice).


137. These States are concerned that some service businesses do not require a fixed


place of business in their territory in order to carry on a substantial level of business


activities therein and consider that these additional rights are therefore appropriate.


138. Also, these States consider that even if the taxation of profits of enterprises


carried on by non-residents that are not attributable to a permanent establishment


raises certain compliance and administrative difficulties, these difficulties do not


justify exempting from tax the profits from all services performed on their territory by


such enterprises. Those who support that view may refer to mechanisms that are


already in place in some States to ensure taxation of services performed in these States


but not attributable to permanent establishments (such mechanisms are based on


requirements for resident payers to report, and possibly withhold tax on, payments to


non-residents for services performed in these States).


139. It should be noted, however, that all member States agree that a State should not


have source taxation rights on income derived from the provision of services


performed by a non-resident outside that State. Under tax conventions, the profits


from the sale of goods that are merely imported by a resident of a country and that are


neither produced nor distributed through a permanent establishment in that country


are not taxable therein and the same principle should apply in the case of services. The


mere fact that the payer of the consideration for services is a resident of a State, or that


such consideration is borne by a permanent establishment situated in that State or


that the result of the services is used within the State does not constitute a sufficient


nexus to warrant allocation of income taxing rights to that State.


140. Another fundamental issue on which there is general agreement relates to the


determination of the amount on which tax should be levied. In the case of non-


employment services (and subject to possible exceptions such as Article 17) only the


profits derived from the services should be taxed. Thus, provisions that are sometimes


included in bilateral conventions and that allow a State to tax the gross amount of the


fees paid for certain services if the payer of the fees is a resident of that State do not


seem to provide an appropriate way of taxing services. First, because these provisions


are not restricted to services performed in the State of source, they have the effect of


allowing a State to tax business activities that do not take place in that State. Second,


these rules allow taxation of the gross payments for services as opposed to the profits


therefrom.


141. Also, member States agree that it is appropriate, for compliance and other


reasons, not to allow a State to tax the profits from services performed in their territory
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in certain circumstances (e.g. when such services are provided during a very short


period of time).


142. The Committee therefore considered that it was important to circumscribe the


circumstances in which States that did not agree with the conclusion in paragraph 132


above could, if they wished to, provide that profits from services performed in the


territory of a Contracting State by an enterprise of the other Contracting State would be


taxable by that State even if there was no permanent establishment, as defined in


Article 5, to which the profits were attributable.


143. Clearly, such taxation should not extend to services performed outside the


territory of a State and should apply only to the profits from these services rather than


to the payments for them. Also, there should be a minimum level of presence in a State


before such taxation is allowed.


144. The following is an example of a provision that would conform to these


requirements; States are free to agree bilaterally to include such a provision in their tax


treaties:


Notwithstanding the provisions of paragraphs 1, 2 and 3, where an enterprise of a


Contracting State performs services in the other Contracting State


a) through an individual who is present in that other State for a period or periods


exceeding in the aggregate 183 days in any twelve month period, and more


than 50 per cent of the gross revenues attributable to active business activities


of the enterprise during this period or periods are derived from the services


performed in that other State through that individual, or


b) for a period or periods exceeding in the aggregate 183 days in any twelve


month period, and these services are performed for the same project or for


connected projects through one or more individuals who are present and


performing such services in that other State


the activities carried on in that other State in performing these services shall be


deemed to be carried on through a permanent establishment of the enterprise


situated in that other State, unless these services are limited to those mentioned in


paragraph 4 which, if performed through a fixed place of business (other than a


fixed place of business to which paragraph 4.1 would apply), would not make this


fixed place of business a permanent establishment under the provisions of that


paragraph. For the purposes of this paragraph, services performed by an individual


on behalf of one enterprise shall not be considered to be performed by another


enterprise through that individual unless that other enterprise supervises, directs


or controls the manner in which these services are performed by the individual.


145. That alternative provision constitutes an extension of the permanent


establishment definition that allows taxation of income from services provided by


enterprises carried on by non-residents but does so in conformity with the principles


described in paragraph 143. The following paragraphs discuss various aspects of the


alternative provision; clearly these paragraphs are not relevant in the case of treaties


that do not include such a provision and do not, therefore, allow a permanent
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establishment to be found merely because the conditions described in this provision


have been met.


146. The provision has the effect of deeming a permanent establishment to exist


where one would not otherwise exist under the definition provided in paragraph 1 and


the examples of paragraph 2. It therefore applies notwithstanding these paragraphs.


As is the case of paragraph 5 of the Article, the provision provides a supplementary


basis under which an enterprise may be found to have a permanent establishment in


a State; it could apply, for example, where a consultant provides services over a long


period in a country but at different locations that do not meet the conditions of


paragraph 1 to constitute one or more permanent establishments. If it can be shown


that the enterprise has a permanent establishment within the meaning of


paragraphs 1 and 2 (subject to the provisions of paragraph 4), it is not necessary to


apply the provision in order to find a permanent establishment. Since the provision


simply creates a permanent establishment when none would otherwise exist, it does


not provide an alternative definition of the concept of permanent establishment and


obviously cannot limit the scope of the definition in paragraph 1 and of the examples


in paragraph 2.


147. The provision also applies notwithstanding paragraph 3. Thus, an enterprise


may be deemed to have a permanent establishment because it performs services in a


country for the periods of time provided for in the suggested paragraph even if the


various locations where these services are performed do not constitute permanent


establishments pursuant to paragraph 3. The following example illustrates that result.


A self-employed individual resident of one Contracting State provides services and is


present in the other Contracting State for more than 183 days during a twelve month


period but his services are performed for equal periods of time at a location that is not


a construction site (and are not in relation to a construction or installation project) as


well as on two unrelated building sites which each lasts less than the period of time


provided for in paragraph 3. Whilst paragraph 3 would deem the two sites not to


constitute permanent establishments, the proposed paragraph, which applies


notwithstanding paragraph 3, would deem the enterprise carried on by that person to


have a permanent establishment (since the individual is self-employed, it must be


assumed that the 50 per cent of gross revenues test will be met with respect to his


enterprise).


148. Another example is that of a large construction enterprise that carries on a single


construction project in a country. If the project is carried on at a single site, the


provision should not have a significant impact as long as the period required for the


site to constitute a permanent establishment is not substantially different from the


period required for the provision to apply. States that wish to use the alternative


provision may therefore wish to consider referring to the same periods of time in that


provision and in paragraph 3 of Article 5; if a shorter period is used in the alternative


provision, this will reduce, in practice, the scope of application of paragraph 3.


149. The situation, however, may be different if the project, or connected projects, are


carried out in different parts of a country. If the individual sites where a single project

158 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 5

is carried on do not last sufficiently long for each of them to constitute a permanent


establishment (see, however, paragraph 57 above), a permanent establishment will still


be deemed to exist if the conditions of the alternative provision are met. That result is


consistent with the purpose of the provision, which is to subject to source taxation


foreign enterprises that are present in a country for a sufficiently long period of time


notwithstanding the fact that their presence at any particular location in that country


is not sufficiently long to make that location a fixed place of business of the enterprise.


Some States, however, may consider that paragraph 3 should prevail over the


alternative provision and may wish to amend the provision accordingly.


150. The suggested paragraph only applies to services. Other types of activities that


do not constitute services are therefore excluded from its scope. Thus, for instance, the


paragraph would not apply to a foreign enterprise that carries on fishing activities in


the territorial waters of a State and derives revenues from selling its catches (in some


treaties, however, activities such as fishing and oil extraction may be covered by


specific provisions).


151. The provision applies to services performed by an enterprise. Thus, services


must be provided by the enterprise to third parties. Clearly, the provision could not


have the effect of deeming an enterprise to have a permanent establishment merely


because services are provided to that enterprise. For example, services might be


provided by an individual to his employer without that employer performing any


services (e.g. an employee who provides manufacturing services to an enterprise that


sells manufactured products). Another example would be where the employees of one


enterprise provide services in one country to an associated enterprise under detailed


instructions and close supervision of the latter enterprise; in that case, assuming the


services in question are not for the benefit of any third party, the latter enterprise does


not itself perform any services to which the provision could apply.


152. Also, the provision only applies to services that are performed in a State by a


foreign enterprise. Whether or not the relevant services are furnished to a resident of


the State does not matter; what matters is that the services are performed in the State


through an individual present in that State.


153. The alternative provision does not specify that the services must be provided


“through employees or other personnel engaged by the enterprise”, a phrase that is


sometimes found in bilateral treaties. It simply provides that the services must be


performed by an enterprise. As explained in paragraph 39 above, the business of an


enterprise (which, in the context of the paragraph, would include the services


performed in a Contracting State) “is carried on by the entrepreneur or persons who are


in paid-employment relationship with the enterprise (personnel). This personnel


includes employees and other persons receiving instructions from the enterprise (e.g.


dependent agents).” For the purposes of the alternative provision, the individuals


through which an enterprise provides services will therefore be the individuals


referred to in paragraph 39, subject to the exception included in the last sentence of


that provision (see paragraph 164 below).
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154. The alternative provision will apply in two different sets of circumstances.


Subparagraph a) looks at the duration of the presence of the individual through whom


an enterprise derives most of its revenues in a way that is similar to that of


subparagraph a) of paragraph 2 of Article 15; subparagraph b) looks at the duration of


the activities of the individuals through whom the services are performed.


155. Subparagraph a) deals primarily with the situation of an enterprise carried on by


a single individual. It also covers, however, the case of an enterprise which, during the


relevant period or periods, derives most of its revenues from services provided by one


individual. Such extension is necessary to avoid a different treatment between, for


example, a case where services are provided by an individual and a case where similar


services are provided by a company all the shares of which are owned by the only


employee of that company.


156. The subparagraph may apply in different situations where an enterprise


performs services through an individual, such as when the services are performed by


a sole proprietorship, by the partner of a partnership, by the employee of a company


etc. The main conditions are that


— the individual through whom the services are performed be present in a State for


a period or periods exceeding in the aggregate 183 days in any twelve month


period, and


— more than 50 per cent of the gross revenues attributable to active business


activities of the enterprise during the period or periods of presence be derived


from the services performed in that State through that individual.


157. The first condition refers to the days of presence of an individual. Since the


formulation is identical to that of subparagraph a) of paragraph 2 of Article 15, the


principles applicable to the computation of the days of presence for purposes of that


last subparagraph are also applicable to the computation of the days of presence for


the purpose of the suggested paragraph.


158. For the purposes of the second condition, according to which more than 50 per


cent of the gross revenues attributable to active business activities of the enterprise


during the relevant period or periods must be derived from the services performed in


that State through that individual, the gross revenues attributable to active business


activities of the enterprise would represent what the enterprise has charged or should


charge for its active business activities, regardless of when the actual billing will occur


or of domestic law rules concerning when such revenues should be taken into account


for tax purposes. Such active business activities are not restricted to activities related


to the provision of services. Gross revenues attributable to “active business activities”


would clearly exclude income from passive investment activities, including, for


example, receiving interest and dividends from investing surplus funds. States may,


however, prefer to use a different test, such as “50 per cent of the business profits of the


enterprise during this period or periods is derived from the services” or “the services


represent the most important part of the business activities of the enterprise”, in order
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to identify an enterprise that derives most of its revenues from services performed by


an individual on their territory.


159. The following examples illustrate the application of subparagraph a) (assuming


that the alternative provision has been included in a treaty between States R and S):


— Example 1: W, a resident of State R, is a consultant who carries on her business


activities in her own name (i.e. that enterprise is a sole proprietorship). Between


2 February 00 and 1 February 01, she is present in State S for a period or periods


of 190 days and during that period all the revenues from her business activities


are derived from services that she performs in State S. Since subparagraph a)


applies in that situation, these services shall be deemed to be performed through


a permanent establishment in State S.


— Example 2: X, a resident of State R, is one of the two shareholders and employees


of XCO, a company resident of State R that provides engineering services.


Between 20 December 00 and 19 December 01, X is present in State S for a period


or periods of 190 days and during that period, 70 per cent of all the gross revenues


of XCO attributable to active business activities are derived from the services that


X performs in State S. Since subparagraph a) applies in that situation, these


services shall be deemed to be performed through a permanent establishment of


XCO in State S.


— Example 3: X and Y, who are residents of State R, are the two partners of X&Y, a


partnership established in State R which provides legal services. For tax


purposes, State R treats partnerships as transparent entities. Between 15 July 00


and 14 July 01, Y is present in State S for a period or periods of 240 days and


during that period, 55 per cent of all the fees of X&Y attributable to X&Y’s active


business activities are derived from the services that Y performs in State S.


Subparagraph a) applies in that situation and, for the purposes of the taxation of


X and Y, the services performed by Y are deemed to be performed through a


permanent establishment in State S.


— Example 4: Z, a resident of State R, is one of 10 employees of ACO, a company


resident of State R that provides accounting services. Between 10 April 00 and


9 April 01, Z is present in State S for a period or periods of 190 days and during


that period, 12 per cent of all the gross revenues of ACO attributable to its active


business activities are derived from the services that Z performs in State S.


Subparagraph a) does not apply in that situation and, unless subparagraph b)


applies to ACO, the alternative provision will not deem ACO to have a permanent


establishment in State S.


160. Subparagraph b) addresses the situation of an enterprise that performs services


in a Contracting State in relation to a particular project (or for connected projects) and


which performs these through one or more individuals over a substantial period. The


period or periods referred to in the subparagraph apply in relation to the enterprise and


not to the individuals. It is therefore not necessary that it be the same individual or


individuals who perform the services and are present throughout these periods. As


long as, on a given day, the enterprise is performing its services through at least one
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individual who is doing so and is present in the State, that day would be included in the


period or periods referred to in the subparagraph. Clearly, however, that day will count


as a single day regardless of how many individuals are performing such services for the


enterprise during that day.


161. The reference to an “enterprise … performing these services for the same


project” should be interpreted from the perspective of the enterprise that provides the


services. Thus, an enterprise may have two different projects to provide services to a


single customer (e.g. to provide tax advice and to provide training in an area unrelated


to tax) and whilst these may be related to a single project of the customer, one should


not consider that the services are performed for the same project.


162. The reference to “connected projects” is intended to cover cases where the


services are provided in the context of separate projects carried on by an enterprise but


these projects have a commercial coherence (see paragraphs 24 and 25 above). The


determination of whether projects are connected will depend on the facts and


circumstances of each case but factors that would generally be relevant for that


purpose include:


— whether the projects are covered by a single master contract;


— where the projects are covered by different contracts, whether these different


contracts were concluded with the same person or with related persons and


whether the conclusion of the additional contracts would reasonably have been


expected when concluding the first contract;


— whether the nature of the work involved under the different projects is the same;


— whether the same individuals are performing the services under the different


projects.


163. Subparagraph b) requires that during the relevant periods, the enterprise is


performing services through individuals who are performing such services in that


other State. For that purpose, a period during which individuals are performing


services means a period during which the services are actually provided, which would


normally correspond to the working days of these individuals. An enterprise that


agrees to keep personnel available in case a client needs the services of such personnel


and charges the client standby charges for making such personnel available is


performing services through the relevant individuals even though they are idle during


the working days when they remain available.


164. As indicated in paragraph 153 above, for the purposes of the alternative


provision, the individuals through whom an enterprise provides services will be the


individuals referred to in paragraph 39 above. If, however, an individual is providing


the services on behalf of one enterprise, the exception included in the last sentence of


the provision clarifies that the services performed by that individual will only be taken


into account for another enterprise if the work of that individual is exercised under the


supervision, direction or control of the last-mentioned enterprise. Thus, for example,


where a company that has agreed by contract to provide services to third parties


provides these services through the employees of a separate enterprise (e.g. an
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enterprise providing outsourced services), the services performed through these


employees will not be taken into account for purposes of the application of


subparagraph b) to the company that entered into the contract to provide services to


third parties. This rule applies regardless of whether the separate enterprise is


associated to, or independent from, the company that entered into the contract.


165. The following examples illustrate the application of subparagraph b) (assuming


that the alternative provision has been included in a treaty between States R and S):


— Example 1: X, a company resident of State R, has agreed with company Y to carry


on geological surveys in various locations in State S where company Y owns


exploration rights. Between 15 May 00 and 14 May 01, these surveys are carried


on over 185 working days by employees of X as well as by self-employed


individuals to whom X has sub-contracted part of the work but who work under


the direction, supervision or control of X. Since subparagraph b) applies in that


situation, these services shall be deemed to be performed through a permanent


establishment of X in State S.


— Example 2: Y, a resident of State T, is one of the two shareholders and employees


of WYCO, a company resident of State R that provides training services. Between


10 June 00 and 9 June 01, Y performs services in State S under a contract that


WYCO has concluded with a company which is a resident of State S to train the


employees of that company. These services are performed in State S over 185


working days. During the period of Y’s presence in State S, the revenues from


these services account for 40 per cent of the gross revenues of WYCO from its


active business activities. Whilst subparagraph a) does not apply in that


situation, subparagraph b) applies and these services shall be deemed to be


performed through a permanent establishment of WYCO in State S.


— Example 3: ZCO, a resident of State R, has outsourced to company OCO, which is


a resident of State S, the technical support that it provides by telephone to its


clients. OCO operates a call centre for a number of companies similar to ZCO.


During the period of 1 January 00 to 31 December 00, the employees of OCO


provide technical support to various clients of ZCO. Since the employees of OCO


are not under the supervision, direction or control of ZCO, it cannot be


considered, for the purposes of subparagraph b), that ZCO is performing services


in State S through these employees. Additionally, whilst the services provided by


OCO’s employees to the various clients of ZCO are similar, these are provided


under different contracts concluded by ZCO with unrelated clients: these


services cannot, therefore, be considered to be rendered for the same or


connected projects.


166. The 183-day thresholds provided for in the alternative provision may give rise to


the same type of abuse as is described in paragraph 52 above. As indicated in that


paragraph, apart from the fact that such abuses may, depending on the circumstances,


fall under the application of legislative or judicial anti-avoidance rules, these abuses


could also be addressed through the application of the anti-abuse rule of paragraph 9


of Article 29. Some States, however, may prefer to deal with them by including a
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specific provision in the Article. Such a provision could be drafted along the following


lines:


For the purposes of paragraph [x], where an enterprise of a Contracting State that is


performing services in the other Contracting State is, during a period of time, closely


related to another enterprise that performs substantially similar services in that


other State for the same project or for connected projects through one or more


individuals who, during that period, are present and performing such services in


that State, the first-mentioned enterprise shall be deemed, during that period of


time, to be performing services in the other State for that same project or for


connected projects through these individuals.


167. According to the provision, the activities carried on in the other State by the


individuals referred to in subparagraph a) or b) through which the services are


performed by the enterprise during the period or periods referred to in these


subparagraphs are deemed to be carried on through a permanent establishment that


the enterprise has in that other State. The enterprise is therefore deemed to have a


permanent establishment in that other State for the purposes of all the provisions of


the Convention (including, for example, paragraph 5 of Article 11 and paragraph 2 of


Article 15) and the profits derived from the activities carried on in the other State in


providing these services are attributable to that permanent establishment and are


therefore taxable in that State pursuant to Article 7.


168. By deeming the activities carried on in performing the relevant services to be


carried on through a permanent establishment that the enterprise has in a Contracting


State, the provision allows the application of Article 7 and therefore, the taxation, by


that State, of the profits attributable to these activities. As a general rule, it is important


to ensure that only the profits derived from the activities carried on in performing the


services are taxed; whilst there may be certain exceptions, it would be detrimental to


the cross-border trade in services if payments received for these services were taxed


regardless of the direct or indirect expenses incurred for the purpose of performing


these services.


169. This alternative provision will not apply if the services performed are limited to


those mentioned in paragraph 4 of Article 5 which, if performed through a fixed place


of business, would not make this fixed place of business a permanent establishment


under the provisions of that paragraph. Since the provision refers to the performance


of services by the enterprise and this would not cover services provided to the


enterprise itself, most of the provisions of paragraph 4 would not appear to be relevant.


It may be, however, that the services that are performed are exclusively of a


preparatory or auxiliary character (e.g. the supply of information to prospective


customers when this is merely preparatory to the conduct of the ordinary business


activities of the enterprise; see paragraph 71 above) and in that case, it is logical not to


consider that the performance of these services will constitute a permanent


establishment.

164 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 5

Observations on the Commentary
170. Concerning paragraph 64, Germany reserves its position on whether and under


which circumstances the acquisition of a right of disposal over the transport capacity


of pipelines or the capacity of technical installations, lines and cables for the


transmission of electrical power or communications (including the distribution of


radio and television programs) owned by an unrelated third party could result in


disposal over the pipeline, cable or line as a fixed place of business.


171. Regarding paragraph 104, Mexico believes that the arm’s length principle should


also be considered in determining whether or not an agent is of an independent status


for purposes of paragraph 6 of the Article and wishes, when necessary, to add wording


to its conventions to clarify that this is how the paragraph should be interpreted.


172. Germany, as regards sentence 3 of paragraph 50, takes the view that business


activities limited to on-site planning and supervision over a construction project can


only constitute a permanent establishment if they meet the requirements specified in


paragraph 1 of Article 5.


173. Italy and Portugal deem as essential to take into consideration that — irrespective


of the meaning given to the third sentence of paragraph 2 — as far as the method for


computing taxes is concerned, national systems are not affected by the new wording


of the model, i.e. by the elimination of Article 14.


174. The Czech Republic has expressed a number of explanations and reservations on


the report on “Issues Arising Under Article 5 of the OECD Model Tax Convention”. In


particular, the Czech Republic does not agree with the interpretation mentioned in


paragraphs 24 (first part of the paragraph) and 25 (first part of the paragraph).


According to its policy, these examples could also be regarded as constituting a


permanent establishment if the services are furnished on its territory over a


substantial period of time.


175. As regards paragraph 50, the Czech Republic adopts a narrower interpretation of


the term “installation project” and therefore, it restricts it to an installation and


assembly related to a construction project. Furthermore, the Czech Republic adheres to


an interpretation that supervisory activities will be automatically covered by


paragraph 3 of Article 5 only if they are carried on by the building contractor.


Otherwise, they will be covered by it, but only if they are expressly mentioned in this


special provision. In the case of an installation project not in relation with a


construction project and in the case that supervisory activity is carried on by an


enterprise other than the building contractor and it is not expressly mentioned in


paragraph 3 of Article 5, then these activities are automatically subject to the rules


concerning the taxation of income derived from the provision of other services.


176. In relation to paragraphs 122 to 131, the United Kingdom takes the view that a


server used by an e-tailer, either alone or together with web sites, could not as such


constitute a permanent establishment.


177. Chile and Greece do not adhere to all the interpretations in paragraphs 122 to 131.
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178. Germany does not agree with the interpretation of the “painter example” in


paragraph 17 which it regards as inconsistent with the principle stated in the first


sentence of paragraph 12, thus not giving rise to a permanent establishment under


Article 5 paragraph 1 of the Model Convention. As regards the example described in


paragraph 25, Germany would require that the consultant has disposal over the offices


used apart from his mere presence during the training activities.


179. Germany reserves its position concerning the scope and limits of application of


guidance in sentence 2 of paragraph 28 and paragraphs 29 and 30, taking the view that


in order to permit the assumption of a fixed place of business, the necessary degree of


permanency requires a certain minimum period of presence during the year


concerned, irrespective of the recurrent or other nature of an activity. Germany does in


particular not agree with the criterion of economic nexus — as described in sentence 1


of paragraph 30 — to justify an exception from the requirements of qualifying presence


and duration.


180. Germany, as regards paragraph 98 (with reference to paragraphs 83, and 28 to 30),


attaches increased importance to the requirement of minimum duration of


representation of the enterprise under Article 5 paragraph 5 of the Model Convention


in the absence of a residence and/or fixed place of business of the agent in the source


country. Germany therefore in these cases takes a particularly narrow view on the


applicability of the factors mentioned in paragraphs 28 to 30.


181. Italy wishes to clarify that, with respect to paragraphs 97, 116, 117 and 118, its


jurisprudence is not to be ignored in the interpretation of cases falling in the above


paragraphs.


182. Mexico and Portugal wish to reserve their right not to follow the position


expressed in paragraphs 122 to 131.


183. Turkey reserves its position on whether and under which circumstances the


activities referred to in paragraphs 122 to 131 constitute a permanent establishment.


184. Finland and Sweden consider that when a State chooses to include in a convention


the alternative version of paragraph 4 of Article 5 in paragraph 78 of the Commentary,


it is not necessary also to include paragraph 4.1 of Article 5 in the convention.


185. Germany reserves its position regarding the application of the first sentence of


paragraph 9.


186. Greece does not adhere to all of the interpretations in paragraph 45.


Reservations on the Article
187. The United States reserves its right to follow the versions of paragraphs 5 and 6 as


they stood before the 2017 update of the Model Tax Convention.


Paragraph 1
188. Australia reserves the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment in a State if it carries on activities relating to natural resources or
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operates substantial equipment in that State with a certain degree of continuity, or a


person — acting in that State on behalf of the enterprise — manufactures or processes


in that State goods or merchandise belonging to the enterprise.


189. Considering the special problems in applying the provisions of the Model


Convention to offshore hydrocarbon exploration and exploitation and related


activities, Canada, Denmark, Ireland, Latvia, Norway and the United Kingdom reserve the


right to insert in a special article provisions related to such activities.


190. Chile reserves the right to deem an enterprise to have a permanent establishment


in certain circumstances where services are provided.


191. The Czech Republic and the Slovak Republic, whilst agreeing with the “fixed place of


business” requirement of paragraph 1, reserve the right to propose in bilateral


negotiations specific provisions clarifying the application of this principle to


arrangements for the performance of services over a substantial period of time.


192. Greece reserves the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment in Greece if the enterprise carries on planning, supervisory or


consultancy activities in connection with a building site or construction or installation


project lasting more than six months, if scientific equipment or machinery is used in


Greece for more than three months by the enterprise in the exploration or extraction


of natural resources or if the enterprise carries out more than one separate project,


each one lasting less than six months, in the same period of time (i.e. within a calendar


year).


193. Greece reserves the right to insert special provisions relating to offshore activities.


194. Estonia and Mexico reserve the right to tax individuals performing professional


services or other activities of an independent character if they are present in these


States for a period or periods exceeding in the aggregate 183 days in any twelve month


period.


195. New Zealand reserves the right to insert provisions that deem a permanent


establishment to exist if, for more than six months, an enterprise conducts activities


relating to the exploration or exploitation of natural resources or uses or leases


substantial equipment.


196. Turkey reserves the right to treat a person as having a permanent establishment


in Turkey if the person performs professional services and other activities of


independent character, including planning, supervisory or consultancy activities, with


a certain degree of continuity either directly or through the employees of a separate


enterprise.


197. Latvia reserves the right to deem any person performing professional services or


other activities of an independent character to have a permanent establishment if that


person is present in the State for a period or periods exceeding in the aggregate


183 days in any twelve month period.
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Paragraph 2
198. Canada, Chile and Israel reserve the right in subparagraph 2 f) to replace the words


“of extraction” with the words “relating to the exploration for or the exploitation”.


199. Greece reserves the right to include paragraph 2 of Article 5 as it was drafted in


the 1963 Draft Convention.


200. Greece and Mexico reserve the right in subparagraph 2 f) to replace the words “of


extraction” with the words “relating to the extraction, exploration for or the


exploitation”.


Paragraph 3
201. Australia, Chile, Greece, Korea, New Zealand, Portugal and Turkey reserve their


positions on paragraph 3, and consider that any building site or construction or


installation project which lasts more than six months should be regarded as a


permanent establishment.


202. Australia reserves the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment in a State if it carries on in that State supervisory or consultancy


activities for more than 183 days in any twelve month period in connection with a


building site or construction or installation project in that State.


203. Korea reserves its position so as to be able to tax an enterprise which carries on


supervisory activities for more than six months in connection with a building site or


construction or installation project lasting more than six months.


204. Slovenia reserves the right to include connected supervisory or consultancy


activities in paragraph 3 of the Article.


205. Mexico and the Slovak Republic reserve the right to tax an enterprise that carries


on supervisory activities for more than six months in connection with a building site


or a construction, assembly, or installation project.


206. Mexico and the Slovak Republic reserve their position on paragraph 3 and consider


that any building site or construction, assembly, or installation project that lasts more


than six months should be regarded as a permanent establishment.


207. Poland and Slovenia reserve the right to replace “construction or installation


project” with “construction, assembly, or installation project”.


208. Portugal reserves the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment in Portugal if the enterprise carries on an activity consisting of planning,


supervising, consulting, any auxiliary work or any other activity in connection with a


building site or construction or installation project lasting more than six months, if


such activities or work also last more than six months.


209. The United States reserves the right to add “a drilling rig or ship used for the


exploration of natural resources” to the activities covered by the twelve month


threshold test in paragraph 3.
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Paragraph 4
210. Chile reserves the right to amend paragraph 4 by eliminating subparagraph f),


replacing the text of subparagraph e) with “the maintenance of a fixed place of


business solely for the purpose of advertising, for the supply of information, for


scientific research or for similar activities, for the enterprise;”, and deleting “or, in the


case of subparagraph f), the overall activity of the fixed place of business,” from the


final part of paragraph 4.


211. Mexico reserves the right to exclude subparagraph f) of paragraph 4 of the Article


to consider that a permanent establishment could exist where a fixed place of business


is maintained for any combination of activities mentioned in subparagraphs a) to e) of


paragraph 4.


Paragraph 4.1
212. Finland, Luxembourg, Sweden and Switzerland reserve the right not to include


paragraph 4.1 in their conventions.


Paragraph 5
213. Finland, Germany, Luxembourg, Sweden and Switzerland reserve the right to use the


previous version of paragraph 5 of Article 5 (i.e. the version included in the Model Tax


Convention immediately before the 2017 update of the Model Tax Convention).


Paragraph 6
214. Finland, Luxembourg and Sweden reserve the right to use the previous version of


paragraph 6 of Article 5 (i.e. the version included in the Model Tax Convention


immediately before the 2017 update of the Model Tax Convention).


215. Germany reserves the right to use the previous version of paragraph 6 (i.e. the


version included in the Model Tax Convention immediately before the 2017 update of


the Model Tax Convention) because it does not agree that a person should not be


considered an independent agent only because the person acts exclusively or almost


exclusively on behalf of one or more closely related enterprises.


Paragraph 8
216. Finland and Sweden reserve the right not to include paragraph 8 in their


conventions.
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COMMENTARY ON ARTICLE 6
CONCERNING THE TAXATION OF INCOME FROM IMMOVABLE


PROPERTY


1. Paragraph 1 gives the right to tax income from immovable property to the


State of source, that is, the State in which the property producing such income


is situated. This is due to the fact that there is always a very close economic


connection between the source of this income and the State of source. Although


income from agriculture or forestry is included in Article 6, Contracting States are


free to agree in their bilateral conventions to treat such income under Article 7.


Article 6 deals only with income which a resident of a Contracting State derives


from immovable property situated in the other Contracting State. It does not,


therefore, apply to income from immovable property situated in the Contracting


State of which the recipient is a resident within the meaning of Article 4 or situated


in a third State; the provisions of paragraph 1 of Article 21 shall apply to such


income.


2. Defining the concept of immovable property by reference to the law of


the State in which the property is situated, as is provided in paragraph 2, will help


to avoid difficulties of interpretation over the question whether an asset or a right


is to be regarded as immovable property or not. The paragraph, however,


specifically mentions the assets and rights which must always be regarded as


immovable property. In fact such assets and rights are already treated as


immovable property according to the laws or the taxation rules of most OECD


member countries. Conversely, the paragraph stipulates that ships and aircraft


shall never be considered as immovable property. No special provision has been


included as regards income from indebtedness secured by immovable property, as


this question is settled by Article 11.


2.1 The phrase “including income from agriculture or forestry” in paragraph 1


extends the scope of Article 6 to include not only income derived from immovable


property as defined in paragraph 2 but also income from activities that constitute


agriculture or forestry. Income from agriculture and forestry includes not only the


income that an enterprise engaged in agriculture or forestry derives from selling its


agricultural and forestry production but also income that is an integral part of the


carrying on of agriculture or forestry activities — for instance, income derived from


the acquisition or trading of emissions permits (the nature of these permits is


explained in paragraph 75.1 of the Commentary on Article 7) where such


acquisition or trading is an integral part of the carrying on of agriculture or forestry


activities, e.g. where the permits are acquired for the purpose of carrying on these


activities or where permits acquired for that purpose are subsequently traded


when it is realised that they will not be needed.


3. Paragraph 3 indicates that the general rule applies irrespective of the form of


exploitation of the immovable property. Paragraph 4 makes it clear that the


provisions of paragraphs 1 and 3 apply also to income from immovable property of
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industrial, commercial and other enterprises. Income in the form of distributions from


Real Estate Investment Trusts (REITs), however, raises particular issues which are


discussed in paragraphs 67.1 to 67.7 of the Commentary on Article 10.


4. It should be noted in this connection that the right to tax of the State of source


has priority over the right to tax of the other State and applies also where, in the case


of an enterprise, income is only indirectly derived from immovable property. This does


not prevent income from immovable property, when derived through a permanent


establishment, from being treated as income of an enterprise, but secures that income


from immovable property will be taxed in the State in which the property is situated


also in the case where such property is not part of a permanent establishment situated


in that State. It should further be noted that the provisions of the Article do not


prejudge the application of domestic law as regards the manner in which income from


immovable property is to be taxed.


Reservations on the Article
5. Finland and Latvia reserve the right to tax income of shareholders in resident


companies from the direct use, letting, or use in any other form of the right to


enjoyment of immovable property situated in their countries and held by the company,


where such right is based on the ownership of shares or other corporate rights in the


company.


6. France wishes to retain the possibility of applying the provisions in its domestic


laws relative to the taxation of income from shares or rights, which are treated therein


as income from immovable property.


7. Spain reserves its right to tax income from any form of use of a right to enjoyment


of immovable property situated in Spain when such right derives from the holding of


shares or other corporate rights in the company owning the property.


8. Canada and Latvia reserve the right to include in paragraph 3 a reference to


income from the alienation of immovable property.


9. New Zealand reserves the right to include fishing and rights relating to all natural


resources under this Article.


10. The United States reserves the right to add a paragraph to Article 6 allowing a


resident of a Contracting State to elect to be taxed by the other Contracting State on a


net basis on income from real property.


11. Australia reserves the right to include rights relating to all natural resources


under this Article.


12. Mexico reserves the right to treat as immovable property any right that allows the


use or enjoyment of immovable property situated in a Contracting State where that use


or enjoyment relates to time sharing since under its domestic law such right is not


considered to constitute immovable property.
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13. Estonia reserves the right to include in the definition of the term “immovable


property” any right of claim in respect of immovable property because such right of


claim may not be included in its domestic law meaning of the term.


14. Israel and Latvia reserve the right to include in paragraph 2 “any option or similar


right to acquire immovable property”.


15. Portugal reserves the right to extend the scope of Article 6 to cover income from


movable property or income derived from services, which are connected with the use


or the right to use immovable property, either of which, under the taxation law of the


Contracting State in which the property is situated, is assimilated to income from


immovable property.


16. Greece reserves the right to include boats along with ships in the definition


provided for in paragraph 2.
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CONCERNING THE TAXATION OF BUSINESS PROFITS


I. Preliminary remarks


1. This Article allocates taxing rights with respect to the business profits of an


enterprise of a Contracting State to the extent that these profits are not subject to


different rules under other Articles of the Convention. It incorporates the basic


principle that unless an enterprise of a Contracting State has a permanent


establishment situated in the other State, the business profits of that enterprise


may not be taxed by that other State unless these profits fall into special categories


of income for which other Articles of the Convention give taxing rights to that other


State.


2. Article 5, which includes the definition of the concept of permanent


establishment, is therefore relevant to the determination of whether the business


profits of an enterprise of a Contracting State may be taxed in the other State. That


Article, however, does not itself allocate taxing rights: when an enterprise of a


Contracting State carries on business in the other Contracting State through a


permanent establishment situated therein, it is necessary to determine what, if


any, are the profits that the other State may tax. Article 7 provides the answer to


that question by determining that the other State may tax the profits that are


attributable to the permanent establishment.


3. The principles underlying Article 7, and in particular paragraph 2 of the


Article, have a long history. When the OECD first examined what criteria should be


used in attributing profits to a permanent establishment, this question had


previously been addressed in a large number of tax conventions and in various


models developed by the League of Nations. The separate entity and arm’s length


principles, on which paragraph 2 is based, had already been incorporated in these


conventions and models and the OECD considered that it was sufficient to restate


these principles with some slight amendments and modifications for the main


purpose of clarification.


4. Practical experience has shown, however, that there was considerable


variation in the interpretation of these general principles and of other provisions of


earlier versions of Article 7. This lack of a common interpretation created problems


of double taxation and non-taxation. Over the years, the Committee on Fiscal


Affairs spent considerable time and effort trying to ensure a more consistent


interpretation and application of the rules of the Article. Minor changes to the


wording of the Article and a number of changes to the Commentary were made


when the 1977 Model Tax Convention was adopted. A report that addressed that


question in the specific case of banks was published in 1984.1 In 1987, noting that


1 “The Taxation of Multinational Banking Enterprises”, in Transfer Pricing and
Multinational Enterprises: Three Taxation Issues, OECD, Paris, 1984.
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the determination of profits attributable to a permanent establishment could give rise


to some uncertainty, the Committee undertook a review of the question which led to


the adoption, in 1993, of the report entitled “Attribution of Income to Permanent


Establishments”1 and to subsequent changes to the Commentary.


5. Despite that work, the practices of OECD and non-OECD countries regarding the


attribution of profits to permanent establishments and these countries’ interpretation


of Article 7 continued to vary considerably. The Committee acknowledged the need to


provide more certainty to taxpayers: in its report Transfer Pricing Guidelines for


Multinational Enterprises and Tax Administrations2 (the “OECD Transfer Pricing


Guidelines”), it indicated that further work would address the application of the arm’s


length principle to permanent establishments. That work resulted, in 2008, in a report


entitled Attribution of Profits to Permanent Establishments3 (the “2008 Report”).


6. The approach developed in the 2008 Report was not constrained by either the


original intent or by the historical practice and interpretation of Article 7. Instead, the


focus was on formulating the most preferable approach to attributing profits to a


permanent establishment under Article 7 given modern-day multinational operations


and trade. When it approved the 2008 Report, the Committee considered that the


guidance included therein represented a better approach to attributing profits to


permanent establishments than had previously been available. It also recognised,


however, that there were differences between some of the conclusions of the 2008


Report and the interpretation of Article 7 previously given in this Commentary.


7. In order to provide maximum certainty on how profits should be attributed to


permanent establishments, the Committee therefore decided that the 2008 Report’s


full conclusions should be reflected in a new version of Article 7, together with


accompanying Commentary, to be used in the negotiation of future treaties and the


amendment of existing treaties. In addition, in order to provide improved certainty for


the interpretation of treaties that had already been concluded on the basis of the


previous wording of Article 7, the Committee decided that a revised Commentary for


that previous version of the Article should also be prepared, to take into account those


aspects of the report that did not conflict with the Commentary as it read before the


adoption of the 2008 Report.


8. The new version of the Article, which now appears in the Model Tax Convention,


was adopted in 2010. At the same time, the Committee adopted a revised version of the


2008 Report in order to ensure that the conclusions of that report could be read


harmoniously with the new wording and modified numbering of this new version of


1 Attribution of Income to Permanent Establishments, Issues in International Taxation No. 5,
OECD, Paris, 1994; reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax
Convention at page R(13)-1.


2 The original version of that report was approved by the Council of the OECD on 27 June
1995 and was updated a number of times since then. Published by the OECD as OECD
Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax Administrations.


3 Available at http://www.oecd.org/dataoecd/20/36/41031455.pdf.
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the Article. Whilst the conclusions and interpretations included in the revised report


that was thus adopted in 20101 (hereinafter referred to as “the Report”) are identical to


those of the 2008 Report, that revised version takes account of the drafting of the


Article as it now reads (the Annex to this Commentary includes, for historical


reference, the text of the previous wording of Article 7 and that revised Commentary,


as they read before the adoption of the current version of the Article).


9. The current version of the Article therefore reflects the approach developed in


the Report and must be interpreted in light of the guidance contained in it. The Report


deals with the attribution of profits both to permanent establishments in general


(Part I of the Report) and, in particular, to permanent establishments of businesses


operating in the financial sector, where trading through a permanent establishment is


widespread (Part II of the Report, which deals with permanent establishments of


banks, Part III, which deals with permanent establishments of enterprises carrying on


global trading and Part IV, which deals with permanent establishments of enterprises


carrying on insurance activities).


II. Commentary on the provisions of the Article


Paragraph 1
10. Paragraph 1 incorporates the rules for the allocation of taxing rights on the


business profits of enterprises of each Contracting State. First, it states that unless an


enterprise of a Contracting State has a permanent establishment situated in the other


State, the business profits of that enterprise may not be taxed by that other State.


Second, it provides that if such an enterprise carries on business in the other State


through a permanent establishment situated therein, the profits that are attributable


to the permanent establishment, as determined in accordance with paragraph 2, may


be taxed by that other State. As explained below, however, paragraph 4 restricts the


application of these rules by providing that Article 7 does not affect the application of


other Articles of the Convention that provide special rules for certain categories of


profits (e.g. those derived from the operation of ships and aircraft in international


traffic) or for certain categories of income that may also constitute business profits (e.g.


income derived by an enterprise in respect of personal activities of an entertainer or


sportsperson).


11. The first principle underlying paragraph 1, i.e. that the profits of an enterprise of


one Contracting State shall not be taxed in the other State unless the enterprise carries


on business in that other State through a permanent establishment situated therein,


has a long history and reflects the international consensus that, as a general rule, until


an enterprise of one State has a permanent establishment in another State, it should


not properly be regarded as participating in the economic life of that other State to


such an extent that the other State should have taxing rights on its profits.


1 Attribution of Profits to Permanent Establishments, OECD, Paris, 2010.
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12. The second principle, which is reflected in the second sentence of the paragraph,


is that the right to tax of the State where the permanent establishment is situated does


not extend to profits that the enterprise may derive from that State but that are not


attributable to the permanent establishment. This is a question on which there have


historically been differences of view, a few countries having some time ago pursued a


principle of general “force of attraction” according to which income such as other


business profits, dividends, interest and royalties arising from sources in their territory


was fully taxable by them if the beneficiary had a permanent establishment therein


even though such income was clearly not attributable to that permanent


establishment. Whilst some bilateral tax conventions include a limited anti-avoidance


rule based on a restricted force of attraction approach that only applies to business


profits derived from activities similar to those carried on by a permanent


establishment, the general force of attraction approach described above has now been


rejected in international tax treaty practice. The principle that is now generally


accepted in double taxation conventions is based on the view that in taxing the profits


that a foreign enterprise derives from a particular country, the tax authorities of that


country should look at the separate sources of profit that the enterprise derives from


their country and should apply to each the permanent establishment test, subject to


the possible application of other Articles of the Convention. This solution allows


simpler and more efficient tax administration and compliance, and is more closely


adapted to the way in which business is commonly carried on. The organisation of


modern business is highly complex. There are a considerable number of companies


each of which is engaged in a wide diversity of activities and is carrying on business


extensively in many countries. A company may set up a permanent establishment in


another country through which it carries on manufacturing activities whilst a different


part of the same company sells different goods in that other country through


independent agents. That company may have perfectly valid commercial reasons for


doing so: these may be based, for example, on the historical pattern of its business or


on commercial convenience. If the country in which the permanent establishment is


situated wished to go so far as to try to determine, and tax, the profit element of each


of the transactions carried on through independent agents, with a view to aggregating


that profit with the profits of the permanent establishment, that approach would


interfere seriously with ordinary commercial activities and would be contrary to the


aims of the Convention.


13. As indicated in the second sentence of paragraph 1, the profits that are


attributable to the permanent establishment are determined in accordance with the


provisions of paragraph 2, which provides the meaning of the phrase “profits that are


attributable to the permanent establishment” found in paragraph 1. Since paragraph 1


grants taxing rights to the State in which the permanent establishment is situated only


with respect to the profits that are attributable to that permanent establishment, the


paragraph therefore prevents that State, subject to the application of other Articles of


the Convention, from taxing the enterprise of the other Contracting State on profits


that are not attributable to the permanent establishment.

176 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 7

14. The purpose of paragraph 1 is to limit the right of one Contracting State to tax the


business profits of enterprises of the other Contracting State. As confirmed by


paragraph 3 of Article 1, the paragraph does not limit the right of a Contracting State to


tax its own residents under controlled foreign companies provisions found in its


domestic law even though such tax imposed on these residents may be computed by


reference to the part of the profits of an enterprise that is resident of the other


Contracting State that is attributable to these residents’ participation in that


enterprise. Tax so levied by a State on its own residents does not reduce the profits of


the enterprise of the other State and may not, therefore, be said to have been levied on


such profits (see also paragraph 81 of the Commentary on Article 1).


Paragraph 2
15. Paragraph 2 provides the basic rule for the determination of the profits that are


attributable to a permanent establishment. According to the paragraph, these profits


are the profits that the permanent establishment might be expected to make if it were


a separate and independent enterprise engaged in the same or similar activities under


the same or similar conditions, taking into account the functions performed, assets


used and risks assumed through the permanent establishment and through other


parts of the enterprise. In addition, the paragraph clarifies that this rule applies with


respect to the dealings between the permanent establishment and the other parts of


the enterprise.


16. The basic approach incorporated in the paragraph for the purposes of


determining what are the profits that are attributable to the permanent establishment


is therefore to require the determination of the profits under the fiction that the


permanent establishment is a separate enterprise and that such an enterprise is


independent from the rest of the enterprise of which it is a part as well as from any


other person. The second part of that fiction corresponds to the arm’s length principle


which is also applicable, under the provisions of Article 9, for the purpose of adjusting


the profits of associated enterprises (see paragraph 1 of the Commentary on Article 9).


17. Paragraph 2 does not seek to allocate the overall profits of the whole enterprise


to the permanent establishment and its other parts but, instead, requires that the


profits attributable to a permanent establishment be determined as if it were a


separate enterprise. Profits may therefore be attributed to a permanent establishment


even though the enterprise as a whole has never made profits. Conversely, paragraph 2


may result in no profits being attributed to a permanent establishment even though


the enterprise as a whole has made profits.


18. Clearly, however, where an enterprise of a Contracting State has a permanent


establishment in the other Contracting State, the first State has an interest in the


directive of paragraph 2 being correctly applied by the State where the permanent


establishment is located. Since that directive applies to both Contracting States, the


State of the enterprise must, in accordance with either Article 23 A or 23 B, eliminate


double taxation on the profits properly attributable to the permanent establishment


(see paragraph 27 below). In other words, if the State where the permanent
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establishment is located attempts to tax profits that are not attributable to the


permanent establishment under Article 7, this may result in double taxation of profits


that should properly be taxed only in the State of the enterprise.


19. As indicated in paragraphs 8 and 9 above, Article 7, as currently worded, reflects


the approach developed in the Report adopted by the Committee on Fiscal Affairs


in 2010. The Report dealt primarily with the application of the separate and


independent enterprise fiction that underlies paragraph 2 and the main purpose of the


changes made to that paragraph following the adoption of the Report was to ensure


that the determination of the profits attributable to a permanent establishment


followed the approach put forward in that Report. The Report therefore provides a


detailed guide as to how the profits attributable to a permanent establishment should


be determined under the provisions of paragraph 2.


20. As explained in the Report, the attribution of profits to a permanent


establishment under paragraph 2 will follow from the calculation of the profits (or


losses) from all its activities, including transactions with independent enterprises,


transactions with associated enterprises (with direct application of the OECD Transfer


Pricing Guidelines) and dealings with other parts of the enterprise. This analysis


involves two steps which are described below. The order of the listing of items within


each of these two steps is not meant to be prescriptive, as the various items may be


interrelated (e.g. risk is initially attributed to a permanent establishment as it performs


the significant people functions relevant to the assumption of that risk but the


recognition and characterisation of a subsequent dealing between the permanent


establishment and another part of the enterprise that manages the risk may lead to a


transfer of the risk and supporting capital to the other part of the enterprise).


21. Under the first step, a functional and factual analysis is undertaken which will


lead to:


— the attribution to the permanent establishment, as appropriate, of the rights and


obligations arising out of transactions between the enterprise of which the


permanent establishment is a part and separate enterprises;


— the identification of significant people functions relevant to the attribution of


economic ownership of assets, and the attribution of economic ownership of


assets to the permanent establishment;


— the identification of significant people functions relevant to the assumption of


risks, and the attribution of risks to the permanent establishment;


— the identification of other functions of the permanent establishment;


— the recognition and determination of the nature of those dealings between the


permanent establishment and other parts of the same enterprise that can


appropriately be recognised, having passed the threshold test referred to in


paragraph 26; and


— the attribution of capital based on the assets and risks attributed to the


permanent establishment.
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22. Under the second step, any transactions with associated enterprises attributed to


the permanent establishment are priced in accordance with the guidance of the OECD


Transfer Pricing Guidelines and these Guidelines are applied by analogy to dealings


between the permanent establishment and the other parts of the enterprise of which


it is a part. The process involves the pricing on an arm’s length basis of these


recognised dealings through:


— the determination of comparability between the dealings and uncontrolled


transactions, established by applying the Guidelines’ comparability factors


directly (characteristics of property or services, economic circumstances and


business strategies) or by analogy (functional analysis, contractual terms) in light


of the particular factual circumstances of the permanent establishment; and


— the application by analogy of one of the Guidelines’ methods to arrive at an arm’s


length compensation for the dealings between the permanent establishment


and the other parts of the enterprise, taking into account the functions


performed by and the assets and risks attributed to the permanent


establishment and the other parts of the enterprise.


23. Each of these operations is discussed in greater detail in the Report, in particular


as regards the attribution of profits to permanent establishments of businesses


operating in the financial sector, where trading through a permanent establishment is


widespread (see Part II of the Report, which deals with permanent establishments of


banks; Part III, which deals with permanent establishments of enterprises carrying on


global trading, and Part IV, which deals with permanent establishments of enterprises


carrying on insurance activities).


24. Paragraph 2 refers specifically to the dealings between the permanent


establishment and other parts of the enterprise of which the permanent establishment


is a part in order to emphasise that the separate and independent enterprise fiction of


the paragraph requires that these dealings be treated the same way as similar


transactions taking place between independent enterprises. That specific reference to


dealings between the permanent establishment and other parts of the enterprise does


not, however, restrict the scope of the paragraph. Where a transaction that takes place


between the enterprise and an associated enterprise affects directly the determination


of the profits attributable to the permanent establishment (e.g. the acquisition by the


permanent establishment from an associated enterprise of goods that will be sold


through the permanent establishment), paragraph 2 also requires that, for the purpose


of computing the profits attributable to the permanent establishment, the conditions


of the transaction be adjusted, if necessary, to reflect the conditions of a similar


transaction between independent enterprises. Assume, for instance, that the


permanent establishment situated in State S of an enterprise of State R acquires


property from an associated enterprise of State T. If the price provided for in the


contract between the two associated enterprises exceeds what would have been


agreed to between independent enterprises, paragraph 2 of Article 7 of the treaty


between State R and State S will authorise State S to adjust the profits attributable to


the permanent establishment to reflect what a separate and independent enterprise
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would have paid for that property. In such a case, State R will also be able to adjust the


profits of the enterprise of State R under paragraph 1 of Article 9 of the treaty between


State R and State T, which will trigger the application of the corresponding adjustment


mechanism of paragraph 2 of Article 9 of that treaty.


25. Dealings between the permanent establishment and other parts of the enterprise


of which it is a part have no legal consequences for the enterprise as a whole. This


implies a need for greater scrutiny of these dealings than of transactions between two


associated enterprises. This also implies a greater scrutiny of documentation (in the


inevitable absence, for example, of legally binding contracts) that might otherwise


exist.


26. It is generally not intended that more burdensome documentation requirements


be imposed in connection with such dealings than apply to transactions between


associated enterprises. Moreover, as in the case of transfer pricing documentation


referred to in the OECD Transfer Pricing Guidelines, the requirements should not be


applied in such a way as to impose on taxpayers costs and burdens disproportionate to


the circumstances. Nevertheless, considering the uniqueness of the nature of a


dealing, countries would wish to require taxpayers to demonstrate clearly that it would


be appropriate to recognise the dealing. Thus, for example, an accounting record and


contemporaneous documentation showing a dealing that transfers economically


significant risks, responsibilities and benefits would be a useful starting point for the


purposes of attributing profits. Taxpayers are encouraged to prepare such


documentation, as it may reduce substantially the potential for controversies


regarding application of the approach. Tax administrations would give effect to such


documentation, notwithstanding its lack of legal effect, to the extent that:


— the documentation is consistent with the economic substance of the activities


taking place within the enterprise as revealed by the functional and factual


analysis;


— the arrangements documented in relation to the dealing, viewed in their entirety,


do not differ from those which would have been adopted by comparable


independent enterprises behaving in a commercially rational manner, or if they


do, the structure as presented in the taxpayer’s documentation does not


practically impede the tax administration from determining an appropriate


transfer price; and


— the dealing presented in the taxpayer’s documentation does not violate the


principles of the approach put forward in the Report by, for example, purporting


to transfer risks in a way that segregates them from functions.


27. The opening words of paragraph 2 and the phrase “in each Contracting State”


indicate that paragraph 2 applies not only for the purposes of determining the profits


that the Contracting State in which the permanent establishment is situated may tax


in accordance with the last sentence of paragraph 1 but also for the application of


Articles 23 A and 23 B by the other Contracting State. Where an enterprise of one State


carries on business through a permanent establishment situated in the other State, the


first-mentioned State must either exempt the profits that are attributable to the
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permanent establishment (Article 23 A) or give a credit for the tax levied by the other


State on these profits (Article 23 B). Under both these Articles, that State must


therefore determine the profits attributable to the permanent establishment in order


to provide relief from double taxation and is required to follow the provisions of


paragraph 2 for that purpose.


28. The separate and independent enterprise fiction that is mandated by


paragraph 2 is restricted to the determination of the profits that are attributable to a


permanent establishment. It does not extend to create notional income for the


enterprise which a Contracting State could tax as such under its domestic law by


arguing that such income is covered by another Article of the Convention which, in


accordance with paragraph 4 of Article 7, allows taxation of that income


notwithstanding paragraph 1 of Article 7. Assume, for example, that the circumstances


of a particular case justify considering that the economic ownership of a building used


by the permanent establishment should be attributed to the head office (see


paragraph 75 of Part I of the Report). In such a case, paragraph 2 could require the


deduction of a notional rent in determining the profits of the permanent


establishment. That fiction, however, could not be interpreted as creating income from


immovable property for the purposes of Article 6. Indeed, the fiction mandated by


paragraph 2 does not change the nature of the income derived by the enterprise; it


merely applies to determine the profits attributable to the permanent establishment


for the purposes of Articles 7, 23 A and 23 B. Similarly, the fact that, under paragraph 2,


a notional interest charge could be deducted in determining the profits attributable to


a permanent establishment does not mean that any interest has been paid to the


enterprise of which the permanent establishment is a part for the purposes of


paragraphs 1 and 2 of Article 11. The separate and independent enterprise fiction does


not extend to Article 11 and, for the purposes of that Article, one part of an enterprise


cannot be considered to have made an interest payment to another part of the same


enterprise. Clearly, however, if interest paid by an enterprise to a different person is


paid on indebtedness incurred in connection with a permanent establishment of the


enterprise and is borne by that permanent establishment, this real interest payment


may, under paragraph 2 of Article 11, be taxed by the State in which the permanent


establishment is located. Also, where a transfer of assets between a permanent


establishment and the rest of the enterprise is treated as a dealing for the purposes of


paragraph 2 of Article 7, Article 13 does not prevent States from taxing profits or gains


from such a dealing as long as such taxation is in accordance with Article 7 (see


paragraphs 4, 8 and 10 of the Commentary on Article 13).


29. Some States consider that, as a matter of policy, the separate and independent


enterprise fiction that is mandated by paragraph 2 should not be restricted to the


application of Articles 7, 23 A and 23 B but should also extend to the interpretation and


application of other Articles of the Convention, so as to ensure that permanent


establishments are, as far as possible, treated in the same way as subsidiaries. These


States may therefore consider that notional charges for dealings which, pursuant to


paragraph 2, are deducted in computing the profits of a permanent establishment
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should be treated, for the purposes of other Articles of the Convention, in the same way


as payments that would be made by a subsidiary to its parent company. These States


may therefore wish to include in their tax treaties provisions according to which


charges for internal dealings should be recognised for the purposes of Articles 6 and 11


(it should be noted, however, that tax will be levied in accordance with such provisions


only to the extent provided for under domestic law). Alternatively, these States may


wish to provide that no internal dealings will be recognised in circumstances where an


equivalent transaction between two separate enterprises would give rise to income


covered by Article 6 or 11 (in that case, however, it will be important to ensure that an


appropriate share of the expenses related to what would otherwise have been


recognised as a dealing be attributed to the relevant part of the enterprise). States


considering these alternatives should, however, take account of the fact that, due to


special considerations applicable to internal interest charges between different parts


of a financial enterprise (e.g. a bank), dealings resulting in such charges have long been


recognised, even before the adoption of the present version of the Article.


30. Paragraph 2 determines the profits that are attributable to a permanent


establishment for the purposes of the rule in paragraph 1 that allocates taxing rights


on these profits. Once the profits that are attributable to a permanent establishment


have been determined in accordance with paragraph 2 of Article 7, it is for the


domestic law of each Contracting State to determine whether and how such profits


should be taxed as long as there is conformity with the requirements of paragraph 2


and the other provisions of the Convention. Paragraph 2 does not deal with the issue of


whether expenses are deductible when computing the taxable income of the


enterprise in either Contracting State. The conditions for the deductibility of expenses


are a matter to be determined by domestic law, subject to the provisions of the


Convention and, in particular, paragraph 3 of Article 24 (see paragraphs 33 and 34


below).


31. Thus, for example, whilst domestic law rules that would ignore the recognition


of dealings that should be recognised for the purposes of determining the profits


attributable to a permanent establishment under paragraph 2 or that would deny the


deduction of expenses not incurred exclusively for the benefit of the permanent


establishment would clearly be in violation of paragraph 2, rules that prevent the


deduction of certain categories of expenses (e.g. entertainment expenses) or that


provide when a particular expense should be deducted are not affected by paragraph 2.


In making that distinction, however, some difficult questions may arise as in the case


of domestic law restrictions based on when an expense or element of income is


actually paid. Since, for instance, an internal dealing will not involve an actual transfer


or payment between two different persons, the application of such domestic law


restrictions should generally take into account the nature of the dealing and, therefore,


treat the relevant transfer or payment as if it had been made between two different


persons.


32. Variations between the domestic laws of the two States concerning matters such


as depreciation rates, the timing of the recognition of income and restrictions on the
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deductibility of certain expenses will normally result in a different amount of taxable


income in each State even though, for the purposes of the Convention, the amount of


profits attributable to the permanent establishment will have been computed on the


basis of paragraph 2 in both States (see also paragraphs 39 to 43 of the Commentary on


Articles 23 A and 23 B). Thus, even though paragraph 2 applies equally to the


Contracting State in which the permanent establishment is situated (for the purposes


of paragraph 1) and to the other Contracting State (for the purposes of Articles 23 A


or 23 B), it is likely that the amount of taxable income on which an enterprise of a


Contracting State will be taxed in the State where the enterprise has a permanent


establishment will, for a given taxable period, be different from the amount of taxable


income with respect to which the first State will have to provide relief pursuant to


Articles 23 A or 23 B. Also, to the extent that the difference results from domestic law


variations concerning the types of expenses that are deductible, as opposed to timing


differences in the recognition of these expenses, the difference will be permanent.


33. In taxing the profits attributable to a permanent establishment situated on its


territory, a Contracting State will, however, have to take account of the provisions of


paragraph 3 of Article 24. That paragraph requires, among other things, that expenses


be deductible under the same conditions whether they are incurred for the purposes of


a permanent establishment situated in a Contracting State or for the purposes of an


enterprise of that State. As stated in paragraph 40 of the Commentary on Article 24:


Permanent establishments must be accorded the same right as resident enterprises


to deduct the trading expenses that are, in general, authorised by the taxation law


to be deducted from taxable profits. Such deductions should be allowed without any


restrictions other than those also imposed on resident enterprises.


34. The requirement imposed by paragraph 3 of Article 24 is the same regardless of


how expenses incurred by an enterprise for the benefit of a permanent establishment


are taken into account for the purposes of paragraph 2 of Article 7. In some cases, it


will not be appropriate to consider that a dealing has taken place between different


parts of the enterprise. In such cases, expenses incurred by an enterprise for the


purposes of the activities performed by the permanent establishment will be directly


deducted in determining the profits of the permanent establishment (e.g. the salary of


a local construction worker hired and paid locally to work exclusively on a construction


site that constitutes a permanent establishment of a foreign enterprise). In other cases,


expenses incurred by the enterprise will be attributed to functions performed by other


parts of the enterprise wholly or partly for the benefit of the permanent establishment


and an appropriate charge will be deducted in determining the profits attributable to


the permanent establishment (e.g. overhead expenses related to administrative


functions performed by the head office for the benefit of the permanent


establishment). In both cases, paragraph 3 of Article 24 will require that, as regards the


permanent establishment, the expenses be deductible under the same conditions as


those applicable to an enterprise of that State. Thus, any expense incurred by the


enterprise directly or indirectly for the benefit of the permanent establishment must


not, for tax purposes, be treated less favourably than a similar expense incurred by an
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enterprise of that State. That rule will apply regardless of whether or not, for the


purposes of paragraph 2 of this Article 7, the expense is directly attributed to the


permanent establishment (first example) or is attributed to another part of the


enterprise but reflected in a notional charge to the permanent establishment (second


example).


35. Paragraph 3 of Article 5 sets forth a special rule for a fixed place of business that


is a building site or a construction or installation project. Such a fixed place of business


is a permanent establishment only if it lasts more than twelve months. Experience has


shown that these types of permanent establishments can give rise to special problems


in attributing profits to them under Article 7.


36. These problems arise chiefly where goods are provided, or services performed, by


the other parts of the enterprise or a related party in connection with the building site


or construction or installation project. Whilst these problems can arise with any


permanent establishment, they are particularly acute for building sites and


construction or installation projects. In these circumstances, it is necessary to pay


close attention to the general principle that profits are attributable to a permanent


establishment only with respect to activities carried on by the enterprise through that


permanent establishment.


37. For example, where such goods are supplied by the other parts of the enterprise,


the profits arising from that supply do not result from the activities carried on through


the permanent establishment and are not attributable to it. Similarly, profits resulting


from the provision of services (such as planning, designing, drawing blueprints, or


rendering technical advice) by the parts of the enterprise operating outside the State


where the permanent establishment is located do not result from the activities carried


on through the permanent establishment and are not attributable to it.


38. Article 7, as it read before 2010, included the following paragraph 3:


In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed as


deductions expenses which are incurred for the purposes of the permanent


establishment, including executive and general administrative expenses so


incurred, whether in the State in which the permanent establishment is situated or


elsewhere.


Whilst that paragraph was originally intended to clarify that paragraph 2 required


expenses incurred directly or indirectly for the benefit of a permanent establishment


to be taken into account in determining the profits of the permanent establishment


even if these expenses had been incurred outside the State in which the permanent


establishment was located, it had sometimes been read as limiting the deduction of


expenses that indirectly benefited the permanent establishment to the actual amount


of the expenses.


39. This was especially the case of general and administrative expenses, which were


expressly mentioned in that paragraph. Under the previous version of paragraph 2, as


interpreted in the Commentary, this was generally not a problem since a share of the
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general and administrative expenses of the enterprise could usually only be allocated


to a permanent establishment on a cost-basis.


40. As now worded, however, paragraph 2 requires the recognition and arm’s length


pricing of the dealings through which one part of the enterprise performs functions for


the benefit of the permanent establishment (e.g. through the provision of assistance in


day-to-day management). The deduction of an arm’s length charge for these dealings,


as opposed to a deduction limited to the amount of the expenses, is required by


paragraph 2. The previous paragraph 3 has therefore been deleted to prevent it from


being misconstrued as limiting the deduction to the amount of the expenses


themselves. That deletion does not affect the requirement, under paragraph 2, that in


determining the profits attributable to a permanent establishment, all relevant


expenses of the enterprise, wherever incurred, be taken into account. Depending on


the circumstances, this will be done through the deduction of all or part of the


expenses or through the deduction of an arm’s length charge in the case of a dealing


between the permanent establishment and another part of the enterprise.


41. Article 7, as it read before 2010, also included a provision that allowed the


attribution of profits to a permanent establishment to be done on the basis of an


apportionment of the total profits of the enterprise to its various parts. That method,


however, was only to be applied to the extent that its application had been customary


in a Contracting State and that the result was in accordance with the principles of


Article 7. For the Committee, methods other than an apportionment of total profits of


an enterprise can be applied even in the most difficult cases. The Committee therefore


decided to delete that provision because its application had become very exceptional


and because of concerns that it was extremely difficult to ensure that the result of its


application would be in accordance with the arm’s length principle.


42. At the same time, the Committee also decided to eliminate another provision


that was found in the previous version of the Article and according to which the profits


to be attributed to the permanent establishment were to be “determined by the same


method year by year unless there is good and sufficient reason to the contrary.” That


provision, which was intended to ensure continuous and consistent treatment, was


appropriate as long as it was accepted that the profits attributable to a permanent


establishment could be determined through direct or indirect methods or even on the


basis of an apportionment of the total profits of the enterprise to its various parts. The


new approach developed by the Committee, however, does not allow for the


application of such fundamentally different methods and therefore avoids the need for


such a provision.


43. A final provision that was deleted from the Article at the same time provided that


“[n]o profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the mere


purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for the


enterprise.” Subparagraph 4 d) of Article 5, as it read at that time, recognised that


where an enterprise of a Contracting State maintained in the other State a fixed place


of business exclusively for the purpose of purchasing goods for itself, its activity at that


location should not be considered to have reached a level that justified taxation in that
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other State (changes made to Article 5 in 2017 have restricted the scope of that


exception). Where, however, subparagraph 4 d) was not applicable because other


activities were carried on by the enterprise through that place of business, which


therefore constituted a permanent establishment, it was appropriate to attribute


profits to all the functions performed at that location. Indeed, if the purchasing


activities had been performed by an independent enterprise, the purchaser would have


been remunerated on an arm’s length basis for its services. Also, since a tax exemption


restricted to purchasing activities undertaken for the enterprise required that


expenses incurred for the purposes of performing these activities be excluded in


determining the profits of the permanent establishment, such an exemption could


raise administrative problems. The Committee therefore considered that a provision


according to which no profits should be attributed to a permanent establishment by


reason of the mere purchase of goods or merchandise for the enterprise was not


consistent with the arm’s length principle and should not be included in the Article.


Paragraph 3
44. The combination of Articles 7 (which restricts the taxing rights of the State in


which the permanent establishment is situated) and 23 A and 23 B (which oblige the


other State to provide relief from double taxation) ensures that there is no unrelieved


double taxation of the profits that are properly attributable to the permanent


establishment. This result may require that the two States resolve differences based on


different interpretations of paragraph 2 and it is important that mechanisms be


available to resolve all such differences to the extent necessary to eliminate double


taxation.


45. As already indicated, the need for the two Contracting States to reach a common


understanding as regards the application of paragraph 2 in order to eliminate risks of


double taxation has led the Committee to develop detailed guidance on the


interpretation of that paragraph. This guidance is reflected in the Report, which draws


on the principles of the OECD Transfer Pricing Guidelines.


46. Risks of double taxation will usually be avoided because the taxpayer will


determine the profits attributable to the permanent establishment in the same


manner in each Contracting State and in accordance with paragraph 2 as interpreted


by the Report, which will ensure the same result for the purposes of Articles 7 and 23 A


or 23 B (see, however, paragraph 66). Insofar as each State agrees that the taxpayer has


done so, it should refrain from adjusting the profits in order to reach a different result


under paragraph 2. This is illustrated in the following example.


47. Example. A manufacturing plant located in State R of an enterprise of State R has


transferred goods for sale to a permanent establishment of the enterprise situated in


State S. For the purpose of determining the profits attributable to the permanent


establishment under paragraph 2, the Report provides that a dealing must be


recognised and a notional arm’s length price must be determined for that dealing. The


enterprise’s documentation, which is consistent with the functional and factual


analysis and which has been used by the taxpayer as the basis for the computation of

186 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 7

its taxable income in each State, shows that a dealing in the nature of a sale of the


goods by the plant in State R to the permanent establishment in State S has occurred


and that a notional arm’s length price of 100 has been used to determine the profits


attributable to the permanent establishment. Both States agree that the recognition of


the dealing and the price used by the taxpayer are in conformity with the principles of


the Report and of the OECD Transfer Pricing Guidelines. In this case, both States should


refrain from adjusting the profits on the basis that a different arm’s length price should


have been used; as long as there is agreement that the taxpayer has conformed with


paragraph 2, the tax administrations of both States cannot substitute their judgment


for that of the taxpayer as to what are the arm’s length conditions. In this example, the


fact that the same arm’s length price has been used in both States and that both States


will recognise that price for the purposes of the application of the Convention will


ensure that any double taxation related to that dealing will be eliminated under


Article 23 A or 23 B.


48. In the previous example, both States agreed that the recognition of the dealing


and the price used by the taxpayer were in conformity with the principles of the Report


and of the OECD Transfer Pricing Guidelines. The Contracting States, however, may not


always reach such an agreement. In some cases, the Report and the OECD Transfer


Pricing Guidelines may allow different interpretations of paragraph 2 and, to the extent


that double taxation would otherwise result from these different interpretations, it is


essential to ensure that such double taxation is relieved. Paragraph 3 provides the


mechanism that guarantees that outcome.


49. For example, as explained in paragraphs 105 to 171 of Part I of the Report,


paragraph 2 permits different approaches for determining, on the basis of the


attribution of “free” capital to a permanent establishment, the interest expense


attributable to that permanent establishment. The Committee recognised that this


could create problems, in particular for financial institutions. It concluded that in this


and other cases where the two Contracting States have interpreted paragraph 2


differently and it is not possible to conclude that either interpretation is not in


accordance with paragraph 2, it is important to ensure that any double taxation that


would otherwise result from that difference will be eliminated.


50. Paragraph 3 will ensure that this result is achieved. It is important to note,


however, that the cases where it will be necessary to have recourse to that paragraph


are fairly limited.


51. First, as explained in paragraph 46 above, where the taxpayer has determined the


profits attributable to the permanent establishment in the same manner in each


Contracting State and both States agree that the taxpayer has done so in accordance


with paragraph 2 as interpreted by the Report, no adjustments should be made to the


profits in order to reach a different result under paragraph 2.


52. Second, paragraph 3 is not intended to limit in any way the remedies already


available to ensure that each Contracting State conforms with its obligations under


Articles 7 and 23 A or 23 B. For example, if the determination, by a Contracting State, of
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the profits attributable to a permanent establishment situated in that State is not in


conformity with paragraph 2, the taxpayer will be able to use the available domestic


legal remedies and the mutual agreement procedure provided for by Article 25 to


address the fact that the taxpayer has not been taxed by that State in accordance with


the Convention. Similarly, these remedies will also be available if the other State does


not, for the purposes of Article 23 A or 23 B, determine the profits attributable to the


permanent establishment in conformity with paragraph 2 and therefore does not


comply with the provisions of this Article.


53. Where, however, the taxpayer has not determined the profits attributable to the


permanent establishment in conformity with paragraph 2, each State is entitled to


make an adjustment in order to ensure conformity with that paragraph. Where one


State makes an adjustment in conformity with paragraph 2, that paragraph certainly


permits the other State to make a reciprocal adjustment so as to avoid any double


taxation through the combined application of paragraph 2 and of Article 23 A or 23 B


(see paragraph 65 below). It may be, however, that the domestic law of that other State


(e.g. the State where the permanent establishment is located) may not allow it to make


such a change or that State may have no incentive to do it on its own if the effect is to


reduce the amount of profits that was previously taxable in that State. It may also be


that, as indicated above, the two Contracting States will adopt different interpretations


of paragraph 2 and it is not possible to conclude that either interpretation is not in


accordance with paragraph 2.


54. Such concerns are addressed by paragraph 3. The following example illustrates


the application of that paragraph.


55. Example. A manufacturing plant located in State R of an enterprise of State R has


transferred goods for sale to a permanent establishment of the enterprise situated in


State S. For the purpose of determining the profits attributable to the permanent


establishment under paragraph 2, a dealing must be recognised and a notional arm’s


length price must be determined for that dealing. The enterprise’s documentation,


which is consistent with the functional and factual analysis and which has been used


by the taxpayer as the basis for the computation of its taxable income in each State,


shows that a dealing in the nature of a sale of the goods by the plant in State R to the


permanent establishment in State S has occurred and that a notional price of 90 has


been used to determine the profits attributable to the permanent establishment.


State S accepts the amount used by the taxpayer but State R considers that the amount


is below what is required by its domestic law and the arm’s length principle of


paragraph 2. It considers that the appropriate arm’s length price that should have been


used is 110 and adjusts the amount of tax payable in State R accordingly after reducing


the amount of the exemption (Article 23 A) or the credit (Article 23 B) claimed by the


taxpayer with respect to the profits attributable to the permanent establishment. In


that situation, since the price of the same dealing will have been determined as 90 in


State S and 110 in State R, profits of 20 may be subject to double taxation. Paragraph 3


will address that situation by requiring State S, to the extent that there is indeed


double taxation and that the adjustment made by State R is in conformity with
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paragraph 2, to provide a corresponding adjustment to the tax payable in State S on the


profits that are taxed in both States.


56. If State S, however, does not agree that the adjustment by State R was warranted


by paragraph 2, it will not consider that it has to make the adjustment. In such a case,


the issue of whether State S should make the adjustment under paragraph 3 (if the


adjustment by State R is justified under paragraph 2) or whether State R should refrain


from making the initial adjustment (if it is not justified under paragraph 2) will be


solved under a mutual agreement procedure pursuant to paragraph 1 of Article 25


using, if necessary, the arbitration provision of paragraph 5 of Article 25 (since it


involves the question of whether the actions of one or both of the Contracting States


have resulted or will result for the taxpayer in taxation not in accordance with the


Convention). Through that procedure, the two States will be able to agree on the same


arm’s length price, which may be one of the prices put forward by the taxpayer and the


two States or a different one.


57. As shown by the example in paragraph 55, paragraph 3 addresses the concern


that the Convention might not provide adequate protection against double taxation in


some situations where the two Contracting States adopt different interpretations of


paragraph 2 of Article 7 and each State could be considered to be taxing “in accordance


with” the Convention. Paragraph 3 ensures that relief of double taxation will be


provided in such a case, which is consistent with the overall objectives of the


Convention.


58. Paragraph 3 shares the main features of paragraph 2 of Article 9. First, it applies


to each State with respect to an adjustment made by the other State. It therefore


applies reciprocally whether the initial adjustment has been made by the State where


the permanent establishment is situated or by the other State. Also, it does not apply


unless there is an adjustment by one of the States.


59. As is the case for paragraph 2 of Article 9, a corresponding adjustment is not


automatically to be made under paragraph 3 simply because the profits attributed to


the permanent establishment have been adjusted by one of the Contracting States. The


corresponding adjustment is required only if the other State considers that the


adjusted profits conform with paragraph 2. In other words, paragraph 3 may not be


invoked and should not be applied where the profits attributable to the permanent


establishment are adjusted to a level that is different from what they would have been


if they had been correctly computed in accordance with the principles of paragraph 2.


Regardless of which State makes the initial adjustment, the other State is obliged to


make an appropriate corresponding adjustment only if it considers that the adjusted


profits correctly reflect what the profits would have been if the permanent


establishment’s dealings had been transactions at arm’s length. The other State is


therefore committed to make such a corresponding adjustment only if it considers that


the initial adjustment is justified both in principle and as regards the amount.


59.1 Under the domestic laws of some countries, a taxpayer may be permitted under


appropriate circumstances to amend a previously-filed tax return to adjust the profits
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attributable to a permanent establishment in order to reflect an attribution of profits


that is, in the taxpayer’s opinion, in accordance with the separate entity and arm’s


length principles underlying Article 7. Where they are made in good faith, such


adjustments may facilitate the proper attribution of profits to a permanent


establishment in conformity with paragraph 2. However, double taxation may occur,


for example, if such a taxpayer-initiated adjustment increases the profits attributed to


a permanent establishment located in one Contracting State but there is no


appropriate corresponding adjustment in the other Contracting State. The elimination


of such double taxation is within the scope of paragraph 3. Indeed, to the extent that


taxes have been levied on the increased profits in the first-mentioned State, that State


may be considered to have adjusted the profits attributable to the permanent


establishment and to have taxed profits that have been charged to tax in the other


State. In these circumstances, Article 25 enables the competent authorities of the


Contracting States to consult together to eliminate the double taxation; the competent


authorities may accordingly, if necessary, use the mutual agreement procedure to


determine whether the initial adjustment met the conditions of paragraph 2 and, if


that is the case, to determine the amount of the appropriate adjustment to the amount


of the tax charged on the profits attributable to the permanent establishment so as to


relieve the double taxation.


60. Paragraph 3 does not specify the method by which a corresponding adjustment


is to be made. Where the initial adjustment is made by the State in which the


permanent establishment is situated, the adjustment provided for by paragraph 3


could be granted in the other State through the adjustment of the amount of income


that must be exempted under Article 23 A or of the credit that must be granted under


Article 23 B. Where the initial adjustment is made by that other State, the adjustment


provided for by paragraph 3 could be made by the State in which the permanent


establishment is situated by re-opening the assessment of the enterprise of the other


State in order to reduce the taxable income by an appropriate amount.


61. The issue of so-called “secondary adjustments”, which is discussed in


paragraph 8 of the Commentary on Article 9, does not arise in the case of an


adjustment under paragraph 3. As indicated in paragraph 28 above, the determination


of the profits attributable to a permanent establishment is only relevant for the


purposes of Articles 7 and 23 A and 23 B and does not affect the application of other


Articles of the Convention.


62. Like paragraph 2 of Article 9, paragraph 3 leaves open the question whether there


should be a period of time after the expiration of which a State would not be obliged to


make an appropriate adjustment to the profits attributable to a permanent


establishment following an upward revision of these profits in the other State. Some


States consider that the commitment should be open-ended — in other words, that


however many years the State making the initial adjustment has gone back, the


enterprise should in equity be assured of an appropriate adjustment in the other State.


Other States consider that an open-ended commitment of this sort is unreasonable as


a matter of practical administration. This problem has not been dealt with in the text
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of either paragraph 2 of Article 9 or paragraph 3 but Contracting States are left free in


bilateral conventions to include, if they wish, provisions dealing with the length of


time during which a State should be obliged to make an appropriate adjustment (see


on this point paragraphs 39, 40 and 41 of the Commentary on Article 25). Contracting


States may also wish to address this issue through a provision limiting the length of


time during which an adjustment may be made pursuant to paragraph 2 of Article 7;


such a solution avoids the double taxation that may otherwise result where there is no


adjustment in the other State pursuant to paragraph 3 of the Article following the first


State’s adjustment pursuant to paragraph 2. Contracting States that wish to achieve


that result may agree bilaterally to add the following paragraph after paragraph 4:


5. A Contracting State shall make no adjustment to the profits that are


attributable to a permanent establishment of an enterprise of one of the Contracting


States after [bilaterally agreed period] from the end of the taxable year in which the


profits would have been attributable to the permanent establishment. The


provisions of this paragraph shall not apply in the case of fraud, gross negligence or


wilful default.


63. There may be cases where the initial adjustment made by one State will not


immediately require a corresponding adjustment to the amount of tax charged on


profits in the other State (e.g. where the initial adjustment by one State of the profits


attributable to the permanent establishment will affect the determination of the


amount of a loss attributable to the rest of the enterprise in the other State). The


competent authorities may, in accordance with the second sentence of paragraph 3,


determine the future impact that the initial adjustment will have on the tax that will


be payable in the other State before that tax is actually levied; in fact, in order to avoid


the problem described in the preceding paragraph, competent authorities may wish to


use the mutual agreement procedure at the earliest opportunity in order to determine


to what extent a corresponding adjustment may be required in the other State at a


later stage.


64. If there is a dispute between the parties concerned over the amount and


character of the appropriate adjustment, the mutual agreement procedure provided for


under Article 25 should be implemented, as is the case for an adjustment under


paragraph 2 of Article 9. Indeed, as shown in the example in paragraph 55 above, if one


of the two Contracting States adjusts the profits attributable to a permanent


establishment without the other State granting a corresponding adjustment to the


extent needed to avoid double taxation, the taxpayer will be able to use the mutual


agreement procedure of paragraph 1 of Article 25, and if necessary the arbitration


provision of paragraph 5 of Article 25, to require the competent authorities to agree


that either the initial adjustment by one State or the failure by the other State to make


a corresponding adjustment is not in accordance with the provisions of the Convention


(the arbitration provision of paragraph 5 of Article 25 will play a critical role in cases


where the competent authorities would otherwise be unable to agree as it will ensure


that the issues that prevent an agreement are resolved through arbitration).
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65. Paragraph 3 only applies to the extent necessary to eliminate the double taxation


of profits that result from the adjustment. Assume, for instance, that the State where


the permanent establishment is situated adjusts the profits that the taxpayer


attributed to the permanent establishment to reflect the fact that the price of a dealing


between the permanent establishment and the rest of the enterprise did not conform


with the arm’s length principle. Assume that the other State also agrees that the price


used by the taxpayer was not at arm’s length. In that case, the combined application of


paragraph 2 and of Article 23 A or 23 B will require that other State to attribute to the


permanent establishment, for the purposes of providing relief of double taxation,


adjusted profits that would reflect an arm’s length price. In such a case, paragraph 3


will only be relevant to the extent that States adopt different interpretations of what


the correct arm’s length price should be.


66. Paragraph 3 only applies with respect to differences in the determination of the


profits attributed to a permanent establishment that result in the same part of the


profits being attributed to different parts of the enterprise in conformity with the


Article. As already explained (see paragraphs 30 and 31 above), Article 7 does not deal


with the computation of taxable income but, instead, with the attribution of profits for


the purpose of the allocation of taxing rights between the two Contracting States. The


Article therefore only serves to allocate revenues and expenses for the purposes of


allocating taxing rights and does not prejudge the issue of which revenues are taxable


and which expenses are deductible, which is a matter of domestic law as long as there


is conformity with paragraph 2. Where the profits attributed to the permanent


establishment are the same in each State, the amount that will be included in the


taxable income on which tax will be levied in each State for a given taxable period may


be different given differences in domestic law rules, e.g. for the recognition of income


and the deduction of expenses. Since these different domestic law rules only apply to


the profits attributed to each State, they do not, by themselves, result in double


taxation for the purposes of paragraph 3.


67. Also, paragraph 3 does not apply to affect the computation of the exemption or


credit under Article 23 A or 23 B except for the purposes of providing what would


otherwise be unavailable double taxation relief for the tax paid to the Contracting State


in which the permanent establishment is situated on the profits that have been


attributed to the permanent establishment in that State. This paragraph will therefore


not apply where these profits have been fully exempted by the other State or where the


tax paid in the first-mentioned State has been fully credited against the other State’s


tax under the domestic law of that other State and in accordance with Article 23 A


or 23 B.


68. Some States may prefer that the cases covered by paragraph 3 be resolved


through the mutual agreement procedure (a failure to do so triggering the application


of the arbitration provision of paragraph 5 of Article 25) if a State does not unilaterally


agree to make a corresponding adjustment, without any deference being given to the


adjusting State’s preferred position as to the arm’s length price or method. These
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States would therefore prefer a provision that would always give the possibility for a


State to negotiate with the adjusting State over the arm’s length price or method to be


applied. States that share that view may prefer to use the following alternative version


of paragraph 3:


Where, in accordance with paragraph 2, a Contracting State adjusts the profits that


are attributable to a permanent establishment of an enterprise of one of the


Contracting States and taxes accordingly profits of the enterprise that have been


charged to tax in the other State, the other Contracting State shall, to the extent


necessary to eliminate double taxation on these profits, make an appropriate


adjustment if it agrees with the adjustment made by the first-mentioned State; if


the other Contracting State does not so agree, the Contracting States shall eliminate


any double taxation resulting therefrom by mutual agreement.


69. This alternative version is intended to ensure that the State being asked to give a


corresponding adjustment would always be able to require that to be done through the


mutual agreement procedure. This version differs significantly from paragraph 3 in


that it does not create a legal obligation on that State to agree to give a corresponding


adjustment, even where it considers the adjustment made by the other State to have


been made in accordance with paragraph 2. The provision would always give the


possibility for a State to negotiate with the other State over what is the most


appropriate arm’s length price or method. Where the State in question does not


unilaterally agree to make the corresponding adjustment, this version of paragraph 3


would ensure that the taxpayer has the right to access the mutual agreement


procedure to have the case resolved. Moreover, where the mutual agreement procedure


is triggered in such a case, the provision imposes a reciprocal legal obligation on the


Contracting States to eliminate the double taxation by mutual agreement even though


it does not provide a substantive standard to govern which State has the obligation to


compromise its position to achieve that mutual agreement. If the two Contracting


States do not reach an agreement to eliminate the double taxation, they will both be in


violation of their treaty obligation. The obligation to eliminate such cases of double


taxation by mutual agreement is therefore stronger than the standard of paragraph 2


of Article 25, which merely requires the competent authorities to “endeavour” to


resolve a case by mutual agreement.


70. If Contracting States agree bilaterally to replace paragraph 3 by the alternative


above, the comments made in paragraphs 66 and 67 as regards paragraph 3 will also


apply with respect to that provision.


Paragraph 4
71. Although it has not been found necessary in the Convention to define the term


“profits”, it should nevertheless be understood that the term when used in this Article


and elsewhere in the Convention has a broad meaning including all income derived in


carrying on an enterprise. Such a broad meaning corresponds to the use of the term


made in the tax laws of most OECD member countries.
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72. Absent paragraph 4, this interpretation of the term “profits” could have given rise


to some uncertainty as to the application of the Convention. If the profits of an


enterprise include categories of income which are dealt with separately in other


Articles of the Convention, e.g. dividends, the question would have arisen as to which


Article should apply to these categories of income, e.g. in the case of dividends, this


Article or Article 10.


73. To the extent that the application of this Article and of the relevant other Article


would result in the same tax treatment, there is little practical significance to this


question. Also, other Articles of the Convention deal specifically with this question


with respect to some types of income (e.g. paragraph 4 of Article 6, paragraph 4 of


Articles 10 and 11, paragraph 3 of Article 12, paragraphs 1 and 2 of Article 17 and


paragraph 2 of Article 21).


74. The question, however, could arise with respect to other types of income and it


has therefore been decided to include a rule of interpretation that ensures that Articles


applicable to specific categories of income will have priority over Article 7. It follows


from this rule that Article 7 will be applicable to business profits which do not belong


to categories of income covered by these other Articles, and, in addition, to income


which under paragraph 4 of Articles 10 and 11, paragraph 3 of Article 12 and


paragraph 2 of Article 21, fall within Article 7. This rule does not, however, govern the


manner in which the income will be classified for the purposes of domestic law; thus,


if a Contracting State may tax an item of income pursuant to other Articles of this


Convention, that State may, for its own domestic tax purposes, characterise such


income as it wishes (i.e. as business profits or as a specific category of income)


provided that the tax treatment of that item of income is in accordance with the


provisions of the Convention. It should also be noted that where an enterprise of a


Contracting State derives income from immovable property through a permanent


establishment situated in the other State, that other State may not tax that income if


it is derived from immovable property situated in the first-mentioned State or in a


third State (see paragraph 4 of the Commentary on Article 21 and paragraphs 9 and 10


of the Commentary on Articles 23 A and 23 B).


75. It is open to Contracting States to agree bilaterally upon special explanations or


definitions concerning the term “profits” with a view to clarifying the distinction


between this term and e.g. the concept of dividends. It may in particular be found


appropriate to do so where in a convention under negotiation a deviation has been


made from the definitions in the Articles on dividends, interest and royalties.


75.1 Emissions trading programmes have been implemented in a number of countries


as part of an international strategy for addressing global warming. Under such


programmes, emissions permits may be required in order to perform certain economic


activities that generate greenhouse gases and credits issued with respect to emission-


reduction or emissions removal projects in other countries may be recognised. Given


the multinational character of certain emissions trading programmes (such as the


European Union Emissions Trading System), these programmes present specific issues


under the Model Tax Convention, most notably the treatment of income from the
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issuance and trading of emissions permits and credits. These issues are examined in


the Committee’s report “Tax treaty issues related to emissions permits/credits”.1 As


explained in that report, income derived from the issuance or trading of emissions


permits and credits is generally covered by Article 7 and Article 13. Under certain


circumstances, however, such income may be covered by Article 6, 8 or 21 (see


paragraph 2.1 of the Commentary on Article 6 and paragraph 14.1 of the Commentary


on Article 8).


76. Finally, it should be noted that two categories of profits that were previously


covered by other Articles of the Convention are now covered by Article 7. First, whilst


the definition of “royalties” in paragraph 2 of Article 12 of the 1963 Draft Convention


and 1977 Model Convention included payments “for the use of, or the right to use,


industrial, commercial, or scientific equipment”, the reference to these payments was


subsequently deleted from that definition in order to ensure that income from the


leasing of industrial, commercial or scientific equipment, including the income from


the leasing of containers, falls under the provisions of Article 7 or Article 8 (see


paragraph 9 of the Commentary on that Article), as the case may be, rather than under


those of Article 12, a result that the Committee on Fiscal Affairs considers appropriate


given the nature of such income.


77. Second, before 2000, income from professional services and other activities of an


independent character was dealt with under a separate Article, i.e. Article 14. The


provisions of that Article were similar to those applicable to business profits but


Article 14 used the concept of fixed base rather than that of permanent establishment


since it had originally been thought that the latter concept should be reserved to


commercial and industrial activities. However, it was not always clear which activities


fell within Article 14 as opposed to Article 7. The elimination of Article 14 in 2000


reflected the fact that there were no intended differences between the concepts of


permanent establishment, as used in Article 7, and fixed base, as used in Article 14, or


between how profits were computed and tax was calculated according to which of


Article 7 or 14 applied. The effect of the deletion of Article 14 is that income derived


from professional services or other activities of an independent character is now dealt


with under Article 7 as business profits. This was confirmed by the addition, in


Article 3, of a definition of the term “business” which expressly provides that this term


includes professional services or other activities of an independent character.


Observations on the Commentary
78. Italy and Portugal deem as essential to take into consideration that — irrespective


of the meaning given to the fourth sentence of paragraph 77 — as far as the method for


computing taxes is concerned, national systems are not affected by the new wording


of the model, i.e. by the elimination of Article 14.


1 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at page
R(25)-1.
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79. [Deleted]


80. [Deleted]


81. [Deleted]


82. Sweden wishes to clarify that it does not consider that the different approaches


for attributing “free” capital that are included in the Report Attribution of Profits to


Permanent Establishments will necessarily lead to a result in accordance with the arm’s


length principle. Consequently, Sweden would, when looking at the facts and


circumstances of each case, in many cases not consider that the amount of interest


deduction resulting from the application of these approaches conforms to the arm’s


length principle. When the different views on attributing “free” capital will lead to


double taxation, the mutual agreement procedure provided for in Article 25 will have


to be used.


83. With reference to paragraphs 27 and 65, the United States wishes to clarify how it


will relieve double taxation arising due to the application of paragraph 2 of Article 7.


Where a taxpayer can demonstrate to the competent authority of the United States


that such double taxation has been left unrelieved after the application of mechanisms


under the United States’ domestic law such as the utilisation of foreign tax credit


limitation created by other transactions, the United States will relieve such additional


double taxation.


84. Turkey does not share the views expressed in paragraph 28 of the Commentary on


Article 7.


Reservations on the Article
85. Australia reserves the right to include a provision that will permit its domestic


law to apply in relation to the taxation of profits from any form of insurance.


86. Australia reserves the right to include a provision clarifying its right to tax a share


of business profits to which a resident of the other Contracting State is beneficially


entitled where those profits are derived by a trustee of a trust estate (other than certain


unit trusts that are treated as companies for Australian tax purposes) from the carrying


on of a business in Australia through a permanent establishment.


87. Korea and Portugal reserve the right to tax persons performing professional


services or other activities of an independent character if they are present on their


territory for a period or periods exceeding in the aggregate 183 days in any twelve


month period, even if they do not have a permanent establishment (or a fixed base)


available to them for the purpose of performing such services or activities.


88. Italy, Portugal and Turkey reserve the right to tax persons performing independent


personal services under a separate article which corresponds to Article 14 as it stood


before its elimination in 2000. In the case of Turkey, the question of whether persons


other than individuals should be included in that article shall be determined by


bilateral negotiations.
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89. The United States reserves the right to amend Article 7 to provide that, in applying


paragraphs 1 and 2 of the Article, any income or gain attributable to a permanent


establishment during its existence may be taxable by the Contracting State in which


the permanent establishment exists even if the payments are deferred until after the


permanent establishment has ceased to exist. The United States also wishes to note


that it reserves the right to apply such a rule, as well, under Articles 10, 11, 12, 13 and


21.


90. Turkey reserves the right to subject income from the leasing of containers to a


withholding tax at source in all cases. In case of the application of Articles 5 and 7 to


such income, Turkey would like to apply the permanent establishment rule to the


simple depot, depot-agency and operational branch cases.


91. Norway and the United States reserve the right to treat income from the use,


maintenance or rental of containers used in international traffic under Article 8 in the


same manner as income from shipping and air transport.


92. Australia and Portugal reserve the right to propose in bilateral negotiations a


provision to the effect that, if the information available to the competent authority of


a Contracting State is inadequate to determine the profits to be attributed to the


permanent establishment of an enterprise, the competent authority may apply to that


enterprise for that purpose the provisions of the taxation law of that State, subject to


the qualification that such law will be applied, so far as the information available to the


competent authority permits, in accordance with the principles of this Article.


93. Mexico reserves the right to tax in the State where the permanent establishment


is situated business profits derived from the sale of goods or merchandise carried out


directly by its home office situated in the other Contracting State, provided that those


goods and merchandise are of the same or similar kind as the ones sold through that


permanent establishment. The Government of Mexico will apply this rule only as a


safeguard against abuse and not as a general “force of attraction” principle; thus, the


rule will not apply when the enterprise proves that the sales have been carried out for


reasons other than obtaining a benefit under the Convention.


94. The Czech Republic reserves the right to add to paragraph 3 a provision limiting


the potential corresponding adjustments to bona fide cases.


95. New Zealand reserves the right to use the previous version of Article 7 taking into


account its observation and reservations on that version (i.e. the version included in


the Model Tax Convention immediately before the 2010 update of the Model Tax


Convention) because it does not agree with the approach reflected in Part I of the 2010


Report Attribution of Profits to Permanent Establishments. It does not, therefore, endorse


the changes to the Commentary on the Article made through that update.


96. Austria, Chile, Greece, Mexico, the Slovak Republic and Turkey reserve the right to use


the previous version of Article 7, i.e. the version that was included in the Model Tax


Convention immediately before the 2010 update of the Model Tax Convention. They do


not, therefore, endorse the changes to the Commentary on the Article made through


that update.
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97. Portugal reserves its right to continue to adopt in its conventions the text of the


Article as it read before 2010 until its domestic law is adapted in order to apply the new


approach.


98. Slovenia reserves the right to specify that a potential adjustment will be made


under paragraph 3 only if it is considered justified.


99. Australia reserves its right to use the previous version of Article 7 taking into


account its observations and reservations on that version (i.e. the version included in


the Model Tax Convention immediately before the 2010 update of the Model Tax


Convention).


100. Latvia reserves the right to use the previous version of Article 7, i.e. the version


that was included in the Model Tax Convention immediately before the 2010 update of


the Model Tax Convention, subject to its positions on that version (see the Annex to the


Non-OECD Economies’ Positions on Article 7).
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ANNEX


PREVIOUS VERSION OF ARTICLE 7 AND ITS COMMENTARY


The following is the text of Article 7 and its Commentary as they read before 22 July 2010.
That previous version of the Article and Commentary is provided below for historical
reference as it will continue to be relevant for the application and interpretation of bilateral
tax conventions concluded before that date.


ARTICLE 7
BUSINESS PROFITS


1. The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that
State unless the enterprise carries on business in the other Contracting State through a
permanent establishment situated therein. If the enterprise carries on business as
aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed in the other State but only so much
of them as is attributable to that permanent establishment.


2. Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting
State carries on business in the other Contracting State through a permanent
establishment situated therein, there shall in each Contracting State be attributed to
that permanent establishment the profits which it might be expected to make if it were
a distinct and separate enterprise engaged in the same or similar activities under the
same or similar conditions and dealing wholly independently with the enterprise of
which it is a permanent establishment.


3. In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed
as deductions expenses which are incurred for the purposes of the permanent
establishment, including executive and general administrative expenses so incurred,
whether in the State in which the permanent establishment is situated or elsewhere.


4. Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits
to be attributed to a permanent establishment on the basis of an apportionment of the
total profits of the enterprise to its various parts, nothing in paragraph 2 shall preclude
that Contracting State from determining the profits to be taxed by such an
apportionment as may be customary; the method of apportionment adopted shall,
however, be such that the result shall be in accordance with the principles contained in
this Article.


5. No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the
mere purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for the
enterprise.


6. For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the
permanent establishment shall be determined by the same method year by year unless
there is good and sufficient reason to the contrary.


7. Where profits include items of income which are dealt with separately in other
Articles of this Convention, then the provisions of those Articles shall not be affected
by the provisions of this Article.
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COMMENTARY ON ARTICLE 7
CONCERNING THE TAXATION OF BUSINESS PROFITS


I. Preliminary remarks


1. This Article is in many respects a continuation of, and a corollary to, Article 5 on
the definition of the concept of permanent establishment. The permanent
establishment criterion is commonly used in international double taxation
conventions to determine whether a particular kind of income shall or shall not
be taxed in the country from which it originates but the criterion does not of
itself provide a complete solution to the problem of the double taxation of business
profits; in order to prevent such double taxation it is necessary to supplement the
definition of permanent establishment by adding to it an agreed set of rules by
reference to which the profits attributable to the permanent establishment are to be
calculated. To put the matter in a slightly different way, when an enterprise of a
Contracting State carries on business in the other Contracting State the authorities of
that second State have to ask themselves two questions before they levy tax on the
profits of the enterprise: the first question is whether the enterprise has a permanent
establishment in their country; if the answer is in the affirmative the second question
is what, if any, are the profits on which that permanent establishment should pay tax.
It is with the rules to be used in determining the answer to this second question that
Article 7 is concerned. Rules for ascertaining the profits of an enterprise of a
Contracting State which is trading with an enterprise of the other Contracting State
when both enterprises are associated are dealt with in Article 9.


2. Articles 7 and 9 are not particularly detailed and were not strikingly novel when
they were adopted by the OECD. The question of what criteria should be used in
attributing profits to a permanent establishment, and of how to allocate profits from
transactions between associated enterprises, has had to be dealt with in a large
number of double taxation conventions and in various models developed by the League
of Nations before the OECD first dealt with it and the solutions adopted have generally
conformed to a standard pattern.


3. It is generally recognised that the essential principles on which this standard
pattern is based are well founded, and, when the OECD first examined that question, it
was thought sufficient to restate them with some slight amendments and
modifications primarily aimed at producing greater clarity. The two Articles
incorporate a number of directives. They do not, nor in the nature of things could they
be expected to, lay down a series of precise rules for dealing with every kind of problem
that may arise when an enterprise of one State makes profits in another. Modern
commerce organises itself in an infinite variety of ways, and it would be quite
impossible within the fairly narrow limits of an Article in a double taxation convention
to specify an exhaustive set of rules for dealing with every kind of problem that may
arise.


4. It must be acknowledged, however, that there has been considerable variation in
the interpretation of the general directives of Article 7 and of the provisions of earlier
conventions and models on which the wording of the Article is based. This lack of a
common interpretation of Article 7 can lead to problems of double taxation and non-
taxation. For that reason, it is important for tax authorities to agree on mutually
consistent methods of dealing with these problems, using, where appropriate, the
mutual agreement procedure provided for in Article 25.
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5. Over the years, the Committee on Fiscal Affairs has therefore spent considerable
time and effort trying to ensure a more consistent interpretation and application of the
rules of the Article. Minor changes to the wording of the Article and a number of
changes to the Commentary were made when the 1977 Model Tax Convention was
adopted. A report that addressed that question in the specific case of banks was
published in 1984.1 In 1987, noting that the determination of profits attributable to a
permanent establishment could give rise to some uncertainty, the Committee
undertook a review of the question which led to the adoption, in 1993, of the report
entitled “Attribution of Income to Permanent Establishments”2 and to subsequent
changes to the Commentary.


6. Despite that work, the practices of OECD and non-OECD countries regarding the
attribution of profits to permanent establishments and these countries’ interpretation
of Article 7 continued to vary considerably. The Committee acknowledged the need to
provide more certainty to taxpayers: in its report Transfer Pricing Guidelines for
Multinational Enterprises and Tax Administrations, adopted in 1995, it indicated that
further work would address the application of the arm’s length principle to permanent
establishments. That work resulted, in 2008, in a report entitled Attribution of Profits to
Permanent Establishments. The approach developed in that report was not constrained by
either the original intent or by the historical practice and interpretation of Article 7.
Instead, the focus has been on formulating the most preferable approach to attributing
profits to a permanent establishment under Article 7 given modern-day multinational
operations and trade.


7. The approach put forward in that Report deals with the attribution of profits both
to permanent establishments in general (Part I of the Report) and, in particular, to
permanent establishments of businesses operating in the financial sector, where
trading through a permanent establishment is widespread (Part II of the Report, which
deals with permanent establishments of banks, Part III, which deals with permanent
establishments of enterprises carrying on global trading and Part IV, which deals with
permanent establishments of enterprises carrying on insurance activities). The
Committee considers that the guidance included in the Report represents a better
approach to attributing profits to permanent establishments than has previously been
available. It does recognise, however, that there are differences between some of the
conclusions of the Report and the interpretation of the Article previously given in this
Commentary. For that reason, this Commentary has been amended to incorporate a
number of conclusions of the Report that did not conflict with the previous version of
this Commentary, which prescribed specific approaches in some areas and left
considerable leeway in others. The Report therefore represents internationally agreed
principles and, to the extent that it does not conflict with this Commentary, provides
guidelines for the application of the arm’s length principle incorporated in the Article.


8. Before 2000, income from professional services and other activities of an
independent character was dealt with under a separate Article, i.e. Article 14. The
provisions of that Article were similar to those applicable to business profits but it used
the concept of fixed base rather than that of permanent establishment since it had
originally been thought that the latter concept should be reserved to commercial and
industrial activities. However, it was not always clear which activities fell within
Article 14 as opposed to Article 7. The elimination of Article 14 in 2000 reflected the fact


1 “The Taxation of Multinational Banking Enterprises”, in Transfer Pricing and Multinational
Enterprises Three Taxation Issues, OECD, Paris, 1984.


2 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at
page R(13)-1.
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that there were no intended differences between the concepts of permanent
establishment, as used in Article 7, and fixed base, as used in Article 14, or between
how profits were computed and tax was calculated according to which of Article 7 or 14
applied. The effect of the deletion of Article 14 is that income derived from professional
services or other activities of an independent character is now dealt with under
Article 7 as business profits. This was confirmed by the addition of a definition of the
term “business” which expressly provides that this term includes professional services
or other activities of an independent character.


II. Commentary on the provisions of the Article


Paragraph 1


9. This paragraph is concerned with two questions. First, it restates the generally
accepted principle of double taxation conventions that an enterprise of one State shall
not be taxed in the other State unless it carries on business in that other State through
a permanent establishment situated therein. It is hardly necessary to argue here the
merits of this principle. It is perhaps sufficient to say that it has come to be accepted in
international fiscal matters that until an enterprise of one State sets up a permanent
establishment in another State it should not properly be regarded as participating in
the economic life of that other State to such an extent that it comes within the
jurisdiction of that other State’s taxing rights.


10. The second principle, which is reflected in the second sentence of the paragraph,
is that the right to tax of the State where the permanent establishment is situated does
not extend to profits that the enterprise may derive from that State but that are not
attributable to the permanent establishment. This is a question on which there have
historically been differences of view, a few countries having some time ago pursued a
principle of general “force of attraction” according to which income such as other
business profits, dividends, interest and royalties arising from sources in their territory
was fully taxable by them if the beneficiary had a permanent establishment therein
even though such income was clearly not attributable to that permanent
establishment. Whilst some bilateral tax conventions include a limited anti-avoidance
rule based on a restricted force of attraction approach that only applies to business
profits derived from activities similar to those carried on by a permanent
establishment, the general force of attraction approach described above has now been
rejected in international tax treaty practice. The principle that is now generally
accepted in double taxation conventions is based on the view that in taxing the profits
that a foreign enterprise derives from a particular country, the tax authorities of that
country should look at the separate sources of profit that the enterprise derives from
their country and should apply to each the permanent establishment test, subject to
the possible application of other Articles of the Convention. This solution allows
simpler and more efficient tax administration and compliance, and is more closely
adapted to the way in which business is commonly carried on. The organisation of
modern business is highly complex. There are a considerable number of companies
each of which is engaged in a wide diversity of activities and is carrying on business
extensively in many countries. A company may set up a permanent establishment in
another country through which it carries on manufacturing activities whilst a different
part of the same company sells different goods or manufactures in that other country
through independent agents. That company may have perfectly valid commercial
reasons for doing so: these may be based, for example, on the historical pattern of its
business or on commercial convenience. If the country in which the permanent
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establishment is situated wished to go so far as to try to determine, and tax, the profit
element of each of the transactions carried on through independent agents, with a view
to aggregating that profit with the profits of the permanent establishment, that
approach would interfere seriously with ordinary commercial activities and would be
contrary to the aims of the Convention.


11. When referring to the part of the profits of an enterprise that is attributable to a
permanent establishment, the second sentence of paragraph 1 refers directly to
paragraph 2, which provides the directive for determining what profits should be
attributed to a permanent establishment. As paragraph 2 is part of the context in which
the sentence must be read, that sentence should not be interpreted in a way that could
contradict paragraph 2, e.g. by interpreting it as restricting the amount of profits that
can be attributed to a permanent establishment to the amount of profits of the
enterprise as a whole. Thus, whilst paragraph 1 provides that a Contracting State may
only tax the profits of an enterprise of the other Contracting State to the extent that
they are attributable to a permanent establishment situated in the first State, it is
paragraph 2 that determines the meaning of the phrase “profits attributable to a
permanent establishment”. In other words, the directive of paragraph 2 may result in
profits being attributed to a permanent establishment even though the enterprise as a
whole has never made profits; conversely, that directive may result in no profits being
attributed to a permanent establishment even though the enterprise as a whole has
made profits.


12. Clearly, however, the Contracting State of the enterprise has an interest in the
directive of paragraph 2 being correctly applied by the State where the permanent
establishment is located. Since that directive applies to both Contracting States, the
State of the enterprise must, in accordance with Article 23, eliminate double taxation
on the profits properly attributable to the permanent establishment. In other words, if
the State where the permanent establishment is located attempts to tax profits that are
not attributable to the permanent establishment under Article 7, this may result in
double taxation of profits that should properly be taxed only in the State of the
enterprise.


13. The purpose of paragraph 1 is to provide limits to the right of one Contracting
State to tax the business profits of enterprises of the other Contracting State. The
paragraph does not limit the right of a Contracting State to tax its own residents under
controlled foreign companies provisions found in its domestic law even though such
tax imposed on these residents may be computed by reference to the part of the profits
of an enterprise that is resident of the other Contracting State that is attributable to
these residents’ participation in that enterprise. Tax so levied by a State on its own
residents does not reduce the profits of the enterprise of the other State and may not,
therefore, be said to have been levied on such profits (see also paragraph 23 of the
Commentary on Article 1 and paragraphs 37 to 39 of the Commentary on Article 10).


Paragraph 2


14. This paragraph contains the central directive on which the attribution of profits
to a permanent establishment is intended to be based. The paragraph incorporates the
view that the profits to be attributed to a permanent establishment are those which
that permanent establishment would have made if, instead of dealing with the rest of
the enterprise, it had been dealing with an entirely separate enterprise under
conditions and at prices prevailing in the ordinary market. This corresponds to the
“arm’s length principle” discussed in the Commentary on Article 9. Normally, the
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profits so determined would be the same profits that one would expect to be
determined by the ordinary processes of good business accountancy.


15. The paragraph requires that this principle be applied in each Contracting State.
Clearly, this does not mean that the amount on which the enterprise will be taxed in
the source State will, for a given period of time, be exactly the same as the amount of
income with respect to which the other State will have to provide relief pursuant to
Article 23 A or 23 B. Variations between the domestic laws of the two States concerning
matters such as depreciation rates, the timing of the recognition of income and
restrictions on the deductibility of certain expenses that are in accordance with
paragraph 3 of this Article will normally result in a different amount of taxable income
in each State.


16. In the great majority of cases, trading accounts of the permanent establishment
— which are commonly available if only because a well-run business organisation is
normally concerned to know what is the profitability of its various branches — will be
used to ascertain the profit properly attributable to that establishment. Exceptionally
there may be no separate accounts (cf. paragraphs 51 to 55 below). But where there are
such accounts they will naturally form the starting point for any processes of
adjustment in case adjustment is required to produce the amount of profits that are
properly attributable to the permanent establishment under the directive contained in
paragraph 2. It should perhaps be emphasised that this directive is no justification to
construct hypothetical profit figures in vacuo; it is always necessary to start with the
real facts of the situation as they appear from the business records of the permanent
establishment and to adjust as may be shown to be necessary the profit figures which
those facts produce. As noted in paragraph 19 below and as explained in paragraph 39
of Part I of the Report Attribution of Profits to Permanent Establishments, however, records
and documentation must satisfy certain requirements in order to be considered to
reflect the real facts of the situation.


17. In order to determine whether such an adjustment is required by paragraph 2, it
will be necessary to determine the profits that would have been realised if the
permanent establishment had been a separate and distinct enterprise engaged in the
same or similar activities under the same or similar conditions and dealing wholly
independently with the rest of the enterprise. Sections D-2 and D-3 of Part I of the
Report Attribution of Profits to Permanent Establishments describe the two-step approach
through which this should be done. This approach will allow the calculation of the
profits attributable to all the activities carried on through the permanent
establishment, including transactions with other independent enterprises,
transactions with associated enterprises and dealings (e.g. the internal transfer of
capital or property or the internal provision of services — see for instance
paragraphs 31 and 32) with other parts of the enterprise (under the second step
referred to above), in accordance with the directive of paragraph 2.


18. The first step of that approach requires the identification of the activities carried
on through the permanent establishment. This should be done through a functional
and factual analysis (the guidance found in the Transfer Pricing Guidelines for
Multinational Enterprises and Tax Administrations1 will be relevant for that purpose).
Under that first step, the economically significant activities and responsibilities
undertaken through the permanent establishment will be identified. This analysis
should, to the extent relevant, consider the activities and responsibilities undertaken


1 The original version of that report was approved by the Council of the OECD on 27 June
1995. Published in a loose-leaf format as Transfer Pricing Guidelines for Multinational
Enterprises and Tax Administrations, OECD, Paris, 1995.
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through the permanent establishment in the context of the activities and
responsibilities undertaken by the enterprise as a whole, particularly those parts of the
enterprise that engage in dealings with the permanent establishment. Under the
second step of that approach, the remuneration of any such dealings will be
determined by applying by analogy the principles developed for the application of the
arm’s length principle between associated enterprises (these principles are articulated
in the Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax Administrations) by
reference to the functions performed, assets used and risk assumed by the enterprise
through the permanent establishment and through the rest of the enterprise.


19. A question that may arise is to what extent accounting records should be relied
upon when they are based on agreements between the head office and its permanent
establishments (or between the permanent establishments themselves). Clearly, such
internal agreements cannot qualify as legally binding contracts. However, to the extent
that the trading accounts of the head office and the permanent establishments are
both prepared symmetrically on the basis of such agreements and that those
agreements reflect the functions performed by the different parts of the enterprise,
these trading accounts could be accepted by tax authorities. Accounts should not be
regarded as prepared symmetrically, however, unless the values of transactions or the
methods of attributing profits or expenses in the books of the permanent
establishment corresponded exactly to the values or methods of attribution in the
books of the head office in terms of the national currency or functional currency in
which the enterprise recorded its transactions. Also, as explained in paragraph 16,
records and documentation must satisfy certain requirements in order to be
considered to reflect the real facts of the situation. For example, where trading
accounts are based on internal agreements that reflect purely artificial arrangements
instead of the real economic functions of the different parts of the enterprise, these
agreements should simply be ignored and the accounts corrected accordingly. One
such case would be where a permanent establishment involved in sales were, under
such an internal agreement, given the role of principal (accepting all the risks and
entitled to all the profits from the sales) when in fact the permanent establishment
concerned was nothing more than an intermediary or agent (incurring limited risks
and entitled to receive only a limited share of the resulting income) or, conversely, were
given the role of intermediary or agent when in reality it was a principal.


20. It may therefore be concluded that accounting records and contemporaneous
documentation that meet the above-mentioned requirements constitute a useful
starting point for the purposes of attributing profits to a permanent establishment.
Taxpayers are encouraged to prepare such documentation, as it may reduce
substantially the potential for controversies. Section D-2 (vi)b) of Part I of the Report
Attribution of Profits to Permanent Establishments discusses the conditions under which
tax administrations would give effect to such documentation.


21. There may be a realisation of a taxable profit when an asset, whether or not
trading stock, forming part of the business property of a permanent establishment
situated within a State’s territory is transferred to a permanent establishment or the
head office of the same enterprise situated in another State. Article 7 allows the former
State to tax profits deemed to arise in connection with such a transfer. Such profits may
be determined as indicated below. In cases where such transfer takes place, whether or
not it is a permanent one, the question arises as to when taxable profits are realised. In
practice, where such property has a substantial market value and is likely to appear on
the balance sheet of the importing permanent establishment or other part of the
enterprise after the taxation year during that in which the transfer occurred, the
realisation of the taxable profits will not, so far as the enterprise as a whole is
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concerned, necessarily take place in the taxation year of the transfer under
consideration. However, the mere fact that the property leaves the purview of a tax
jurisdiction may trigger the taxation of the accrued gains attributable to that property
as the concept of realisation depends on each country’s domestic law.


22. Where the countries in which the permanent establishments operate levy tax on
the profits accruing from an internal transfer as soon as it is made, even when these
profits are not actually realised until a subsequent commercial year, there will be
inevitably a time lag between the moment when tax is paid abroad and the moment it
can be taken into account in the country where the enterprise’s head office is located.
A serious problem is inherent in the time lag, especially when a permanent
establishment transfers fixed assets or — in the event that it is wound up — its entire
operating equipment stock, to some other part of the enterprise of which it forms part.
In such cases, it is up to the head office country to seek, on a case by case basis, a
bilateral solution with the outward country where there is serious risk of overtaxation.


23. Paragraph 3 of Article 5 sets forth a special rule for a fixed place of business that
is a building site or a construction or installation project. Such a fixed place of business
is a permanent establishment only if it lasts more than twelve months. Experience has
shown that these types of permanent establishments can give rise to special problems
in attributing income to them under Article 7.


24. These problems arise chiefly where goods are provided, or services performed, by
the other parts of the enterprise or a related party in connection with the building site
or construction or installation project. Whilst these problems can arise with any
permanent establishment, they are particularly acute for building sites and
construction or installation projects. In these circumstances, it is necessary to pay close
attention to the general principle that income is attributable to a permanent
establishment only when it results from activities carried on by the enterprise through
that permanent establishment.


25. For example, where such goods are supplied by the other parts of the enterprise,
the profits arising from that supply do not result from the activities carried on through
the permanent establishment and are not attributable to it. Similarly, profits resulting
from the provision of services (such as planning, designing, drawing blueprints, or
rendering technical advice) by the parts of the enterprise operating outside the State
where the permanent establishment is located do not result from the activities carried
on through the permanent establishment and are not attributable to it.


26. Where, under paragraph 5 of Article 5, a permanent establishment of an
enterprise of a Contracting State is deemed to exist in the other Contracting State by
reason of the activities of a so-called dependent agent (see paragraph 32 of the
Commentary on Article 5), the same principles used to attribute profits to other types
of permanent establishment will apply to attribute profits to that deemed permanent
establishment. As a first step, the activities that the dependent agent undertakes for
the enterprise will be identified through a functional and factual analysis that will
determine the functions undertaken by the dependent agent both on its own account
and on behalf of the enterprise. The dependent agent and the enterprise on behalf of
which it is acting constitute two separate potential taxpayers. On the one hand, the
dependent agent will derive its own income or profits from the activities that it
performs on its own account for the enterprise; if the agent is itself a resident of either
Contracting State, the provisions of the Convention (including Article 9 if that agent is
an enterprise associated to the enterprise on behalf of which it is acting) will be
relevant to the taxation of such income or profits. On the other hand, the deemed
permanent establishment of the enterprise will be attributed the assets and risks of the
enterprise relating to the functions performed by the dependent agent on behalf of that
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enterprise (i.e. the activities that the dependent agent undertakes for that enterprise),
together with sufficient capital to support those assets and risks. Profits will then be
attributed to the deemed permanent establishment on the basis of those assets, risks
and capital; these profits will be separate from, and will not include, the income or
profits that are properly attributable to the dependent agent itself (see section D-5 of
Part I of the Report Attribution of Profits to Permanent Establishments).


Paragraph 3


27. This paragraph clarifies, in relation to the expenses of a permanent
establishment, the general directive laid down in paragraph 2. The paragraph
specifically recognises that in calculating the profits of a permanent establishment
allowance is to be made for expenses, wherever incurred, that were incurred for the
purposes of the permanent establishment. Clearly in some cases it will be necessary to
estimate or to calculate by conventional means the amount of expenses to be taken
into account. In the case, for example, of general administrative expenses incurred at
the head office of the enterprise, it may be appropriate to take into account a
proportionate part based on the ratio that the permanent establishment’s turnover (or
perhaps gross profits) bears to that of the enterprise as a whole. Subject to this, it is
considered that the amount of expenses to be taken into account as incurred for the
purposes of the permanent establishment should be the actual amount so incurred.
The deduction allowable to the permanent establishment for any of the expenses of the
enterprise attributed to it does not depend upon the actual reimbursement of such
expenses by the permanent establishment.


28. It has sometimes been suggested that the need to reconcile paragraphs 2 and 3
created practical difficulties as paragraph 2 required that prices between the
permanent establishment and the head office be normally charged on an arm’s length
basis, giving to the transferring entity the type of profit which it might have been
expected to make were it dealing with an independent enterprise, whilst the wording
of paragraph 3 suggested that the deduction for expenses incurred for the purposes of
permanent establishments should be the actual cost of those expenses, normally
without adding any profit element.


29. In fact, whilst the application of paragraph 3 may raise some practical
difficulties, especially in relation to the separate enterprise and arm’s length principles
underlying paragraph 2, there is no difference of principle between the two paragraphs.
Paragraph 3 indicates that in determining the profits of a permanent establishment,
certain expenses must be allowed as deductions whilst paragraph 2 provides that the
profits determined in accordance with the rule contained in paragraph 3 relating to the
deduction of expenses must be those that a separate and distinct enterprise engaged in
the same or similar activities under the same or similar conditions would have made.
Thus, whilst paragraph 3 provides a rule applicable for the determination of the profits
of the permanent establishment, paragraph 2 requires that the profits so determined
correspond to the profits that a separate and independent enterprise would have made.


30. Also, paragraph 3 only determines which expenses should be attributed to the
permanent establishment for purposes of determining the profits attributable to that
permanent establishment. It does not deal with the issue of whether those expenses,
once attributed, are deductible when computing the taxable income of the permanent
establishment since the conditions for the deductibility of expenses are a matter to be
determined by domestic law, subject to the rules of Article 24 on Non-discrimination (in
particular, paragraphs 3 and 4 of that Article).
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31. In applying these principles to the practical determination of the profits of a
permanent establishment, the question may arise as to whether a particular cost
incurred by an enterprise can truly be considered as an expense incurred for the
purposes of the permanent establishment, keeping in mind the separate and
independent enterprise principles of paragraph 2. Whilst in general independent
enterprises in their dealings with each other will seek to realise a profit and,
when transferring property or providing services to each other, will charge such prices
as the open market would bear, nevertheless, there are also circumstances where it
cannot be considered that a particular property or service would have been obtainable
from an independent enterprise or when independent enterprises may agree to share
between them the costs of some activity which is pursued in common for their mutual
benefit. In these particular circumstances, it may be appropriate to treat any relevant
costs incurred by the enterprise as an expense incurred for the permanent
establishment. The difficulty arises in making a distinction between these
circumstances and the cases where a cost incurred by an enterprise should not be
considered as an expense of the permanent establishment and the relevant property or
service should be considered, on the basis of the separate and independent enterprises
principle, to have been transferred between the head office and the permanent
establishment at a price including an element of profit. The question must be whether
the internal transfer of property and services, be it temporary or final, is of the same
kind as those which the enterprise, in the normal course of its business, would have
charged to a third party at an arm’s length price, i.e. by normally including in the sale
price an appropriate profit.


32. On the one hand, the answer to that question will be in the affirmative if the
expense is initially incurred in performing a function the direct purpose of which is to
make sales of a specific good or service and to realise a profit through a permanent
establishment. On the other hand, the answer will be in the negative if, on the basis of
the facts and circumstances of the specific case, it appears that the expense is initially
incurred in performing a function the essential purpose of which is to rationalise the
overall costs of the enterprise or to increase in a general way its sales.1


33. Where goods are supplied for resale whether in a finished state or as raw
materials or semi-finished goods, it will normally be appropriate for the provisions of
paragraph 2 to apply and for the supplying part of the enterprise to be allocated a
profit, measured by reference to arm’s length principles. But there may be exceptions
even here. One example might be where goods are not supplied for resale but for
temporary use in the trade so that it may be appropriate for the parts of the enterprise
which share the use of the material to bear only their share of the cost of such material
e.g. in the case of machinery, the depreciation costs that relate to its use by each of
these parts. It should of course be remembered that the mere purchase of goods does
not constitute a permanent establishment (subparagraph 4 d) of Article 5) so that no
question of attribution of profit arises in such circumstances.


34. In the case of intangible rights, the rules concerning the relations between
enterprises of the same group (e.g. payment of royalties or cost sharing arrangements)
cannot be applied in respect of the relations between parts of the same enterprise.
Indeed, it may be extremely difficult to allocate “ownership” of the intangible right
solely to one part of the enterprise and to argue that this part of the enterprise should
receive royalties from the other parts as if it were an independent enterprise. Since


1 Internal transfers of financial assets, which are primarily relevant for banks and other
financial institutions, raise specific issues which have been dealt with in Parts II and III of
the Report Attribution of Profits to Permanent Establishments.
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there is only one legal entity it is not possible to allocate legal ownership to any
particular part of the enterprise and in practical terms it will often be difficult to
allocate the costs of creation exclusively to one part of the enterprise. It may therefore
be preferable for the costs of creation of intangible rights to be regarded as attributable
to all parts of the enterprise which will make use of them and as incurred on behalf of
the various parts of the enterprise to which they are relevant accordingly. In such
circumstances it would be appropriate to allocate between the various parts of the
enterprise the actual costs of the creation or acquisition of such intangible rights, as
well as the costs subsequently incurred with respect to these intangible rights, without
any mark-up for profit or royalty. In so doing, tax authorities must be aware of the fact
that the possible adverse consequences deriving from any research and development
activity (e.g. the responsibility related to the products and damages to the
environment) shall also be allocated to the various parts of the enterprise, therefore
giving rise, where appropriate, to a compensatory charge.


35. The area of services is the one in which difficulties may arise in determining
whether in a particular case a service should be charged between the various parts of a
single enterprise at its actual cost or at that cost plus a mark-up to represent a profit to
the part of the enterprise providing the service. The trade of the enterprise, or part of it,
may consist of the provision of such services and there may be a standard charge for
their provision. In such a case it will usually be appropriate to charge a service at the
same rate as is charged to the outside customer.


36. Where the main activity of a permanent establishment is to provide specific
services to the enterprise to which it belongs and where these services provide a real
advantage to the enterprise and their costs represent a significant part of the expenses
of the enterprise, the host country may require that a profit margin be included in the
amount of the costs. As far as possible, the host country should then try to avoid
schematic solutions and rely on the value of these services in the given circumstances
of each case.


37. However, more commonly the provision of services is merely part of the general
management activity of the company taken as a whole as where, for example, the
enterprise conducts a common system of training and employees of each part of the
enterprise benefit from it. In such a case it would usually be appropriate to treat the
cost of providing the service as being part of the general administrative expenses of the
enterprise as a whole which should be allocated on an actual cost basis to the various
parts of the enterprise to the extent that the costs are incurred for the purposes of that
part of the enterprise, without any mark-up to represent profit to another part of the
enterprise.


38. The treatment of services performed in the course of the general management of
an enterprise raises the question whether any part of the total profits of an enterprise
should be deemed to arise from the exercise of good management. Consider the case of
a company that has its head office in one country but carries on all its business through
a permanent establishment situated in another country. In the extreme case it might
well be that only the directors’ meetings were held at the head office and that all other
activities of the company apart from purely formal legal activities, were carried on in
the permanent establishment. In such a case there is something to be said for the view
that at least part of the profits of the whole enterprise arose from the skillful
management and business acumen of the directors and that part of the profits of the
enterprise ought, therefore, to be attributed to the country in which the head office was
situated. If the company had been managed by a managing agency, then that agency
would doubtless have charged a fee for its services and the fee might well have been a
simple percentage participation in the profits of the enterprise. But whatever the
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theoretical merits of such a course, practical considerations weigh heavily against it. In
the kind of case quoted the expenses of management would, of course, be set against
the profits of the permanent establishment in accordance with the provisions of
paragraph 3, but when the matter is looked at as a whole, it is thought that it would not
be right to go further by deducting and taking into account some notional figure for
“profits of management”. In cases identical to the extreme case mentioned above, no
account should therefore be taken in determining taxable profits of the permanent
establishment of any notional figure such as profits of management.


39. It may be, of course, that countries where it has been customary to allocate some
proportion of the total profits of an enterprise to the head office of the enterprise to
represent the profits of good management will wish to continue to make such an
allocation. Nothing in the Article is designed to prevent this. Nevertheless it follows
from what is said in paragraph 38 above that a country in which a permanent
establishment is situated is in no way required to deduct when calculating the profits
attributable to that permanent establishment an amount intended to represent a
proportionate part of the profits of management attributable to the head office.


40. It might well be that if the country in which the head office of an enterprise is
situated allocates to the head office some percentage of the profits of the enterprise
only in respect of good management, while the country in which the permanent
establishment is situated does not, the resulting total of the amounts charged to tax in
the two countries would be greater than it should be. In any such case the country in
which the head office of the enterprise is situated should take the initiative in
arranging for such adjustments to be made in computing the taxation liability in that
country as may be necessary to ensure that any double taxation is eliminated.


41. The treatment of interest charges raises particular issues. First, there might be
amounts which, under the name of interest, are charged by a head office to its
permanent establishment with respect to internal “loans” by the former to the latter.
Except for financial enterprises such as banks, it is generally agreed that such internal
“interest” need not be recognised. This is because:


— From the legal standpoint, the transfer of capital against payment of interest and
an undertaking to repay in full at the due date is really a formal act incompatible
with the true legal nature of a permanent establishment.


— From the economic standpoint, internal debts and receivables may prove to be
non existent, since if an enterprise is solely or predominantly equity funded it
ought not to be allowed to deduct interest charges that it has manifestly not had
to pay. Whilst, admittedly, symmetrical charges and returns will not distort the
enterprise’s overall profits, partial results may well be arbitrarily changed.


42. For these reasons, the ban on deductions for internal debts and receivables
should continue to apply generally, subject to the special situation of banks, as
mentioned below.


43. A different issue, however, is that of the deduction of interest on debts actually
incurred by the enterprise. Such debts may relate in whole or in part to the activities of
the permanent establishment; indeed, loans contracted by an enterprise will serve
either the head office, the permanent establishment or both. The question that arises
in relation to these debts is how to determine the part of the interest that should be
deducted in computing the profits attributable to the permanent establishment.


44. The approach suggested in this Commentary before 1994, namely the direct and
indirect apportionment of actual debt charges, did not prove to be a practical solution,
notably since it was unlikely to be applied in a uniform manner. Also, it is well known
that the indirect apportionment of total interest payment charges, or of the part of
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interest that remains after certain direct allocations, comes up against practical
difficulties. It is also well known that direct apportionment of total interest expense
may not accurately reflect the cost of financing the permanent establishment because
the taxpayer may be able to control where loans are booked and adjustments may need
to be made to reflect economic reality, in particular the fact that an independent
enterprise would normally be expected to have a certain level of “free” capital.


45. Consequently, the majority of member countries consider that it would be
preferable to look for a practicable solution that would take into account a capital
structure appropriate to both the organization and the functions performed. This
appropriate capital structure will take account of the fact that in order to carry out its
activities, the permanent establishment requires a certain amount of funding made up
of “free” capital and interest bearing debt. The objective is therefore to attribute an
arm’s length amount of interest to the permanent establishment after attributing an
appropriate amount of “free” capital in order to support the functions, assets and risks
of the permanent establishment. Under the arm’s length principle a permanent
establishment should have sufficient capital to support the functions it undertakes, the
assets it economically owns and the risks it assumes. In the financial sector regulations
stipulate minimum levels of regulatory capital to provide a cushion in the event that
some of the risks inherent in the business crystallise into financial loss. Capital
provides a similar cushion against crystallisation of risk in non-financial sectors.


46. As explained in section D-2 (v)b) of Part I of the Report Attribution of Profits to
Permanent Establishments, there are different acceptable approaches for attributing
“free” capital that are capable of giving an arm’s length result. Each approach has its
own strengths and weaknesses, which become more or less material depending on the
facts and circumstances of particular cases. Different methods adopt different starting
points for determining the amount of “free” capital attributable to a permanent
establishment, which either put more emphasis on the actual structure of the
enterprise of which the permanent establishment is a part or alternatively, on the
capital structures of comparable independent enterprises. The key to attributing “free”
capital is to recognise:


— the existence of strengths and weaknesses in any approach and when these are
likely to be present;


— that there is no single arm’s length amount of “free” capital, but a range of
potential capital attributions within which it is possible to find an amount of
“free” capital that can meet the basic principle set out above.


47. It is recognised, however, that the existence of different acceptable approaches
for attributing “free” capital to a permanent establishment which are capable of giving
an arm’s length result can give rise to problems of double taxation. The main concern,
which is especially acute for financial institutions, is that if the domestic law rules of
the State where the permanent establishment is located and of the State of the
enterprise require different acceptable approaches for attributing an arm’s length
amount of free capital to the permanent establishment, the amount of profits
calculated by the State of the permanent establishment may be higher than the
amount of profits calculated by the State of the enterprise for purposes of relief of
double taxation.


48. Given the importance of that issue, the Committee has looked for a practical
solution. OECD member countries have therefore agreed to accept, for the purposes of
determining the amount of interest deduction that will be used in computing double
taxation relief, the attribution of capital derived from the application of the approach
used by the State in which the permanent establishment is located if the following two
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conditions are met: first, if the difference in capital attribution between that State and
the State of the enterprise results from conflicting domestic law choices of capital
attribution methods, and second, if there is agreement that the State in which the
permanent establishment is located has used an authorised approach to the
attribution of capital and there is also agreement that that approach produces a result
consistent with the arm’s length principle in the particular case. OECD member
countries consider that they are able to achieve that result either under their domestic
law, through the interpretation of Articles 7 and 23 or under the mutual agreement
procedure of Article 25 and, in particular, the possibility offered by that Article to
resolve any issues concerning the application or interpretation of their tax treaties.


49. As already mentioned, special considerations apply to internal interest charges
on advances between different parts of a financial enterprise (e.g. a bank), in view of
the fact that making and receiving advances is closely related to the ordinary business
of such enterprises. This problem, as well as other problems relating to the application
of Article 7 to the permanent establishments of banks and enterprises carrying on
global trading, is discussed in Parts II and III of the Report Attribution of Profits to
Permanent Establishments.


50. The determination of the investment assets attributable to a permanent
establishment through which insurance activities are carried on also raises particular
issues, which are discussed in Part IV of the Report.


51. It is usually found that there are, or there can be constructed, adequate accounts
for each part or section of an enterprise so that profits and expenses, adjusted as may
be necessary, can be allocated to a particular part of the enterprise with a considerable
degree of precision. This method of allocation is, it is thought, to be preferred in general
wherever it is reasonably practicable to adopt it. There are, however, circumstances in
which this may not be the case and paragraphs 2 and 3 are in no way intended to imply
that other methods cannot properly be adopted where appropriate in order to arrive at
the profits of a permanent establishment on a “separate enterprise” footing. It may well
be, for example, that profits of insurance enterprises can most conveniently be
ascertained by special methods of computation, e.g. by applying appropriate co-
efficients to gross premiums received from policy holders in the country concerned.
Again, in the case of a relatively small enterprise operating on both sides of the border
between two countries, there may be no proper accounts for the permanent
establishment nor means of constructing them. There may, too, be other cases where
the affairs of the permanent establishment are so closely bound up with those of the
head office that it would be impossible to disentangle them on any strict basis of
branch accounts. Where it has been customary in such cases to estimate the arm’s
length profit of a permanent establishment by reference to suitable criteria, it may well
be reasonable that that method should continue to be followed, notwithstanding that
the estimate thus made may not achieve as high a degree of accurate measurement of
the profit as adequate accounts. Even where such a course has not been customary, it
may, exceptionally, be necessary for practical reasons to estimate the arm’s length
profits based on other methods.


Paragraph 4


52. It has in some cases been the practice to determine the profits to be attributed to
a permanent establishment not on the basis of separate accounts or by making an
estimate of arm’s length profit, but simply by apportioning the total profits of the
enterprise by reference to various formulae. Such a method differs from those
envisaged in paragraph 2, since it contemplates not an attribution of profits on a
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separate enterprise footing, but an apportionment of total profits; and indeed it might
produce a result in figures which would differ from that which would be arrived at by a
computation based on separate accounts. Paragraph 4 makes it clear that such a
method may continue to be employed by a Contracting State if it has been customary
in that State to adopt it, even though the figure arrived at may at times differ to some
extent from that which would be obtained from separate accounts, provided that the
result can fairly be said to be in accordance with the principles contained in the Article.
It is emphasised, however, that in general the profits to be attributed to a permanent
establishment should be determined by reference to the establishment’s accounts if
these reflect the real facts. It is considered that a method of allocation which is based
on apportioning total profits is generally not as appropriate as a method which has
regard only to the activities of the permanent establishment and should be used only
where, exceptionally, it has as a matter of history been customary in the past and is
accepted in the country concerned both by the taxation authorities and taxpayers
generally there as being satisfactory. It is understood that paragraph 4 may be deleted
where neither State uses such a method. Where, however, Contracting States wish to
be able to use a method which has not been customary in the past the paragraph
should be amended during the bilateral negotiations to make this clear.


53. It would not, it is thought, be appropriate within the framework of this
Commentary to attempt to discuss at length the many various methods involving
apportionment of total profits that have been adopted in particular fields for allocating
profits. These methods have been well documented in treatises on international
taxation. It may, however, not be out of place to summarise briefly some of the main
types and to lay down some very general directives for their use.


54. The essential character of a method involving apportionment of total profits is
that a proportionate part of the profits of the whole enterprise is allocated to a part
thereof, all parts of the enterprise being assumed to have contributed on the basis of
the criterion or criteria adopted to the profitability of the whole. The difference
between one such method and another arises for the most part from the varying
criteria used to determine what is the correct proportion of the total profits. It is fair to
say that the criteria commonly used can be grouped into three main categories, namely
those which are based on the receipts of the enterprise, its expenses or its capital
structure. The first category covers allocation methods based on turnover or on
commission, the second on wages and the third on the proportion of the total working
capital of the enterprise allocated to each branch or part. It is not, of course, possible to
say in vacuo that any of these methods is intrinsically more accurate than the others;
the appropriateness of any particular method will depend on the circumstances
to which it is applied. In some enterprises, such as those providing services or
producing proprietary articles with a high profit margin, net profits will depend very
much on turnover. For insurance enterprises it may be appropriate to make an
apportionment of total profits by reference to premiums received from policy holders
in each of the countries concerned. In the case of an enterprise manufacturing goods
with a high cost raw material or labour content, profits may be found to be related more
closely to expenses. In the case of banking and financial concerns the proportion of
total working capital may be the most relevant criterion. It is considered that the
general aim of any method involving apportionment of total profits ought to be to
produce figures of taxable profit that approximate as closely as possible to the figures
that would have been produced on a separate accounts basis, and that it would not be
desirable to attempt in this connection to lay down any specific directive other than
that it should be the responsibility of the taxation authority, in consultation with the
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authorities of other countries concerned, to use the method which in the light of all the
known facts seems most likely to produce that result.


55. The use of any method which allocates to a part of an enterprise a proportion of
the total profits of the whole does, of course, raise the question of the method to be
used in computing the total profits of the enterprise. This may well be a matter which
will be treated differently under the laws of different countries. This is not a problem
which it would seem practicable to attempt to resolve by laying down any rigid rule. It
is scarcely to be expected that it would be accepted that the profits to be apportioned
should be the profits as they are computed under the laws of one particular country;
each country concerned would have to be given the right to compute the profits
according to the provisions of its own laws.


Paragraph 5


56. In paragraph 4 of Article 5 there are listed a number of examples of activities
which, even though carried on at a fixed place of business, are deemed not to be included
in the term “permanent establishment”. In considering rules for the allocation of profits
to a permanent establishment the most important of these examples is the activity
mentioned in paragraph 5 of this Article, i.e. the purchasing office.


57. Paragraph 5 is not, of course, concerned with the organisation established solely
for purchasing; such an organisation is not a permanent establishment and the profits
allocation provisions of this Article would not therefore come into play. The paragraph
is concerned with a permanent establishment which, although carrying on other
business, also carries on purchasing for its head office. In such a case the paragraph
provides that the profits of the permanent establishment shall not be increased by
adding to them a notional figure for profits from purchasing. It follows, of course, that
any expenses that arise from the purchasing activities will also be excluded in
calculating the taxable profits of the permanent establishment.


Paragraph 6


58. This paragraph is intended to lay down clearly that a method of allocation once
used should not be changed merely because in a particular year some other method
produces more favourable results. One of the purposes of a double taxation convention
is to give an enterprise of a Contracting State some degree of certainty about the tax
treatment that will be accorded to its permanent establishment in the other
Contracting State as well as to the part of it in its home State which is dealing with the
permanent establishment; for this reason, paragraph 6 gives an assurance of
continuous and consistent tax treatment.


Paragraph 7


59. Although it has not been found necessary in the Convention to define the term
“profits”, it should nevertheless be understood that the term when used in this Article
and elsewhere in the Convention has a broad meaning including all income derived in
carrying on an enterprise. Such a broad meaning corresponds to the use of the term
made in the tax laws of most OECD member countries.


60. This interpretation of the term “profits”, however, may give rise to some
uncertainty as to the application of the Convention. If the profits of an enterprise
include categories of income which are treated separately in other Articles of the
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Convention, e.g. dividends, it may be asked whether the taxation of those profits is
governed by the special Article on dividends etc., or by the provisions of this Article.


61. To the extent that an application of this Article and the special Article concerned
would result in the same tax treatment, there is little practical significance to this
question. Further, it should be noted that some of the special Articles contain specific
provisions giving priority to a specific Article (cf. paragraph 4 of Article 6, paragraph 4
of Articles 10 and 11, paragraph 3 of Article 12, and paragraph 2 of Article 21).


62. It has seemed desirable, however, to lay down a rule of interpretation in order to
clarify the field of application of this Article in relation to the other Articles dealing
with a specific category of income. In conformity with the practice generally adhered to
in existing bilateral conventions, paragraph 7 gives first preference to the special
Articles on dividends, interest etc. It follows from the rule that this Article will be
applicable to business profits which do not belong to categories of income covered by
the special Articles, and, in addition, to dividends, interest etc. which under
paragraph 4 of Articles 10 and 11, paragraph 3 of Article 12 and paragraph 2 of
Article 21, fall within this Article (cf. paragraphs 12 to 18 of the Commentary on
Article 12 which discuss the principles governing whether, in the particular case of
computer software, payments should be classified as business profits within Article 7
or as a capital gain within Article 13 on the one hand or as royalties within Article 12 on
the other). It is understood that the items of income covered by the special Articles
may, subject to the provisions of the Convention, be taxed either separately, or as
business profits, in conformity with the tax laws of the Contracting States.


63. It is open to Contracting States to agree bilaterally upon special explanations or
definitions concerning the term “profits” with a view to clarifying the distinction
between this term and e.g. the concept of dividends. It may in particular be found
appropriate to do so where in a convention under negotiation a deviation has been
made from the definitions in the special Articles on dividends, interest and royalties. It
may also be deemed desirable if the Contracting States wish to place on notice, that, in
agreement with the domestic tax laws of one or both of the States, the term “profits”
includes special classes of receipts such as income from the alienation or the letting of
a business or of movable property used in a business. In this connection it may have to
be considered whether it would be useful to include also additional rules for the
allocation of such special profits.


64. It should also be noted that, whilst the definition of “royalties” in paragraph 2 of
Article 12 of the 1963 Draft Convention and 1977 Model Convention included payments
“for the use of, or the right to use, industrial, commercial, or scientific equipment”, the
reference to these payments was subsequently deleted from that definition in order to
ensure that income from the leasing of industrial, commercial or scientific equipment,
including the income from the leasing of containers, falls under the provisions of
Article 7 rather than those of Article 12, a result that the Committee on Fiscal Affairs
considers to be appropriate given the nature of such income.


Observations on the Commentary


65. Italy and Portugal deem as essential to take into consideration that — irrespective
of the meaning given to the fourth sentence of paragraph 8 — as far as the method for
computing taxes is concerned, national systems are not affected by the new wording of
the model, i.e. by the elimination of Article 14.


66. Belgium cannot share the views expressed in paragraph 13 of the Commentary.
Belgium considers that the application of controlled foreign companies legislation is
contrary to the provisions of paragraph 1 of Article 7. This is especially the case where
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a Contracting State taxes one of its residents on income derived by a foreign entity by
using a fiction attributing to that resident, in proportion to his participation in the
capital of the foreign entity, the income derived by that entity. By doing so, that State
increases the tax base of its resident by including in it income which has not been
derived by that resident but by a foreign entity which is not taxable in that State in
accordance with paragraph 1 of Article 7. That Contracting State thus disregards the
legal personality of the foreign entity and acts contrary to paragraph 1 of Article 7.


67. Luxembourg does not share the interpretation in paragraph 13 which provides that
paragraph 1 of Article 7 does not restrict a Contracting State’s right to tax its own residents
under controlled foreign companies provisions found in its domestic law as this
interpretation challenges the fundamental principle contained in paragraph 1 of Article 7.


68. With reference to paragraph 13, Ireland notes its general observation in
paragraph 27.5 of the Commentary on Article 1.


69. With regard to paragraph 45, Greece notes that the Greek internal law does not
foresee any rules or methods for attributing “free” capital to permanent
establishments. Concerning loans contracted by an enterprise that relate in whole or in
part to the activities of the permanent establishment, Greece allows as deduction the
part of the interest which corresponds to the amount of a loan contracted by the head
office and actually remitted to the permanent establishment.


70. Portugal wishes to reserve its right not to follow the position expressed in
paragraph 45 of the Commentary on Article 7 except whenever there are specific
domestic provisions foreseeing certain levels of “free” capital for permanent
establishments.


71. With regard to paragraph 46, Sweden wishes to clarify that it does not consider
that the different approaches for attributing “free” capital that the paragraph refers to
as being “acceptable” will necessarily lead to a result in accordance with the arm’s
length principle. Consequently, when looking at the facts and circumstances of each
case in order to determine whether the amount of interest deduction resulting from the
application of these approaches conforms to the arm’s length principle, Sweden in
many cases would not consider that the other States’ approach conforms to the arm’s
length principle. Sweden is of the opinion that double taxation will therefore often
occur, requiring the use of the mutual agreement procedure.


72. Portugal wishes to reserve its right not to follow the “symmetry” approach
described in paragraph 48 of the Commentary on Article 7, insofar as the Portuguese
internal law does not foresee any rules or methods for attributing “free” capital to
permanent establishments. In eliminating double taxation according to Article 23,
Portugal, as the home country, determines the amount of profits attributable to a
permanent establishment according to the domestic law.


73. Germany, Japan and the United States, whilst agreeing to the practical solution
described in paragraph 48, wish to clarify how this agreement will be implemented.
Neither Germany, nor Japan, nor the United States can automatically accept for all
purposes all calculations by the State in which the permanent establishment is located.
In cases involving Germany or Japan, the second condition described in paragraph 48
has to be satisfied through a mutual agreement procedure under Article 25. In the case
of Japan and the United States, a taxpayer who seeks to obtain additional foreign tax
credit limitation must do so through a mutual agreement procedure in which the
taxpayer would have to prove to the Japanese or the United States competent authority,
as the case may be, that double taxation of the permanent establishment profits which
resulted from the conflicting domestic law choices of capital attribution methods has
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been left unrelieved after applying mechanisms under their respective domestic tax
law such as utilisation of foreign tax credit limitation created by other transactions.


74. With reference to paragraphs 6 and 7, New Zealand notes that it does not agree
with the approach put forward on the attribution of profits to permanent
establishments in general, as reflected in Part I of the Report Attribution of Profits to
Permanent Establishments.


Reservations on the Article


75. Australia, Chile1 and New Zealand reserve the right to include a provision that will
permit their domestic law to apply in relation to the taxation of profits from any form
of insurance.


76. Australia and New Zealand reserve the right to include a provision clarifying their
right to tax a share of business profits to which a resident of the other Contracting State
is beneficially entitled where those profits are derived by a trustee of a trust estate
(other than certain unit trusts that are treated as companies for Australian and New
Zealand tax purposes) from the carrying on of a business in Australia or New Zealand,
as the case may be, through a permanent establishment.


77. Korea and Portugal reserve the right to tax persons performing professional
services or other activities of an independent character if they are present on their
territory for a period or periods exceeding in the aggregate 183 days in any twelve
month period, even if they do not have a permanent establishment (or a fixed base)
available to them for the purpose of performing such services or activities.


78. Chile,2 Italy and Portugal reserve the right to tax persons performing independent
personal services under a separate article which corresponds to Article 14 as it stood
before its elimination in 2000.


79. The United States reserves the right to amend Article 7 to provide that, in applying
paragraphs 1 and 2 of the Article, any income or gain attributable to a permanent
establishment during its existence may be taxable by the Contracting State in which
the permanent establishment exists even if the payments are deferred until after the
permanent establishment has ceased to exist. The United States also wishes to note
that it reserves the right to apply such a rule, as well, under Articles 11, 12, 13 and 21.


80. Turkey reserves the right to subject income from the leasing of containers to a
withholding tax at source in all cases. In case of the application of Articles 5 and 7 to
such income, Turkey would like to apply the permanent establishment rule to the
simple depot, depot-agency and operational branches cases.


81. Norway and the United States reserve the right to treat income from the use,
maintenance or rental of containers used in international traffic under Article 8 in the
same manner as income from shipping and air transport.


82. Australia and Portugal reserve the right to propose in bilateral negotiations a
provision to the effect that, if the information available to the competent authority of a
Contracting State is inadequate to determine the profits to be attributed to the
permanent establishment of an enterprise, the competent authority may apply to that
enterprise for that purpose the provisions of the taxation law of that State, subject to
the qualification that such law will be applied, so far as the information available to the
competent authority permits, in accordance with the principles of this Article.


1 Chile was added to this reservation when it joined the OECD in 2010.
2 Chile was added to this reservation when it joined the OECD in 2010.
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83. Mexico reserves the right to tax in the State where the permanent establishment
is situated business profits derived from the sale of goods or merchandise carried out
directly by its home office situated in the other Contracting State, provided that those
goods and merchandise are of the same or similar kind as the ones sold through that
permanent establishment. The Government of Mexico will apply this rule only as a
safeguard against abuse and not as a general “force of attraction” principle; thus, the
rule will not apply when the enterprise proves that the sales have been carried out for
reasons other than obtaining a benefit under the Convention.
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CONCERNING THE TAXATION OF PROFITS FROM
INTERNATIONAL SHIPPING AND AIR TRANSPORT


Paragraph 1
1. The object of paragraph 1 concerning profits from the operation of ships or


aircraft in international traffic is to secure that such profits will be taxed in one


State alone. The provision is based on the principle that the taxing right shall be left


to the Contracting State of the enterprise. The term “international traffic” is


defined in subparagraph e) of paragraph 1 of Article 3.


2. Until 2017, paragraph 1 provided that the taxing right would be left to the


Contracting State in which the place of effective management of the enterprise was


situated. A review of the treaty practices of OECD and non-OECD countries


revealed, however, that the majority of these States preferred to assign the taxing


right to the State of the enterprise and the Article was changed accordingly. Some


States, however, prefer to continue to use the previous formulation and to confer


the exclusive taxing right on the State in which the place of effective management


of the enterprise is situated. Such States are free to substitute a rule on the


following lines:


Profits from the operation of ships or aircraft in international traffic shall be


taxable only in the Contracting State in which the place of effective


management of the enterprise is situated.


3. States wishing to use the alternative formulation in paragraph 2 above may


also want to deal with the particular case where the place of effective management


of the enterprise is aboard a ship, which could be done by adding the following


provision:


If the place of effective management of a shipping enterprise is aboard a ship,


then it shall be deemed to be situated in the Contracting State in which the


home harbour of the ship is situated, or, if there is no such home harbour, in the


Contracting State of which the operator of the ship is a resident.


4. The profits covered consist in the first place of the profits directly obtained by


the enterprise from the transportation of passengers or cargo by ships or aircraft


(whether owned, leased or otherwise at the disposal of the enterprise) that it


operates in international traffic. However, as international transport has evolved,


shipping and air transport enterprises invariably carry on a large variety of


activities to permit, facilitate or support their international traffic operations. The


paragraph also covers profits from activities directly connected with such


operations as well as profits from activities which are not directly connected with


the operation of the enterprise’s ships or aircraft in international traffic as long as


they are ancillary to such operation.
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4.1 Any activity carried on primarily in connection with the transportation, by the


enterprise, of passengers or cargo by ships or aircraft that it operates in international


traffic should be considered to be directly connected with such transportation.


4.2 Activities that the enterprise does not need to carry on for the purposes of its


own operation of ships or aircraft in international traffic but which make a minor


contribution relative to such operation and are so closely related to such operation that


they should not be regarded as a separate business or source of income of the


enterprise should be considered to be ancillary to the operation of ships and aircraft in


international traffic.


4.3 In light of these principles, the following paragraphs discuss the extent to which


paragraph 1 applies with respect to some particular types of activities that may be


carried on by an enterprise engaged in the operation of ships or aircraft in


international traffic.


5. Profits obtained by leasing a ship or aircraft on charter fully equipped, crewed


and supplied must be treated like the profits from the carriage of passengers or cargo.


Otherwise, a great deal of business of shipping or air transport would not come within


the scope of the provision. However, Article 7, and not Article 8, applies to profits from


leasing a ship or aircraft on a bare boat charter basis except when it is an ancillary


activity of an enterprise engaged in the international operation of ships or aircraft.


6. Profits derived by an enterprise from the transportation of passengers or cargo


otherwise than by ships or aircraft that it operates in international traffic are covered


by the paragraph to the extent that such transportation is directly connected with the


operation, by that enterprise, of ships or aircraft in international traffic or is an


ancillary activity. One example would be that of an enterprise engaged in international


transport that would have some of its passengers or cargo transported internationally


by ships or aircraft operated by other enterprises, e.g. under code-sharing or slot-


chartering arrangements or to take advantage of an earlier sailing. Another example


would be that of an airline company that operates a bus service connecting a town with


its airport primarily to provide access to and from that airport to the passengers of its


international flights.


7. A further example would be that of an enterprise that transports passengers or


cargo by ships or aircraft operated in international traffic which undertakes to have


those passengers or that cargo picked up in the country where the transport originates


or transported or delivered in the country of destination by any mode of inland


transportation operated by other enterprises. In such a case, any profits derived by the


first enterprise from arranging such transportation by other enterprises are covered by


the paragraph even though the profits derived by the other enterprises that provide


such inland transportation would not be.


8. An enterprise will frequently sell tickets on behalf of other transport enterprises


at a location that it maintains primarily for purposes of selling tickets for


transportation on ships or aircraft that it operates in international traffic. Such sales of


tickets on behalf of other enterprises will either be directly connected with voyages
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aboard ships or aircraft that the enterprise operates (e.g. sale of a ticket issued by


another enterprise for the domestic leg of an international voyage offered by the


enterprise) or will be ancillary to its own sales. Profits derived by the first enterprise


from selling such tickets are therefore covered by the paragraph.


8.1 Advertising that the enterprise may do for other enterprises in magazines


offered aboard ships or aircraft that it operates or at its business locations (e.g. ticket


offices) is ancillary to its operation of these ships or aircraft and profits generated by


such advertising fall within the paragraph.


9. Containers are used extensively in international transport. Such containers


frequently are also used in inland transport. Profits derived by an enterprise engaged


in international transport from the lease of containers are usually either directly


connected or ancillary to its operation of ships or aircraft in international traffic and in


such cases fall within the scope of the paragraph. The same conclusion would apply


with respect to profits derived by such an enterprise from the short-term storage of


such containers (e.g. where the enterprise charges a customer for keeping a loaded


container in a warehouse pending delivery) or from detention charges for the late


return of containers.


10. An enterprise that has assets or personnel in a foreign country for purposes of


operating its ships or aircraft in international traffic may derive income from providing


goods or services in that country to other transport enterprises. This would include (for


example) the provision of goods and services by engineers, ground and equipment-


maintenance staff, cargo handlers, catering staff and customer services personnel.


Where the enterprise provides such goods to, or performs services for, other


enterprises and such activities are directly connected or ancillary to the enterprise’s


operation of ships or aircraft in international traffic, the profits from the provision of


such goods or services to other enterprises will fall under the paragraph.


10.1 For example, enterprises engaged in international transport may enter into


pooling arrangements for the purposes of reducing the costs of maintaining facilities


needed for the operation of their ships or aircraft in other countries. For instance,


where an airline enterprise agrees, under an International Airlines Technical Pool


agreement, to provide spare parts or maintenance services to other airlines landing at


a particular location (which allows it to benefit from these services at other locations),


activities carried on pursuant to that agreement will be ancillary to the operation of


aircraft in international traffic.


11. [Deleted]


12. The paragraph does not apply to a shipbuilding yard operated in one country by


a shipping enterprise having its place of effective management in another country.


13. [Renumbered]


14. Investment income of shipping or air transport enterprises (e.g. income from


stocks, bonds, shares or loans) is to be subjected to the treatment ordinarily applied to


this class of income, except where the investment that generates the income is made
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as an integral part of the carrying on of the business of operating the ships or aircraft


in international traffic in the Contracting State so that the investment may be


considered to be directly connected with such operation. Thus, the paragraph would


apply to interest income generated, for example, by the cash required in a Contracting


State for the carrying on of that business or by bonds posted as security where this is


required by law in order to carry on the business: in such cases, the investment is


needed to allow the operation of the ships or aircraft at that location. The paragraph


would not apply, however, to interest income derived in the course of the handling of


cash-flow or other treasury activities for permanent establishments of the enterprise


to which the income is not attributable or for associated enterprises, regardless of


whether these are located within or outside that Contracting State, or for the head


office (centralisation of treasury and investment activities), nor would it apply to


interest income generated by the short-term investment of the profits generated by the


local operation of the business where the funds invested are not required for that


operation.


14.1 Enterprises engaged in the operation of ships or aircraft in international traffic


may be required to acquire and use emissions permits and credits for that purpose (the


nature of these permits and credits is explained in paragraph 75.1 of the Commentary


on Article 7). Paragraph 1 applies to income derived by such enterprises with respect to


such permits and credits where such income is an integral part of carrying on the


business of operating ships or aircraft in international traffic, e.g. where permits are


acquired for the purpose of operating ships or aircraft or where permits acquired for


that purpose are subsequently traded when it is realised that they will not be needed.


Operation of boats engaged in inland waterways transport


15. States wishing to apply the same treatment to transport on rivers, canals and


lakes as to shipping and air transport in international traffic can do so by including the


following provision in their bilateral treaties:


Profits of an enterprise of a Contracting State from the operation of boats engaged


in inland waterways transport shall be taxable only in that State.


16. The above provision would apply not only to inland waterways transport


between two or more countries (in which case it would overlap with paragraph 1), but


also to inland waterways transport carried on by an enterprise of one State between


two points in another State. The alternative formulation set forth in paragraph 2 above


according to which the taxing right would be granted to the State in which the place of


effective management of the enterprise is situated also applies to the above provision.


If this alternative provision is used, it would be appropriate to add a reference to “boats


engaged in inland waterways transport” in paragraph 3 of Articles 13 and 22 in order to


ensure that such boats are treated in the same way as ships and aircraft operated in


international traffic (see also paragraph 9.3 of the Commentary on Article 15). Also, the


principles and examples included in paragraphs 4 and 14 above would be applicable,


with the necessary adaptations, for purposes of determining which profits may be


considered to be derived from the operation of boats engaged in inland waterways
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transport. Specific tax problems which may arise in connection with inland waterways


transport, in particular between adjacent countries, could also be settled specially by


bilateral agreement.


17. Whilst the above alternative provision uses the word “boat” with respect to


inland waterways transport, this reflects a traditional distinction that should not be


interpreted to restrict in any way the meaning of the word “ship” used throughout the


Convention, which is intended to be given a wide meaning that covers any vessel used


for water navigation.


18. It may also be agreed bilaterally that profits from the operation of vessels


engaged in fishing, dredging or hauling activities on the high seas be treated as income


falling under this Article.


Enterprises not exclusively engaged in shipping or air transport


19. It follows from the wording of paragraph 1 that enterprises not exclusively


engaged in shipping or air transport nevertheless come within the provisions of that


paragraph as regards profits arising to them from the operation of ships or aircraft


belonging to them.


20. If such an enterprise has in a foreign country permanent establishments


exclusively concerned with the operation of its ships or aircraft, there is no reason to


treat such establishments differently from the permanent establishments of


enterprises engaged exclusively in shipping or air transport.


21. Nor does any difficulty arise in applying the provisions of paragraph 1 if the


enterprise has in another State a permanent establishment which is not exclusively


engaged in shipping or air transport. If its goods are carried in its own ships to a


permanent establishment belonging to it in a foreign country, it is right to say that


none of the profit obtained by the enterprise through acting as its own carrier can


properly be taxed in the State where the permanent establishment is situated. The


same must be true even if the permanent establishment maintains installations for


operating the ships or aircraft (e.g. consignment wharves) or incurs other costs in


connection with the carriage of the enterprise’s goods (e.g. staff costs). In this case,


even though certain functions related to the operation of ships and aircraft in


international traffic may be performed by the permanent establishment, the profits


attributable to these functions are taxable exclusively in the State to which the


enterprise belongs. Any expenses, or part thereof, incurred in performing such


functions must be deducted in computing that part of the profit that is not taxable in


the State where the permanent establishment is located and will not, therefore, reduce


the part of the profits attributable to the permanent establishment which may be taxed


in that State pursuant to Article 7.


22. Where ships or aircraft are operated in international traffic, the application of


the alternative formulation in paragraph 2 above to the profits arising from such


operation will not be affected by the fact that the ships or aircraft are operated by a


permanent establishment which is not the place of effective management of the whole
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enterprise; thus, even if such profits could be attributed to the permanent


establishment under Article 7, they will only be taxable in the State in which the place


of effective management of the enterprise is situated (a result that is confirmed by


paragraph 4 of Article 7).


Paragraph 2
23. Various forms of international co-operation exist in shipping or air transport. In


this field international co-operation is secured through pooling agreements or other


conventions of a similar kind which lay down certain rules for apportioning the


receipts (or profits) from the joint business.


24. In order to clarify the taxation position of the participant in a pool, joint business


or in an international operating agency and to cope with any difficulties which may


arise the Contracting States may bilaterally add the following, if they find it necessary:


... but only to so much of the profits so derived as is attributable to the participant in


proportion to its share in the joint operation.


25. [Renumbered and amended]


Observations on the Commentary
26. [Renumbered and amended]


27. [Deleted]


28. Greece and Portugal reserve their position as to the application of this Article to


income from ancillary activities (see paragraphs 4 to 10.1, 14 and 14.1).


29. Germany, Greece, Mexico and Turkey reserve their position as to the application of


the Article to income from inland transportation of passengers or cargo and from


container services (see paragraphs 4, 6, 7 and 9 above).


30. Greece will apply Article 12 to payments from leasing a ship or aircraft on a


bareboat charter basis.


Reservations on the Article
31. Canada, Hungary, Mexico and New Zealand reserve the right to tax as profits from


internal traffic, profits from the carriage of passengers or cargo taken on board at one


place in a respective country for discharge at another place in the same country. New


Zealand also reserves the right to tax as profits from internal traffic profits from other


coastal and continental shelf activities.


32. Latvia reserves the right in exceptional cases to apply the permanent


establishment rule in relation to profits derived from the operation of ships in


international traffic.


33. Denmark, Norway and Sweden reserve the right to insert special provisions


regarding profits derived by the air transport consortium Scandinavian Airlines System


(SAS).
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34. [Deleted]


35. In view of its particular situation in relation to shipping, Greece will retain its


freedom of action with regard to the provisions in the Convention relating to profits


from the operation of ships in international traffic.


36. Mexico reserves the right to tax at source profits derived from the provision of


accommodation.


37. [Deleted]


38. Australia reserves the right to tax profits from the carriage of passengers or cargo


taken on board at one place in Australia for discharge in Australia.


39. The United States reserves the right to include within the scope of paragraph 1,


income from the rental of ships and aircraft on a full basis, and on a bareboat basis if


either the ships or aircraft are operated in international traffic by the lessee, or if the


rental income is incidental to profits from the operation of ships or aircraft in


international traffic. The United States also reserves the right to include within the


scope of the paragraph, income from the use, maintenance or rental of containers used


in international traffic.


40. The Slovak Republic reserves the right to tax under Article 12 profits from the


leasing of ships, aircraft and containers.


41. Ireland reserves the right to include within the scope of the Article income from


the rental of ships or aircraft on a bareboat basis if either the ships or aircraft are


operated in international traffic by the lessee or if the rental income is incidental to


profits from the operation of ships or aircraft in international traffic.


42. Turkey reserves the right to broaden the scope of the Article to cover transport by


road vehicle and to make a corresponding change to the definition of “international


traffic” in Article 3.


43. Latvia reserves the right to include a provision that will ensure that profits from


the leasing of ships or aircraft on a bare boat basis and from the leasing of containers


will be treated in the same way as income covered by paragraph 1 when such profits


are incidental to international transportation.
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COMMENTARY ON ARTICLE 9
CONCERNING THE TAXATION OF ASSOCIATED ENTERPRISES


1. This Article deals with adjustments to profits that may be made for tax


purposes where transactions have been entered into between associated


enterprises (parent and subsidiary companies and companies under common


control) on other than arm’s length terms. The Committee has spent considerable


time and effort (and continues to do so) examining the conditions for the


application of this Article, its consequences and the various methodologies which


may be applied to adjust profits where transactions have been entered into on


other than arm’s length terms. Its conclusions are set out in the report entitled


Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax Administrations,1 which


is periodically updated to reflect the progress of the work of the Committee in this


area. That report represents internationally agreed principles and provides


guidelines for the application of the arm’s length principle of which the Article is


the authoritative statement.


Paragraph 1
2. This paragraph provides that the taxation authorities of a Contracting State


may, for the purpose of calculating tax liabilities of associated enterprises, re-write


the accounts of the enterprises if, as a result of the special relations between the


enterprises, the accounts do not show the true taxable profits arising in that State.


It is evidently appropriate that adjustment should be sanctioned in such


circumstances. The provisions of this paragraph apply only if special conditions


have been made or imposed between the two enterprises. No re-writing of the


accounts of associated enterprises is authorised if the transactions between such


enterprises have taken place on normal open market commercial terms (on an


arm’s length basis).


3. As discussed in the Committee on Fiscal Affairs’ Report on “Thin


Capitalisation”,2 there is an interplay between tax treaties and domestic rules on


thin capitalisation relevant to the scope of the Article. The Committee considers


that:


a) the Article does not prevent the application of national rules on thin


capitalisation insofar as their effect is to assimilate the profits of the


borrower to an amount corresponding to the profits which would have


accrued in an arm’s length situation;


1 The original version of that report was approved by the Council of the OECD on
27 June 1995. Published in a loose-leaf format as Transfer Pricing Guidelines for
Multinational Enterprises and Tax Administrations, OECD, Paris, 1995.


2 Adopted by the Council of the OECD on 26 November 1986 and reproduced in
Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at page R(4)-1.
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b) the Article is relevant not only in determining whether the rate of interest


provided for in a loan contract is an arm’s length rate, but also whether a prima


facie loan can be regarded as a loan or should be regarded as some other kind of


payment, in particular a contribution to equity capital;


c) the application of rules designed to deal with thin capitalisation should


normally not have the effect of increasing the taxable profits of the relevant


domestic enterprise to more than the arm’s length profit, and that this principle


should be followed in applying existing tax treaties.


4. The question arises as to whether special procedural rules which some countries


have adopted for dealing with transactions between related parties are consistent with


the Convention. For instance, it may be asked whether the reversal of the burden of


proof or presumptions of any kind which are sometimes found in domestic laws are


consistent with the arm’s length principle. A number of countries interpret the Article


in such a way that it by no means bars the adjustment of profits under national law


under conditions that differ from those of the Article and that it has the function of


raising the arm’s length principle at treaty level. Also, almost all member countries


consider that additional information requirements which would be more stringent


than the normal requirements, or even a reversal of the burden of proof, would not


constitute discrimination within the meaning of Article 24. However, in some cases the


application of the national law of some countries may result in adjustments to profits


at variance with the principles of the Article. Contracting States are enabled by the


Article to deal with such situations by means of corresponding adjustments (see


below) and under mutual agreement procedures.


Paragraph 2
5. The re-writing of transactions between associated enterprises in the situation


envisaged in paragraph 1 may give rise to economic double taxation (taxation of the


same income in the hands of different persons), insofar as an enterprise of State A


whose profits are revised upwards will be liable to tax on an amount of profit which


has already been taxed in the hands of its associated enterprise in State B. Paragraph 2


provides that in these circumstances, State B shall make an appropriate adjustment so


as to relieve the double taxation.


6. It should be noted, however, that an adjustment is not automatically to be made


in State B simply because the profits in State A have been increased; the adjustment is


due only if State B considers that the figure of adjusted profits correctly reflects what


the profits would have been if the transactions had been at arm’s length. In other


words, the paragraph may not be invoked and should not be applied where the profits


of one associated enterprise are increased to a level which exceeds what they would


have been if they had been correctly computed on an arm’s length basis. State B is


therefore committed to make an adjustment of the profits of the affiliated company


only if it considers that the adjustment made in State A is justified both in principle


and as regards the amount.
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6.1 Under the domestic laws of some countries, a taxpayer may be permitted under


appropriate circumstances to amend a previously-filed tax return to adjust the price


for a transaction between associated enterprises in order to report a price that is, in the


taxpayer’s opinion, an arm’s length price. Where they are made in good faith, such


adjustments may facilitate the reporting of taxable income by taxpayers in accordance


with the arm’s length principle. However, economic double taxation may occur, for


example, if such a taxpayer-initiated adjustment increases the profits of an enterprise


of one Contracting State but there is no appropriate corresponding adjustment to the


profits of the associated enterprise in the other Contracting State. The elimination of


such double taxation is within the scope of paragraph 2. Indeed, to the extent that


taxes have been levied on the increased profits in the first-mentioned State, that State


may be considered to have included in the profits of an enterprise of that State, and to


have taxed, profits on which an enterprise of the other State has been charged to tax.


In these circumstances, Article 25 enables the competent authorities of the


Contracting States to consult together to eliminate the double taxation; the competent


authorities may accordingly, if necessary, use the mutual agreement procedure to


determine whether the initial adjustment met the conditions of paragraph 1 and, if


that is the case, to determine the amount of the appropriate adjustment to the amount


of the tax charged in the other State on those profits so as to relieve the double


taxation.


7. The paragraph does not specify the method by which an adjustment is to be


made. OECD member countries use different methods to provide relief in these


circumstances and it is therefore left open for Contracting States to agree bilaterally on


any specific rules which they wish to add to the Article. Some States, for example,


would prefer the system under which, where the profits of enterprise X in State A are


increased to what they would have been on an arm’s length basis, the adjustment


would be made by re-opening the assessment on the associated enterprise Y in State B


containing the doubly taxed profits in order to reduce the taxable profit by an


appropriate amount. Some other States, on the other hand, would prefer to provide


that, for the purposes of Article 23, the doubly taxed profits should be treated in the


hands of enterprise Y of State B as if they may be taxed in State A; accordingly, the


enterprise of State B is entitled to relief in State B, under Article 23, in respect of tax


paid by its associate enterprise in State A.


8. It is not the purpose of the paragraph to deal with what might be called


“secondary adjustments”. Suppose that an upward revision of taxable profits of


enterprise X in State A has been made in accordance with the principle laid down in


paragraph 1 and suppose also that an adjustment is made to the profits of enterprise Y


in State B in accordance with the principle laid down in paragraph 2. The position has


still not been restored exactly to what it would have been had the transactions taken


place at arm’s length prices because, as a matter of fact, the money representing the


profits which are the subject of the adjustment is found in the hands of enterprise Y


instead of in those of enterprise X. It can be argued that if arm’s length pricing had


operated and enterprise X had subsequently wished to transfer these profits to
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enterprise Y, it would have done so in the form of, for example, a dividend or a royalty


(if enterprise Y were the parent of enterprise X) or in the form of, for example, a loan (if


enterprise X were the parent of enterprise Y) and that in those circumstances there


could have been other tax consequences (e.g. the operation of a withholding tax)


depending upon the type of income concerned and the provisions of the Article dealing


with such income.


9. These secondary adjustments, which would be required to establish the


situation exactly as it would have been if transactions had been at arm’s length,


depend on the facts of the individual case. It should be noted that nothing in


paragraph 2 prevents such secondary adjustments from being made where they are


permitted under the domestic laws of Contracting States.


10. The paragraph also leaves open the question whether there should be a period of


time after the expiration of which State B would not be obliged to make an appropriate


adjustment to the profits of enterprise Y following an upward revision of the profits of


enterprise X in State A. Some States consider that State B’s commitment should be


open-ended — in other words, that however many years State A goes back to revise


assessments, enterprise Y should in equity be assured of an appropriate adjustment in


State B. Other States consider that an open-ended commitment of this sort is


unreasonable as a matter of practical administration. In the circumstances, therefore,


this problem has not been dealt with in the text of the Article; but Contracting States


are left free in bilateral conventions to include, if they wish, provisions dealing with the


length of time during which State B is to be under obligation to make an appropriate


adjustment (see on this point paragraphs 39, 40 and 41 of the Commentary on


Article 25). Contracting States may also wish to address this issue through a provision


limiting the length of time during which a primary adjustment may be made pursuant


to paragraph 1; such a solution avoids the economic double taxation that may


otherwise result where there is no corresponding adjustment following the primary


adjustment. Contracting States that wish to achieve that result may agree bilaterally to


add the following paragraph after paragraph 2:


3. A Contracting State shall not include in the profits of an enterprise, and tax


accordingly, profits that would have accrued to the enterprise but by reason of the


conditions referred to in paragraph 1 have not so accrued, after [bilaterally agreed


period] from the end of the taxable year in which the profits would have accrued to


the enterprise. The provisions of this paragraph shall not apply in the case of fraud,


gross negligence or wilful default.


11. If there is a dispute between the parties concerned over the amount and


character of the appropriate adjustment, the mutual agreement procedure provided for


under Article 25 should be implemented; the Commentary on that Article contains a


number of considerations applicable to adjustments of the profits of associated


enterprises carried out on the basis of the present Article (following, in particular,


adjustment of transfer prices) and to the corresponding adjustments which must then


be made in pursuance of paragraph 2 thereof (see in particular paragraphs 10, 11, 12,


33, 34, 40 and 41 of the Commentary on Article 25).
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12. [Renumbered]


13. [Deleted]


14. [Deleted]


Observation on the Commentary
15. The United States observes that there may be reasonable ways to address cases of


thin capitalisation other than changing the character of the financial instrument from


debt to equity and the character of the payment from interest to a dividend. For


instance, in appropriate cases, the character of the instrument (as debt) and the


character of the payment (as interest) may be unchanged, but the taxing State may


defer the deduction for interest paid that otherwise would be allowed in computing the


borrower’s net income.


Reservations on the Article
16. The Czech Republic reserves the right not to insert paragraph 2 in its conventions


but is prepared in the course of negotiations to accept this paragraph and at the same


time to add a third paragraph limiting the potential corresponding adjustment to bona


fide cases.


17. [Deleted]


17.1 Italy reserves the right to insert in its treaties a provision according to which it


will make adjustments under paragraph 2 of Article 9 only in accordance with the


procedure provided for by the mutual agreement article of the relevant treaty.


18. Australia reserves the right to propose a provision to the effect that, if the


information available to the competent authority of a Contracting State is inadequate


to determine the profits to be attributed to an enterprise, the competent authority may


apply to that enterprise for that purpose the provisions of the taxation law of that


State, subject to the qualification that such law will be applied, as far as the


information available to the competent authority permits, in accordance with the


principles of this Article.


19. Hungary and Slovenia reserve the right to specify in paragraph 2 that a correlative


adjustment will be made only if they consider that the primary adjustment is justified.
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CONCERNING THE TAXATION OF DIVIDENDS


I. Preliminary remarks


1. By “dividends” is generally meant the distribution of profits to the


shareholders by companies limited by shares,1 limited partnerships with share


capital,2 limited liability companies3 or other joint stock companies.4 Under the


laws of the OECD member countries, such joint stock companies are legal entities


with a separate juridical personality distinct from all their shareholders. On this


point, they differ from partnerships insofar as the latter do not have juridical


personality in most countries.


2. Many States consider that the profits of a business carried on by a


partnership are the partners’ profits derived from their own exertions; for them


they are business profits. So these States treat the partnership as fiscally


transparent and the partners are ordinarily taxed personally on their share of the


partnership capital and partnership profits.


3. The position is different for the shareholder; he is not a trader and the


company’s profits are not his; so they cannot be attributed to him. He is personally


taxable only on those profits which are distributed by the company (apart from the


provisions in certain countries’ laws relating to the taxation of undistributed profits


in special cases). From the shareholders’ standpoint, dividends are income from the


capital which they have made available to the company as its shareholders.


II. Commentary on the provisions of the Article


Paragraph 1
4. Paragraph 1 does not prescribe the principle of taxation of dividends either


exclusively in the State of the beneficiary’s residence or exclusively in the State


of which the company paying the dividends is a resident.


5. Taxation of dividends exclusively in the State of source is not acceptable as a


general rule. Furthermore, there are some States which do not have taxation of


dividends at the source, while as a general rule, all the States tax residents in


respect of dividends they receive from non-resident companies.


6. On the other hand, taxation of dividends exclusively in the State of the


beneficiary’s residence is not feasible as a general rule. It would be more in keeping


with the nature of dividends, which are investment income, but it would be


1 Sociétés anonymes.


2 Sociétés en commandite par actions.


3 Sociétés à responsabilité limitée.


4 Sociétés de capitaux.
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unrealistic to suppose that there is any prospect of it being agreed that all taxation of


dividends at the source should be relinquished.


7. For this reason, paragraph 1 states simply that dividends may be taxed in the


State of the beneficiary’s residence. The term “paid” has a very wide meaning, since the


concept of payment means the fulfilment of the obligation to put funds at the disposal


of the shareholder in the manner required by contract or by custom.


8. The Article deals only with dividends paid by a company which is a resident of a


Contracting State and does not, therefore, apply to dividends paid by a company which


is a resident of a third State. Dividends paid by a company which is a resident of a


Contracting State which are attributable to a permanent establishment which an


enterprise of that State has in the other Contracting State may be taxed by the first-


mentioned State under paragraph 2 but may also be taxed by the other State under


paragraph 1 of Article 7 (see paragraphs 9 and 9.1 of the Commentary on Articles 23 A


and 23 B concerning relief of double taxation in such cases).


Paragraph 2
9. Paragraph 2 reserves a right to tax to the State of source of the dividends, i.e. to


the State of which the company paying the dividends is a resident; this right to tax,


however, is limited considerably. Under subparagraph b), the rate of tax is limited to


15 per cent, which appears to be a reasonable maximum figure. A higher rate could


hardly be justified since the State of source can already tax the company’s profits.


10. On the other hand, a lower rate (5 per cent) is expressly provided by subparagraph a)


in respect of dividends paid by a subsidiary company to its parent company. If a


company of one of the States owns directly, throughout a 365 day period that includes


the day of the payment of a dividend, a holding of at least 25 per cent in a company of


the other State, it is reasonable that the payment of that dividend by the subsidiary to


the foreign parent company should be taxed less heavily to avoid recurrent taxation and


to facilitate international investment. The realisation of this intention depends on the


fiscal treatment of the dividends in the State of which the parent company is a resident


(see paragraphs 49 to 54 of the Commentary on Articles 23 A and 23 B).


11. Before 2017, subparagraph a) of paragraph 2 referred to a company “other than a


partnership”. That exception was deleted in recognition of the fact that if a partnership


is treated as a company for tax purposes by the Contracting State in which it is


established, it is appropriate for the other State to grant the benefits of subparagraph a)


to that partnership. Indeed, an entity or arrangement (e.g. a partnership) that is treated


as a company for tax purposes qualifies as a company under the definition in


subparagraph b) of paragraph 1 of Article 3 and, to the extent that it is a resident of a


Contracting State, is therefore entitled to the benefits of subparagraph a)


of paragraph 2 with respect to dividends paid by a company resident of the other State,


as long as it holds directly at least 25 per cent of the capital of that company. This


conclusion holds true regardless of the fact that the State of source of the dividends


may regard that entity or arrangement as fiscally transparent. That conclusion is


confirmed by the provision on fiscally transparent entities in paragraph 2 of Article 1.
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11.1 That provision also ensures that the part of the dividend received by a fiscally


transparent entity or arrangement that is treated as the income of a member of that


entity or arrangement for purposes of taxation by the State of residence of that


member will be considered as a dividend paid to that member for the purposes of


Article 10 (see paragraph 12 of the Commentary on Article 1). Where, for example, a


company resident of State A pays a dividend to a partnership that State B treats as a


transparent entity, the part of that dividend that State B treats as the income of a


partner resident of State B, will, for the purposes of paragraph 2 of the convention


between States A and B, be treated as a dividend paid to a resident of State B. Also, for


the purposes of the application of subparagraph a) of paragraph 2 in such a case, a


member that is a company should be considered to hold directly, in proportion to its


interest in the fiscally transparent entity or arrangement, the part of the capital of the


company paying the dividend that is held through that entity or arrangement and, in


order to determine whether the member holds directly at least 25 per cent of the


capital of the company paying the dividends, that part of the capital will be added to


other parts of that capital that the member may otherwise hold directly. In that case,


for the purposes of the application of the requirement that at least 25 per cent of the


capital of the company paying the dividends be held throughout a 365 day period, it


will be necessary to take account of both the period during which the member held the


relevant interest in the fiscally transparent entity or arrangement and the period


during which the part of the capital of the company paying the dividend was held


through that entity or arrangement: if either period does not satisfy the 365 day


requirement, subparagraph a) will not apply and subparagraph b) will therefore apply


to the relevant part of the dividend. States are free to clarify the application of


subparagraph a) in these circumstances by adding a provision drafted along the


following lines:


To the extent that a dividend paid by a company which is a resident of a Contracting


State is, under paragraph 2 of Article 1, considered to be income of another


company resident of the other Contracting State because that other company is a


member of a fiscally transparent entity or arrangement referred to in that


paragraph, that other company shall be deemed, for the purposes of the application


of subparagraph a) of paragraph 2 of Article 10, to hold directly that part of the


capital of the company paying the dividend that is held by the transparent entity or


arrangement which corresponds to the proportion of the capital of that fiscally


transparent entity or arrangement that is held by that other company.


12. The requirement of beneficial ownership was introduced in paragraph 2 of


Article 10 to clarify the meaning of the words “paid ... to a resident” as they are used in


paragraph 1 of the Article. It makes plain that the State of source is not obliged to give


up taxing rights over dividend income merely because that income was paid direct to


a resident of a State with which the State of source had concluded a convention.


12.1 Since the term “beneficial owner” was added to address potential difficulties


arising from the use of the words “paid to … a resident” in paragraph 1, it was intended


to be interpreted in this context and not to refer to any technical meaning that it could
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have had under the domestic law of a specific country (in fact, when it was added to


the paragraph, the term did not have a precise meaning in the law of many countries).


The term “beneficial owner” is therefore not used in a narrow technical sense (such as


the meaning that it has under the trust law of many common law countries1), rather, it


should be understood in its context, in particular in relation to the words “paid … to a


resident”, and in light of the object and purposes of the Convention, including avoiding


double taxation and the prevention of fiscal evasion and avoidance.


12.2 Where an item of income is paid to a resident of a Contracting State acting in the


capacity of agent or nominee it would be inconsistent with the object and purpose of


the Convention for the State of source to grant relief or exemption merely on account


of the status of the direct recipient of the income as a resident of the other Contracting


State. The direct recipient of the income in this situation qualifies as a resident but no


potential double taxation arises as a consequence of that status since the recipient is


not treated as the owner of the income for tax purposes in the State of residence.


12.3 It would be equally inconsistent with the object and purpose of the Convention


for the State of source to grant relief or exemption where a resident of a Contracting


State, otherwise than through an agency or nominee relationship, simply acts as a


conduit for another person who in fact receives the benefit of the income concerned.


For these reasons, the report from the Committee on Fiscal Affairs entitled “Double


Taxation Conventions and the Use of Conduit Companies”2 concludes that a conduit


company cannot normally be regarded as the beneficial owner if, though the formal


owner, it has, as a practical matter, very narrow powers which render it, in relation to


the income concerned, a mere fiduciary or administrator acting on account of the


interested parties.


12.4 In these various examples (agent, nominee, conduit company acting as a


fiduciary or administrator), the direct recipient of the dividend is not the “beneficial


owner” because that recipient’s right to use and enjoy the dividend is constrained by a


contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person. Such


an obligation will normally derive from relevant legal documents but may also be


found to exist on the basis of facts and circumstances showing that, in substance, the


recipient clearly does not have the right to use and enjoy the dividend unconstrained


by a contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person.


This type of obligation would not include contractual or legal obligations that are not


dependent on the receipt of the payment by the direct recipient such as an obligation


that is not dependent on the receipt of the payment and which the direct recipient has


1 For example, where the trustees of a discretionary trust do not distribute dividends
earned during a given period, these trustees, acting in their capacity as such (or the trust,
if recognised as a separate taxpayer), could constitute the beneficial owners of such
income for the purposes of Article 10 even if they are not the beneficial owners under the
relevant trust law.


2 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at
page R(6)-1.
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as a debtor or as a party to financial transactions, or typical distribution obligations of


pension schemes and of collective investment vehicles entitled to treaty benefits


under the principles of paragraphs 22 to 48 of the Commentary on Article 1. Where the


recipient of a dividend does have the right to use and enjoy the dividend unconstrained


by a contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person,


the recipient is the “beneficial owner” of that dividend. It should also be noted that


Article 10 refers to the beneficial owner of a dividend as opposed to the owner of the


shares, which may be different in some cases.


12.5 The fact that the recipient of a dividend is considered to be the beneficial owner


of that dividend does not mean, however, that the limitation of tax provided for by


paragraph 2 must automatically be granted. This limitation of tax should not be


granted in cases of abuse of this provision (see also paragraph 22 below). The


provisions of Article 29 and the principles put forward in the section on “Improper use


of the Convention” in the Commentary on Article 1 will apply to prevent abuses,


including treaty-shopping situations where the recipient is the beneficial owner of the


dividends. Whilst the concept of “beneficial owner” deals with some forms of tax


avoidance (i.e. those involving the interposition of a recipient who is obliged to pass on


the dividend to someone else), it does not deal with other cases of abuses, such as


certain forms of treaty shopping, that are addressed by these provisions and principles


and must not, therefore, be considered as restricting in any way the application of


other approaches to addressing such cases.


12.6 The above explanations concerning the meaning of “beneficial owner” make it


clear that the meaning given to this term in the context of the Article must be


distinguished from the different meaning that has been given to that term in the


context of other instruments1 that concern the determination of the persons (typically


the individuals) that exercise ultimate control over entities or assets. That different


meaning of “beneficial owner” cannot be applied in the context of the Article. Indeed,


1 See, for example, Financial Action Task Force, International Standards on Combating Money
Laundering and the Financing of Terrorism & Proliferation – The FATF Recommendations (OECD-
FATF, Paris, 2012), which sets forth in detail the international anti-money laundering
standard and which includes the following definition of beneficial owner (at page 110):
“the natural person(s) who ultimately owns or controls a customer and/or the person on
whose behalf a transaction is being conducted. It also incorporates those persons who
exercise ultimate effective control over a legal person or arrangement.” Similarly, the 2001
report of the OECD Steering Group on Corporate Governance, Behind the Corporate Veil:
Using Corporate Entities for Illicit Purposes (OECD, Paris, 2001), defines beneficial ownership
as follows (at page 14):


In this Report, “beneficial ownership” refers to ultimate beneficial ownership or
interest by a natural person. In some situations, uncovering the beneficial owner may
involve piercing through various intermediary entities and/or individuals until the
true owner who is a natural person is found. With respect to corporations, ownership
is held by shareholders or members. In partnerships, interests are held by general and
limited partners. In trusts and foundations, beneficial ownership refers to
beneficiaries, which may also include the settlor or founder.

235MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 10

that meaning, which refers to natural persons (i.e. individuals), cannot be reconciled


with the express wording of subparagraph 2 a), which refers to the situation where a


company is the beneficial owner of a dividend. In the context of Article 10, the term


“beneficial owner” is intended to address difficulties arising from the use of the words


“paid to” in relation to dividends rather than difficulties related to the ownership of the


shares of the company paying these dividends. For that reason, it would be


inappropriate, in the context of that Article, to consider a meaning developed in order


to refer to the individuals who exercise “ultimate effective control over a legal person


or arrangement.”1


12.7 Subject to other conditions imposed by the Article and the other provisions of the


Convention, the limitation of tax in the State of source remains available when an


intermediary, such as an agent or nominee located in a Contracting State or in a third


State, is interposed between the beneficiary and the payer but the beneficial owner is


a resident of the other Contracting State (the text of the Model was amended in 1995


and in 2014 to clarify this point, which has been the consistent position of all member


countries).


13. The tax rates fixed by the Article for the tax in the State of source are maximum


rates. The States may agree, in bilateral negotiations, on lower rates or even on


taxation exclusively in the State of the beneficiary’s residence. The reduction of rates


provided for in paragraph 2 refers solely to the taxation of dividends and not to the


taxation of the profits of the company paying the dividends.


13.1 Under the domestic laws of many States, pension funds and similar entities are


generally exempt from tax on their investment income. In order to achieve neutrality


of treatment as regards domestic and foreign investments by these entities, some


States provide bilaterally that income, including dividends, derived by such an entity


resident of the other State shall be exempt from source taxation. States wishing to do


so may agree bilaterally on a provision drafted along the lines of the provision found in


paragraph 69 of the Commentary on Article 18.


13.2 Similarly, some States refrain from levying tax on dividends paid to other States


and some of their wholly-owned entities, at least to the extent that such dividends are


derived from activities of a governmental nature. Some States are able to grant such an


exemption under their interpretation of the sovereign immunity principle (see


paragraphs 52 and 53 of the Commentary on Article 1); others may do it pursuant to


provisions of their domestic law. States wishing to do so may confirm or clarify, in their


bilateral conventions, the scope of these exemptions or grant such an exemption in


cases where it would not otherwise be available. This may be done by adding to the


Article an additional paragraph drafted along the following lines:


Notwithstanding the provisions of paragraph 2, dividends paid by a company which


is a resident of a Contracting State shall be taxable only in the other Contracting


1 See the Financial Action Task Force’s definition quoted in the previous note.
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State if the beneficial owner of the dividends is that State or a political subdivision


or local authority thereof.


14. The two Contracting States may also, during bilateral negotiations, agree to a


holding percentage lower than that fixed in the Article. A lower percentage is, for


instance, justified in cases where the State of residence of the parent company, in


accordance with its domestic law, grants exemption to such a company for dividends


derived from a holding of less than 25 per cent in a non-resident subsidiary.


15. In subparagraph a) of paragraph 2, the term “capital” is used in relation to the


taxation treatment of dividends, i.e. distributions of profits to shareholders. The use of


this term in this context implies that, for the purposes of subparagraph a), it should be


used in the sense in which it is used for the purposes of distribution to the shareholder


(in the particular case, the parent company).


a) As a general rule, therefore, the term “capital” in subparagraph a) should be


understood as it is understood in company law. Other elements, in particular


the reserves, are not to be taken into account.


b) Capital, as understood in company law, should be indicated in terms of par


value of all shares which in the majority of cases will be shown as capital in the


company’s balance sheet.


c) No account need be taken of differences due to the different classes of shares


issued (ordinary shares, preference shares, plural voting shares, non-voting


shares, bearer shares, registered shares, etc.), as such differences relate more to


the nature of the shareholder’s right than to the extent of his ownership of the


capital.


d) When a loan or other contribution to the company does not, strictly speaking,


come as capital under company law but when on the basis of internal law or


practice (“thin capitalisation”, or assimilation of a loan to share capital), the


income derived in respect thereof is treated as dividend under Article 10, the


value of such loan or contribution is also to be taken as “capital” within the


meaning of subparagraph a).


e) In the case of bodies which do not have a capital within the meaning of


company law, capital for the purpose of subparagraph a) is to be taken as


meaning the total of all contributions to the body which are taken into account


for the purpose of distributing profits.


In bilateral negotiations, Contracting States may depart from the criterion of “capital”


used in subparagraph a) of paragraph 2 and use instead the criterion of “voting power”.


16. Before 2017, paragraph 17 of the Commentary on the Article provided that


“[t]he reduction envisaged in subparagraph a) of paragraph 2 should not be granted


in cases of abuse of this provision, for example, where a company with a holding


of less than 25 per cent has, shortly before the dividends become payable, increased


its holding primarily for the purpose of securing the benefits of the above-


mentioned provision, or otherwise, where the qualifying holding was arranged


primarily in order to obtain the reduction.” Such abuses were addressed by the final
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report on Action 61 of the OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) Project. As


a result of that report, subparagraph a) was modified in order to restrict its application


to situations where the company that receives the dividend holds directly at least


25 per cent of the capital of the company paying the dividends throughout a 365 day


period that includes the day of the payment of the dividend. The subparagraph also


provides, however, that in computing that period, changes of ownership that would


directly result from a corporate reorganisation, such as a merger or divisive


reorganisation, should not be taken into account. Also, the addition of Article 29 will


address other abusive arrangements aimed at obtaining the benefits of


subparagraph a).


17. Under the domestic law of some States, it is possible to make portfolio


investments in shares of companies of that State through certain collective investment


vehicles established in that State which do not pay tax on their investment income. In


such cases, a non-resident company that would own at least 25 per cent of the capital


of such a vehicle could be able to access the lower rate provided by subparagraph a)


with respect to dividends paid by that vehicle even though the vehicle did not own at


least 25 per cent of the capital of any company from which it received dividends. States


for which this is an issue could prevent that result by including in paragraph 2 a rule


drafted along the following lines (see also paragraph 67.4 below applicable to


distributions by a REIT):


Subparagraph a) shall not apply to dividends paid by a company which is a resident


of [name of the State] that is a [description of the type of collective investment


vehicle to which that rule should apply].


18. Paragraph 2 lays down nothing about the mode of taxation in the State of source.


It therefore leaves that State free to apply its own laws and, in particular, to levy the tax


either by deduction at source or by individual assessment.


19. The paragraph does not settle procedural questions. Each State should be able to


use the procedure provided in its own laws. It can either forthwith limit its tax to the


rates given in the Article or tax in full and make a refund (see, however, paragraph 109


of the Commentary on Article 1). Potential abuses arising from situations where


dividends paid by a company resident of a Contracting State are attributable to a


permanent establishment which an enterprise of the other State has in a third State


are dealt with in paragraph 8 of Article 29. Other questions arise with triangular cases


(see paragraph 71 of the Commentary on Article 24).


20. Also, the paragraph does not specify whether or not the relief in the State of


source should be conditional upon the dividends being subject to tax in the State of


residence. This question can be settled by bilateral negotiations.


1 OECD (2015), Preventing the Granting of Treaty Benefits in Inappropriate Circumstances, Action 6
- 2015 Final Report, OECD Publishing, Paris, DOI: http://dx.doi.org/10.1787/9789264241695-
en.
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21. The Article contains no provisions as to how the State of the beneficiary’s


residence should make allowance for the taxation in the State of source of the


dividends. This question is dealt with in Articles 23 A and 23 B.


22. The OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) Project and, in particular,


the final report on Action 61 produced as part of that project, have addressed a number


of abuses related to cases such as the following one: the beneficial owner of the


dividends arising in a Contracting State is a company resident of the other Contracting


State; all or part of its capital is held by shareholders resident outside that other State;


its practice is not to distribute its profits in the form of dividends; and it enjoys


preferential taxation treatment (private investment company, base company). Apart


from the fact that Article 29, which was included in the Convention as a result of the


final report on Action 6, addresses the treaty-shopping aspects of that case, States


wishing to deny the benefits of Article 10 to dividends that enjoy a preferential tax


treatment in the State of residence may consider including in their conventions


provisions such as those described in paragraphs 82 to 100 of the Commentary on


Article 1.


Paragraph 3
23. In view of the great differences between the laws of OECD member countries, it


is impossible to define “dividends” fully and exhaustively. Consequently, the definition


merely mentions examples which are to be found in the majority of the member


countries’ laws and which, in any case, are not treated differently in them. The


enumeration is followed up by a general formula. In the course of the revision of the


1963 Draft Convention, a thorough study has been undertaken to find a solution that


does not refer to domestic laws. This study has led to the conclusion that, in view of


the still remaining dissimilarities between member countries in the field of company


law and taxation law, it did not appear to be possible to work out a definition of the


concept of dividends that would be independent of domestic laws. It is open to the


Contracting States, through bilateral negotiations, to make allowance for peculiarities


of their laws and to agree to bring under the definition of “dividends” other payments


by companies falling under the Article.


24. The notion of dividends basically concerns distributions by companies within


the meaning of subparagraph b) of paragraph 1 of Article 3. Therefore the definition


relates, in the first instance, to distributions of profits the title to which is constituted


by shares, that is holdings in a company limited by shares (joint stock company). The


definition assimilates to shares all securities issued by companies which carry a right


to participate in the companies’ profits without being debt-claims; such are, for


example, “jouissance” shares or “jouissance” rights, founders’ shares or other rights


participating in profits. In bilateral conventions, of course, this enumeration may be


1 OECD (2015), Preventing the Granting of Treaty Benefits in Inappropriate Circumstances, Action 6
- 2015 Final Report, OECD Publishing, Paris, DOI: http://dx.doi.org/10.1787/9789264241695-
en.
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adapted to the legal situation in the Contracting States concerned. This may be


necessary in particular, as regards income from “jouissance” shares and founders’


shares. On the other hand, debt-claims participating in profits do not come into this


category (see paragraph 19 of the Commentary on Article 11); likewise interest on


convertible debentures is not a dividend.


25. Article 10 deals not only with dividends as such but also with interest on loans


insofar as the lender effectively shares the risks run by the company, i.e. when


repayment depends largely on the success or otherwise of the enterprise’s business.


Articles 10 and 11 do not therefore prevent the treatment of this type of interest as


dividends under the national rules on thin capitalisation applied in the borrower’s


country. The question whether the contributor of the loan shares the risks run by the


enterprise must be determined in each individual case in the light of all the


circumstances, as for example the following:


— the loan very heavily outweighs any other contribution to the enterprise’s capital


(or was taken out to replace a substantial proportion of capital which has been


lost) and is substantially unmatched by redeemable assets;


— the creditor will share in any profits of the company;


— repayment of the loan is subordinated to claims of other creditors or to


the payment of dividends;


— the level or payment of interest would depend on the profits of the company;


— the loan contract contains no fixed provisions for repayment by a definite date.


26. The laws of many of the States put participations in a société à responsabilité limitée


(limited liability company) on the same footing as shares. Likewise, distributions of


profits by co-operative societies are generally regarded as dividends.


27. Distributions of profits by partnerships are not dividends within the meaning of


the definition, unless the partnerships are subject, in the State where their place of


effective management is situated, to a fiscal treatment substantially similar to that


applied to companies limited by shares (for instance, in Belgium, Portugal and Spain,


also in France as regards distributions to commanditaires in the sociétés en commandite


simple). On the other hand, clarification in bilateral conventions may be necessary in


cases where the taxation law of a Contracting State gives the owner of holdings in a


company a right to opt, under certain conditions, for being taxed as a partner of a


partnership, or, vice versa, gives the partner of a partnership the right to opt for


taxation as the owner of holdings in a company.


28. Payments regarded as dividends may include not only distributions of profits


decided by annual general meetings of shareholders, but also other benefits in money


or money’s worth, such as bonus shares, bonuses, profits on a liquidation or


redemption of shares (see paragraph 31 of the Commentary on Article 13) and


disguised distributions of profits. The reliefs provided in the Article apply so long as


the State of which the paying company is a resident taxes such benefits as dividends.


It is immaterial whether any such benefits are paid out of current profits made by the


company or are derived, for example, from reserves, i.e. profits of previous financial
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years. Normally, distributions by a company which have the effect of reducing the


membership rights, for instance, payments constituting a reimbursement of capital in


any form whatever, are not regarded as dividends.


29. The benefits to which a holding in a company confer entitlement are, as a


general rule, available solely to the shareholders themselves. Should, however, certain


of such benefits be made available to persons who are not shareholders within the


meaning of company law, they may constitute dividends if:


— the legal relations between such persons and the company are assimilated to a


holding in a company (“concealed holdings”); and


— the persons receiving such benefits are closely connected with a shareholder;


this is the case, for example, where the recipient is a relative of the shareholder


or is a company belonging to the same group as the company owning the shares.


30. When the shareholder and the person receiving such benefits are residents of


two different States with which the State of source has concluded conventions,


differences of views may arise as to which of these conventions is applicable. A similar


problem may arise when the State of source has concluded a convention with one of


the States but not with the other. This, however, is a conflict which may affect other


types of income, and the solution to it can be found only through an arrangement


under the mutual agreement procedure.


Paragraph 4
31. Certain States consider that dividends, interest and royalties arising from


sources in their territory and payable to individuals or legal persons who are residents


of other States fall outside the scope of the arrangement made to prevent them from


being taxed both in the State of source and in the State of the beneficiary’s residence


when the beneficiary has a permanent establishment in the former State. Paragraph 4


is not based on such a conception which is sometimes referred to as “the force of


attraction of the permanent establishment”. It does not stipulate that dividends


flowing to a resident of a Contracting State from a source situated in the other State


must, by a kind of legal presumption, or fiction even, be related to a permanent


establishment which that resident may have in the latter State, so that the said State


would not be obliged to limit its taxation in such a case. The paragraph merely provides


that in the State of source the dividends are taxable as part of the profits of the


permanent establishment there owned by the beneficiary which is a resident of the


other State, if they are paid in respect of holdings forming part of the assets of the


permanent establishment or otherwise effectively connected with that establishment.


In that case, paragraph 4 relieves the State of source of the dividends from any


limitations under the Article. The foregoing explanations accord with those in the


Commentary on Article 7.


32. It has been suggested that the paragraph could give rise to abuses through the


transfer of shares to permanent establishments set up solely for that purpose in


countries that offer preferential treatment to dividend income. Apart from the fact that


the provisions of Article 29 (and, in particular, paragraph 8 of that Article) and the
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principles put forward in the section on “Improper use of the Convention” in the


Commentary on Article 1 will typically prevent such abusive transactions, it must be


recognised that a particular location can only constitute a permanent establishment if


a business is carried on therein and, as explained below, that the requirement that a


shareholding be “effectively connected” to such a location requires more than merely


recording the shareholding in the books of the permanent establishment for


accounting purposes.


32.1 A holding in respect of which dividends are paid will be effectively connected


with a permanent establishment, and will therefore form part of its business assets, if


the “economic” ownership of the holding is allocated to that permanent establishment


under the principles developed in the Committee’s report entitled Attribution of Profits


to Permanent Establishments1 (see in particular paragraphs 72 to 97 of Part I of the report)


for the purposes of the application of paragraph 2 of Article 7. In the context of that


paragraph, the “economic” ownership of a holding means the equivalent of ownership


for income tax purposes by a separate enterprise, with the attendant benefits and


burdens (e.g. the right to the dividends attributable to the ownership of the holding and


the potential exposure to gains or losses from the appreciation or depreciation of the


holding).


32.2 In the case of the permanent establishment of an enterprise carrying on


insurance activities, the determination of whether a holding is effectively connected


with the permanent establishment shall be made by giving due regard to the guidance


set forth in Part IV of the Committee’s report with respect to whether the income on or


gain from that holding is taken into account in determining the permanent


establishment’s yield on the amount of investment assets attributed to it (see in


particular paragraphs 165 to 170 of Part IV). That guidance being general in nature, tax


authorities should consider applying a flexible and pragmatic approach which would


take into account an enterprise’s reasonable and consistent application of that


guidance for purposes of identifying the specific assets that are effectively connected


with the permanent establishment.


Paragraph 5
33. The Article deals only with dividends paid by a company which is a resident of a


Contracting State to a resident of the other State. Certain States, however, tax not only


dividends paid by companies resident therein but even distributions by non-resident


companies of profits arising within their territory. Each State, of course, is entitled to


tax profits arising in its territory which are made by non-resident companies, to the


extent provided in the Convention (in particular in Article 7). The shareholders of such


companies should not be taxed as well at any rate, unless they are residents of the


State and so naturally subject to its fiscal sovereignty.


34. Paragraph 5 rules out the extra-territorial taxation of dividends, i.e. the practice


by which States tax dividends distributed by a non-resident company solely because


1 Attribution of Profits to Permanent Establishments, OECD, Paris, 2010.
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the corporate profits from which the distributions are made originated in their


territory (for example, realised through a permanent establishment situated therein).


There is, of course, no question of extra-territorial taxation when the country of source


of the corporate profits taxes the dividends because they are paid to a shareholder who


is a resident of that State or to a permanent establishment situated in that State.


35. Moreover, it can be argued that such a provision does not aim at, or cannot result


in, preventing a State from subjecting the dividends to a withholding tax when


distributed by foreign companies if they are cashed in its territory. Indeed, in such a


case, the criterion for tax liability is the fact of the payment of the dividends, and not


the origin of the corporate profits allotted for distribution. But if the person cashing the


dividends in a Contracting State is a resident of the other Contracting State (of which


the distributing company is a resident), he may under Article 21 obtain exemption


from, or refund of, the withholding tax of the first-mentioned State. Similarly, if the


beneficiary of the dividends is a resident of a third State which had concluded a double


taxation convention with the State where the dividends are cashed, he may, under


Article 21 of that convention, obtain exemption from, or refund of, the withholding tax


of the last-mentioned State.


36. Paragraph 5 further provides that non-resident companies are not to be


subjected to special taxes on undistributed profits.


37. As confirmed by paragraph 3 of Article 1, paragraph 5 cannot be interpreted as


preventing the State of residence of a taxpayer from taxing that taxpayer, pursuant to


its controlled foreign companies legislation or other rules with similar effect, on profits


which have not been distributed by a foreign company. Moreover, it should be noted


that the paragraph is confined to taxation at source and, thus, has no bearing on the


taxation at residence under such legislation or rules. In addition, the paragraph


concerns only the taxation of the company and not that of the shareholder.


38. The application of such legislation or rules may, however, complicate the


application of Article 23. If the income were attributed to the taxpayer then each item


of the income would have to be treated under the relevant provisions of the


Convention (business profits, interest, royalties). If the amount is treated as a deemed


dividend then it is clearly derived from the base company thus constituting


income from that company’s country. Even then, it is by no means clear whether the


taxable amount is to be regarded as a dividend within the meaning of Article 10 or as


“other income” within the meaning of Article 21. Under some of these legislation or


rules the taxable amount is treated as a dividend with the result that an exemption


provided for by a tax convention, e.g. an affiliation exemption, is also extended to it. It


is doubtful whether the Convention requires this to be done. If the country of residence


considers that this is not the case it may face the allegation that it is obstructing the


normal operation of the affiliation exemption by taxing the dividend (in the form of


“deemed dividend”) in advance.


39. Where dividends are actually distributed by the base company, the provisions of


a bilateral convention regarding dividends have to be applied in the normal way
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because there is dividend income within the meaning of the convention. Thus, the


country of the base company may subject the dividend to a withholding tax. The


country of residence of the shareholder will apply the normal methods for the


elimination of double taxation (i.e. tax credit or tax exemption is granted). This implies


that the withholding tax on the dividend should be credited in the shareholder’s


country of residence, even if the distributed profit (the dividend) has been taxed years


before under controlled foreign companies legislation or other rules with similar effect.


However, the obligation to give credit in that case remains doubtful. Generally the


dividend as such is exempted from tax (as it was already taxed under the relevant


legislation or rules) and one might argue that there is no basis for a tax credit. On the


other hand, the purpose of the treaty would be frustrated if the crediting of taxes could


be avoided by simply anticipating the dividend taxation under counteracting


legislation. The general principle set out above would suggest that the credit should be


granted, though the details may depend on the technicalities of the relevant legislation


or rules) and the system for crediting foreign taxes against domestic tax, as well as on


the particularities of the case (e.g. time lapsed since the taxation of the “deemed


dividend”). However, taxpayers who have recourse to artificial arrangements are taking


risks against which they cannot fully be safeguarded by tax authorities.


III. Effects of special features of the domestic tax laws of certain
countries


40. Certain countries’ laws seek to avoid or mitigate economic double taxation i.e.


the simultaneous taxation of the company’s profits at the level of the company and of


the dividends at the level of the shareholder. There are various ways of achieving this:


— company tax in respect of distributed profits may be charged at a lower rate than


that on retained profits;


— relief may be granted in computing the shareholder’s personal tax;


— dividends may bear only one tax, the distributed profits not being taxed at the


level of the company.


The Committee on Fiscal Affairs has examined the question whether the special


features of the tax laws of the member countries would justify solutions other


than those contained in the Model Convention.


A. Dividends distributed to individuals


41. In contrast to the notion of juridical double taxation, which has, generally, a quite


precise meaning, the concept of economic double taxation is less certain. Some States


do not accept the validity of this concept and others, more numerously, do not consider


it necessary to relieve economic double taxation at the national level (dividends


distributed by resident companies to resident shareholders). Consequently, as the


concept of economic double taxation was not sufficiently well defined to serve as a


basis for the analysis, it seemed appropriate to study the problem from a more general


economic standpoint, i.e. from the point of view of the effects which the various
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systems for alleviating such double taxation can have on the international flow of


capital. For this purpose, it was necessary to see, among other things, what distortions


and discriminations the various national systems could create; but it was necessary to


have regard also to the implications for States’ budgets and for effective fiscal


verification, without losing sight of the principle of reciprocity that underlies every


convention. In considering all these aspects, it became apparent that the burden


represented by company tax could not be wholly left out of account.


1. States with the classical system


42. The Committee has recognised that economic double taxation need not be


relieved at the international level when such double taxation remains unrelieved at the


national level. It therefore considers that in relations between two States with the


classical system, i.e. States which do not relieve economic double taxation, the


respective levels of company tax in the Contracting States should have no influence on


the rate of withholding tax on the dividend in the State of source (rate limited to 15 per


cent by subparagraph b) of paragraph 2 of Article 10). Consequently, the solution


recommended in the Model Convention remains fully applicable in the present case.


2. States applying a split rate company tax


43. These States levy company tax at different rates according to what the company


does with its profits: the high rate is charged on any profits retained and the lower rate


on those distributed.


44. None of these States, in negotiating double taxation conventions, has obtained,


on the grounds of its split rate of company tax, the right to levy withholding tax of


more than 15 per cent (see subparagraph b) of paragraph 2 of Article 10) on dividends


paid by its companies to a shareholder who is an individual resident in the other State.


45. The Committee considered whether such a State (State B) should not be


recognised as being entitled to levy withholding tax exceeding 15 per cent on dividends


distributed by its companies to residents of a State with a classical system (State A),


with the proviso that the excess over 15 per cent, which would be designed to offset, in


relation to the shareholder concerned, the effects of the lower rate of company tax on


distributed profits of companies of State B, would not be creditable against the tax


payable by the shareholder in State A of which he is a resident.


46. Most member countries considered that in State B regard should be had to the


average level of company tax, and that such average level should be considered as the


counterpart to the charge levied in the form of a single-rate tax on companies resident


of State A. The levy by State B of an additional withholding tax not credited in State A


would, moreover, create twofold discrimination: on the one hand, dividends,


distributed by a company resident of State B would be more heavily taxed when


distributed to residents of State A than when distributed to residents of State B, and,


on the other hand, the resident of State A would pay higher personal tax on his
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dividends from State B than on his dividends from State A. The idea of a “balancing


tax” was not, therefore, adopted by the Committee.


3. States which provide relief at the shareholder’s level


47. In these States, the company is taxed on its total profits, whether distributed or


not, and the dividends are taxed in the hands of the resident shareholder (an


individual); the latter, however, is entitled to relief, usually as a tax credit against his


personal tax, on the grounds that — in the normal course at least — the dividend has


borne company tax as part of the company’s profits.


48. Internal law of these States does not provide for the extension of the tax relief to


the international field. Relief is allowed only to residents and only in respect of


dividends of domestic sources. However, as indicated below, some States have, in some


conventions, extended the right to the tax credit provided for in their legislation to


residents of the other Contracting State.


49. In many States that provide relief at the shareholder’s level, the resident


shareholder receives a credit in recognition of the fact that the profits out of which the


dividends are paid have already been taxed in the hands of the company. The resident


shareholder is taxed on his dividend grossed up by the tax credit; this credit is set off


against the tax payable and can possibly give rise to a refund. In some double taxation


conventions, some countries that apply this system have agreed to extend the credit to


shareholders who are residents of the other Contracting State. Whilst most States that


have agreed to such extensions have done so on a reciprocal basis, a few countries have


concluded conventions where they unilaterally extend the benefits of the credit to


residents of the other Contracting State.


50. Some States that also provide relief at the shareholder’s level claim that under


their systems the company tax remains in its entirety a true company tax, in that it is


charged by reference solely to the company’s own situation, without any regard to the


person and the residence of the shareholder, and in that, having been so charged, it


remains appropriated to the Treasury. The tax credit given to the shareholder is


designed to relieve his personal tax liability and in no way constitutes an adjustment


of the company’s tax. No refund, therefore, is given if the tax credit exceeds that


personal tax.


51. The Committee could not reach a general agreement on whether the systems of


the States referred to in paragraph 50 above display a fundamental difference that


could justify different solutions at the international level.


52. Some member countries were of the opinion that such a fundamental difference


does not exist. This opinion leaves room for the conclusion that the States referred to


in paragraph 50 above should agree to extend the tax credit to non-resident


shareholders, at least on a reciprocal basis, in the same way as some of the countries


referred to in paragraph 49 above do. Such a solution tends to ensure neutrality as


regards dividends distributed by companies of these countries, the same treatment


being given to resident and non-resident shareholders. On the other hand, it would in
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relation to shareholders who are residents of a Contracting State (a State with a


classical system in particular) encourage investment in a State that provides relief at


the shareholder’s level since residents of the first State would receive a tax credit (in


fact a refund of company tax) for dividends from the other State while they do not


receive one for dividends from their own country. However, these effects are similar to


those which present themselves between a State applying a split rate company tax and


a State with a classical system or between two States with a classical system one of


which has a lower company tax rate than the other (paragraphs 42 and 43 to 46 above).


53. On the other hand, many member countries stressed the fact that a


determination of the true nature of the tax relief given under the systems of the States


referred to in paragraph 50 above reveals a mere alleviation of the shareholder’s


personal income tax in recognition of the fact that his dividend will normally have


borne company tax. The tax credit is given once and for all (forfaitaire) and is therefore


not in exact relation to the actual company tax appropriate to the profits out of which


the dividend is paid. There is no refund if the tax credit exceeds the personal income


tax.


54. As the relief in essence is not a refund of company tax but an alleviation of the


personal income tax, the extension of the relief to non-resident shareholders who are


not subject to personal income tax in the countries concerned does not come into


consideration. On the other hand, however, on this line of reasoning, the question


whether States which provide relief at the shareholder’s level should give relief against


personal income tax levied from resident shareholders on foreign dividends deserves


attention. In this respect it should be observed that the answer is in the affirmative if


the question is looked at from the standpoint of neutrality as regards the source of the


dividends; otherwise, residents of these States will be encouraged to acquire shares in


their own country rather than abroad. But such an extension of the tax credit would be


contrary to the principle of reciprocity: not only would the State concerned thereby be


making a unilateral budgetary sacrifice (allowing the tax credit over and above the


withholding tax levied in the other State), but it would do so without receiving any


economic compensation, since it would not be encouraging residents of the other State


to acquire shares in its own territory.


55. To overcome these objections, it might be a conceivable proposition, amongst


other possibilities, that the State of source — which will have collected company tax on


dividends distributed by resident companies — should bear the cost of the tax credit


that a State which provides relief at the shareholder’s level would allow, by transferring


funds to that State. As, however, such transfers are hardly favoured by the States this


might be more simply achieved by means of a “compositional” arrangement under


which the State of source would relinquish all withholding tax on dividends paid to


residents of the other State, and the latter would then allow against its own tax, not the


15 per cent withholding tax (abolished in the State of source) but a tax credit similar to


that which it gives on dividends of domestic source.
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56. When everything is fully considered, it seems that the problem can be solved


only in bilateral negotiations, where one is better placed to evaluate the sacrifices and


advantages which the Convention must bring for each Contracting State.


57. [Deleted]


58. [Deleted]


B. Dividends distributed to companies


59. Comments above relating to dividends paid to individuals are generally


applicable to dividends paid to companies which hold less than 25 per cent of the


capital of the company paying the dividends. The treatment of dividends paid to


collective investment vehicles raises particular issues which are addressed in


paragraphs 22 to 48 of the Commentary on Article 1.


60. In respect of dividends paid to companies which hold at least 25 per cent of the


capital of the company paying the dividends, the Committee has examined the


incidence which the particular company taxation systems quoted in paragraphs 42


and following have on the tax treatment of dividends paid by the subsidiary.


61. Various opinions were expressed in the course of the discussion.


Opinions diverge even when the discussion is limited to the taxation of subsidiaries


and parent companies. They diverge still more if the discussion takes into account


more general economic considerations and extends to the taxation of shareholders of


the parent company.


62. In their bilateral conventions States have adopted different solutions, which


were motivated by the economic objectives and the peculiarities of the legal situation


of those States, by budgetary considerations, and by a whole series of other factors.


Accordingly, no generally accepted principles have emerged. The Committee did


nevertheless consider the situation for the more common systems of company


taxation.


1. Classical system in the State of the subsidiary
(paragraph 42 above)


63. The provisions of the Convention have been drafted to apply when the State of


which the distributing company is a resident has a so-called “classical” system of


company taxation, namely one under which distributed profits are not entitled to any


benefit at the level either of the company or of the shareholder (except for the purpose


of avoiding recurrent taxation of inter-company dividends).


2. Split-rate company tax system in the State of the subsidiary
(paragraphs 43 to 46 above)


64. States of this kind collect company tax on distributed profits at a lower rate than


on retained profits which results in a lower company tax burden on profits distributed


by a subsidiary to its parent company. In view of this situation, most of these States
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have obtained, in their conventions, rates of tax at source of 10 or 15 per cent, and in


some cases even above 15 per cent. It has not been possible in the Committee to get


views to converge on this question, the solution of which is left to bilateral


negotiations.


3. Imputation system in the State of the subsidiary
(paragraphs 47 and following)


65. In such States, a company is liable to tax on the whole of its profits, whether


distributed or not; the shareholders resident of the State of which the distributing


company is itself a resident are subject to tax on dividends distributed to them, but


receive a tax credit in consideration of the fact that the profits distributed have been


taxed at company level.


66. The question has been considered whether States of this kind should extend the


benefit of the tax credit to the shareholders of parent companies resident of another


State, or even to grant the tax credit directly to such parent companies. It has not been


possible in the Committee to get views to converge on this question, the solution of


which is left to bilateral negotiations.


67. If, in such a system, profits, whether distributed or not, are taxed at the same


rate, the system is not different from a “classical” one at the level of the distributing


company. Consequently, the State of which the subsidiary is a resident can only levy a


tax at source at the rate provided in subparagraph a) of paragraph 2.


IV. Distributions by Real Estate Investment Trusts


67.1 In many States, a large part of portfolio investment in immovable property is


done through Real Estate Investment Trusts (REITs). A REIT may be loosely described as


a widely held company, trust or contractual or fiduciary arrangement that derives its


income primarily from long-term investment in immovable property, distributes most


of that income annually and does not pay income tax on the income related to


immovable property that is so distributed. The fact that the REIT vehicle does not pay


tax on that income is the result of tax rules that provide for a single-level of taxation in


the hands of the investors in the REIT.


67.2 The importance and the globalisation of investments in and through REITs have


led the Committee on Fiscal Affairs to examine the tax treaty issues that arise from


such investments. The results of that work appear in a report entitled “Tax Treaty


Issues Related to REITS.”1


67.3 One issue discussed in the report is the tax treaty treatment of cross-border


distributions by a REIT. In the case of a small investor in a REIT, the investor has no


control over the immovable property acquired by the REIT and no connection to that


property. Notwithstanding the fact that the REIT itself will not pay tax on its


distributed income, it may therefore be appropriate to consider that such an investor


1 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at R(23)-1.
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has not invested in immovable property but, rather, has simply invested in a company


and should be treated as receiving a portfolio dividend. Such a treatment would also


reflect the blended attributes of a REIT investment, which combines the attributes of


both shares and bonds. In contrast, a larger investor in a REIT would have a more


particular interest in the immovable property acquired by the REIT; for that investor,


the investment in the REIT may be seen as a substitute for an investment in the


underlying property of the REIT. In this situation, it would not seem appropriate to


restrict the source taxation of the distribution from the REIT since the REIT itself will


not pay tax on its income.


67.4 States that wish to achieve that result may agree bilaterally to replace


paragraph 2 of the Article by the following:


2. However, dividends paid by a company which is a resident of a Contracting


State may also be taxed in that State according to the laws of that State, but if the


beneficial owner of the dividends is a resident of the other Contracting State (other


than a beneficial owner of dividends paid by a company which is a REIT in which


such person holds, directly or indirectly, capital that represents at least 10 per cent


of the value of all the capital in that company), the tax so charged shall not exceed:


a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a


company which holds directly at least 25 per cent of the capital of the


company paying the dividends (other than a paying company that is a REIT)


throughout a 365 day period that includes the day of the payment of the


dividend (for the purpose of computing that period, no account shall be


taken of changes of ownership that would directly result from a corporate


reorganisation, such as a merger or divisive reorganisation, of the company


that holds the shares or that pays the dividend);


b) 15 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases.


According to this provision, a large investor in a REIT is an investor holding, directly or


indirectly, capital that represents at least 10 per cent of the value of all the REIT’s


capital. States may, however, agree bilaterally to use a different threshold. Also, the


provision applies to all distributions by a REIT; in the case of distributions of capital


gains, however, the domestic law of some countries provides for a different threshold


to differentiate between a large investor and a small investor entitled to taxation at the


rate applicable to portfolio dividends and these countries may wish to amend the


provision to preserve that distinction in their treaties. Finally, because it would be


inappropriate to restrict the source taxation of a REIT distribution to a large investor,


the drafting of subparagraph a) excludes dividends paid by a REIT from its application;


thus, the subparagraph can never apply to such dividends, even if a company that did


not hold capital representing 10 per cent or more of the value of the capital of a REIT


held at least 25 per cent of its capital as computed in accordance with paragraph 15


above. The State of source will therefore be able to tax such distributions to large


investors regardless of the restrictions in subparagraphs a) and b).
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67.5 Where, however, the REITs established in one of the Contracting States do not


qualify as companies that are residents of that Contracting State, the provision will


need to be amended to ensure that it applies to distributions by such REITs.


67.6 For example, if the REIT is a company that does not qualify as a resident of the


State, paragraphs 1 and 2 of the Article will need to be amended as follows to achieve


that result:


1. Dividends paid by a company which is a resident, or a REIT organised under


the laws, of a Contracting State to a resident of the other Contracting State may be


taxed in that other State.


2. However, dividends may also be taxed in, and according to the laws of, the


Contracting State of which the company paying the dividends is a resident or, in the


case of a REIT, under the laws of which it has been organised, but if the beneficial


owner of the dividends is a resident of the other Contracting State (other than a


beneficial owner of dividends paid by a company which is a REIT in which such


person holds, directly or indirectly, capital that represents at least 10 per cent of the


value of all the capital in that company), the tax so charged shall not exceed:


a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a


company which holds directly at least 25 per cent of the capital of the


company paying the dividends (other than a paying company that is a REIT)


throughout a 365 day period that includes the day of the payment of the


dividend (for the purpose of computing that period, no account shall be


taken of changes of ownership that would directly result from a corporate


reorganisation, such as a merger or divisive reorganisation, of the company


that holds the shares or that pays the dividend);


b) 15 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases.


67.7 Similarly, in order to achieve that result where the REIT is structured as a trust or


as a contractual or fiduciary arrangement and does not qualify as a company, States


may agree bilaterally to add to the alternative version of paragraph 2 set forth in


paragraph 67.4 above an additional provision drafted along the following lines:


For the purposes of this Convention, where a REIT organised under the laws of a


Contracting State makes a distribution of income to a resident of the other


Contracting State who is the beneficial owner of that distribution, the distribution


of that income shall be treated as a dividend paid by a company resident of the first-


mentioned State.


Under this additional provision, the relevant distribution would be treated as a


dividend and not, therefore, as another type of income (e.g. income from immovable


property or capital gain) for the purposes of applying Article 10 and the other Articles


of the Convention. Clearly, however, that would not change the characterisation of that


distribution for purposes of domestic law so that domestic law treatment would not be


affected except for the purposes of applying the limitations imposed by the relevant


provisions of the Convention.
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Observation on the Commentary
68. Canada and the United Kingdom do not adhere to paragraph 24 above. Under their


law, certain interest payments are treated as distributions, and are therefore included


in the definition of dividends.


Reservations on the Article


Paragraph 2
69. Japan reserves the right not to apply the direct dividend investment rate to


dividends which are deductible in computing the taxable income of the company


paying the dividends in the Contracting State of which that company is a resident.


70. The United States reserves its right to grant the 5 per cent rate of tax on dividends


only when requirements of ownership and residency for prescribed periods of time


have been satisfied.


71. The United States reserves its right to tax in accordance with its domestic law


dividends paid by an “expatriated entity” to a connected person for up to a period of


ten years.


72. The United States reserves the right to provide that shareholders of certain pass-


through entities, such as Regulated Investment Companies and Real Estate Investment


Trusts, will not be granted the direct dividend investment rate, even if they would


qualify based on their percentage ownership.


73. Germany and Portugal reserve the right to exclude partnerships from the scope of


application of subparagraph a) of paragraph 2, as provided in the Model Tax


Convention before 2017.


74. In view of its particular taxation system, Chile retains its freedom of action with


regard to the provisions in the Convention relating to the rate and form of distribution


of profits by companies.


75. Israel, Latvia, Mexico, Portugal and Turkey reserve their positions on the rates of tax


in paragraph 2.


76. Australia, Estonia, Japan and Latvia reserve the right not to include the


requirement for the competent authorities to settle by mutual agreement the mode of


application of paragraph 2.


77. Poland reserves its position on the minimum percentage for the holding (25 per


cent) and the rates of tax (5 per cent and 15 per cent).


77.1 Luxembourg reserves the right not to include the holding period provided in


subparagraph a) of paragraph 2.
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Paragraph 3
78. Belgium reserves the right to broaden the definition of dividends in paragraph 3


so as to cover expressly income — even when paid in the form of interest — which is


subjected to the same taxation treatment as income from shares by its internal law.


79. Denmark reserves the right, in certain cases, to consider as dividends the selling


price derived from the sale of shares.


80. France and Mexico reserve the right to amplify the definition of dividends in


paragraph 3 so as to cover all income subjected to the taxation treatment of


distributions.


81. Canada and Germany reserve the right to amplify the definition of dividends in


paragraph 3 so as to cover certain interest payments which are treated as distributions


under their domestic law.


81.1 Portugal reserves the right to amplify the definition of dividends in paragraph 3 so


as to cover certain payments, made under profit participation arrangements, which are


treated as distributions under its domestic law.


81.2 Chile and Luxembourg reserve the right to expand the definition of dividends in


paragraph 3 in order to cover certain payments which are treated as distributions of


dividends under their domestic law.


82. Israel reserves the right to exclude payments made by a Real Estate Investment


Trust which is a resident of Israel from the definition of dividends in paragraph 3 and


to tax those payments according to its domestic law.


82.1 Estonia, Japan and Latvia reserve the right to replace, in paragraph 3, the words


“income from other corporate rights” by “income from other rights”.


82.2 Australia reserves the right to expand the definition of dividends in paragraph 3


in order to cover other amounts which are subjected to the same taxation treatment as


income from shares under its domestic law.


Paragraph 5
83. Canada and the United States reserve the right to impose their branch tax on the


earnings of a company attributable to a permanent establishment situated in these


countries. Canada also reserves the right to impose this tax on profits attributable to


the alienation of immovable property situated in Canada by a company carrying on a


trade in immovable property.


84. [Deleted]


85. Turkey reserves the right to tax, in a manner corresponding to that provided by


paragraph 2 of the Article, the part of the profits of a company of the other Contracting


State that carries on business through a permanent establishment situated in Turkey


that remains after taxation pursuant to Article 7.
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COMMENTARY ON ARTICLE 11
CONCERNING THE TAXATION OF INTEREST


I. Preliminary remarks


1. “Interest” is generally taken to mean remuneration on money lent, being


remuneration coming within the category of “income from movable capital”


(revenus de capitaux mobiliers). Unlike dividends, interest does not suffer economic


double taxation, that is, it is not taxed both in the hands of the debtor and in the


hands of the creditor. Unless it is provided to the contrary by the contract, payment


of the tax charged on interest falls on the recipient. If it happens that the debtor


undertakes to bear any tax chargeable at the source, this is as though he had agreed


to pay his creditor additional interest corresponding to such tax.


2. But, like dividends, interest on bonds or debentures or loans usually attracts


tax charged by deduction at the source when the interest is paid. This method is, in


fact, commonly used for practical reasons, as the tax charged at the source can


constitute an advance of the tax payable by the recipient in respect of his total


income or profits. If in such a case the recipient is a resident of the country which


practises deduction at the source, any double taxation he suffers is remedied by


internal measures. But the position is different if he is a resident of another


country: he is then liable to be taxed twice on the interest, first by the State of


source and then by the State of which he is a resident. It is clear that his double


charge of tax can reduce considerably the interest on the money lent and so


hamper the movement of capital and the development of international


investment.


3. A formula reserving the exclusive taxation of interest to one State,


whether the State of the beneficiary’s residence or the State of source, could not


be sure of receiving general approval. Therefore a compromise solution was


adopted. It provides that interest may be taxed in the State of residence, but leaves


to the State of source the right to impose a tax if its laws so provide, it being implicit


in this right that the State of source is free to give up all taxation on interest paid to


non-residents. Its exercise of this right will however be limited by a ceiling which


its tax cannot exceed but, it goes without saying, the Contracting States can agree


to adopt an even lower rate of taxation in the State of source. The sacrifice that the


latter would accept in such conditions will be matched by a relief to be given by the


State of residence, in order to take into account the tax levied in the State of source


(see Article 23 A or 23 B).


4. Certain countries do not allow interest paid to be deducted for the


purposes of the payer’s tax unless the recipient also resides in the same State or


is taxable in that State. Otherwise they forbid the deduction. The question whether


the deduction should also be allowed in cases where the interest is paid by a


resident of a Contracting State to a resident of the other State, is dealt with in


paragraph 4 of Article 24.
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II. Commentary on the provisions of the Article


Paragraph 1
5. Paragraph 1 lays down the principle that interest arising in a Contracting State


and paid to a resident of the other Contracting State may be taxed in the latter. In doing


so, it does not stipulate an exclusive right to tax in favour of the State of residence. The


term “paid” has a very wide meaning, since the concept of payment means the


fulfilment of the obligation to put funds at the disposal of the creditor in the manner


required by contract or by custom.


6. The Article deals only with interest arising in a Contracting State and does not,


therefore, apply to interest arising in a third State. Interest arising in a Contracting


State which is attributable to a permanent establishment which an enterprise of that


State has in the other Contracting State may be taxed by the first-mentioned State


under paragraph 2 but may also be taxed by the other State under paragraph 1 of


Article 7 (see paragraphs 9 and 9.1 of the Commentary on Articles 23 A and 23 B


concerning relief of double taxation in such cases).


Paragraph 2
7. Paragraph 2 reserves a right to tax interest to the State in which the


interest arises; but it limits the exercise of that right by determining a ceiling for the


tax, which may not exceed 10 per cent. This rate may be considered a reasonable


maximum bearing in mind that the State of source is already entitled to tax profits or


income produced on its territory by investments financed out of borrowed capital. The


Contracting States may agree in bilateral negotiations upon a lower tax or on exclusive


taxation in the State of the beneficiary’s residence with respect to all interest payments


or, as explained below, as regards some specific categories of interest.


7.1 In certain cases, the approach adopted in paragraph 2, which is to allow source


taxation of payments of interest, can constitute an obstacle to international trade or may


be considered inappropriate for other reasons. For instance, when the beneficiary of the


interest has borrowed in order to finance the operation which earns the interest, the profit


realised by way of interest will be much smaller than the nominal amount of interest


received; if the interest paid is equal to or exceeds the interest received, there will be either


no profit at all or even a loss. The problem, in that case, cannot be solved by the State of


residence, since little or no tax will be levied in that State where the beneficiary is taxed on


the net profit derived from the transaction. That problem arises because the tax in the


State of source is typically levied on the gross amount of the interest regardless of


expenses incurred in order to earn such interest. In order to avoid that problem, creditors


will, in practice, tend to shift to the debtor the burden of the tax levied by the State of


source on the interest and therefore increase the rate of interest charged to the debtor,


whose financial burden is then increased by an amount corresponding to the tax payable


to the State of source.


7.2 The Contracting States may wish to add an additional paragraph to provide for


the exclusive taxation in the State of the beneficiary’s residence of certain interest. The

255MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 11

preamble of that paragraph, which would be followed by subparagraphs describing the


various interest subject to that treatment (see below), might be drafted along the


following lines:


3. Notwithstanding the provisions of paragraph 2, interest referred to in


paragraph 1 shall be taxable only in the Contracting State of which the recipient is a


resident if the beneficial owner of the interest is a resident of that State, and:


a) [description of the relevant category of interest] ...


7.3 The following are some of the categories of interest that Contracting States may


wish to consider for the purposes of paragraph 7.2 above.


Interest paid to a State, its political subdivisions and to central banks


7.4 Some States refrain from levying tax on income derived by other States and some


of their wholly-owned entities (e.g. a central bank established as a separate entity), at


least to the extent that such income is derived from activities of a governmental


nature. Some States are able to grant such an exemption under their interpretation of


the sovereign immunity principle (see paragraphs 52 and 53 of the Commentary on


Article 1); others may do it pursuant to provisions of their domestic law. In their


bilateral conventions, many States wish to confirm or clarify the scope of these


exemptions with respect to interest or to grant such an exemption in cases where it


would not otherwise be available. States wishing to do so may therefore agree to


include the following category of interest in a paragraph providing for exemption of


certain interest from taxation in the State of source:


a) is that State or the central bank, a political subdivision or local authority


thereof;


Interest paid by a State or its political subdivisions


7.5 Where the payer of the interest happens to be the State itself, a political


subdivision or a statutory body, the end result may well be that the tax levied at source


may actually be borne by that State if the lender increases the interest rate to recoup


the tax levied at source. In that case, any benefits for the State taxing the interest at


source will be offset by the increase of its borrowing costs. For that reason, many States


provide that such interest will be exempt from any tax at source. States wishing to do


so may agree to include the following category of interest in a paragraph providing for


exemption of certain interest from taxation in the State of source:


b) if the interest is paid by the State in which the interest arises or by a political


subdivision, a local authority or statutory body thereof;


In this suggested provision, the phrase “statutory body” refers to any public sector


institution. Depending on their domestic law and terminology, some States may prefer


to use phrases such as “agency or instrumentality” or “legal person of public law”


[personne morale de droit public] to refer to such an institution.
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Interest paid pursuant to export financing programmes


7.6 In order to promote international trade, many States have established export


financing programmes or agencies which may either provide export loans directly or


insure or guarantee export loans granted by commercial lenders. Since that type of


financing is supported by public funds, a number of States provide bilaterally that


interest arising from loans covered by these programmes shall be exempt from source


taxation. States wishing to do so may agree to include the following category of interest


in a paragraph providing for exemption of certain interest from taxation in the State of


source:


c) if the interest is paid in respect of a loan, debt-claim or credit that is owed to, or


made, provided, guaranteed or insured by, that State or a political subdivision,


local authority or export financing agency thereof;


Interest paid to financial institutions


7.7 The problem described in paragraph 7.1, which essentially arises because taxation


by the State of source is typically levied on the gross amount of the interest and therefore


ignores the real amount of income derived from the transaction for which the interest is


paid, is particularly important in the case of financial institutions. For instance, a bank


generally finances the loan which it grants with funds lent to it and, in particular, funds


accepted on deposit. Since the State of source, in determining the amount of tax payable


on the interest, will usually ignore the cost of funds for the bank, the amount of tax may


prevent the transaction from occurring unless the amount of that tax is borne by the


debtor. For that reason, many States provide that interest paid to a financial institution


such as a bank will be exempt from any tax at source. States wishing to do so may agree


to include the following in a paragraph providing for exemption of certain interest from


taxation in the State of source:


d) is a financial institution;


Interest on sales on credit


7.8 The disadvantages described in paragraph 7.1 also arise frequently in the case of


sales on credit of equipment and other commercial credit sales. The supplier in such


cases very often merely passes on to the customer, without any additional charge, the


price he will himself have had to pay to a bank or an export finance agency to finance


the credit. In these cases, the interest is more an element of the selling price than


income from invested capital. In fact, in many cases, the interest incorporated in the


amounts of instalments to be paid will be difficult to separate from the actual sale


price. States may therefore wish to include interest arising from such sales on credit in


a paragraph providing for exemption of certain interest from taxation in the State of


source, which they can do by adding the following subparagraph:


e) if the interest is paid with respect to indebtedness arising as a consequence of


the sale on credit of any equipment, merchandise or services;
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7.9 The types of sales on credit referred to in this suggested provision comprise not only


sales of complete units, but also sales of separate components thereof. Sales financed


through a general line of credit provided by a seller to a customer constitute sales on credit


as well for the purposes of the provision. Also, it is immaterial whether the interest is


stipulated separately in addition to the sale price or is included from the outset in the price


payable by instalments.


Interest paid to some tax-exempt entities (e.g. pension funds)


7.10 Under the domestic laws of many States, pension funds and similar entities are


generally exempt from tax on their investment income. In order to achieve neutrality


of treatment as regards domestic and foreign investments by these entities, some


States provide bilaterally that income, including interest, derived by such an entity


resident of the other State shall also be exempt from source taxation. States wishing to


do so may agree bilaterally on a provision drafted along the lines of the provision found


in paragraph 69 of the Commentary on Article 18.


7.11 If the Contracting States do not wish to exempt completely any or all of the above


categories of interest from taxation in the State of source, they may wish to apply to


them a lower rate of tax than that provided for in paragraph 2 (that solution would not,


however, seem very practical in the case of interest paid by a State or its political


subdivision or statutory body). In that case, paragraph 2 might be drafted along the


following lines:


2. However, interest arising in a Contracting State may also be taxed in that State


according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is a


resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed:


a) [lower rate of tax] per cent of the gross amount of the interest in the case of


interest paid [description of the relevant category of interest] ...


b) 10 per cent of the gross amount of the interest in all other cases.


The competent authorities of the Contracting States shall by mutual agreement


settle the mode of application of this limitation.


If the Contracting States agree to exempt some of the above categories of interest, this


alternative provision would be followed by a paragraph 3 as suggested in paragraph 7.2


above.


7.12 Contracting States may add to the categories of interest enumerated in the


paragraphs above, other categories in regard to which the imposition of a tax in the


State of source might appear to them to be undesirable.


8. The OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) Project and, in particular,


the final report on Action 61 produced as part of that project, have addressed a number


of abuses related to cases such as the following one: the beneficial owner of interest


1 OECD (2015), Preventing the Granting of Treaty Benefits in Inappropriate Circumstances, Action 6
- 2015 Final Report, OECD Publishing, Paris, DOI: http://dx.doi.org/10.1787/9789264241695-
en.
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arising in a Contracting State is a company resident in the other Contracting State; all


or part of its capital is held by shareholders resident outside that other State; its


practice is not to distribute its profits in the form of dividends; and it enjoys


preferential taxation treatment. Whilst Article 29, which was included in the


Convention as a result of the final report on Action 6, addresses the treaty-shopping


aspects of that case, States wishing to deny the benefits of Article 11 to interest that


enjoys a preferential tax treatment in the State of residence may consider including in


their conventions provisions such as those described in paragraphs 82 to 100 of the


Commentary on Article 1.


9. The requirement of beneficial owner was introduced in paragraph 2 of Article 11


to clarify the meaning of the words “paid to a resident” as they are used in paragraph 1


of the Article. It makes plain that the State of source is not obliged to give up taxing


rights over interest income merely because that income was paid direct to a resident of


a State with which the State of source had concluded a convention.


9.1 Since the term “beneficial owner” was added to address potential difficulties


arising from the use of the words “paid to a resident” in paragraph 1, it was intended to


be interpreted in this context and not to refer to any technical meaning that it could


have had under the domestic law of a specific country (in fact, when it was added to


the paragraph, the term did not have a precise meaning in the law of many countries).


The term “beneficial owner” is therefore not used in a narrow technical sense (such as


the meaning that it has under the trust law of many common law countries1), rather, it


should be understood in its context, in particular in relation to the words “paid to a


resident”, and in light of the object and purposes of the Convention, including avoiding


double taxation and the prevention of fiscal evasion and avoidance.


10. Relief or exemption in respect of an item of income is granted by the State of


source to a resident of the other Contracting State to avoid in whole or in part the


double taxation that would otherwise arise from the concurrent taxation of that


income by the State of residence. Where an item of income is paid to a resident of a


Contracting State acting in the capacity of agent or nominee it would be inconsistent


with the object and purpose of the Convention for the State of source to grant relief or


exemption merely on account of the status of the direct recipient of the income as a


resident of the other Contracting State. The direct recipient of the income in this


situation qualifies as a resident but no potential double taxation arises as a


consequence of that status since the recipient is not treated as the owner of the


income for tax purposes in the State of residence.


10.1 It would be equally inconsistent with the object and purpose of the Convention


for the State of source to grant relief or exemption where a resident of a Contracting


1 For example, where the trustees of a discretionary trust do not distribute interest earned
during a given period, these trustees, acting in their capacity as such (or the trust, if
recognised as a separate taxpayer) could constitute the beneficial owners of such income
for the purposes of Article 11 even if they are not the beneficial owners under the relevant
trust law.
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State, otherwise than through an agency or nominee relationship, simply acts as a


conduit for another person who in fact receives the benefit of the income concerned.


For these reasons, the report from the Committee on Fiscal Affairs entitled “Double


Taxation Conventions and the Use of Conduit Companies”1 concludes that a conduit


company cannot normally be regarded as the beneficial owner if, though the formal


owner, it has, as a practical matter, very narrow powers which render it, in relation to


the income concerned, a mere fiduciary or administrator acting on account of the


interested parties.


10.2 In these various examples (agent, nominee, conduit company acting as a


fiduciary or administrator), the direct recipient of the interest is not the “beneficial


owner” because that recipient’s right to use and enjoy the interest is constrained by a


contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person. Such


an obligation will normally derive from relevant legal documents but may also be


found to exist on the basis of facts and circumstances showing that, in substance, the


recipient clearly does not have the right to use and enjoy the interest unconstrained by


a contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person.


This type of obligation would not include contractual or legal obligations that are not


dependent on the receipt of the payment by the direct recipient such as an obligation


that is not dependent on the receipt of the payment and which the direct recipient has


as a debtor or as a party to financial transactions, or typical distribution obligations of


pension schemes and of collective investment vehicles entitled to treaty benefits


under the principles of paragraphs 22 to 48 of the Commentary on Article 1. Where the


recipient of interest does have the right to use and enjoy the interest unconstrained by


a contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person, the


recipient is the “beneficial owner” of that interest. It should also be noted that


Article 11 refers to the beneficial owner of interest as opposed to the owner of the debt-


claim with respect to which the interest is paid, which may be different in some cases.


10.3 The fact that the recipient of an interest payment is considered to be the


beneficial owner of that interest does not mean, however, that the limitation of tax


provided for by paragraph 2 must automatically be granted. This limitation of tax


should not be granted in cases of abuse (see also paragraph 8 above). The provisions of


Article 29 and the principles put forward in the section on “Improper use of the


Convention” in the Commentary on Article 1 will apply to prevent abuses, including


treaty-shopping situations where the recipient is the beneficial owner of interest.


Whilst the concept of “beneficial owner” deals with some forms of tax avoidance


(i.e. those involving the interposition of a recipient who is obliged to pass on the


interest to someone else), it does not deal with other cases of abuses, such as certain


forms of treaty shopping, that are addressed by these provisions and principles and


must not, therefore, be considered as restricting in any way the application of other


approaches to addressing such cases.


1 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at
page R(6)-1.
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10.4 The above explanations concerning the meaning of “beneficial owner” make it


clear that the meaning given to this term in the context of the Article must be


distinguished from the different meaning that has been given to that term in the


context of other instruments1 that concern the determination of the persons (typically


the individuals) that exercise ultimate control over entities or assets. That different


meaning of “beneficial owner” cannot be applied in the context of the Convention.


Indeed, that meaning, which refers to natural persons (i.e. individuals), cannot be


reconciled with the express wording of subparagraph 2 a) of Article 10, which refers to


the situation where a company is the beneficial owner of a dividend. In the context of


Articles 10 and 11, the term “beneficial owner” is intended to address difficulties


arising from the use of the words “paid to” in relation to dividends and interest rather


than difficulties related to the ownership of the shares or debt-claims on which


dividends or interest are paid. For that reason, it would be inappropriate, in the context


of these Articles, to consider a meaning developed in order to refer to the individuals


who exercise “ultimate effective control over a legal person or arrangement”.2


11. Subject to other conditions imposed by the Article and the other provisions of the


Convention, the limitation of tax in the State of source remains available when an


intermediary, such as an agent or nominee located in a Contracting State or in a third


State, is interposed between the beneficiary and the payer but the beneficial owner is


a resident of the other Contracting State (the text of the Model was amended in 1995


and in 2014 to clarify this point, which has been the consistent position of all member


countries).


12. The paragraph lays down nothing about the mode of taxation in the State of


source. It therefore leaves that State free to apply its own laws and, in particular, to levy


the tax either by deduction at source or by individual assessment. Procedural


questions are not dealt with in this Article. Each State should be able to apply the


1 See, for example, Financial Action Task Force, International Standards on Combating Money
Laundering and the Financing of Terrorism & Proliferation – The FATF Recommendations (OECD-
FATF, Paris, 2012), which sets forth in detail the international anti-money laundering
standard and which includes the following definition of beneficial owner (at page 110):
“the natural person(s) who ultimately owns or controls a customer and/or the person on
whose behalf a transaction is being conducted. It also incorporates those persons who
exercise ultimate effective control over a legal person or arrangement.” Similarly, the 2001
report of the OECD Steering Group on Corporate Governance, Behind the Corporate Veil:
Using Corporate Entities for Illicit Purposes (OECD, Paris, 2001), defines beneficial ownership
as follows (at page 14):


In this Report, “beneficial ownership” refers to ultimate beneficial ownership or
interest by a natural person. In some situations, uncovering the beneficial owner may
involve piercing through various intermediary entities and/or individuals until the
true owner who is a natural person is found. With respect to corporations, ownership
is held by shareholders or members. In partnerships, interests are held by general and
limited partners. In trusts and foundations, beneficial ownership refers to
beneficiaries, which may also include the settlor or founder.


2 See the Financial Action Task Force’s definition quoted in the previous note.
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procedure provided in its own law (see, however, paragraph 109 of the Commentary on


Article 1). Potential abuses arising from situations where interest arising in a


Contracting State is attributable to a permanent establishment which an enterprise of


the other State has in a third State are dealt with in paragraph 8 of Article 29. Other


questions arise with triangular cases (see paragraph 71 of the Commentary on


Article 24).


13. It does not specify whether or not the relief in the State of source should be


conditional upon the interest being subject to tax in the State of residence. This


question can be settled by bilateral negotiations.


14. The Article contains no provisions as to how the State of the beneficiary’s


residence should make allowance for the taxation in the State of source of the interest.


This question is dealt with in Articles 23 A and 23 B.


15. [Deleted]


16. [Renumbered and amended]


17. [Renumbered and amended]


Paragraph 3
18. Paragraph 3 specifies the meaning to be attached to the term “interest” for the


application of the taxation treatment defined by the Article. The term designates, in


general, income from debt-claims of every kind, whether or not secured by mortgage


and whether or not carrying a right to participate in profits. The term “debt-claims of


every kind” obviously embraces cash deposits and security in the form of money, as


well as government securities, and bonds and debentures, although the three latter are


specially mentioned because of their importance and of certain peculiarities that they


may present. It is recognised, on the one hand, that mortgage interest comes within


the category of income from movable capital (revenus de capitaux mobiliers), even though


certain countries assimilate it to income from immovable property. On the other hand,


debt-claims, and bonds and debentures in particular, which carry a right to participate


in the debtor’s profits are nonetheless regarded as loans if the contract by its general


character clearly evidences a loan at interest.


19. Interest on participating bonds should not normally be considered as a dividend,


and neither should interest on convertible bonds until such time as the bonds are


actually converted into shares. However, the interest on such bonds should be


considered as a dividend if the loan effectively shares the risks run by the debtor


company (see inter alia paragraph 25 of the Commentary on Article 10). In situations of


presumed thin capitalisation, it is sometimes difficult to distinguish between


dividends and interest and in order to avoid any possibility of overlap between the


categories of income dealt with in Article 10 and Article 11 respectively, it should be


noted that the term “interest” as used in Article 11 does not include items of income


which are dealt with under Article 10.


20. As regards, more particularly, government securities, and bonds and debentures,


the text specifies that premiums or prizes attaching thereto constitute interest.
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Generally speaking, what constitutes interest yielded by a loan security, and may


properly be taxed as such in the State of source, is all that the institution issuing the


loan pays over and above the amount paid by the subscriber, that is to say, the interest


accruing plus any premium paid at redemption or at issue. It follows that when a bond


or debenture has been issued at a premium, the excess of the amount paid by the


subscriber over that repaid to him may constitute negative interest which should be


deducted from the stated interest in determining the interest that is taxable. On the


other hand, the definition of interest does not cover any profit or loss that cannot be


attributed to a difference between what the issuer received and paid (e.g. a profit or


loss, not representing accrued interest or original issue discount or premium, which a


holder of a security such as a bond or debenture realises by the sale thereof to another


person or by the repayment of the principal of a security that he has acquired from a


previous holder for an amount that is different from the amount received by the issuer


of the security). Such profit or loss may, depending on the case, constitute either a


business profit or a loss, a capital gain or a loss, or income falling under Article 21.


20.1 The amount that the seller of a bond will receive will typically include the


interest that has accrued, but has not yet become payable, at the time of the sale of the


bond. In most cases, the State of source will not attempt to tax such accrued interest at


the time of the alienation and will only tax the acquirer of the bond or debenture on


the full amount of the interest subsequently paid (it is generally assumed that in such


a case, the price that the acquirer pays for the bond takes account of the future tax


liability of the acquirer on the interest accrued for the benefit of the seller at the time


of the alienation). In certain circumstances, however, some States tax the seller of a


bond on interest that has accrued at the time of the alienation (e.g. when a bond is sold


to a tax-exempt entity). Such accrued interest is covered by the definition of interest


and may therefore be taxed by the State of source. In that case, that State should not


again tax the same amount in the hands of the acquirer of the bond when the interest


subsequently becomes payable.


21. Moreover, the definition of interest in the first sentence of paragraph 3 is, in


principle, exhaustive. It has seemed preferable not to include a subsidiary reference to


domestic laws in the text; this is justified by the following considerations:


a) the definition covers practically all the kinds of income which are regarded as


interest in the various domestic laws;


b) the formula employed offers greater security from the legal point of view and


ensures that conventions would be unaffected by future changes in any


country’s domestic laws;


c) in the Model Convention references to domestic laws should as far as possible


be avoided.


It nevertheless remains understood that in a bilateral convention two Contracting


States may widen the formula employed so as to include in it any income which


is taxed as interest under either of their domestic laws but which is not covered by the


definition and in these circumstances may find it preferable to make reference to their


domestic laws.
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21.1 The definition of interest in the first sentence of paragraph 3 does not normally


apply to payments made under certain kinds of nontraditional financial instruments


where there is no underlying debt (for example, interest rate swaps). However, the


definition will apply to the extent that a loan is considered to exist under a “substance


over form” rule, an “abuse of rights” principle, or any similar doctrine.


22. The second sentence of paragraph 3 excludes from the definition of interest


penalty charges for late payment but Contracting States are free to omit this sentence


and treat penalty charges as interest in their bilateral conventions. Penalty charges,


which may be payable under the contract, or by customs or by virtue of a judgement,


consist either of payments calculated pro rata temporis or else of fixed sums; in certain


cases they may combine both forms of payment. Even if they are determined pro rata


temporis they constitute not so much income from capital as a special form of


compensation for the loss suffered by the creditor through the debtor’s delay in


meeting his obligations. Moreover, considerations of legal security and practical


convenience make it advisable to place all penalty charges of this kind, in whatever


form they be paid, on the same footing for the purposes of their taxation treatment. On


the other hand, two Contracting States may exclude from the application of Article 11


any kinds of interest which they intend to be treated as dividends.


23. Finally, the question arises whether annuities ought to be assimilated to interest;


it is considered that they ought not to be. On the one hand, annuities granted in


consideration of past employment are referred to in Article 18 and are subject to the


rules governing pensions. On the other hand, although it is true that instalments of


purchased annuities include an interest element on the purchase capital as well as


return of capital, such instalments thus constituting “fruits civils” which accrue from


day to day, it would be difficult for many countries to make a distinction between the


element representing income from capital and the element representing a return of


capital in order merely to tax the income element under the same category as income


from movable capital. Taxation laws often contain special provisions classifying


annuities in the category of salaries, wages and pensions, and taxing them accordingly.


Paragraph 4
24. Certain States consider that dividends, interest and royalties arising from


sources in their territory and payable to individuals or legal persons who are residents


of other States fall outside the scope of the arrangement made to prevent them from


being taxed both in the State of source and in the State of the beneficiary’s residence


when the beneficiary has a permanent establishment in the former State. Paragraph 4


is not based on such a conception which is sometimes referred to as “the force of


attraction of the permanent establishment”. It does not stipulate that interest arising


to a resident of a Contracting State from a source situated in the other State must, by a


kind of legal presumption, or fiction even, be related to a permanent establishment


which that resident may have in the latter State, so that the said State would not be


obliged to limit its taxation in such a case. The paragraph merely provides that in the


State of source the interest is taxable as part of the profits of the permanent
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establishment there owned by the beneficiary which is a resident in the other State, if


it is paid in respect of debt-claims forming part of the assets of the permanent


establishment or otherwise effectively connected with that establishment. In that


case, paragraph 4 relieves the State of source of the interest from any limitation under


the Article. The foregoing explanations accord with those in the Commentary on


Article 7.


25. It has been suggested that the paragraph could give rise to abuses through the


transfer of loans to permanent establishments set up solely for that purpose in


countries that offer preferential treatment to interest income. Apart from the fact that


the provisions of Article 29 (and, in particular, paragraph 8 of that Article) and the


principles put forward in the section on “Improper use of the Convention” in the


Commentary on Article 1 will typically prevent such abusive transactions, it must be


recognised that a particular location can only constitute a permanent establishment if


a business is carried on therein and, as explained below, that the requirement that a


debt-claim be “effectively connected” to such a location requires more than merely


recording the debt-claim in the books of the permanent establishment for accounting


purposes.


25.1 A debt-claim in respect of which interest is paid will be effectively connected


with a permanent establishment, and will therefore form part of its business assets, if


the “economic” ownership of the debt-claim is allocated to that permanent


establishment under the principles developed in the Committee’s report entitled


Attribution of Profits to Permanent Establishments1 (see in particular paragraphs 72 to 97 of


Part I of the report) for the purposes of the application of paragraph 2 of Article 7. In the


context of that paragraph, the “economic” ownership of a debt-claim means the


equivalent of ownership for income tax purposes by a separate enterprise, with the


attendant benefits and burdens (e.g. the right to the interest attributable to the


ownership of the debt-claim and the potential exposure to gains or losses from the


appreciation or depreciation of the debt-claim).


25.2 In the case of the permanent establishment of an enterprise carrying on


insurance activities, the determination of whether a debt-claim is effectively


connected with the permanent establishment shall be made by giving due regard to


the guidance set forth in Part IV of the Committee’s report with respect to whether the


income on or gain from that debt-claim is taken into account in determining the


permanent establishment’s yield on the amount of investment assets attributed to it


(see in particular paragraphs 165 to 170 of Part IV). That guidance being general in


nature, tax authorities should consider applying a flexible and pragmatic approach


which would take into account an enterprise’s reasonable and consistent application


of that guidance for purposes of identifying the specific assets that are effectively


connected with the permanent establishment.


1 Attribution of Profits to Permanent Establishments, OECD, Paris, 2010.
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Paragraph 5
26. This paragraph lays down the principle that the State of source of the interest is


the State of which the payer of the interest is a resident. It provides, however, for an


exception to this rule in the case of interest-bearing loans which have an obvious


economic link with a permanent establishment owned in the other Contracting State


by the payer of the interest. If the loan was contracted for the requirements of that


establishment and the interest is borne by the latter, the paragraph determines that


the source of the interest is in the Contracting State in which the permanent


establishment is situated, leaving aside the place of residence of the owner of the


permanent establishment, even when he resides in a third State.


27. In the absence of an economic link between the loan on which the interest arises


and the permanent establishment, the State where the latter is situated cannot on that


account be regarded as the State where the interest arises; it is not entitled to tax such


interest, not even within the limits of a “taxable quota” proportional to the importance


of the permanent establishment. Such a practice would be incompatible with


paragraph 5. Moreover, any departure from the rule fixed in the first sentence of


paragraph 5 is justified only where the economic link between the loan and the


permanent establishment is sufficiently clear-cut. In this connection, a number of


possible cases may be distinguished:


a) The management of the permanent establishment has contracted a loan which


it uses for the specific requirements of the permanent establishment; it shows


it among its liabilities and pays the interest thereon directly to the creditor.


b) The head office of the enterprise has contracted a loan the proceeds of which


are used solely for the purposes of a permanent establishment situated in


another country. The interest is serviced by the head office but is ultimately


borne by the permanent establishment.


c) The loan is contracted by the head office of the enterprise and its proceeds are


used for several permanent establishments situated in different countries.


In cases a) and b) the conditions laid down in the second sentence of paragraph 5 are


fulfilled, and the State where the permanent establishment is situated is to be regarded


as the State where the interest arises. Case c), however, falls outside the provisions of


paragraph 5, the text of which precludes the attribution of more than one source to the


same loan. Such a solution, moreover, would give rise to considerable administrative


complications and make it impossible for lenders to calculate in advance the taxation


that interest would attract. It is, however, open to two Contracting States to restrict the


application of the final provision in paragraph 5 to case a) or to extend it to case c).


28. Paragraph 5 provides no solution for the case, which it excludes from its


provisions, where both the beneficiary and the payer are indeed residents of the


Contracting States, but the loan was borrowed for the requirements of a permanent


establishment owned by the payer in a third State and the interest is borne by that


establishment. As paragraph 5 now stands, therefore, only its first sentence will apply


in such a case. The interest will be deemed to arise in the Contracting State of which
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the payer is a resident and not in the third State in whose territory is situated the


permanent establishment for the account of which the loan was effected and by which


the interest is payable. Thus the interest will be taxed both in the Contracting State of


which the payer is a resident and in the Contracting State of which the beneficiary is a


resident. But, although double taxation will be avoided between these two States by the


arrangements provided in the Article, it will not be avoided between them and the


third State if the latter taxes the interest on the loan at the source when it is borne by


the permanent establishment in its territory.


29. It has been decided not to deal with that case in the Convention. The Contracting


State of the payer’s residence does not, therefore, have to relinquish its tax at the


source in favour of the third State in which is situated the permanent establishment


for the account of which the loan was effected and by which the interest is borne. If


this were not the case and the third State did not subject the interest borne by the


permanent establishment to source taxation, there could be attempts to avoid source


taxation in the Contracting State through the use of a permanent establishment


situated in such a third State. States for which this is not a concern and that wish to


address the issue described in the paragraph above may do so by agreeing to use, in


their bilateral convention, the alternative formulation of paragraph 5 suggested in


paragraph 30 below. The risk of double taxation just referred to could also be avoided


through a multilateral convention. Also, if in the case described in paragraph 28, the


State of the payer’s residence and the third State in which is situated the permanent


establishment for the account of which the loan is effected and by which the interest


is borne, together claim the right to tax the interest at the source, there would be


nothing to prevent those two States together with, where appropriate, the State of the


beneficiary’s residence, from concerting measures to avoid the double taxation that


would result from such claims using, where necessary, the mutual agreement


procedure (as envisaged in paragraph 3 of Article 25); see paragraphs 38.1 and 55 to 55.2


of the Commentary on Article 25).


30. As mentioned in paragraph 29, any such double taxation could be avoided either


through a multilateral convention or if the State of the beneficiary’s residence and the


State of the payer’s residence agreed to word the second sentence of paragraph 5 in the


following way, which would have the effect of ensuring that paragraphs 1 and 2 of the


Article did not apply to the interest, which would then typically fall under Article 7


or 21:


Where, however, the person paying the interest, whether he is a resident of a


Contracting State or not, has in a State other than that of which he is a resident a


permanent establishment in connection with which the indebtedness on which the


interest is paid was incurred, and such interest is borne by such permanent


establishment, then such interest shall be deemed to arise in the State in which the


permanent establishment is situated.


31. If two Contracting States agree in bilateral negotiations to reserve to the State


where the beneficiary of the income resides the exclusive right to tax such income,


then ipso facto there is no value in inserting in the convention which fixes their
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relations that provision in paragraph 5 which defines the State of source of such


income. But it is equally obvious that double taxation would not be fully avoided in


such a case if the payer of the interest owned, in a third State which charged its tax at


the source on the interest, a permanent establishment for the account of which the


loan had been borrowed and which bore the interest payable on it. The case would then


be just the same as is contemplated in paragraphs 28 to 30 above.


Paragraph 6
32. The purpose of this paragraph is to restrict the operation of the provisions


concerning the taxation of interest in cases where, by reason of a special relationship


between the payer and the beneficial owner or between both of them and some other


person, the amount of the interest paid exceeds the amount which would have been


agreed upon by the payer and the beneficial owner had they stipulated at arm’s length.


It provides that in such a case the provisions of the Article apply only to that last-


mentioned amount and that the excess part of the interest shall remain taxable


according to the laws of the two Contracting States, due regard being had to the other


provisions of the Convention.


33. It is clear from the text that for this clause to apply the interest held excessive


must be due to a special relationship between the payer and the beneficial owner or


between both of them and some other person. There may be cited as examples cases


where interest is paid to an individual or legal person who directly or indirectly


controls the payer, or who is directly or indirectly controlled by him or is subordinate


to a group having common interest with him. These examples, moreover, are similar


or analogous to the cases contemplated by Article 9.


34. On the other hand, the concept of special relationship also covers relationship by


blood or marriage and, in general, any community of interests as distinct from the legal


relationship giving rise to the payment of the interest.


35. With regard to the taxation treatment to be applied to the excess part of


the interest, the exact nature of such excess will need to be ascertained according to


the circumstances of each case, in order to determine the category of income in which


it should be classified for the purposes of applying the provisions of the tax laws of the


States concerned and the provisions of the Convention. This paragraph permits only


the adjustment of the rate at which interest is charged and not the reclassification of


the loan in such a way as to give it the character of a contribution to equity capital. For


such an adjustment to be possible under paragraph 6 of Article 11 it would be


necessary as a minimum to remove the limiting phrase “having regard to the debt-


claim for which it is paid”. If greater clarity of intent is felt appropriate, a phrase such


as “for whatever reason” might be added after “exceeds”. Either of these alternative


versions would apply where some or all of an interest payment is excessive because


the amount of the loan or the terms relating to it (including the rate of interest) are not


what would have been agreed upon in the absence of the special relationship.


Nevertheless, this paragraph can affect not only the recipient but also the payer of


excessive interest and if the law of the State of source permits, the excess amount can
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be disallowed as a deduction, due regard being had to other applicable provisions


of the Convention. If two Contracting States should have difficulty in determining the


other provisions of the Convention applicable, as cases require, to the excess part of


the interest, there would be nothing to prevent them from introducing additional


clarifications in the last sentence of paragraph 6, as long as they do not alter its general


purport.


36. Should the principles and rules of their respective laws oblige the two


Contracting States to apply different Articles of the Convention for the purpose


of taxing the excess, it will be necessary to resort to the mutual agreement procedure


provided by the Convention in order to resolve the difficulty.


Observation on the Commentary
37. Canada and the United Kingdom do not adhere to paragraph 18 above. Under their


domestic legislation, certain interest payments are treated as distributions, and are


therefore dealt with under Article 10.


Reservations on the Article


Paragraph 2
38. Chile, Hungary, Israel, Latvia, Mexico, Portugal, the Slovak Republic and Turkey reserve


their positions on the rate provided in paragraph 2.


39. The United States reserves its right to impose its branch tax on the interest


allocable to earnings of a company attributable to a permanent establishment situated


in the United States.


40. The United States reserves the right to tax certain forms of contingent interest at


the rate applicable to portfolio dividends under subparagraph b) of paragraph 2 of


Article 10. It also reserves the right to tax under its law: 1) a form of interest that is “an


excess inclusion with respect to residual interest in a real estate mortgage investment


conduit”; and 2) interest paid by an “expatriated entity” to a connected person for up to


a period of ten years.


40.1 Estonia, Japan and Latvia reserve the right not to include the requirement for the


competent authorities to settle by mutual agreement the mode of application of


paragraph 2.


Paragraph 3
41. Mexico reserves the right to consider as interest other types of income, such as


income derived from financial leasing and factoring contracts.


42. Belgium, Canada, Estonia, Ireland and Latvia reserve the right to amend the


definition of interest so as to secure that interest payments treated as distributions


under their domestic law fall within Article 10.
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43. Canada, Chile and Norway reserve the right to delete the reference to debt-


claims carrying the right to participate in the debtor’s profits.


44. Chile, Greece and Spain reserve the right to widen the definition of interest by


including a reference to their domestic law in line with the definition contained in the


1963 Draft Convention.


45. Australia reserves the right to widen the definition of interest to include income


which is subjected under its domestic law to the same taxation treatment as income


from money lent.


45.1 The United States reserves its right to amend the definition of interest to include


all income that is subject to the same taxation treatment as income from money lent


under the law of the Contracting State in which the income arises, and to specify that


income dealt with in Article 10 will not be regarded as interest.


Paragraph 6
46. Mexico reserves the right to include a provision regarding the treatment of


interest derived from back-to-back loans, as a safeguard against abuse.
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CONCERNING THE TAXATION OF ROYALTIES


I. Preliminary remarks


1. In principle, royalties in respect of licences to use patents and similar
property and similar payments are income to the recipient from a letting. The
letting may be granted in connection with an enterprise (e.g. the use of literary
copyright granted by a publisher or the use of a patent granted by the inventor) or
quite independently of any activity of the grantor (e.g. use of a patent granted by
the inventor’s heirs).


2. Certain countries do not allow royalties paid to be deducted for the purposes


of the payer’s tax unless the recipient also resides in the same State or is taxable in


that State. Otherwise they forbid the deduction. The question whether the


deduction should also be allowed in cases where the royalties are paid by a resident


of a Contracting State to a resident of the other State, is dealt with in paragraph 4


of Article 24.


II. Commentary on the provisions of the Article


Paragraph 1
3. Paragraph 1 lays down the principle of exclusive taxation of royalties in the


State of the beneficial owner’s residence. The only exception to this principle is


that made in the cases dealt with in paragraph 3.


4. The requirement of beneficial ownership was introduced in paragraph 1 of


Article 12 to clarify how the Article applies in relation to payments made to


intermediaries. It makes plain that the State of source is not obliged to give up


taxing rights over royalty income merely because that income was paid direct to a


resident of a State with which the State of source had concluded a convention. The


term “beneficial owner” is therefore not used in a narrow technical sense (such as


the meaning that it has under the trust law of many common law countries1),


rather, it should be understood in its context and in light of the object and purposes


of the Convention, including avoiding double taxation and the prevention of fiscal


evasion and avoidance.


4.1 Relief or exemption in respect of an item of income is granted by the State of


source to a resident of the other Contracting State to avoid in whole or in part the


double taxation that would otherwise arise from the concurrent taxation of that


income by the State of residence. Where an item of income is paid to a resident of


1 For example, where the trustees of a discretionary trust do not distribute royalties
earned during a given period, these trustees, acting in their capacity as such (or the
trust, if recognised as a separate taxpayer) could constitute the beneficial owners of
such income for the purposes of Article 12 even if they are not the beneficial owners
under the relevant trust law.
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a Contracting State acting in the capacity of agent or nominee it would be inconsistent


with the object and purpose of the Convention for the State of source to grant relief or


exemption merely on account of the status of the direct recipient of the income as a


resident of the other Contracting State. The direct recipient of the income in this


situation qualifies as a resident but no potential double taxation arises as a


consequence of that status since the recipient is not treated as the owner of the


income for tax purposes in the State of residence.


4.2 It would be equally inconsistent with the object and purpose of the Convention


for the State of source to grant relief or exemption where a resident of a Contracting


State, otherwise than through an agency or nominee relationship, simply acts as a


conduit for another person who in fact receives the benefit of the income concerned.


For these reasons, the report from the Committee on Fiscal Affairs entitled “Double


Taxation Conventions and the Use of Conduit Companies”1 concludes that a conduit


company cannot normally be regarded as the beneficial owner if, though the formal


owner, it has, as a practical matter, very narrow powers which render it, in relation to


the income concerned, a mere fiduciary or administrator acting on account of the


interested parties.


4.3 In these various examples (agent, nominee, conduit company acting as a


fiduciary or administrator), the direct recipient of the royalties is not the “beneficial


owner” because that recipient’s right to use and enjoy the royalties is constrained by a


contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person. Such


an obligation will normally derive from relevant legal documents but may also be


found to exist on the basis of facts and circumstances showing that, in substance, the


recipient clearly does not have the right to use and enjoy the royalties unconstrained


by a contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person.


This type of obligation would not include contractual or legal obligations that are not


dependent on the receipt of the payment by the direct recipient such as an obligation


that is not dependent on the receipt of the payment and which the direct recipient has


as a debtor or as a party to financial transactions, or typical distribution obligations of


pension schemes and of collective investment vehicles entitled to treaty benefits


under the principles of paragraphs 22 to 48 of the Commentary on Article 1. Where the


recipient of royalties does have the right to use and enjoy the royalties unconstrained


by a contractual or legal obligation to pass on the payment received to another person,


the recipient is the “beneficial owner” of these royalties. It should also be noted that


Article 12 refers to the beneficial owner of royalties as opposed to the owner of the right


or property in respect of which the royalties are paid, which may be different in some


cases.


4.4 The fact that the recipient of royalties is considered to be the beneficial owner of


these royalties does not mean, however, that the provisions of paragraph 1 must


automatically be applied. The benefit of these provisions should not be granted in


1 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at
page R(6)-1.

272 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 12

cases of abuse (see also paragraph 7 below). The provisions of Article 29 and the


principles put forward in the section on “Improper use of the Convention” in the


Commentary on Article 1 will apply to prevent abuses, including treaty-shopping


situations where the recipient is the beneficial owner of royalties. Whilst the concept


of “beneficial owner” deals with some forms of tax avoidance (i.e. those involving the


interposition of a recipient who is obliged to pass on the royalties to someone else), it


does not deal with other cases of abuses, such as certain forms of treaty shopping, that


are addressed by these provisions and principles and must not, therefore, be


considered as restricting in any way the application of other approaches to addressing


such cases.


4.5 The above explanations concerning the meaning of “beneficial owner” make it


clear that the meaning given to this term in the context of the Article must be


distinguished from the different meaning that has been given to that term in the


context of other instruments1 that concern the determination of the persons (typically


the individuals) that exercise ultimate control over entities or assets. That different


meaning of “beneficial owner” cannot be applied in the context of the Convention.


Indeed, that meaning, which refers to natural persons (i.e. individuals), cannot be


reconciled with the express wording of subparagraph 2 a) of Article 10, which refers to


the situation where a company is the beneficial owner of a dividend. The term


beneficial owner was intended to address difficulties arising from the use of the words


“paid to”, which are found in paragraph 1 of Articles 10 and 11 and were similarly used


in paragraph 1 of Article 12 of the 1977 Model Double Taxation Convention, in relation


to dividends, interest and royalties rather than difficulties related to the ownership of


the shares, debt-claims, property or rights with respect these dividends, interest or


royalties are paid. For that reason, it would be inappropriate, in the context of these


articles, to consider a meaning developed in order to refer to the individuals who


exercise “ultimate effective control over a legal person or arrangement”.2


1 See, for example, Financial Action Task Force, International Standards on Combating Money
Laundering and the Financing of Terrorism & Proliferation – The FATF Recommendations (OECD-FATF,
Paris, 2012), which sets forth in detail the international anti-money laundering standard and
which includes the following definition of beneficial owner (at page 110): “the natural
person(s) who ultimately owns or controls a customer and/or the person on whose behalf a
transaction is being conducted. It also incorporates those persons who exercise ultimate
effective control over a legal person or arrangement.” Similarly, the 2001 report of the OECD
Steering Group on Corporate Governance, Behind the Corporate Veil: Using Corporate Entities for
Illicit Purposes (OECD, Paris, 2001), defines beneficial ownership as follows (at page 14):


In this Report, “beneficial ownership” refers to ultimate beneficial ownership or interest
by a natural person. In some situations, uncovering the beneficial owner may involve
piercing through various intermediary entities and/or individuals until the true owner
who is a natural person is found. With respect to corporations, ownership is held by
shareholders or members. In partnerships, interests are held by general and limited
partners. In trusts and foundations, beneficial ownership refers to beneficiaries, which
may also include the settlor or founder.


2 See the Financial Action Task Force’s definition quoted in the previous note.
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4.6 Subject to other conditions imposed by the Article and the other provisions of the


Convention, the exemption from taxation in the State of source remains available


when an intermediary, such as an agent or nominee located in a Contracting State or


in a third State, is interposed between the beneficiary and the payer, in those cases


where the beneficial owner is a resident of the other Contracting State (the text of the


Model was amended in 1997 to clarify this point, which has been the consistent


position of all member countries).


5. The Article deals only with royalties arising in a Contracting State and


beneficially owned by a resident of the other Contracting State. It does not, therefore,


apply to royalties arising in a third State as well as to royalties arising in a Contracting


State which are attributable to a permanent establishment which an enterprise of that


State has in the other Contracting State (for these cases see paragraphs 4 to 6 of the


Commentary on Article 21). Potential abuses arising from situations where royalties


arising in a Contracting State are attributable to a permanent establishment which an


enterprise of the other State has in a third State are dealt with in paragraph 8 of


Article 29. Procedural questions are not dealt with in this Article. Each State should be


able to apply the procedure provided in its own law. Other questions arise with


triangular cases (see paragraph 71 of the Commentary on Article 24).


6. The paragraph does not specify whether or not the exemption in the State of


source should be conditional upon the royalties being subject to tax in the State of


residence. This question can be settled by bilateral negotiations.


7. The OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) Project and, in particular,


the final reports on Actions 5, 6 and 8-101 produced as part of that project, have


addressed a number of abuses related to cases such as the following one: the beneficial


owner of royalties arising in a Contracting State is a company resident in the other


Contracting State; all or part of its capital is held by shareholders resident outside


that other State; its practice is not to distribute its profits in the form of dividends; and


it enjoys preferential taxation treatment. Whilst Article 29, which was included in the


Convention as a result of the final report on Action 6, addresses the treaty-shopping


aspects of that case, States wishing to deny the benefits of Article 12 to royalties that


enjoy a preferential tax treatment in the State of residence may consider including in


their conventions provisions such as those described in paragraphs 82 to 100 of the


Commentary on Article 1.


1 OECD (2015), Countering Harmful Tax Practices More Effectively, Taking into Account
Transparency and Substance, Action 5 - 2015 Final Report, OECD Publishing, Paris. DOI: http://
dx.doi.org/10.1787/9789264241190-en; OECD (2015), Preventing the Granting of Treaty Benefits
in Inappropriate Circumstances, Action 6 - 2015 Final Report, OECD Publishing, Paris, DOI:
http://dx.doi.org/10.1787/9789264241695-en and OECD (2015), Aligning Transfer Pricing
Outcomes with Value Creation, Actions 8-10 - 2015 Final Reports, OECD Publishing, Paris. DOI:
http://dx.doi.org/10.1787/9789264241244-en.
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Paragraph 2
8. Paragraph 2 contains a definition of the term “royalties”. These relate, in general,


to rights or property constituting the different forms of literary and artistic property,


the elements of intellectual property specified in the text and information concerning


industrial, commercial or scientific experience. The definition applies to payments for


the use of, or the entitlement to use, rights of the kind mentioned, whether or not they


have been, or are required to be, registered in a public register. The definition covers


both payments made under a license and compensation which a person would be


obliged to pay for fraudulently copying or infringing the right.


8.1 The definition does not, however, apply to payments that, whilst based on the


number of times a right belonging to someone is used, are made to someone else who


does not himself own the right or the right to use it (see, for instance, paragraph 18


below).


8.2 Where a payment is in consideration for the transfer of the full ownership of an


element of property referred to in the definition, the payment is not in consideration


“for the use of, or the right to use” that property and cannot therefore represent a


royalty. As noted in paragraphs 15 and 16 below as regards software, difficulties can


arise in the case of a transfer of rights that could be considered to form part of an


element of property referred to in the definition where these rights are transferred in a


way that is presented as an alienation. For example, this could involve the exclusive


granting of all rights to an intellectual property for a limited period or all rights to the


property in a limited geographical area in a transaction structured as a sale. Each case


will depend on its particular facts and will need to be examined in the light of the


national intellectual property law applicable to the relevant type of property and the


national law rules as regards what constitutes an alienation but in general, if the


payment is in consideration for the alienation of rights that constitute distinct and


specific property (which is more likely in the case of geographically-limited than time


limited rights), such payments are likely to be business profits within Article 7 or a


capital gain within Article 13 rather than royalties within Article 12. That follows from


the fact that where the ownership of rights has been alienated, the consideration


cannot be for the use of the rights. The essential character of the transaction as an


alienation cannot be altered by the form of the consideration, the payment of the


consideration in instalments or, in the view of most countries, by the fact that the


payments are related to a contingency.


8.3 The word “payment”, used in the definition, has a very wide meaning since the


concept of payment means the fulfilment of the obligation to put funds at the disposal


of the creditor in the manner required by contract or by custom.


8.4 As a guide, certain explanations are given below in order to define the scope of


Article 12 in relation to that of other Articles of the Convention, as regards, in


particular, the provision of information.


8.5 Where information referred to in paragraph 2 is supplied or where the use or the


right to use a type of property referred to in that paragraph is granted, the person who
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owns that information or property may agree not to supply or grant to anyone else that


information or right. Payments made as consideration for such an agreement


constitute payments made to secure the exclusivity of that information or an exclusive


right to use that property, as the case may be. These payments being payments “of any


kind received as a consideration for ... the right to use” the property “or for


information”, fall under the definition of royalties.


9. Whilst the definition of the term “royalties” in the 1963 Draft Convention and the


1977 Model Convention included payments “for the use of, or the right to use,


industrial, commercial or scientific equipment”, the reference to these payments was


subsequently deleted from the definition. Given the nature of income from the leasing


of industrial, commercial or scientific equipment, including the leasing of containers,


the Committee on Fiscal Affairs decided to exclude income from such leasing from the


definition of royalties and, consequently, to remove it from the application of Article 12


in order to make sure that it would fall under the rules for the taxation of business


profits, as defined in Articles 5 and 7.


9.1 Satellite operators and their customers (including broadcasting and


telecommunication enterprises) frequently enter into “transponder leasing”


agreements under which the satellite operator allows the customer to utilise the


capacity of a satellite transponder to transmit over large geographical areas. Payments


made by customers under typical “transponder leasing” agreements are made for the


use of the transponder transmitting capacity and will not constitute royalties under


the definition of paragraph 2: these payments are not made in consideration for the


use of, or right to use, property, or for information, that is referred to in the definition


(they cannot be viewed, for instance, as payments for information or for the use of, or


right to use, a secret process since the satellite technology is not transferred to the


customer). As regards treaties that include the leasing of industrial, commercial or


scientific (ICS) equipment in the definition of royalties, the characterisation of the


payment will depend to a large extent on the relevant contractual arrangements.


Whilst the relevant contracts often refer to the “lease” of a transponder, in most cases


the customer does not acquire the physical possession of the transponder but simply


its transmission capacity: the satellite is operated by the lessor and the lessee has no


access to the transponder that has been assigned to it. In such cases, the payments


made by the customers would therefore be in the nature of payments for services, to


which Article 7 applies, rather than payments for the use, or right to use, ICS


equipment. A different, but much less frequent, transaction would be where the owner


of the satellite leases it to another party so that the latter may operate it and either use


it for its own purposes or offer its data transmission capacity to third parties. In such a


case, the payment made by the satellite operator to the satellite owner could well be


considered as a payment for the leasing of industrial, commercial or scientific


equipment. Similar considerations apply to payments made to lease or purchase the


capacity of cables for the transmission of electrical power or communications


(e.g. through a contract granting an indefeasible right of use of such capacity) or


pipelines (e.g. for the transportation of gas or oil).
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9.2 Also, payments made by a telecommunications network operator to another


network operator under a typical “roaming” agreement (see paragraph 38 of the


Commentary on Article 5) will not constitute royalties under the definition of


paragraph 2 since these payments are not made in consideration for the use of, or right


to use, property, or for information, referred to in the definition (they cannot be viewed,


for instance, as payments for the use of, or right to use, a secret process since no secret


technology is used or transferred to the operator). This conclusion holds true even in


the case of treaties that include the leasing of industrial, commercial or scientific (ICS)


equipment in the definition of royalties since the operator that pays a charge under a


roaming agreement is not paying for the use, or the right to use, the visited network, to


which it does not have physical access, but rather for the telecommunications services


provided by the foreign network operator.


9.3 Payments for the use of, or the right to use, some or all of part of the radio


frequency spectrum (e.g. pursuant to a so-called “spectrum license” that allows the


holder to transmit media content over designated frequency ranges of the


electromagnetic spectrum) do not constitute payments for the use of, or the right to


use, property, or for information, that is referred in the definition of royalties in


paragraph 2. This conclusion holds true even in the case of treaties that include the


leasing of industrial, commercial or scientific (ICS) equipment in the definition of


royalties since the payment is not for the use, or the right to use, any equipment.


10. Rents in respect of cinematograph films are also treated as royalties, whether


such films are exhibited in cinemas or on the television. It may, however, be agreed


through bilateral negotiations that rents in respect of cinematograph films shall be


treated as business profits and, in consequence, subjected to the provisions of


Articles 7 and 9.


10.1 Payments that are solely made in consideration for obtaining the exclusive


distribution rights of a product or service in a given territory do not constitute royalties


as they are not made in consideration for the use of, or the right to use, an element of


property included in the definition. These payments, which are best viewed as being


made to increase sales receipts, would rather fall under Article 7. An example of such


a payment would be that of a distributor of clothes resident in one Contracting State


who pays a certain sum of money to a manufacturer of branded shirts, who is a


resident of the other Contracting State, as consideration for the exclusive right to sell


in the first State the branded shirts manufactured abroad by that manufacturer. In that


example, the resident distributor does not pay for the right to use the trade name or


trade mark under which the shirts are sold; he merely obtains the exclusive right to sell


in his State of residence shirts that he will buy from the manufacturer.


10.2 A payment cannot be said to be “for the use of, or the right to use” a design,


model or plan if the payment is for the development of a design, model or plan that


does not already exist. In such a case, the payment is made in consideration for the


services that will result in the development of that design, model or plan and would


thus fall under Article 7. This will be the case even if the designer of the design, model


or plan (e.g. an architect) retains all rights, including the copyright, in that design,
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model or plan. Where, however, the owner of the copyright in previously-developed


plans merely grants someone the right to modify or reproduce these plans without


actually performing any additional work, the payment received by that owner in


consideration for granting the right to such use of the plans would constitute royalties.


11. In classifying as royalties payments received as consideration for information


concerning industrial, commercial or scientific experience, paragraph 2 is referring to


the concept of “know-how”. Various specialist bodies and authors have formulated


definitions of know-how. The words “payments … for information concerning


industrial, commercial or scientific experience” are used in the context of the transfer


of certain information that has not been patented and does not generally fall within


other categories of intellectual property rights. It generally corresponds to undivulged


information of an industrial, commercial or scientific nature arising from previous


experience, which has practical application in the operation of an enterprise and from


the disclosure of which an economic benefit can be derived. Since the definition relates


to information concerning previous experience, the Article does not apply to payments


for new information obtained as a result of performing services at the request of the


payer.


11.1 In the know-how contract, one of the parties agrees to impart to the other, so that


he can use them for his own account, his special knowledge and experience which


remain unrevealed to the public. It is recognised that the grantor is not required to play


any part himself in the application of the formulas granted to the licensee and that he


does not guarantee the result thereof.


11.2 This type of contract thus differs from contracts for the provision of services, in


which one of the parties undertakes to use the customary skills of his calling to


execute work himself for the other party. Payments made under the latter contracts


generally fall under Article 7.


11.3 The need to distinguish these two types of payments, i.e. payments for the


supply of know-how and payments for the provision of services, sometimes gives rise


to practical difficulties. The following criteria are relevant for the purpose of making


that distinction:


— Contracts for the supply of know-how concern information of the kind described


in paragraph 11 that already exists or concern the supply of that type of


information after its development or creation and include specific provisions


concerning the confidentiality of that information.


— In the case of contracts for the provision of services, the supplier undertakes to


perform services which may require the use, by that supplier, of special


knowledge, skill and expertise but not the transfer of such special knowledge,


skill or expertise to the other party.


— In most cases involving the supply of know-how, there would generally be very


little more which needs to be done by the supplier under the contract other than


to supply existing information or reproduce existing material. On the other hand,


a contract for the performance of services would, in the majority of cases, involve
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a very much greater level of expenditure by the supplier in order to perform his


contractual obligations. For instance, the supplier, depending on the nature of


the services to be rendered, may have to incur salaries and wages for employees


engaged in researching, designing, testing, drawing and other associated


activities or payments to sub-contractors for the performance of similar services.


11.4 Examples of payments which should therefore not be considered to be received


as consideration for the provision of know-how but, rather, for the provision of


services, include:


— payments obtained as consideration for after-sales service,


— payments for services rendered by a seller to the purchaser under a warranty,


— payments for pure technical assistance,


— payments for a list of potential customers, when such a list is developed


specifically for the payer out of generally available information (a payment for


the confidential list of customers to which the payee has provided a particular


product or service would, however, constitute a payment for know-how as it


would relate to the commercial experience of the payee in dealing with these


customers),


— payments for an opinion given by an engineer, an advocate or an accountant, and


— payments for advice provided electronically, for electronic communications with


technicians or for accessing, through computer networks, a trouble-shooting


database such as a database that provides users of software with non-


confidential information in response to frequently asked questions or common


problems that arise frequently.


11.5 In the particular case of a contract involving the provision, by the supplier, of


information concerning computer programming, as a general rule the payment will


only be considered to be made in consideration for the provision of such information


so as to constitute know-how where it is made to acquire information constituting


ideas and principles underlying the program, such as logic, algorithms or


programming languages or techniques, where this information is provided under the


condition that the customer not disclose it without authorisation and where it is


subject to any available trade secret protection.


11.6 In business practice, contracts are encountered which cover both know-how and


the provision of technical assistance. One example, amongst others, of contracts of this


kind is that of franchising, where the franchisor imparts his knowledge and experience


to the franchisee and, in addition, provides him with varied technical assistance,


which, in certain cases, is backed up with financial assistance and the supply of goods.


The appropriate course to take with a mixed contract is, in principle, to break down, on


the basis of the information contained in the contract or by means of a reasonable


apportionment, the whole amount of the stipulated consideration according to the


various parts of what is being provided under the contract, and then to apply to each


part of it so determined the taxation treatment proper thereto. If, however, one part of


what is being provided constitutes by far the principal purpose of the contract and the

279MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 12

other parts stipulated therein are only of an ancillary and largely unimportant


character, then the treatment applicable to the principal part should generally be


applied to the whole amount of the consideration.


12. Whether payments received as consideration for computer software may be


classified as royalties poses difficult problems but is a matter of considerable


importance in view of the rapid development of computer technology in recent years


and the extent of transfers of such technology across national borders. In 1992, the


Commentary was amended to describe the principles by which such classification


should be made. Paragraphs 12 to 17 were further amended in 2000 to refine the


analysis by which business profits are distinguished from royalties in computer


software transactions. In most cases, the revised analysis will not result in a different


outcome.


12.1 Software may be described as a program, or series of programs, containing


instructions for a computer required either for the operational processes of the


computer itself (operational software) or for the accomplishment of other tasks


(application software). It can be transferred through a variety of media, for example in


writing or electronically, on a magnetic tape or disk, or on a laser disk or CD-ROM. It


may be standardised with a wide range of applications or be tailor-made for single


users. It can be transferred as an integral part of computer hardware or in an


independent form available for use on a variety of hardware.


12.2 The character of payments received in transactions involving the transfer of


computer software depends on the nature of the rights that the transferee acquires


under the particular arrangement regarding the use and exploitation of the program.


The rights in computer programs are a form of intellectual property. Research into the


practices of OECD member countries has established that all but one protect rights in


computer programs either explicitly or implicitly under copyright law. Although the


term “computer software” is commonly used to describe both the program — in which


the intellectual property rights (copyright) subsist — and the medium on which it is


embodied, the copyright law of most OECD member countries recognises a distinction


between the copyright in the program and software which incorporates a copy of the


copyrighted program. Transfers of rights in relation to software occur in many different


ways ranging from the alienation of the entire rights in the copyright in a program to


the sale of a product which is subject to restrictions on the use to which it is put. The


consideration paid can also take numerous forms. These factors may make it difficult


to determine where the boundary lies between software payments that are properly to


be regarded as royalties and other types of payment. The difficulty of determination is


compounded by the ease of reproduction of computer software, and by the fact that


acquisition of software frequently entails the making of a copy by the acquirer in order


to make possible the operation of the software.


13. The transferee’s rights will in most cases consist of partial rights or complete


rights in the underlying copyright (see paragraphs 13.1 and 15 below), or they may be


(or be equivalent to) partial or complete rights in a copy of the program (the “program


copy”), whether or not such copy is embodied in a material medium or provided
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electronically (see paragraphs 14 to 14.2 below). In unusual cases, the transaction may


represent a transfer of “know-how” or secret formula (paragraph 14.3).


13.1 Payments made for the acquisition of partial rights in the copyright (without the


transferor fully alienating the copyright rights) will represent a royalty where the


consideration is for granting of rights to use the program in a manner that would,


without such license, constitute an infringement of copyright. Examples of such


arrangements include licenses to reproduce and distribute to the public software


incorporating the copyrighted program, or to modify and publicly display the program.


In these circumstances, the payments are for the right to use the copyright in the


program (i.e. to exploit the rights that would otherwise be the sole prerogative of the


copyright holder). It should be noted that where a software payment is properly to be


regarded as a royalty there may be difficulties in applying the copyright provisions of


the Article to software payments since paragraph 2 requires that software be classified


as a literary, artistic or scientific work. None of these categories seems entirely apt. The


copyright laws of many countries deal with this problem by specifically classifying


software as a literary or scientific work. For other countries treatment as a scientific


work might be the most realistic approach. Countries for which it is not possible to


attach software to any of those categories might be justified in adopting in their


bilateral treaties an amended version of paragraph 2 which either omits all references


to the nature of the copyrights or refers specifically to software.


14. In other types of transactions, the rights acquired in relation to the copyright are


limited to those necessary to enable the user to operate the program, for example,


where the transferee is granted limited rights to reproduce the program. This would be


the common situation in transactions for the acquisition of a program copy. The rights


transferred in these cases are specific to the nature of computer programs. They allow


the user to copy the program, for example onto the user’s computer hard drive or for


archival purposes. In this context, it is important to note that the protection afforded


in relation to computer programs under copyright law may differ from country to


country. In some countries the act of copying the program onto the hard drive or


random access memory of a computer would, without a license, constitute a breach of


copyright. However, the copyright laws of many countries automatically grant this


right to the owner of software which incorporates a computer program. Regardless of


whether this right is granted under law or under a license agreement with the


copyright holder, copying the program onto the computer’s hard drive or random


access memory or making an archival copy is an essential step in utilising the program.


Therefore, rights in relation to these acts of copying, where they do no more than


enable the effective operation of the program by the user, should be disregarded in


analysing the character of the transaction for tax purposes. Payments in these types of


transactions would be dealt with as commercial income in accordance with Article 7.


14.1 The method of transferring the computer program to the transferee is not


relevant. For example, it does not matter whether the transferee acquires a computer


disk containing a copy of the program or directly receives a copy on the hard disk of her
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computer via a modem connection. It is also of no relevance that there may be


restrictions on the use to which the transferee can put the software.


14.2 The ease of reproducing computer programs has resulted in distribution


arrangements in which the transferee obtains rights to make multiple copies of the


program for operation only within its own business. Such arrangements are commonly


referred to as “site licences”, “enterprise licenses”, or “network licences”. Although


these arrangements permit the making of multiple copies of the program, such rights


are generally limited to those necessary for the purpose of enabling the operation of


the program on the licensee’s computers or network, and reproduction for any other


purpose is not permitted under the license. Payments under such arrangements will in


most cases be dealt with as business profits in accordance with Article 7.


14.3 Another type of transaction involving the transfer of computer software is the


more unusual case where a software house or computer programmer agrees to supply


information about the ideas and principles underlying the program, such as logic,


algorithms or programming languages or techniques. In these cases, the payments


may be characterised as royalties to the extent that they represent consideration for


the use of, or the right to use, secret formulas or for information concerning industrial,


commercial or scientific experience which cannot be separately copyrighted. This


contrasts with the ordinary case in which a program copy is acquired for operation by


the end user.


14.4 Arrangements between a software copyright holder and a distribution


intermediary frequently will grant to the distribution intermediary the right to


distribute copies of the program without the right to reproduce that program. In these


transactions, the rights acquired in relation to the copyright are limited to those


necessary for the commercial intermediary to distribute copies of the software


program. In such transactions, distributors are paying only for the acquisition of the


software copies and not to exploit any right in the software copyrights. Thus, in a


transaction where a distributor makes payments to acquire and distribute software


copies (without the right to reproduce the software), the rights in relation to these acts


of distribution should be disregarded in analysing the character of the transaction for


tax purposes. Payments in these types of transactions would be dealt with as business


profits in accordance with Article 7. This would be the case regardless of whether the


copies being distributed are delivered on tangible media or are distributed


electronically (without the distributor having the right to reproduce the software), or


whether the software is subject to minor customisation for the purposes of its


installation.


15. Where consideration is paid for the transfer of the full ownership of the rights in


the copyright, the payment cannot represent a royalty and the provisions of the Article


are not applicable. Difficulties can arise where there is a transfer of rights involving:


— exclusive right of use of the copyright during a specific period or in a limited


geographical area;


— additional consideration related to usage;
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— consideration in the form of a substantial lump sum payment.


16. Each case will depend on its particular facts but in general if the payment is in


consideration for the transfer of rights that constitute a distinct and specific property


(which is more likely in the case of geographically-limited than time limited rights),


such payments are likely to be business profits within Article 7 or a capital gain within


Article 13 rather than royalties within Article 12. That follows from the fact that where


the ownership of rights has been alienated, the consideration cannot be for the use of


the rights. The essential character of the transaction as an alienation cannot be altered


by the form of the consideration, the payment of the consideration in instalments or,


in the view of most countries, by the fact that the payments are related to a


contingency.


17. Software payments may be made under mixed contracts. Examples of such


contracts include sales of computer hardware with built-in software and concessions


of the right to use software combined with the provision of services. The methods set


out in paragraph 11.6 above for dealing with similar problems in relation to patent


royalties and know-how are equally applicable to computer software. Where necessary


the total amount of the consideration payable under a contract should be broken down


on the basis of the information contained in the contract or by means of a reasonable


apportionment with the appropriate tax treatment being applied to each apportioned


part.


17.1 The principles expressed above as regards software payments are also applicable


as regards transactions concerning other types of digital products such as images,


sounds or text. The development of electronic commerce has multiplied the number of


such transactions. In deciding whether or not payments arising in these transactions


constitute royalties, the main question to be addressed is the identification of that for


which the payment is essentially made.


17.2 Under the relevant legislation of some countries, transactions which permit the


customer to electronically download digital products may give rise to use of copyright


by the customer, e.g. because a right to make one or more copies of the digital content


is granted under the contract. Where the consideration is essentially for something


other than for the use of, or right to use, rights in the copyright (such as to acquire


other types of contractual rights, data or services), and the use of copyright is limited


to such rights as are required to enable downloading, storage and operation on the


customer’s computer, network or other storage, performance or display device, such


use of copyright should not affect the analysis of the character of the payment for


purposes of applying the definition of “royalties”.


17.3 This is the case for transactions that permit the customer (which may be an


enterprise) to electronically download digital products (such as software, images,


sounds or text) for that customer’s own use or enjoyment. In these transactions, the


payment is essentially for the acquisition of data transmitted in the form of a digital


signal and therefore does not constitute royalties but falls within Article 7 or Article 13,


as the case may be. To the extent that the act of copying the digital signal onto the
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customer’s hard disk or other non-temporary media involves the use of a copyright by


the customer under the relevant law and contractual arrangements, such copying is


merely the means by which the digital signal is captured and stored. This use of


copyright is not important for classification purposes because it does not correspond


to what the payment is essentially in consideration for (i.e. to acquire data transmitted


in the form of a digital signal), which is the determining factor for the purposes of the


definition of royalties. There also would be no basis to classify such transactions as


“royalties” if, under the relevant law and contractual arrangements, the creation of a


copy is regarded as a use of copyright by the provider rather than by the customer.


17.4 By contrast, transactions where the essential consideration for the payment is


the granting of the right to use a copyright in a digital product that is electronically


downloaded for that purpose will give rise to royalties. This would be the case, for


example, of a book publisher who would pay to acquire the right to reproduce a


copyrighted picture that it would electronically download for the purposes of including


it on the cover of a book that it is producing. In this transaction, the essential


consideration for the payment is the acquisition of rights to use the copyright in the


digital product, i.e. the right to reproduce and distribute the picture, and not merely for


the acquisition of the digital content.


18. The suggestions made above regarding mixed contracts could also be applied in


regard to certain performances by artists and, in particular, in regard to an orchestral


concert given by a conductor or a recital given by a musician. The fee for the musical


performance, together with that paid for any simultaneous radio broadcasting thereof,


seems to fall under Article 17. Where, whether under the same contract or under a


separate one, the musical performance is recorded and the artist has stipulated that


he, on the basis of his copyright in the sound recording, be paid royalties on the sale or


public playing of the records, then so much of the payment received by him as consists


of such royalties falls to be treated under Article 12. Where, however, the copyright in


a sound recording, because of either the relevant copyright law or the terms of


contract, belongs to a person with whom the artist has contractually agreed to provide


his services (i.e. a musical performance during the recording), or to a third party, the


payments made under such a contract fall under Articles 7 (e.g. if the performance


takes place outside the State of source of the payment) or 17 rather than under this


Article, even if these payments are contingent on the sale of the recordings.


19. It is further pointed out that variable or fixed payments for the working


of mineral deposits, sources or other natural resources are governed by Article 6 and do


not, therefore, fall within the present Article.


Paragraph 3
20. Certain States consider that dividends, interest and royalties arising from


sources in their territory and payable to individuals or legal persons who are residents


of other States fall outside the scope of the arrangement made to prevent them from


being taxed both in the State of source and in the State of the beneficiary’s residence


when the beneficiary has a permanent establishment in the former State. Paragraph 3
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is not based on such a conception which is sometimes referred to as “the force of


attraction of the permanent establishment”. It does not stipulate that royalties arising


to a resident of a Contracting State from a source situated in the other State must, by a


kind of legal presumption, or fiction even, be related to a permanent establishment


which that resident may have in the latter State, so that the said State would not be


obliged to limit its taxation in such a case. The paragraph merely provides that in the


State of source the royalties are taxable as part of the profits of the permanent


establishment there owned by the beneficiary which is a resident of the other State, if


they are paid in respect of rights or property forming part of the assets of the


permanent establishment or otherwise effectively connected with that establishment.


In that case, paragraph 3 relieves the State of source of the royalties from any


limitations under the Article. The foregoing explanations accord with those in the


Commentary on Article 7.


21. It has been suggested that the paragraph could give rise to abuses through the


transfer of rights or property to permanent establishments set up solely for that


purpose in countries that offer preferential treatment to royalty income. Apart from


the fact that the provisions of Article 29 (and, in particular, paragraph 8 of that Article)


and the principles put forward in the section on “Improper use of the Convention” in


the Commentary on Article 1 will typically prevent such abusive transactions, it must


be recognised that a particular location can only constitute a permanent establishment


if a business is carried on therein and, as explained below, that the requirement that a


right or property be “effectively connected” to such a location requires more than


merely recording the right or property in the books of the permanent establishment for


accounting purposes.


21.1 A right or property in respect of which royalties are paid will be effectively


connected with a permanent establishment, and will therefore form part of its


business assets, if the “economic” ownership of that right or property is allocated to


that permanent establishment under the principles developed in the Committee’s


report entitled Attribution of Profits to Permanent Establishments1 (see in particular


paragraphs 72 to 97 of Part I of the report) for the purposes of the application of


paragraph 2 of Article 7. In the context of that paragraph, the “economic” ownership of


a right or property means the equivalent of ownership for income tax purposes by a


separate enterprise, with the attendant benefits and burdens (e.g. the right to the


royalties attributable to the ownership of the right or property, the right to any


available depreciation and the potential exposure to gains or losses from the


appreciation or depreciation of that right or property).


21.2 In the case of the permanent establishment of an enterprise carrying on


insurance activities, the determination of whether a right or property is effectively


connected with the permanent establishment shall be made by giving due regard to


the guidance set forth in Part IV of the Committee’s report with respect to whether the


income on or gain from that right or property is taken into account in determining the


1 Attribution of Profits to Permanent Establishments, OECD, Paris, 2010.
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permanent establishment’s yield on the amount of investment assets attributed to it


(see in particular paragraphs 165 to 170 of Part IV). That guidance being general in


nature, tax authorities should consider applying a flexible and pragmatic approach


which would take into account an enterprise’s reasonable and consistent application


of that guidance for purposes of identifying the specific assets that are effectively


connected with the permanent establishment.


Paragraph 4
22. The purpose of this paragraph is to restrict the operation of the provisions


concerning the taxation of royalties in cases where, by reason of a special relationship


between the payer and the beneficial owner or between both of them and some other


person, the amount of the royalties paid exceeds the amount which would have been


agreed upon by the payer and the beneficial owner had they stipulated at arm’s length.


It provides that in such a case the provisions of the Article apply only to that last-


mentioned amount and that the excess part of the royalty shall remain taxable


according to the laws of the two Contracting States due regard being had to the other


provisions of the Convention. The paragraph permits only the adjustment of the


amount of royalties and not the reclassification of the royalties in such a way as to give


it a different character, e.g. a contribution to equity capital. For such an adjustment to


be possible under paragraph 4 of Article 12 it would be necessary as a minimum to


remove the limiting phrase “having regard to the use, right or information for which


they are paid”. If greater clarity of intent is felt appropriate, a phrase such as “for


whatever reason” might be added after “exceeds”.


23. It is clear from the text that for this clause to apply the payment held excessive


must be due to a special relationship between the payer and the beneficial owner or


between both of them and some other person. There may be cited as examples cases


where royalties are paid to an individual or legal person who directly or indirectly


controls the payer, or who is directly or indirectly controlled by him or is subordinate


to a group having common interest with him. These examples, moreover, are similar


or analogous to the cases contemplated by Article 9.


24. On the other hand, the concept of special relationship also covers relationship by


blood or marriage and, in general, any community of interests as distinct from the legal


relationship giving rise to the payment of the royalty.


25. With regard to the taxation treatment to be applied to the excess part of


the royalty, the exact nature of such excess will need to be ascertained according to the


circumstances of each case, in order to determine the category of income in which it


should be classified for the purpose of applying the provisions of the tax laws of the


States concerned and the provisions of the Convention. If two Contracting States


should have difficulty in determining the other provisions of the Convention


applicable, as cases required, to the excess part of the royalties, there would be nothing


to prevent them from introducing additional clarifications in the last sentence of


paragraph 4, as long as they do not alter its general purport.
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26. Should the principles and rules of their respective laws oblige the two


Contracting States to apply different Articles of the Convention for the purpose of


taxing the excess, it will be necessary to resort to the mutual agreement procedure


provided by the Convention in order to resolve the difficulty.


Observations on the Commentary
27. Italy and Spain do not adhere to the interpretation in paragraph 8.2. They hold the


view that payments in consideration for the transfer of the ownership of an element


referred to in the definition of royalties fall within the scope of this Article where less


than the full ownership is transferred. Italy also takes that view with respect to


paragraphs 15 and 16.


27.1 As regards paragraph 10.1, Italy considers that where contracts grant exclusive


distribution rights of a product or a service together with other rights referred to in the


definition of royalties, the part of the payment made, under these contracts, in


consideration for the exclusive distribution rights of a product or a service may,


depending on the circumstances, be covered by the Article.


28. Mexico, Portugal and Spain do not adhere to the interpretation in paragraphs 14,


14.4, 15, 16 and 17.1 to 17.4. Mexico, Portugal and Spain hold the view that payments


relating to software fall within the scope of the Article where less than the full rights


to software are transferred either if the payments are in consideration for the right to


use a copyright on software for commercial exploitation (except payments for the right


to distribute standardised software copies, not comprising the right neither to


customise nor to reproduce them) or if they relate to software acquired for the business


use of the purchaser, when, in this last case, the software is not absolutely


standardised but somehow adapted to the purchaser.


29. Mexico does not adhere to the interpretation in paragraph 8.2. Mexico holds the


view that payments in consideration for the transfer of rights presented as an


alienation (e.g. geographically limited or time limited rights) fall within the scope of


this Article because less than the full rights inherent to an element of property referred


to in the definition are transferred.


30. The Slovak Republic does not adhere to the interpretation in paragraphs 14, 15


and 17. The Slovak Republic holds the view that payments relating to software fall


within the scope of the Article where less than the full rights to software are


transferred, either if the payments are in consideration for the right to use a copyright


on software for commercial exploitation or if they relate to software acquired for the


personal or business use of the purchaser when, in this last case, the software is not


absolutely standardised but somehow adapted to the purchaser.


31. Greece does not adhere to the interpretation in paragraphs 14 and 15 above.


Greece takes the view that payments related to software fall within the scope of this


Article, whether the payments are in consideration for the use of (or the right to use)


software for commercial exploitation or for the personal or business use of the


purchaser.
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31.1 With respect to paragraph 14, Korea is of the opinion that the paragraph may


neglect the fact that know-how can be transferred in the form of computer software.


Therefore, Korea considers know-how imparted by non-residents through software or


computer program to be treated in accordance with Article 12.


31.2 Italy does not agree that the interpretation in paragraph 14.4 will apply in all


cases. It will examine each case taking into account all circumstances, including the


rights granted in relation to the acts of distribution.


31.3 Concerning paragraph 9.1, Germany reserves its position on whether and under


which circumstances payments made for the acquisition of the right of disposal over


the transport capacity of pipelines or the capacity of technical installations, lines or


cables for the transmission of electrical power or communications (including the


distribution of radio and television programs) could be regarded as payments made for


the leasing of industrial, commercial or scientific equipment.


31.4 Greece does not adhere to the interpretation in the sixth dash of paragraph 11.4


and takes the view that all concerning payments are falling within the scope of the


Article.


31.5 Greece does not adhere to the interpretation in paragraphs 17.2 and 17.3 because


the payments related to downloading of computer software ought to be considered as


royalties even if those products are acquired for the personal or business use of the


purchaser.


31.6 Concerning paragraph 9.1, Chile and Mexico reserve their position on whether and


under which circumstances payments made for the right of disposal over the transport


capacity of pipelines or the capacity of technical installations, satellites, lines or cables


for the transmission of electrical power or for communications (including the


distribution of radio and television programs) could be regarded as payments made for


the leasing of industrial, commercial or scientific equipment.


31.7 Turkey reserves its position on whether and under what circumstances the


payments referred to in paragraphs 9.1, 9.3, 10.1 and 10.2 constitute royalties.


Reservations on the Article


Paragraph 1
32. The United States reserves its right to tax in accordance with its domestic law


royalties paid by an “expatriated entity” to a connected person for up to a period of ten


years.


32.1 Latvia reserves the right to tax royalties at source if the recipient of the income is


an individual who is resident of the other Contracting State.


33. Greece is unable to accept a provision which would preclude it, in bilateral


conventions for the avoidance of double taxation, from stipulating a clause conferring


on it the right to tax royalties at a rate of up to 10 per cent.
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34. The Czech Republic reserves the right to tax at a rate of 10 per cent royalties that,


under Czech law, have a source in the Czech Republic. The Czech Republic also reserves


the right to subject payments for the use of, or the right to use, software rights to a tax


regime different from that provided for copyrights.


35. Canada reserves its position on paragraph 1 and wishes to retain a 10 per cent


rate of tax at source in its bilateral conventions. However, Canada would be prepared to


provide an exemption from tax for copyright royalties in respect of cultural, dramatic,


musical or artistic work, but not including royalties in respect of motion picture films


and works on films or video tape or other means of reproduction for use in connection


with television. Canada would also be prepared in most circumstances to provide an


exemption for royalties in respect of computer software, patents and know-how.


36. Australia, Chile, Korea, Mexico, New Zealand, Poland, Portugal, the Slovak Republic,


Slovenia and Turkey reserve the right to tax royalties at source.


37. Italy reserves the right to tax royalties at source, but is prepared to grant


favourable treatment to certain royalties (e.g. copyright royalties). Italy also reserves


the right to subject the use of, or the right to use, software rights to a tax regime


different from that provided for copyright.


Paragraph 2
38. Greece reserves the right to include the payments referred to in paragraphs 9.1,


9.2 and 9.3 in the definition of royalties.


39. Australia reserves the right to amend the definition of royalties to include


payments or credits which are treated as royalties under its domestic law.


40. Canada, Chile, the Czech Republic, Latvia and the Slovak Republic reserve the right to


add the words “for the use of, or the right to use, industrial, commercial or scientific


equipment” to paragraph 2.


41. Greece, Italy and Mexico reserve the right to continue to include income derived


from the leasing of industrial, commercial or scientific equipment and of containers in


the definition of “royalties” as provided for in paragraph 2 of Article 12 of the 1977


Model Convention.


41.1 Poland reserves the right to include in the definition of “royalties” income derived


from the use of, or the right to use, industrial, commercial or scientific equipment and


containers.


42. New Zealand reserves the right to tax at source payments from the leasing of


industrial, commercial or scientific equipment and of containers.


43. [Deleted]


44. [Deleted]


45. [Deleted]


46. Turkey reserves the right to tax at source income from the leasing of industrial,


commercial or scientific equipment.
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46.1 Mexico and the United States reserve the right to treat as a royalty a gain derived


from the alienation of a property described in paragraph 2 of the Article, provided that


the gain is contingent on the productivity, use or disposition of the property.


47. [Deleted]


Other reservations
48. Australia, Belgium, Canada, Chile, the Czech Republic, Estonia, France, Israel, Latvia,


Mexico, the Slovak Republic and Slovenia reserve the right, in order to fill what they


consider as a gap in the Article, to propose a provision defining the source of royalties


by analogy with the provisions of paragraph 5 of Article 11, which deals with the same


problem in the case of interest.


49. Mexico reserves the right to propose a provision considering that royalties will be


deemed to arise in a Contracting State where such royalties relate to the use of, or the


right to use, in that Contracting State, any property or right described in paragraph 2 of


Article 12.


50. The Slovak Republic reserves the right to subject payments for the use of, or the


right to use, software rights to a tax regime different from that provided for copyrights.
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CONCERNING THE TAXATION OF CAPITAL GAINS


I. Preliminary remarks


1. A comparison of the tax laws of the OECD member countries shows that the


taxation of capital gains varies considerably from country to country:


— in some countries capital gains are not deemed to be taxable income;


— in other countries capital gains accrued to an enterprise are taxed, but capital


gains made by an individual outside the course of his trade or business are


not taxed;


— even where capital gains made by an individual outside the course of his


trade or business are taxed, such taxation often applies only in specified


cases, e.g. profits from the sale of immovable property or speculative gains


(where an asset was bought to be resold).


2. Moreover, the taxes on capital gains vary from country to country. In some


OECD member countries, capital gains are taxed as ordinary income and therefore


added to the income from other sources. This applies especially to the capital gains


made by the alienation of assets of an enterprise. In a number of OECD member


countries, however, capital gains are subjected to special taxes, such as taxes on


profits from the alienation of immovable property, or general capital gains taxes, or


taxes on capital appreciation (increment taxes). Such taxes are levied on each


capital gain or on the sum of the capital gains accrued during a year, mostly at


special rates, which do not take into account the other income (or losses) of the


taxpayer. It does not seem necessary to describe all those taxes.


3. The Article does not deal with the above-mentioned questions. It is left to the


domestic law of each Contracting State to decide whether capital gains should be


taxed and, if they are taxable, how they are to be taxed. The Article can in no way


be construed as giving a State the right to tax capital gains if such right is not


provided for in its domestic law.


3.1 The Article does not specify to what kind of tax it applies. It is understood


that the Article must apply to all kinds of taxes levied by a Contracting State on


capital gains. The wording of Article 2 is large enough to achieve this aim and to


include also special taxes on capital gains. Also, where the Article allows a


Contracting State to tax a capital gain, this right applies to the entire gain and not


only to the part thereof that has accrued after the entry into force of a treaty


(subject to contrary provisions that could be agreed to during bilateral


negotiations), even in the case of a new treaty that replaces a previous one that did


not allow such taxation.
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II. Commentary on the provisions of the Article


General remarks


4. It is normal to give the right to tax capital gains on a property of a given kind to


the State which under the Convention is entitled to tax both the property and the


income derived therefrom. The right to tax a gain from the alienation of a business


asset must be given to the same State without regard to the question whether such


gain is a capital gain or a business profit. Accordingly, no distinction between capital


gains and commercial profits is made nor is it necessary to have special provisions as


to whether the Article on capital gains or Article 7 on the taxation of business profits


should apply. It is however left to the domestic law of the taxing State to decide


whether a tax on capital gains or on ordinary income must be levied. The Convention


does not prejudge this question.


5. The Article does not give a detailed definition of capital gains. This is


not necessary for the reasons mentioned above. The words “alienation of property” are


used to cover in particular capital gains resulting from the sale or exchange of property


and also from a partial alienation, the expropriation, the transfer to a company in


exchange for stock, the sale of a right, the gift and even the passing of property on


death.


6. Most States taxing capital gains do so when an alienation of capital assets takes


place. Some of them, however, tax only so-called realised capital gains. Under certain


circumstances, though there is an alienation no realised capital gain is recognised for


tax purposes (e.g. when the alienation proceeds are used for acquiring new assets).


Whether or not there is a realisation has to be determined according to the applicable


domestic tax law. No particular problems arise when the State which has the right to


tax does not exercise it at the time the alienation takes place.


7. As a rule, appreciation in value not associated with the alienation of a capital


asset is not taxed, since, as long as the owner still holds the asset in question, the


capital gain exists only on paper. There are, however, tax laws under which capital


appreciation and revaluation of business assets are taxed even if there is no alienation.


8. Special circumstances may lead to the taxation of the capital appreciation of an


asset that has not been alienated. This may be the case if the value of a capital asset


has increased in such a manner that the owner proceeds to the revaluation of this


asset in his books. Such revaluation of assets in the books may also occur in the case of


a depreciation of the national currency. A number of States levy special taxes on such


book profits, amounts put into reserve, an increase in the paid-up capital and other


revaluations resulting from the adjustment of the book-value to the intrinsic value of a


capital asset. These taxes on capital appreciation (increment taxes) are covered by the


Convention according to Article 2.


9. Where capital appreciation and revaluation of business assets are taxed, the


same principle should, as a rule, apply as in the case of the alienation of such assets. It


has not been found necessary to mention such cases expressly in the Article or to lay
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down special rules. The provisions of the Article as well as those of Articles 6, 7 and 21,


seem to be sufficient. As a rule, the right to tax is conferred by the above-mentioned


provisions on the State of which the alienator is a resident, except that in the cases of


immovable property or of movable property forming part of the business property of a


permanent establishment, the prior right to tax belongs to the State where such


property is situated. Special attention must be drawn, however, to the cases dealt with


in paragraphs 13 to 17 below.


10. In some States the transfer of an asset from a permanent establishment situated


in the territory of such State to a permanent establishment or the head office of the


same enterprise situated in another State is assimilated to an alienation of property.


The Article does not prevent these States from taxing profits or gains deemed to arise


in connection with such a transfer, provided, however, that such taxation is in


accordance with Article 7.


11. The Article does not distinguish as to the origin of the capital gain. Therefore all


capital gains, those accruing over a long term, parallel to a steady improvement in


economic conditions, as well as those accruing in a very short period (speculative


gains) are covered. Also capital gains which are due to depreciation of the national


currency are covered. It is, of course, left to each State to decide whether or not such


gains should be taxed.


12. The Article does not specify how to compute a capital gain, this being left to the


domestic law applicable. As a rule, capital gains are calculated by deducting the cost


from the selling price. To arrive at cost all expenses incidental to the purchase and all


expenditure for improvements are added to the purchase price. In some cases the cost


after deduction of the depreciation allowances already given is taken into account.


Some tax laws prescribe another base instead of cost, e.g. the value previously reported


by the alienator of the asset for capital tax purposes.


13. Special problems may arise when the basis for the taxation of capital gains is not


uniform in the two Contracting States. The capital gain from the alienation of an asset


computed in one State according to the rules mentioned in paragraph 12 above, may


not necessarily coincide with the capital gain computed in the other State under the


accounting rules used there. This may occur when one State has the right to tax capital


gains because it is the State of situs while the other State has the right to tax because


the enterprise is a resident of that other State.


14. The following example may illustrate this problem: an enterprise of State A


bought immovable property situated in State B. The enterprise may have entered


depreciation allowances in the books kept in State A. If such immovable property is


sold at a price which is above cost, a capital gain may be realised and, in addition, the


depreciation allowances granted earlier may be recovered. State B, in which the


immovable property is situated and where no books are kept, does not have to take into


account, when taxing the income from the immovable property, the depreciation


allowances booked in State A. Neither can State B substitute the value of the


immovable property shown in the books kept in State A for the cost at the time of the
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alienation. State B cannot, therefore, tax the depreciation allowances realised in


addition to the capital gain as mentioned in paragraph 12 above.


15. On the other hand, State A of which the alienator is a resident, cannot be obliged


in all cases to exempt such book profits fully from its taxes under paragraph 1 of the


Article and Article 23 A (there will be hardly any problems for States applying the tax


credit method). To the extent that such book profits are due to the realisation of the


depreciation allowances previously claimed in State A and which had reduced the


income or profits taxable in such State A, that State cannot be prevented from taxing


such book profits. The situation corresponds to that dealt with in paragraph 44 of the


Commentary on Article 23 A.


16. Further problems may arise in connection with profits due to changes of the rate


of exchange between the currencies of State A and State B. After the devaluation of the


currency of State A, enterprises of such State A may, or may have to, increase the book


value of the assets situated outside the territory of State A. Apart from any devaluation


of the currency of a State, the usual fluctuations of the rate of exchange may give rise


to so-called currency gains or losses. Take for example an enterprise of State A having


bought and sold immovable property situated in State B. If the cost and the selling


price, both expressed in the currency of State B, are equal, there will be no capital gain


in State B. When the value of the currency of State B has risen between the purchase


and the sale of the asset in relation to the currency of State A, in the currency of that


State a profit will accrue to such enterprise. If the value of the currency of State B has


fallen in the meantime, the alienator will sustain a loss which will not be recognised in


State B. Such currency gains or losses may also arise in connection with claims and


debts contracted in a foreign currency. If the balance sheet of a permanent


establishment situated in State B of an enterprise of State A shows claims and debts


expressed in the currency of State B, the books of the permanent establishment do not


show any gain or loss when repayments are made. Changes of the rate of exchange


may be reflected, however, in the accounts of the head office. If the value of the


currency of State B has risen (fallen) between the time the claim has originated and its


repayment, the enterprise, as a whole, will realise a gain (sustain a loss). This is true


also with respect to debts if between the time they have originated and their


repayment, the currency of State B has fallen (risen) in value.


17. The provisions of the Article do not settle all questions regarding the taxation of


such currency gains. Such gains are in most cases not connected with an alienation of


the asset; they may often not even be determined in the State on which the right to tax


capital gains is conferred by the Article. Accordingly, the question, as a rule, is not


whether the State in which a permanent establishment is situated has a right to tax,


but whether the State of which the taxpayer is a resident must, if applying the


exemption method, refrain from taxing such currency gains which, in many cases,


cannot be shown but in the books kept in the head office. The answer to that latter


question depends not only on the Article but also on Article 7 and on Article 23 A. If in


a given case differing opinions of two States should result in an actual double taxation,
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the case should be settled under the mutual agreement procedure provided for by


Article 25.


18. Moreover the question arises which Article should apply when there is paid for


property sold an annuity during the lifetime of the alienator and not a fixed price. Are


such annuity payments, as far as they exceed costs, to be dealt with as a gain from the


alienation of the property or as “income not dealt with” according to Article 21? Both


opinions may be supported by arguments of equivalent weight, and it seems difficult


to give one rule on the matter. In addition such problems are rare in practice, so it


therefore seems unnecessary to establish a rule for insertion in the Convention. It may


be left to Contracting States who may be involved in such a question to adopt a


solution in the mutual agreement procedure provided for by Article 25.


19. The Article is not intended to apply to prizes in a lottery or to premiums and


prizes attaching to bonds or debentures.


20. Paragraphs 1 to 4 of the Article deal first with gains from the alienation of specific


categories of property. For all other capital gains, paragraph 5 gives the right to tax to


the State of which the alienator is a resident.


21. As capital gains are not taxed by all States, it may be considered reasonable to


avoid only actual double taxation of capital gains. Therefore, Contracting States are


free to supplement their bilateral convention in such a way that a State has to forego


its right to tax conferred on it by the domestic laws only if the other State on which the


right to tax is conferred by the Convention makes use thereof. In such a case,


paragraph 5 of the Article should be supplemented accordingly. Besides, a modification


of Article 23 A as suggested in paragraph 35 of the Commentary on Article 23 A is


needed.


Paragraph 1
22. Paragraph 1 states that gains from the alienation of immovable property may be


taxed in the State in which it is situated. This rule corresponds to the provisions of


Article 6 and of paragraph 1 of Article 22. It applies also to immovable property forming


part of the assets of an enterprise. For the definition of immovable property


paragraph 1 refers to Article 6. Paragraph 1 of Article 13 deals only with gains which a


resident of a Contracting State derives from the alienation of immovable property


situated in the other Contracting State. It does not, therefore, apply to gains derived


from the alienation of immovable property situated in the Contracting State of which


the alienator is a resident in the meaning of Article 4 or situated in a third State; the


provisions of paragraph 5 shall apply to such gains (and not, as was mentioned in this


Commentary before 2002, those of paragraph 1 of Article 21).


23. The rules of paragraph 1 are supplemented by those of paragraph 4, which


applies to gains from the alienation of shares or comparable interests that derive more


than 50 per cent of their value from immovable property (see paragraphs 28.3 to 28.12


below).
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Paragraph 2
24. Paragraph 2 deals with movable property forming part of the business property


of a permanent establishment of an enterprise. The term “movable property” means all


property other than immovable property which is dealt with in paragraph 1. It includes


also incorporeal property, such as goodwill, licences, emissions permits etc. Gains from


the alienation of such assets may be taxed in the State in which the permanent


establishment is situated, which corresponds to the rules for business profits


(Article 7).


25. The paragraph makes clear that its rules apply when movable property of a


permanent establishment is alienated as well as when the permanent establishment


as such (alone or with the whole enterprise) is alienated. If the whole enterprise is


alienated, then the rule applies to such gains which are deemed to result from the


alienation of movable property forming part of the business property of the permanent


establishment. The rules of Article 7 should then apply mutatis mutandis without


express reference thereto. For the transfer of an asset from a permanent establishment


in one State to a permanent establishment (or the head office) in another State, see


paragraph 10 above.


26. On the other hand, paragraph 2 may not always be applicable to capital gains


from the alienation of a participation in an enterprise. Where the enterprise performs


its activities in the form of an entity or arrangement that is treated as fiscally


transparent under the tax law of a Contracting State, that State will, under paragraph 2


of Article 13, be allowed to tax in the hands of the non-resident partners or members


of the entity or arrangement the gains derived from the alienation of the movable


property forming part of the business property of a permanent establishment of the


enterprise that is situated in that State even where the gains arise from the alienation


of the enterprise as a whole (see also paragraph 2 of Article 1 and paragraphs 2 to 16 of


the Commentary on Article 1). Where, however, an enterprise performs its activities in


the form of an entity or arrangement that a State treats as a separate taxpayer resident


of one of the Contracting States, that State should treat the alienation of a participation


in such an entity or arrangement in the same way as shares in a company to which


paragraphs 4 or 5 of the Article apply. Paragraphs 32.4 to 32.7 of the Commentary on


Articles 23 A and 23 B address situations where the domestic laws of the two


Contracting States differ in this regard.


27. Certain States consider that all capital gains arising from sources in their


territory should be subject to their taxes according to their domestic laws, if the


alienator has a permanent establishment within their territory. Paragraph 2 is not


based on such a conception which is sometimes referred to as “the force of attraction


of the permanent establishment”. The paragraph merely provides that gains from the


alienation of movable property forming part of the business property of a permanent


establishment may be taxed in the State where the permanent establishment is


situated. The gains from the alienation of all other movable property are taxable only


in the State of residence of the alienator as provided in paragraph 5. The foregoing


explanations accord with those in the Commentary on Article 7.
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27.1 For the purposes of the paragraph, property will form part of the business


property of a permanent establishment if the “economic” ownership of the property is


allocated to that permanent establishment under the principles developed in the


Committee’s report entitled Attribution of Profits to Permanent Establishments1 (see in


particular paragraphs 72 to 97 of Part I of the report) for the purposes of the application


of paragraph 2 of Article 7. In the context of that paragraph, the “economic” ownership


of property means the equivalent of ownership for income tax purposes by a separate


enterprise, with the attendant benefits and burdens (e.g. the right to any income


attributable to the ownership of that property, the right to any available depreciation


and the potential exposure to gains or losses from the appreciation or depreciation of


that property). The mere fact that the property has been recorded, for accounting


purposes, on a balance sheet prepared for the permanent establishment will therefore


not be sufficient to conclude that it is effectively connected with that permanent


establishment.


27.2 In the case of the permanent establishment of an enterprise carrying on


insurance activities, the determination of whether property will form part of the


business property of the permanent establishment shall be made by giving due regard


to the guidance set forth in Part IV of the Committee’s report with respect to whether


the income on or gain from that property is taken into account in determining the


permanent establishment’s yield on the amount of investment assets attributed to it


(see in particular paragraphs 165 to 170 of Part IV). That guidance being general in


nature, tax authorities should consider applying a flexible and pragmatic approach


which would take into account an enterprise’s reasonable and consistent application


of that guidance for purposes of identifying the specific assets that form part of the


business property of the permanent establishment.


Paragraph 3
28. An exception from the rule of paragraph 2 is provided for ships and aircraft


operated in international traffic and movable property pertaining to the operation of


such ships and aircraft. Normally, gains from the alienation of such assets are taxable


only in the State of the enterprise operating such ships and aircraft. This rule


corresponds to the provisions of Article 8 and of paragraph 3 of Article 22. Contracting


States which would prefer to confer the exclusive taxing right on the State in which the


place of effective management of the enterprise is situated are free, in bilateral


conventions, to substitute for paragraph 3 a provision corresponding to that proposed


in paragraph 2 of the Commentary on Article 8.


28.1 Paragraph 3 applies where the enterprise that alienates the property operates


itself the ships or aircraft referred to in the paragraph, whether for its own


transportation activities or when leasing the ships or aircraft on charter fully equipped,


manned and supplied. It does not apply, however, where the enterprise owning the


ships or aircraft does not operate them (for example, where the enterprise leases the


1 Attribution of Profits to Permanent Establishments, OECD, Paris, 2010.
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property to another person, other than in the case of an occasional bare boat lease as


referred to in paragraph 5 of the Commentary on Article 8). In such a case, the gains


accruing to the true owner of the property, or connected moveable property, will be


covered by paragraph 2 or 5.


28.2 [Deleted]


Paragraph 4
28.3 By providing that gains from the alienation of shares or comparable interests


which, at any time during the 365 days preceding the alienation, derived more than


50 per cent of their value directly or indirectly from immovable property situated in a


Contracting State may be taxed in that State, paragraph 4 provides that gains from the


alienation of such shares or comparable interests and gains from the alienation of the


underlying immovable property, which are covered by paragraph 1, are equally taxable


in that State.


28.4 Paragraph 4 allows the taxation of the entire gain attributable to the shares or


comparable interests to which it applies even where part of the value of these shares


or comparable interests is derived from property other than immovable property


located in the source State. The determination of whether shares or comparable


interests derive, at any time during the 365 days preceding the alienation, more than


50 per cent of their value directly or indirectly from immovable property situated in a


Contracting State will normally be done by comparing the value of such immovable


property to the value of all the property owned by the company, entity or arrangement


without taking into account debts or other liabilities (whether or not secured by


mortgages on the relevant immovable property).


28.5 Before 2017, paragraph 4 applied only in the case of the alienation of shares but


the Commentary provided that States could extend its scope to cover also gains from


the alienation of interests in other entities, such as partnerships or trusts, that did not


issue shares, as long as the value of these interests was similarly derived principally


from immovable property. In 2017, the reference to “comparable interests” was added


for that purpose. At the same time, the paragraph was amended in order to cover


situations where the shares or comparable interests derive their value primarily from


immovable property at any time during the 365 days preceding the alienation as


opposed to at the time of the alienation only. This change was made in order to address


situations where assets are contributed to an entity shortly before the sale of the


shares or other comparable interests in that entity in order to dilute the proportion of


the value of these shares or interests that is derived from immovable property situated


in a Contracting State.


28.6 In their bilateral conventions, many States either broaden or narrow the scope of


the paragraph. For instance, it is possible for States to increase or reduce the


percentage of the value of the shares or comparable interests that must be derived


directly or indirectly from immovable property for the provision to apply. This would


simply be done by replacing “50 per cent” by the percentage that these States would


agree to. Another change that some States may agree to make is to restrict the
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application of the provision to cases where the alienator holds a certain level of


participation in the entity.


28.7 Also, some States consider that the paragraph should not apply to gains derived


from the alienation of shares of companies, or interests in entities or arrangements,


that are listed on an approved stock exchange of one of the States, to gains derived


from the alienation of shares or comparable interests in the course of a corporate


reorganisation or where the immovable property from which the shares or comparable


interests derive their value is immovable property (such as a mine or a hotel) in which


a business is carried on. States wishing to provide for one or more of these exceptions


are free to do so.


28.8 Another possible exception relates to shares or comparable interests held by


pension funds and similar entities. Under the domestic laws of many States, pension


funds and similar entities are generally exempt from tax on their investment income.


In order to achieve neutrality of treatment as regards domestic and foreign


investments by these entities, some States provide bilaterally that income derived by


such an entity resident of the other State, which would include capital gains on shares


or comparable interests referred to in paragraph 4, shall be exempt from source


taxation. States wishing to do so may agree bilaterally on a provision drafted along the


lines of the provision found in paragraph 69 of the Commentary on Article 18.


28.9 Since the paragraph applies in any case where, at any time during the 365 days


preceding the alienation of shares or comparable interests, these shares or comparable


interests derive more than 50 per cent of their value directly or indirectly from


immovable property, the paragraph would apply when shares are alienated within a


period of 365 days after the day when immovable property, the value of which is taken


into account for the purposes of that paragraph, has itself been alienated by the


company or other entity. Some States consider that in such a case, since the alienation


of the immovable property is taxable under paragraph 1 in the State where it is


situated, it would be inappropriate to take account of the value of that property when


determining whether paragraph 4 should apply to the gain on the subsequent


alienation of the shares or comparable interests. Assume, for example, that


individual X, a resident of State R, owns all the shares of XCO, a company resident of


State R. The main asset of XCO is an immovable property situated in State S. In January


00, the property is sold by XCO and State S taxes the gain in accordance with paragraph


1. At the end of 00, X dies, which, under the domestic law of State S, triggers an


alienation of the shares of XCO for tax purposes. In that case, some States consider


that the value of the immovable property that has been alienated should not be taken


into account when applying paragraph 4 to the shares that are alienated as a result of


the death of X. These States may agree bilaterally to replace paragraph 4 by a provision


drafted along the following lines:


4. Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of


shares or comparable interests, such as interests in a partnership or trust, may be


taxed in the other Contracting State if, at any time during the 365 days preceding the


alienation, these shares or comparable interests derived more than 50 per cent of
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their value directly or indirectly from immovable property, as defined in Article 6,


situated in that other State (except immovable property, or part thereof, that was


alienated between that time and the time of the alienation of the shares or


comparable interests, as long as no part of the value of these shares or comparable


interests is derived directly or indirectly from that immovable property, or the part


thereof that was alienated, at the time of that subsequent alienation).


States that are concerned that the exception provided in that suggested provision


could be abused by arranging sales between related parties may consider restricting its


scope to alienations taking place between unrelated parties. Also, States whose


domestic tax law does not recognise capital gains upon certain types of alienations are


free to exclude such alienations from the scope of the exception included in the


suggested provision.


28.10 Finally, a further possible exception relates to shares and comparable interests


in a Real Estate Investment Trust (see paragraphs 67.1 to 67.7 of the Commentary on


Article 10 for background information on REITs). Whilst it would not seem appropriate


to make an exception to paragraph 4 in the case of the alienation of a large investor’s


interests in a REIT, which could be considered to be the alienation of a substitute for a


direct investment in immovable property, an exception to paragraph 4 for the


alienation of a small investor’s interest in a REIT may be considered to be appropriate.


28.11 As discussed in paragraph 67.3 of the Commentary on Article 10, it may be


appropriate to consider a small investor’s interest in a REIT as a security rather than as


an indirect holding in immovable property. In this regard, in practice it would be very


difficult to administer the application of source taxation of gains on small interests in


a widely held REIT. Moreover, since REITs, unlike other entities deriving their value


primarily from immovable property, are required to distribute most of their profits, it is


unlikely that there would be significant residual profits to which the capital gain tax


would apply (as compared to other entities). States that share this view may agree


bilaterally to add, before the phrase “may be taxed in that other State”, words such as


“except shares or comparable interests held by a person who holds, directly or


indirectly, shares or interests representing less than 10 per cent of all the shares or


interests in an entity if that entity is a REIT”


28.12 Some States, however, consider that paragraph 4 was intended to apply to any


gain on the alienation of shares or similar interests in an entity that derives its value


primarily from immovable property and that there would be no reason to distinguish


between a REIT and a publicly held entity with respect to the application of that


paragraph, especially since a REIT is not taxed on its income. These States consider


that as long as there is no exception for the alienation of shares or similar interests in


entities listed on a stock exchange (see paragraph 28.7 above), there should not be a


special exception for interests in a REIT.


28.13 Since the domestic laws of some States do not allow them to tax the gains


covered by paragraph 4, States that adopt the exemption method should be careful to


ensure that the inclusion of the paragraph does not result in a double exemption of


these gains. These States may wish to exclude these gains from exemption and apply
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the credit method, as suggested by paragraph 35 of the Commentary on Articles 23 A


and 23 B.


Paragraph 5
29. As regards gains from the alienation of any property other than that referred to


in paragraphs 1, 2, 3 and 4, paragraph 5 provides that they are taxable only in the State


of which the alienator is a resident. This corresponds to the rules laid down in


Article 22.


30. The Article does not contain special rules for gains from the alienation of shares


in a company (other than shares of a company dealt with in paragraph 4) or of


securities, bonds, debentures and the like. Such gains are, therefore, taxable only in the


State of which the alienator is a resident.


31. If shares are alienated by a shareholder in connection with the liquidation of the


issuing company or the redemption of shares or reduction of paid-up capital of that


company, the difference between the proceeds obtained by the shareholder and the


par value of the shares may be treated in the State of which the company is a resident


as a distribution of accumulated profits and not as a capital gain. The Article does not


prevent the State of residence of the company from taxing such distributions at the


rates provided for in Article 10: such taxation is permitted because such difference


is covered by the definition of the term “dividends” contained in paragraph 3 of


Article 10 and interpreted in paragraph 28 of the Commentary relating thereto, to the


extent that the domestic law of that State treats that difference as income from shares.


As explained in paragraphs 32.1 to 32.7 of the Commentary on Articles 23 A and 23 B,


where the State of the issuing company treats the difference as a dividend, the State of


residence of the shareholder is required to provide relief of double taxation even


though such a difference constitutes a capital gain under its own domestic law. The


same interpretation may apply if bonds or debentures are redeemed by the debtor at a


price which is higher than the par value or the value at which the bonds or debentures


have been issued; in such a case, the difference may represent interest and, therefore,


be subjected to a limited tax in the State of source of the interest in accordance with


Article 11 (see also paragraphs 20 and 21 of the Commentary on Article 11).


32. There is a need to distinguish the capital gain that may be derived from the


alienation of shares acquired upon the exercise of a stock-option granted to an


employee or member of a board of directors from the benefit derived from the stock-


option that is covered by Article 15 or 16. The principles on which that distinction is


based are discussed in paragraphs 12.2 to 12.5 of the Commentary on Article 15 and


paragraph 3 of the Commentary on Article 16.


Observation on the Commentary
32.1 With respect to paragraph 3.1, Austria and Germany hold the view that when a


new tax treaty enters into force, these countries cannot be deprived of the right to tax
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the capital appreciation which was generated in these countries before the date when


the new tax treaty became applicable.


Reservations on the Article
33. Spain reserves its right to tax gains from the alienation of shares or other rights


where the ownership of such shares or rights entitles, directly or indirectly, to the


enjoyment of immovable property situated in Spain.


34. Sweden reserves the right to tax gains from the alienation of property by an


individual who was a resident of Sweden at any time during the ten years preceding


such alienation.


35. Finland reserves the right to tax gains from the alienation of shares or other


corporate rights in Finnish companies, where the ownership of such shares or other


corporate rights entitles to the enjoyment of immovable property situated in Finland


and held by the company.


36. France can accept the provisions of paragraph 5, but wishes to retain the


possibility of applying the provisions in its laws relative to the taxation of gains from


the alienation of shares or rights which are part of a substantial participation in a


company which is a resident of France.


37. The United States reserves its right to include a rule providing for an increase in


the basis of property of an individual the value of which was taxed under an exit tax


regime.


38. New Zealand reserves its position on paragraphs 3 and 5.


39. Chile reserves the right to tax gains from the alienation of shares or other


corporate rights in its companies.


40. Turkey reserves the right, in accordance with its legislation, to tax capital gains


from the alienation, within its territory, of movable capital and any property other than


those mentioned in paragraph 2.


41. Notwithstanding paragraph 5 of this Article, where the selling price of shares is


considered to be dividends under Danish legislation, Denmark reserves the right to tax


this selling price as dividends in accordance with paragraph 2 of Article 10.


42. Latvia reserves the right to insert in a special article provisions regarding capital


gains relating to activities carried on offshore in a Contracting State in connection with


the exploration or exploitation of the sea bed, its subsoil and their natural resources.


43. Denmark, Ireland, Norway and the United Kingdom reserve the right to insert in a


special article provisions regarding capital gains relating to offshore hydrocarbon


exploration and exploitation and related activities.


43.1 Greece reserves the right to insert in a special article provisions regarding capital


gains relating to offshore exploration and exploitation and related activities.
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44. Denmark, Norway and Sweden reserve the right to insert special provisions


regarding capital gains derived by the air transport consortium Scandinavian Airlines


System (SAS).


45. Korea reserves the right to tax gains from the alienation of shares or other rights


forming part of a substantial participation in a company which is a resident.


46. The United States wants to reserve its right to apply its tax on certain real estate


gains under the Foreign Investment in Real Property Tax Act.


47. In view of its particular situation in relation to shipping, Greece will retain its


freedom of action with regard to the provisions in the Convention relating to capital


gains from the alienation of ships in international traffic and movable property


pertaining to the operation of such ships.


48. Ireland reserves the right to tax gains from the alienation of property by an


individual who was a resident of Ireland at any time during the five years preceding


such alienation.


49. Mexico reserves its position to retain the possibility of applying the provisions in


its laws relative to the taxation of gains from the alienation of shares or comparable


interests in a company that is a resident of Mexico.


50. The United States reserves the right to include gains from the alienation of


containers within the scope of paragraph 3 of the Article.


51. Belgium, Luxembourg, the Netherlands and Switzerland reserve the right not to


include paragraph 4 in their conventions.
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COMMENTARY ON ARTICLE 14
CONCERNING THE TAXATION OF INDEPENDENT PERSONAL


SERVICES


[Article 14 was deleted from the Model Tax Convention on 29 April 2000 on the


basis of the report entitled “Issues Related to Article 14 of the OECD Model Tax


Convention” (adopted by the Committee on Fiscal Affairs on 27 January 2000 and


reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at


page R(16)-1). That decision reflected the fact that there were no intended


differences between the concepts of permanent establishment, as used in Article 7,


and fixed base, as used in Article 14, or between how profits were computed and


tax was calculated according to which of Article 7 or 14 applied. In addition, it was


not always clear which activities fell within Article 14 as opposed to Article 7. The


effect of the deletion of Article 14 is that income derived from professional services


or other activities of an independent character is now dealt with under Article 7 as


business profits.]







COMMENTARY ON ARTICLE 15
CONCERNING THE TAXATION OF INCOME FROM


EMPLOYMENT1


Paragraph 1
1. Paragraph 1 establishes the general rule as to the taxation of income from


employment (other than pensions), namely, that such income is taxable in the


State where the employment is actually exercised. The issue of whether or not


services are provided in the exercise of an employment may sometimes give rise to


difficulties which are discussed in paragraphs 8.1 ff. Employment is exercised in


the place where the employee is physically present when performing the activities


for which the employment income is paid. One consequence of this would be that


a resident of a Contracting State who derived remuneration, in respect of an


employment, from sources in the other State could not be taxed in that other State


in respect of that remuneration merely because the results of this work were


exploited in that other State.


2. The general rule is subject to exception only in the case of the remuneration


of crews of ships or aircraft operated in international traffic (paragraph 3 of


Article 15), pensions (Article 18) and of remuneration and pensions in respect of


government service (Article 19). Non-employment remuneration of members of


boards of directors of companies is the subject of Article 16.


2.1 Member countries have generally understood the term “salaries, wages and


other similar remuneration” to include benefits in kind received in respect of an


employment (e.g. stock-options, the use of a residence or automobile, health or life


insurance coverage and club memberships).


2.2 The condition provided by the Article for taxation by the State of source is


that the salaries, wages or other similar remuneration be derived from the exercise


of employment in that State. This applies regardless of when that income may be


paid to, credited to or otherwise definitively acquired by the employee.


2.3 In some cases, it may be difficult to determine which part of salaries, wages


and other similar remuneration paid to an individual is derived from the exercise


of employment in a given State. Paragraphs 12.6 to 12.13 below address this issue


with respect to the granting of stock-options to an employee who exercises his


employment in different States. The issue may also arise in the case of payments


made after the termination of employment. Such payments may raise tax treaty


1 Before 2000, the title of Article 15 referred to “Dependent Personal Services” by
contrast to the title of Article 14 which referred to “Independent Personal Services”.
As a result of the elimination of the latter Article (see the history of Article 14 in
Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention), the title of Article 15
was changed to refer to “Employment”, a term that is more commonly used to
describe the activities to which the Article applies. This change was not intended to
affect the scope of the Article in any way.
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issues in different cross-border situations, including cases where such payments are


made to cross-border workers, to employees who have worked in a number of different


countries during their career or to employees who have been sent to work abroad and


are repatriated shortly before their employment is terminated. Regardless of the


terminology used to describe these payments, it is essential to identify the real


consideration for each such payment on the basis of the facts and circumstances of


each case in order to determine whether the payment constitutes “salaries, wages or


other similar remuneration” and the extent to which the payment, or part thereof, may


be considered to derive from the exercise of employment in a given State. The


following paragraphs discuss these questions with respect to different types of


payments that are often made following the termination of employment.


2.4 Any remuneration paid after the termination of employment for work done


before the employment was terminated (e.g. a salary or bonus for the last period of


work or commissions for sales made during that period) will be considered to be


derived from the State in which the relevant employment activities were exercised.


2.5 A payment made with respect to unused holidays / sick days that accrued during


the last year of employment is part of the remuneration for the period of work that


generated the holiday or sick leave entitlement. An employee may also be entitled, at


the end of employment, to the payment for holidays and sick days related to a number


of previous years that were unused during these years. Absent facts and circumstances


showing otherwise, a payment received after termination of employment as


compensation for holidays and sick days related to previous years that were unused


during these years should be considered to have been a benefit for which the employee


was entitled for the last 12 months of employment, allocated on a pro-rated basis to


where the employment was exercised during that period. One situation where a


different conclusion would be justified would be where it would be established, on the


basis of the taxpayer’s employment records, that these holidays and sick days clearly


relate to specific periods of past employment and that the payment constitutes


remuneration for these periods of employment. States should take account, however,


of the fact that the former employee may have been previously taxed on these holidays


and sick days at the time of their accrual. Assume, for instance, that under a State’s


domestic tax law, holidays and sick days granted with respect to periods of work


performed on the territory of that State are treated as a benefit taxable during the fiscal


year during which the relevant work was performed and are taxed accordingly. In such


a case, the State of residence of the former employee at the time of the subsequent


payment with respect to the holidays / sick days would need to provide relief of double


taxation for such tax and any State in which the former employee may have worked


during his last year of employment should similarly consider that any payment for


previous years’ unused holiday / sick days that were already taxed on an accrual basis


did not relate to employment activities exercised during the last year.


2.6 In some cases, the employer is required (by law or by contract) to provide an


employee with a period of notice before terminating employment. If the employee is


told not to work during the notice period and is simply paid the remuneration for that
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period, such remuneration is clearly received by virtue of the employment and


therefore constitutes remuneration “derived therefrom” for the purposes of


paragraph 1. The remuneration received in such a case should be considered to be


derived from the State where it is reasonable to assume that the employee would have


worked during the period of notice. The determination of where it is reasonable to


assume that the employee would have worked during the period of notice should be


based on all facts and circumstances. In most cases it will be the last location where


the employee worked for a substantial period of time before the employment was


terminated; also, it would clearly be inappropriate to take account of a prospective


employment period in a State where the employee might have been expected to work


but did not, in fact, perform his employment for a substantial period of time.


2.7 A different situation is that of a severance payment (also referred to as a


“redundancy payment”) which an employer is required (by law or by contract) to make


to an employee whose employment has been terminated. Such a payment is often, but


not always, calculated by reference to the period of past employment with the


employer. Absent facts and circumstances indicating otherwise, such a severance


payment should be considered to be remuneration covered by the Article for the last 12


months of employment, allocated on a pro-rated basis to where the employment was


exercised during that period; as such it constitutes remuneration derived from that


employment for the purposes of the last sentence of paragraph 1.


2.8 An individual whose employment is terminated may have legal grounds to claim


that the employment was terminated in violation of the contract of employment, the


law or a collective agreement; there may also be other legal grounds for claiming


damages depending on the circumstances of the termination. This individual may


receive a judicial award or settlement as damages for breach of the relevant


contractual or legal obligations. The tax treaty treatment will depend on what the


damage award seeks to compensate. For instance, damages granted because an


insufficient period of notice was given or because a severance payment required by law


or contract was not made should be treated like the remuneration that these damages


replace. Punitive damages or damages awarded on grounds such as discriminatory


treatment or injury to one’s reputation should, however, be treated differently; these


payments would typically fall under Article 21.


2.9 Under the provisions of an employment contract or of a settlement following the


termination of an employment, a previous employee may receive a payment in


consideration for an obligation not to work for a competitor of his ex-employer. This


obligation is almost always time-limited and often geographically-limited. Whilst such


a payment is directly related to the employment and is therefore “remuneration ...


derived in respect of an employment”, it would not, in most circumstances, constitute


remuneration derived from employment activities performed before the termination


of the employment. For that reason, it will usually be taxable only in the State where


the recipient resides at the time the payment is received. Where, however, such a


payment made after the termination of employment is in substance remuneration for


activities performed during the employment (which might be the case where, for
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example, the obligation not to compete has little or no value for the ex-employer), the


payment should be treated in the same way as remuneration received for the work


performed during the relevant period of employment. Also, in some States, part of an


employee’s monthly salary during employment constitutes consideration for an


obligation not to work for a competitor during a certain period of time after


termination of the employment so that no separate payment for non-competition is


made after the termination of the employment; in such a case, the guidance in the first


part of this paragraph is not applicable and the part of the remuneration received


during the employment that is attributable to that obligation should be treated in the


same way as the rest of that remuneration.


2.10 As explained in paragraphs 4 to 6 of the Commentary on Article 18, various


payments may be made after the termination of an employment with respect to


pension contributions or pension entitlements of the former employee. According to


paragraph 6 of that Commentary, “[w]hether a particular payment is to be considered


as other remuneration similar to a pension or as final remuneration for work


performed falling under Article 15 is a question of fact”. The paragraph gives the


example of a “[r]eimbursement of pension contributions (e.g. after temporary


employment)” as a payment that would not be covered by Article 18. To the extent that


such a reimbursement of contributions would constitute additional remuneration for


previous employment that results from the termination of the employment, it would


covered by Article 15 and should be viewed as deriving from the State where the


employment was exercised when the employment was terminated.


2.11 Payments may be made after the termination of employment pursuant to


various deferred remuneration arrangements. Such a payment should be treated as


remuneration covered by Article 15 and, to the extent that it can be associated to a


specific period of past employment in a given State, it should be considered to be


derived from the employment activities exercised in that State. Since many States


would not allow the deferral of tax on employment remuneration even if the payment


of that remuneration is deferred, it will be important for States that will tax deferred


remuneration payments received after the termination of employment to ensure that


double taxation is relieved.


2.12 Various payments may be made after the termination of an employment on


account of incentive compensation in general and stock-options in particular. Whilst


the treaty treatment of each such payment will depend on its own characteristics, the


principles put forward in paragraphs 12 to 12.15, which deal specifically with stock-


options, will assist in dealing with other forms of incentive compensation.


2.13 An employee may be entitled to medical or life insurance coverage for a certain


period after termination of his/her employment. He/she may also be entitled to other


benefits, such as the services of an employment consultant or agency. Absent facts and


circumstances indicating otherwise, such benefits should be considered to be


remuneration covered by the Article which is derived from the State where the


employment was exercised when the employment was terminated (and when,


therefore, the obligation to pay these benefits arose).
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2.14 Another type of payment that could be made on or after termination of an


employment is a compensation payment for loss of future earnings following injury or


disability suffered during the course of employment. The tax treaty treatment of such


a payment would depend on the legal context in which it was made. For instance,


payments under a social security system such as a worker’s compensation fund could


fall under Article 18, 19 or 21 (see paragraph 24 of the Commentary on Article 18).


A payment that would constitute a pension payment would be covered by Article 18.


A payment made because the employee has legal grounds for claiming damages from


his employer with respect to a work-related sickness or injury would typically fall


under Article 21. A payment made by the employer pursuant to the terms of the


employment contract even though the sickness or injury is not work-related or the


employer is not responsible for that sickness or injury should be dealt with in the same


way as a severance payment: absent facts and circumstances indicating otherwise,


such a payment should be considered to be remuneration covered by the Article for the


last 12 months of employment, allocated on a pro-rated basis to where the


employment was exercised during that period. A short-term disability payment made


in the course of employment, however, should be treated in the same way as the


payment of sick days during the course of employment; such a payment would be


covered by Article 15 (Article 17 in the case of entertainers and sportspersons) and


taxable in the State in which the employee normally exercised the employment before


becoming sick or being injured.


2.15 After termination of employment, a salesperson may receive a payment in


relation to the loss of future commissions. The tax treaty treatment of such a payment


will depend on the legal context in which the payment is made. Depending on the


circumstances, this payment could constitute deferred remuneration to which the


salesperson was entitled in relation to previous sales or could be made pursuant to a


provision of the employment contract according to which the salesperson has a right


to commissions on any future sales to a client that the salesperson brought to the


employer; in both cases, the payment should be dealt with as remuneration for the


employment services that gave rise to the entitlement to the commissions. A payment


that would constitute a compensation for future commissions that the salesperson


would likely have earned if she had continued to work for the same employer may also


constitute a compensation for unlawful dismissal or a form of severance payment;


where that is the case, the payment should be dealt with accordingly.


2.16 As part of a transitional arrangement leading to the termination of employment,


an employee may receive a full or reduced salary for a period during which that


employee will not work. Where the salary is paid by the employer for a period during


which the employee is not required to work even though the employment has not been


terminated, the salary is still received by virtue of the employment and therefore


constitutes remuneration “derived therefrom” for the purposes of paragraph 1. The


remuneration received in such a case should be considered to be derived from the State


where it is reasonable to assume that the employee would have worked during that
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period, which will most often be the State where the employment activities were


performed before the cessation of work.


Paragraph 2
3. Paragraph 2 contains a general exception to the rule in paragraph 1. This


exception covers all individuals rendering services in the course of an employment


(sales representatives, construction workers, engineers, etc.), to the extent that their


remuneration does not fall under the provisions of other Articles, such as those


applying to government services or entertainers and sportsperons.


4. The three conditions prescribed in this paragraph must be satisfied for the


remuneration to qualify for the exemption. The first condition is that the exemption is


limited to the 183 day period. It is further stipulated that this time period may not be


exceeded “in any twelve month period commencing or ending in the fiscal year


concerned”. This contrasts with the 1963 Draft Convention and the 1977 Model


Convention which provided that the 183 day period should not be exceeded “in the


fiscal year concerned”, a formulation that created difficulties where the fiscal years of


the Contracting States did not coincide and which opened up opportunities in the


sense that operations were sometimes organised in such a way that, for example,


workers stayed in the State concerned for the last 5 ½ months of one year and the first


5 ½ months of the following year. The present wording of subparagraph 2 a) does away


with such opportunities for tax avoidance. In applying that wording, all possible


periods of twelve consecutive months must be considered, even periods which overlap


others to a certain extent. For instance, if an employee is present in a State during 150


days between 1 April 01 and 31 March 02 but is present there during 210 days between


1 August 01 and 31 July 02, the employee will have been present for a period exceeding


183 days during the second 12 month period identified above even though he did not


meet the minimum presence test during the first period considered and that first


period partly overlaps the second.


4.1 The reference to the “fiscal year concerned” must be interpreted as a reference to


a fiscal year of the Contracting State in which a resident of the other Contracting State


has exercised his employment and during which the relevant employment services


have been rendered. Assume, for example, that the fiscal year of State S runs from


1 January to 31 December and that a resident of State R is present and performs


employment services in State S between 1 August 00 and 28 February 01. For the


purposes of subparagraph 2 a), any twelve month period that begins between 1 January


and 31 December 00 or ends between 1 January and 31 December 01 and that includes


any part of the period of employment services would be relevant. For instance, the


twelve month period of 1 August 00 to 31 July 01, which begins in the fiscal year 00 and


during which the person was present in State S for more than 183 days, would include


the employment services rendered in that State between 1 August and 31 December 00;


similarly, the twelve month period of 1 March 00 to 28 February 01, which ends in the


fiscal year 01 and during which the person was present in State S for more than 183


days, would include the employment services rendered in that State between 1 January
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and 28 February 01. The taxation of the remuneration for the relevant services need not


take place in the fiscal year concerned: as explained in paragraphs 2.2 above and 12.1


below, the Article allows a State to tax the remuneration derived from employment


exercised in that State in a particular year even if the remuneration for these


employment services is acquired, or the tax is levied, in a different year.


5. Although various formulas have been used by member countries to calculate


the 183 day period, there is only one way which is consistent with the wording of this


paragraph: the “days of physical presence” method. The application of this method is


straightforward as the individual is either present in a country or he is not. The


presence could also relatively easily be documented by the taxpayer when evidence is


required by the tax authorities. Under this method the following days are included in


the calculation: part of a day, day of arrival, day of departure and all other days spent


inside the State of activity such as Saturdays and Sundays, national holidays, holidays


before, during and after the activity, short breaks (training, strikes, lock-out, delays in


supplies), days of sickness (unless they prevent the individual from leaving and he


would have otherwise qualified for the exemption) and death or sickness in the family.


However, days spent in the State of activity in transit in the course of a trip between


two points outside the State of activity should be excluded from the computation. It


follows from these principles that any entire day spent outside the State of activity,


whether for holidays, business trips, or any other reason, should not be taken into


account. A day during any part of which, however brief, the taxpayer is present in a


State counts as a day of presence in that State for purposes of computing the 183 day


period.


5.1 Days during which the taxpayer is a resident of the source State should not,


however, be taken into account in the calculation. Subparagraph a) has to be read in


the context of the first part of paragraph 2, which refers to “remuneration derived by a


resident of a Contracting State in respect of an employment exercised in the other


Contracting State”, which does not apply to a person who resides and works in the


same State. The words “the recipient is present”, found in subparagraph a), refer to the


recipient of such remuneration and, during a period of residence in the source State, a


person cannot be said to be the recipient of remuneration derived by a resident of a


Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting


State. The following examples illustrate this conclusion:


— Example 1: From January 01 to December 01, X lives in, and is a resident of,


State S. On 1 January 02, X is hired by an employer who is a resident of State R


and moves to State R where he becomes a resident. X is subsequently sent to


State S by his employer from 15 to 31 March 02. In that case, X is present in


State S for 292 days between 1 April 01 and 31 March 02 but since he is a resident


of State S between 1 April 01 and 31 December 01, this first period is not taken


into account for purposes of the calculation of the periods referred to in


subparagraph a).


— Example 2: From 15 to 31 October 01, Y, a resident of State R, is present in State S


to prepare the expansion in that country of the business of ACO, also a resident
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of State R. On 1 May 02, Y moves to State S where she becomes a resident and


works as the manager of a newly created subsidiary of ACO resident of State S. In


that case, Y is present in State S for 184 days between 15 October 01 and


14 October 02 but since she is a resident of State S between 1 May and


14 October 02, this last period is not taken into account for purposes of the


calculation of the periods referred to in subparagraph a).


6. The second condition is that the employer paying the remuneration must not be


a resident of the State in which the employment is exercised. Some member countries


may, however, consider that it is inappropriate to extend the exception of paragraph 2


to cases where the employer is not a resident of the State of residence of the employee,


as there might then be administrative difficulties in determining the employment


income of the employee or in enforcing withholding obligations on the employer.


Contracting States that share this view are free to adopt bilaterally the following


alternative wording of subparagraph 2 b):


b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is a resident of


the first-mentioned State, and


6.1 The application of the second condition in the case of fiscally transparent


partnerships presents difficulties since such partnerships cannot qualify as a resident


of a Contracting State under Article 4 (see paragraph 8.8 of the Commentary on Article


4). While it is clear that such a partnership could qualify as an “employer” (especially


under the domestic law definitions of the term in some countries, e.g. where an


employer is defined as a person liable for a wage tax), the application of the condition


at the level of the partnership regardless of the situation of the partners would


therefore render the condition totally meaningless.


6.2 The object and purpose of subparagraphs b) and c) of paragraph 2 are to avoid the


source taxation of short-term employments to the extent that the employment income


is not allowed as a deductible expense in the State of source because the employer is


not taxable in that State as it neither is a resident nor has a permanent establishment


therein. These subparagraphs can also be justified by the fact that imposing source


deduction requirements with respect to short-term employments in a given State may


be considered to constitute an excessive administrative burden where the employer


neither resides nor has a permanent establishment in that State. In order to achieve a


meaningful interpretation of subparagraph b) that would accord with its context and


its object, it should therefore be considered that, in the case of fiscally transparent


entities or arrangements such as partnerships, that subparagraph applies at the level


of the partners or members. Thus, the concepts of “employer” and “resident”, as found


in subparagraph b), are applied at the level of the partners or members rather than at


the level of a fiscally transparent entity or arrangement. This approach is consistent


with the approach under paragraph 2 of Article 1 under which the benefit of other


provisions of tax conventions must be granted with respect to income that is taxed at


the partners’ or members’ level rather than at the level of an entity or arrangement


that is treated as fiscally transparent. While this interpretation could create difficulties


where the partners or members reside in different States, such difficulties could be
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addressed through the mutual agreement procedure by determining, for example, the


State in which the partners or members who own the majority of the interests in the


entity or arrangement reside (i.e. the State in which the greatest part of the deduction


will be claimed).


7. Under the third condition, if the employer has a permanent establishment in the


State in which the employment is exercised, the exemption is given on condition that


the remuneration is not borne by that permanent establishment. The phrase “borne


by” must be interpreted in the light of the underlying purpose of subparagraph c) of the


Article, which is to ensure that the exception provided for in paragraph 2 does not


apply to remuneration that could give rise to a deduction, having regard to the


principles of Article 7 and the nature of the remuneration, in computing the profits of


a permanent establishment situated in the State in which the employment is


exercised.


7.1 The fact that the employer has, or has not, actually claimed a deduction for the


remuneration in computing the profits attributable to the permanent establishment is


not necessarily conclusive since the proper test is whether any deduction otherwise


available with respect to that remuneration should be taken into account in


determining the profits attributable to the permanent establishment. That test would


be met, for instance, even if no amount were actually deducted as a result of the


permanent establishment being exempt from tax in the source country or of the


employer simply deciding not to claim a deduction to which he was entitled. The test


would also be met where the remuneration is not deductible merely because of its


nature (e.g. where the State takes the view that the issuing of shares pursuant to an


employee stock-option does not give rise to a deduction) rather than because it should


not be allocated to the permanent establishment.


7.2 For the purpose of determining the profits attributable to a permanent


establishment pursuant to paragraph 2 of Article 7, the remuneration paid to an


employee of an enterprise of a Contracting State for employment services rendered in


the other State for the benefit of a permanent establishment of the enterprise situated


in that other State may, given the circumstances, either give rise to a direct deduction


or give rise to the deduction of a notional charge, e.g. for services rendered to the


permanent establishment by another part of the enterprise. In the latter case, since the


notional charge required by the legal fiction of the separate and independent


enterprise that is applicable under paragraph 2 of Article 7 is merely a mechanism


provided for by that paragraph for the sole purpose of determining the profits


attributable to the permanent establishment, this fiction does not affect the


determination of whether or not the remuneration is borne by the permanent


establishment.


8. There is a direct relationship between the principles underlying the exception of


paragraph 2 and Article 7. Article 7 is based on the principle that an enterprise of a


Contracting State should not be subjected to tax in the other State unless its business


presence in that other State has reached a level sufficient to constitute a permanent


establishment. The exception of paragraph 2 of Article 15 extends that principle to the
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taxation of the employees of such an enterprise where the activities of these


employees are carried on in the other State for a relatively short period.


Subparagraphs b) and c) make it clear that the exception is not intended to apply where


the employment services are rendered to an enterprise the profits of which are


subjected to tax in a State either because it is carried on by a resident of that State or


because it has a permanent establishment therein to which the services are


attributable.


8.1 It may be difficult, in certain cases, to determine whether the services rendered


in a State by an individual resident of another State, and provided to an enterprise of


the first State (or that has a permanent establishment in that State), constitute


employment services, to which Article 15 applies, or services rendered by a separate


enterprise, to which Article 7 applies or, more generally, whether the exception applies.


While the Commentary previously dealt with cases where arrangements were


structured for the main purpose of obtaining the benefits of the exception of


paragraph 2 of Article 15, it was found that similar issues could arise in many other


cases that did not involve tax-motivated transactions and the Commentary was


amended to provide a more comprehensive discussion of these questions.


8.2 In some States, a formal contractual relationship would not be questioned for tax


purposes unless there were some evidence of manipulation and these States, as a


matter of domestic law, would consider that employment services are only rendered


where there is a formal employment relationship.


8.3 If States where this is the case are concerned that such approach could result in


granting the benefits of the exception provided for in paragraph 2 in unintended


situations (e.g. in so-called “hiring-out of labour” cases), they are free to adopt


bilaterally a provision drafted along the following lines:


Paragraph 2 of this Article shall not apply to remuneration derived by a resident of a


Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting


State and paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident of that other


State if:


a) the recipient renders services in the course of that employment to a person


other than the employer and that person, directly or indirectly, supervises,


directs or controls the manner in which those services are performed; and


b) those services constitute an integral part of the business activities carried on by


that person.


8.4 In many States, however, various legislative or jurisprudential rules and criteria


(e.g. substance over form rules) have been developed for the purpose of distinguishing


cases where services rendered by an individual to an enterprise should be considered


to be rendered in an employment relationship (contract of service) from cases where


such services should be considered to be rendered under a contract for the provision of


services between two separate enterprises (contract for services). That distinction


keeps its importance when applying the provisions of Article 15, in particular those of


subparagraphs 2 b) and c). Subject to the limit described in paragraph 8.11 and unless
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the context of a particular convention requires otherwise, it is a matter of domestic law


of the State of source to determine whether services rendered by an individual in that


State are provided in an employment relationship and that determination will govern


how that State applies the Convention.


8.5 In some cases, services rendered by an individual to an enterprise may be


considered to be employment services for purposes of domestic tax law even though


these services are provided under a formal contract for services between, on the one


hand, the enterprise that acquires the services, and, on the other hand, either the


individual himself or another enterprise by which the individual is formally employed


or with which the individual has concluded another formal contract for services.


8.6 In such cases, the relevant domestic law may ignore the way in which the


services are characterised in the formal contracts. It may prefer to focus primarily on


the nature of the services rendered by the individual and their integration into the


business carried on by the enterprise that acquires the services to conclude that there


is an employment relationship between the individual and that enterprise.


8.7 Since the concept of employment to which Article 15 refers is to be determined


according to the domestic law of the State that applies the Convention (subject to the


limit described in paragraph 8.11 and unless the context of a particular convention


requires otherwise), it follows that a State which considers such services to be


employment services will apply Article 15 accordingly. It will, therefore, logically


conclude that the enterprise to which the services are rendered is in an employment


relationship with the individual so as to constitute his employer for purposes of


subparagraphs 2 b) and c). That conclusion is consistent with the object and purpose of


paragraph 2 of Article 15 since, in that case, the employment services may be said to be


rendered to a resident of the State where the services are performed.


8.8 As mentioned in paragraph 8.2, even where the domestic law of the State that


applies the Convention does not offer the possibility of questioning a formal


contractual relationship and therefore does not allow the State to consider that


services rendered to a local enterprise by an individual who is formally employed by a


non-resident are rendered in an employment relationship (contract of service) with


that local enterprise, that State may deny the application of the exception of


paragraph 2 in abusive cases, as recognised by paragraph 9 of Article 29 (see also


paragraphs 54 to 80 of the Commentary on Article 1).


8.9 [Deleted]


8.10 The approach described in the previous paragraphs therefore allows the State in


which the activities are exercised to reject the application of paragraph 2 in abusive


cases and in cases where, under that State’s domestic law concept of employment,


services rendered to a local enterprise by an individual who is formally employed by a


non-resident are rendered in an employment relationship (contract of service) with


that local enterprise. This approach ensures that relief of double taxation will be


provided in the State of residence of the individual even if that State does not, under


its own domestic law, consider that there is an employment relationship between the
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individual and the enterprise to which the services are provided. Indeed, as long as the


State of residence acknowledges that the concept of employment in the domestic tax


law of the State of source or the existence of arrangements that constitute an abuse of


the Convention allows that State to tax the employment income of an individual in


accordance with the Convention, it must grant relief for double taxation pursuant to


the obligations incorporated in Articles 23 A and 23 B (see paragraphs 32.1 to 32.7 of


the Commentary on these Articles). The mutual agreement procedure provided by


paragraph 1 of Article 25 will be available to address cases where the State of residence


does not agree that the other State has correctly applied the approach described above


and, therefore, does not consider that the other State has taxed the relevant income in


accordance with the Convention.


8.11 The conclusion that, under domestic law, a formal contractual relationship


should be disregarded must, however, be arrived at on the basis of objective criteria. For


instance, a State could not argue that services are deemed, under its domestic law, to


constitute employment services where, under the relevant facts and circumstances, it


clearly appears that these services are rendered under a contract for the provision of


services concluded between two separate enterprises. The relief provided under


paragraph 2 of Article 15 would be rendered meaningless if States were allowed to


deem services to constitute employment services in cases where there is clearly no


employment relationship or to deny the quality of employer to an enterprise carried on


by a non-resident where it is clear that that enterprise provides services, through its


own personnel, to an enterprise carried on by a resident. Conversely, where services


rendered by an individual may properly be regarded by a State as rendered in an


employment relationship rather than as under a contract for services concluded


between two enterprises, that State should logically also consider that the individual is


not carrying on the business of the enterprise that constitutes that individual’s formal


employer; this could be relevant, for example, for purposes of determining whether


that enterprise has a permanent establishment at the place where the individual


performs his activities.


8.12 It will not always be clear, however, whether services rendered by an individual


may properly be regarded by a State as rendered in an employment relationship rather


than as under a contract for services concluded between two enterprises. Any


disagreement between States as to whether this is the case should be solved having


regard to the following principles and examples (using, where appropriate, the mutual


agreement procedure).


8.13 The nature of the services rendered by the individual will be an important factor


since it is logical to assume that an employee provides services which are an integral


part of the business activities carried on by his employer. It will therefore be important


to determine whether the services rendered by the individual constitute an integral


part of the business of the enterprise to which these services are provided. For that


purpose, a key consideration will be which enterprise bears the responsibility or risk


for the results produced by the individual’s work. Clearly, however, this analysis will


only be relevant if the services of an individual are rendered directly to an enterprise.
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Where, for example, an individual provides services to a contract manufacturer or to


an enterprise to which business is outsourced, the services of that individual are not


rendered to enterprises that will obtain the products or services in question.


8.14 Where a comparison of the nature of the services rendered by the individual with


the business activities carried on by his formal employer and by the enterprise to


which the services are provided points to an employment relationship that is different


from the formal contractual relationship, the following additional factors may be


relevant to determine whether this is really the case:


— who has the authority to instruct the individual regarding the manner in which


the work has to be performed;


— who controls and has responsibility for the place at which the work is performed;


— the remuneration of the individual is directly charged by the formal employer to


the enterprise to which the services are provided (see paragraph 8.15 below);


— who puts the tools and materials necessary for the work at the individual’s


disposal;


— who determines the number and qualifications of the individuals performing the


work;


— who has the right to select the individual who will perform the work and to


terminate the contractual arrangements entered into with that individual for


that purpose;


— who has the right to impose disciplinary sanctions related to the work of that


individual;


— who determines the holidays and work schedule of that individual.


8.15 Where an individual who is formally an employee of one enterprise provides


services to another enterprise, the financial arrangements made between the two


enterprises will clearly be relevant, although not necessarily conclusive, for the


purposes of determining whether the remuneration of the individual is directly


charged by the formal employer to the enterprise to which the services are provided.


For instance, if the fees charged by the enterprise that formally employs the individual


represent the remuneration, employment benefits and other employment costs of that


individual for the services that he provided to the other enterprise, with no profit


element or with a profit element that is computed as a percentage of that


remuneration, benefits and other employment costs, this would be indicative that the


remuneration of the individual is directly charged by the formal employer to the


enterprise to which the services are provided. That should not be considered to be the


case, however, if the fee charged for the services bears no relationship to the


remuneration of the individual or if that remuneration is only one of many factors


taken into account in the fee charged for what is really a contract for services (e.g.


where a consulting firm charges a client on the basis of an hourly fee for the time spent


by one of its employees to perform a particular contract and that fee takes account of


the various costs of the enterprise), provided that this is in conformity with the arm’s


length principle if the two enterprises are associated. It is important to note, however,
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that the question of whether the remuneration of the individual is directly charged by


the formal employer to the enterprise to which the services are provided is only one of


the subsidiary factors that are relevant in determining whether services rendered by


that individual may properly be regarded by a State as rendered in an employment


relationship rather than as under a contract for services concluded between two


enterprises.


8.16 Example 1: Aco, a company resident of State A, concludes a contract with Bco, a


company resident of State B, for the provision of training services. Aco is specialised in


training people in the use of various computer software and Bco wishes to train its


personnel to use recently acquired software. X, an employee of Aco who is a resident


of State A, is sent to Bco’s offices in State B to provide training courses as part of the


contract.


8.17 In that case, State B could not argue that X is in an employment relationship with


Bco or that Aco is not the employer of X for purposes of the convention between States


A and B. X is formally an employee of Aco whose own services, when viewed in light of


the factors in paragraphs 8.13 and 8.14, form an integral part of the business activities


of Aco. The services that he renders to Bco are rendered on behalf of Aco under the


contract concluded between the two enterprises. Thus, provided that X is not present


in State B for more than 183 days during any relevant twelve month period and that


Aco does not have in State B a permanent establishment which bears the cost of X’s


remuneration, the exception of paragraph 2 of Article 15 will apply to X’s


remuneration.


8.18 Example 2: Cco, a company resident of State C, is the parent company of a group


of companies that includes Dco, a company resident of State D. Cco has developed a


new worldwide marketing strategy for the products of the group. In order to ensure


that the strategy is well understood and followed by Dco, which sells the group’s


products, Cco sends X, one of its employees who has worked on the development of


the strategy, to work in Dco’s headquarters for four months in order to advise Dco with


respect to its marketing and to ensure that Dco’s communications department


understands and complies with the worldwide marketing strategy.


8.19 In that case, Cco’s business includes the management of the worldwide


marketing activities of the group and X’s own services are an integral part of that


business activity. While it could be argued that an employee could have been easily


hired by Dco to perform the function of advising the company with respect to its


marketing, it is clear that such function is frequently performed by a consultant,


especially where specialised knowledge is required for a relatively short period of time.


Also, the function of monitoring the compliance with the group’s worldwide marketing


strategy belongs to the business of Cco rather than to that of Dco. The exception of


paragraph 2 of Article 15 should therefore apply provided that the other conditions for


that exception are satisfied.


8.20 Example 3: A multinational owns and operates hotels worldwide through a


number of subsidiaries. Eco, one of these subsidiaries, is a resident of State E where it
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owns and operates a hotel. X is an employee of Eco who works in this hotel. Fco,


another subsidiary of the group, owns and operates a hotel in State F where there is a


shortage of employees with foreign language skills. For that reason, X is sent to work


for five months at the reception desk of Fco’s hotel. Fco pays the travel expenses of X,


who remains formally employed and paid by Eco, and pays Eco a management fee


based on X’s remuneration, social contributions and other employment benefits for the


relevant period.


8.21 In that case, working at the reception desk of the hotel in State F, when examined


in light of the factors in paragraphs 8.13 and 8.14, may be viewed as forming an integral


part of Fco’s business of operating that hotel rather than of Eco’s business. Under the


approach described above, if, under the domestic law of State F, the services of X are


considered to have been rendered to Fco in an employment relationship, State F could


then logically consider that Fco is the employer of X and the exception of paragraph 2


of Article 15 would not apply.


8.22 Example 4: Gco is a company resident of State G. It carries on the business of


filling temporary business needs for highly specialised personnel. Hco is a company


resident of State H which provides engineering services on building sites. In order to


complete one of its contracts in State H, Hco needs an engineer for a period of five


months. It contacts Gco for that purpose. Gco recruits X, an engineer resident of


State X, and hires him under a five month employment contract. Under a separate


contract between Gco and Hco, Gco agrees to provide the services of X to Hco during


that period. Under these contracts, Gco will pay X’s remuneration, social contributions,


travel expenses and other employment benefits and charges.


8.23 In that case, X provides engineering services while Gco is in the business of filling


short-term business needs. By their nature the services rendered by X are not an


integral part of the business activities of his formal employer. These services are,


however, an integral part of the business activities of Hco, an engineering firm. In light


of the factors in paragraphs 8.13 and 8.14, State H could therefore consider that, under


the approach described above, the exception of paragraph 2 of Article 15 would not


apply with respect to the remuneration for the services of the engineer that will be


rendered in that State.


8.24 Example 5: Ico is a company resident of State I specialised in providing


engineering services. Ico employs a number of engineers on a full time basis. Jco, a


smaller engineering firm resident of State J, needs the temporary services of an


engineer to complete a contract on a construction site in State J. Ico agrees with Jco that


one of Ico’s engineers, who is a resident of State I momentarily not assigned to any


contract concluded by Ico, will work for four months on Jco’s contract under the direct


supervision and control of one of Jco’s senior engineers. Jco will pay Ico an amount


equal to the remuneration, social contributions, travel expenses and other


employment benefits of that engineer for the relevant period, together with a 5 per


cent commission. Jco also agrees to indemnify Ico for any eventual claims related to


the engineer’s work during that period of time.
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8.25 In that case, even if Ico is in the business of providing engineering services, it is


clear that the work performed by the engineer on the construction site in State J is


performed on behalf of Jco rather than Ico. The direct supervision and control


exercised by Jco over the work of the engineer, the fact that Jco takes over the


responsibility for that work and that it bears the cost of the remuneration of the


engineer for the relevant period are factors that could support the conclusion that the


engineer is in an employment relationship with Jco. Under the approach described


above, State J could therefore consider that the exception of paragraph 2 of Article 15


would not apply with respect to the remuneration for the services of the engineer that


will be rendered in that State.


8.26 Example 6: Kco, a company resident of State K, and Lco, a company resident of


State L, are part of the same multinational group of companies. A large part of the


activities of that group are structured along function lines, which requires employees


of different companies of the group to work together under the supervision of


managers who are located in different States and employed by other companies of the


group. X is a resident of State K employed by Kco; she is a senior manager in charge of


supervising human resources functions within the multinational group. Since X is


employed by Kco, Kco acts as a cost centre for the human resource costs of the group;


periodically, these costs are charged out to each of the companies of the group on the


basis of a formula that takes account of various factors such as the number of


employees of each company. X is required to travel frequently to other States where


other companies of the group have their offices. During the last year, X spent three


months in State L in order to deal with human resources issues at Lco.


8.27 In that case, the work performed by X is part of the activities that Kco performs


for its multinational group. These activities, like other activities such as corporate


communication, strategy, finance and tax, treasury, information management and


legal support, are often centralised within a large group of companies. The work that X


performs is thus an integral part of the business of Kco. The exception of paragraph 2


of Article 15 should therefore apply to the remuneration derived by X for her work in


State L provided that the other conditions for that exception are satisfied.


8.28 Where, in accordance with the above principles and examples, a State properly


considers that the services rendered on its territory by an individual have been


rendered in an employment relationship rather than under a contract for services


concluded between two enterprises, there will be a risk that the enterprises would be


required to withhold tax at source in two jurisdictions on the remuneration of that


individual even though double taxation should ultimately be avoided (see


paragraph 8.10 above). This compliance difficulty may be partly reduced by tax


administrations making sure that their domestic rules and practices applicable to


employment are clear and well understood by employers and are easily accessible.


Also, the problem can be alleviated if the State of residence allows enterprises to


quickly adjust the amount of tax to be withheld to take account of any relief for double


taxation that will likely be available to the employee.
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Paragraph 3
9. Paragraph 3 applies to the remuneration of crews of ships or aircraft operated in


international traffic and provides that such remuneration shall be taxable only in the


State of residence of the employee. The principle of exclusive taxation in the State of


residence of the employee was incorporated in the paragraph through a change made


in 2017. The purpose of that amendment was to provide a clearer and administratively


simpler rule concerning the taxation of the remuneration of these crews.


9.1 At the same time, the definition of international traffic was modified to ensure


that it also applied to a transport by a ship or aircraft operated by an enterprise of a


third State. As explained in paragraph 6.1 of the Commentary on Article 3, this last


change allows the application of paragraph 3 of Article 15 to a resident of a Contracting


State who derives remuneration from employment exercised aboard a ship or aircraft


operated by an enterprise of a third State.


9.2 Where, however, the employment is exercised by a resident of a Contracting


State aboard a ship or aircraft operated solely within the other State, it would clearly be


inappropriate to grant an exclusive right to tax to the State of residence of the


employee. The phrase “other than aboard a ship or aircraft operated solely within the


other Contracting State” ensures that the paragraph does not apply to such an


employee, which means that the taxation of the remuneration of that employee is


covered by the provisions of paragraphs 1 and 2 of the Article.


9.3 As indicated in paragraph 9 above, paragraph 3 applies to the crews of ships or


aircraft. This is made clear by the reference to employment exercised “as a member of


the regular complement of a ship or aircraft”. These words are broad enough to cover


any employment activities performed in the course of the usual operation of the ship


or aircraft, including, for example, the activities of employees of restaurants aboard a


cruise ship or the activities of a flight attendant who would only work on a single flight


before leaving his employment; they would not cover, however, employment activities


that may be performed aboard a ship or aircraft but are unrelated to its operation


(e.g. an employee of an insurance company that sells home and auto insurance to the


passengers of a cruise ship).


9.4 As explained in paragraph 15 of the Commentary on Article 8, States wishing to


apply the same treatment to transport on rivers, canals and lakes as to shipping and


air transport in international traffic may extend the scope of Article 8 to cover profits


from the operation of boats engaged in inland waterways transport. These States could


then wish to apply paragraph 3 of Article 15 to the remuneration of employees working


on these boats. In the case of the remuneration derived by an employee working


aboard a boat engaged in inland waterways transport, however, paragraph 3 should


only apply to the extent that the boat is operated by an enterprise of the State of


residence of the employee. It would indeed be inappropriate for one Contracting State


to be required to exempt remuneration derived by an employee who is a resident of the


other State but is employed by an enterprise of the first-mentioned State (or of a third


State with which the first-mentioned State did not agree to exempt profits derived
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from the operation of boats engaged in inland waterways transport) where that


remuneration relates to activities exercised solely in that first-mentioned State.


Contracting States wishing to address this issue could do so by including in their


bilateral treaty a separate provision dealing with crews of boats engaged in inland


waterways transport that would be drafted as follows:


Notwithstanding the preceding provisions of this Article and of Article 1,


remuneration derived by an individual, whether a resident of a Contracting State or


not, in respect of an employment, as a member of the regular complement of a boat,


that is exercised aboard a boat engaged in inland waterways transport in a


Contracting State and operated by an enterprise of the other State shall be taxable


only in that other State. However, such remuneration may also be taxed in the first-


mentioned State if it is derived by a resident of that State.


9.5 As indicated in paragraph 2 of the Commentary on Article 8, some States may


prefer to attribute the exclusive right to tax profits from shipping and air transport to


the State in which the place of effective management of the enterprise is situated


rather than the State of residence. Where the Contracting States follow that approach,


a similar change should be made to the alternative provisions included in


paragraphs 9.4 above and 9.6 below if these provisions are used.


9.6 Some States prefer to allow taxation of the remuneration of an employee who


works aboard a ship or aircraft operated in international traffic both by the State of the


enterprise that operates such ship or aircraft and the State of residence of the


employee. States wishing to do so may draft paragraph 3 along the following lines:


3. Notwithstanding the preceding provisions of this Article and Article 1,


remuneration derived by an individual, whether a resident of a Contracting State or


not, in respect of an employment, as a member of the regular complement of a ship


or aircraft, that is exercised aboard a ship or aircraft operated in international traffic


by an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that Contracting


State. Where, however, such remuneration is derived by a resident of the other


Contracting State, it may also be taxed in that other State.


9.7 Some States wishing to apply that approach may also wish to restrict the


application of paragraph 3 to employees who are residents of one of the Contracting


States, which could be done by using the following wording:


3. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration


derived by a resident of a Contracting State in respect of an employment, as a


member of the regular complement of a ship or aircraft, that is exercised aboard a


ship or aircraft operated in international traffic shall be taxable only in that State.


Where, however, the ship or aircraft is operated by an enterprise of the other


Contracting State, such remuneration may also be taxed in the other State.


9.8 According to the alternative provision in paragraph 9.6 above, the Contracting


State of the enterprise has the primary right to tax the remuneration of the employee.


Where the employee is a resident of the other Contracting State, the remuneration may
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also be taxed in that other State, subject to the obligation of that State to provide relief


of double taxation under the provisions of Article 23 A or 23 B.


9.9 Since that alternative provision allows taxation in the State of the enterprise that


operates the ship or aircraft, it may help to address the situation of employees who


work extensively aboard ships or aircraft operated in international traffic and who may


find it advantageous to establish their residence in States that levy no or little tax on


the employment income derived from such work performed outside their territory. The


provision assumes, however, that the Contracting States have the possibility, under


their domestic law, to tax the remuneration of employees working aboard ships or


aircraft operated in international traffic solely because the enterprises that operate


these ships or aircraft are enterprises of these States. Where this is not the case, the


use of that provision in combination with the exemption method for the elimination of


double taxation would create a risk of non-taxation. Assume, for instance, that the


above provision has been included in a treaty between States R and S, that State R


follows the exemption method and that an employee who is a resident of State R works


on flights between State R and third States operated by an airline that is an enterprise


of State S. In that case, if the domestic law of State S does not allow State S to tax the


remuneration of employees of the airline who are not residents of, and do not work in,


State S, State S will be unable to exercise the taxing right that has been allocated to it


but State R will be required to exempt such remuneration because, under the


provisions of the Convention, State S has the right to tax that remuneration.


9.10 As explained in paragraph 3 of the Commentary on Article 8, it may be provided


that the reference to the “place of effective management” in the alternative provision


in paragraph 2 of that Commentary is applicable if the place of effective management


of a shipping enterprise is aboard a ship. According to the domestic laws of some


countries, tax is levied on remuneration received by non-resident members of the crew


in respect of employment aboard ships only if the ship has the nationality of such a


State. For that reason conventions concluded between these States provide that the


right to tax such remuneration is given to the State of the nationality of the ship. On


the other hand many States cannot make use of such a taxation right and the provision


could in such cases lead to a non-taxation situation similar to the one described in the


preceding paragraph. However, States having that taxation principle in their domestic


laws may agree bilaterally to confer the right to tax remuneration in respect of


employment aboard ships on the State of the nationality of the ship.


10. It should be noted that no special rules regarding the taxation of income of


frontier workers or of employees working on trucks and trains travelling between


States are included as it would be more suitable for the problems created by local


conditions to be solved directly between the States concerned.


11. No special provision has been made regarding remuneration derived by visiting


professors or students employed with a view to their acquiring practical experience.


Many conventions contain rules of some kind or other concerning such cases, the main


purpose of which is to facilitate cultural relations by providing for a limited tax


exemption. Sometimes, tax exemption is already provided under domestic taxation

323MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 15

laws. The absence of specific rules should not be interpreted as constituting an


obstacle to the inclusion of such rules in bilateral conventions whenever this is felt


desirable.


The treatment of employee stock-options


12. The different country rules for taxing employee stock-options create particular


problems which are discussed below. While many of these problems arise with respect


to other forms of employee remuneration, particularly those that are based on the


value of shares of the employer or a related company, they are particularly acute in the


case of stock-options. This is largely due to the fact that stock-options are often taxed


at a time (e.g. when the option is exercised or the shares sold) that is different from the


time when the employment services that are remunerated through these options are


rendered.


12.1 As noted in paragraph 2.2, the Article allows the State of source to tax the part of


the stock-option benefit that constitutes remuneration derived from employment


exercised in that State even if the tax is levied at a later time when the employee is no


longer employed in that State.


12.2 While the Article applies to the employment benefit derived from a stock-option


granted to an employee regardless of when that benefit is taxed, there is a need to


distinguish that employment benefit from the capital gain that may be derived from


the alienation of shares acquired upon the exercise of the option. This Article, and not


Article 13, will apply to any benefit derived from the option itself until it has been


exercised, sold or otherwise alienated (e.g. upon cancellation or acquisition by the


employer or issuer). Once the option is exercised or alienated, however, the


employment benefit has been realised and any subsequent gain on the acquired shares


(i.e. the value of the shares that accrues after exercise) will be derived by the employee


in his capacity of investor-shareholder and will be covered by Article 13. Indeed, it is at


the time of exercise that the option, which is what the employee obtained from his


employment, disappears and the recipient obtains the status of shareholder (and


usually invests money in order to do so). Where, however, the option that has been


exercised entitles the employee to acquire shares that will not irrevocably vest until


the end of a period of required employment, it will be appropriate to apply this Article


to the increase in value, if any, until the end of the required period of employment that


is subsequent to the exercise of the option.


12.3 The fact that the Article does not apply to a benefit derived after the exercise or


alienation of the option does not imply in any way that taxation of the employment


income under domestic law must occur at the time of that exercise or alienation. As


already noted, the Article does not impose any restriction as to when the relevant


income may be taxed by the State of source. Thus, the State of source could tax the


relevant income at the time the option is granted, at the time the option is exercised


(or alienated), at the time the share is sold or at any other time. The State of source,


however, may only tax the benefits attributable to the option itself and not what is
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attributable to the subsequent holding of shares acquired upon the exercise of that


option (except in the circumstances described in the last sentence of the preceding


paragraph).


12.4 Since paragraph 1 must be interpreted to apply to any benefit derived from the


option until it has been exercised, sold or otherwise alienated, it does not matter how


such benefit, or any part thereof, is characterised for domestic tax purposes. As a


result, whilst the Article will be interpreted to allow the State of source to tax the


benefits accruing up to the time when the option has been exercised, sold or otherwise


alienated, it will be left to that State to decide how to tax such benefits, e.g. as either


employment income or capital gain. If the State of source decides, for example, to


impose a capital gains tax on the option when the employee ceases to be a resident of


that country, that tax will be allowed under the Article. The same will be true in the


State of residence. For example, while that State will have sole taxation right on the


increase of value of the share obtained after exercise since this will be considered to


fall under Article 13 of the Convention, it may well decide to tax such increase as


employment income rather than as a capital gain under its domestic law.


12.5 The benefits resulting from a stock-option granted to an employee will not, as a


general rule, fall under either Article 21, which does not apply to income covered by


other Articles, or Article 18, which only applies to pension and other similar


remuneration, even if the option is exercised after termination of the employment or


retirement.


12.6 Paragraph 1 allows the State of source to tax salaries, wages and other similar


remuneration derived from employment exercised in that State. The determination of


whether and to what extent an employee stock-option is derived from employment


exercised in a particular State must be done in each case on the basis of all the relevant


facts and circumstances, including the contractual conditions associated with that


option (e.g. the conditions under which the option granted may be exercised or


disposed of). The following general principles should be followed for that purpose.


12.7 The first principle is that, as a general rule, an employee stock-option should not


be considered to relate to any services rendered after the period of employment that is


required as a condition for the employee to acquire the right to exercise that option.


Thus, where a stock-option is granted to an employee on the condition that he


provides employment services to the same employer (or an associated enterprise) for a


period of three years, the employment benefit derived from that option should


generally not be attributed to services performed after that three year period.


12.8 In applying the above principle, however, it is important to distinguish between a


period of employment that is required to obtain the right to exercise an employee


stock-option and a period of time that is merely a delay before such option may be


exercised (a blocking period). Thus, for example, an option that is granted to an


employee on the condition that he remains employed by the same employer (or an


associated enterprise) during a period of three years can be considered to be derived


from the services performed during these three years while an option that is granted,
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without any condition of subsequent employment, to an employee on a given date but


which, under its terms and conditions, can only be exercised after a delay of three


years, should not be considered to relate to the employment performed during these


years as the benefit of such an option would accrue to its recipient even if he were to


leave his employment immediately after receiving it and waited the required three


years before exercising it.


12.9 It is also important to distinguish between a situation where a period of


employment is required as a condition for the acquisition of the right to exercise an


option, i.e. the vesting of the option, and a situation where an option that has already


vested may be forfeited if it is not exercised before employment is terminated (or


within a short period after). In the latter situation, the benefit of the option should not


be considered to relate to services rendered after vesting since the employee has


already obtained the benefit and could in fact realise it at any time. A condition under


which the vested option may be forfeited if employment is terminated is not a


condition for the acquisition of the benefit but, rather, one under which the benefit


already acquired may subsequently be lost. The following examples illustrate this


distinction:


— Example 1: On 1 January of year 1, a stock-option is granted to an employee. The


acquisition of the option is conditional on the employee continuing to be


employed by the same employer until 1 January of year 3. The option, once this


condition is met, will be exercisable from 1 January of year 3 until 1 January of


year 10 (a so-called “American” option1). It is further provided, however, that any


option not previously exercised will be lost upon cessation of employment. In


that example, the right to exercise that option has been acquired on 1 January of


year 3 (i.e. the date of vesting) since no further period of employment is then


required for the employee to obtain the right to exercise the option.


— Example 2: On 1 January of year 1, a stock-option is granted to an employee. The


option is exercisable on 1 January of year 5 (a so-called “European” option). The


option has been granted subject to the condition that it can only be exercised on


1 January of year 5 if employment is not terminated before that date. In that


example, the right to exercise that option is not acquired until 1 January of


year 5, which is the date of exercise, since employment until that date is required


to acquire the right to exercise the option (i.e. for the option to vest).


12.10 There are cases where that first principle might not apply. One such case could


be where the stock-option is granted without any condition to an employee at the time


he either takes up an employment, is transferred to a new country or is given


significant new responsibilities and, in each case, the option clearly relates to the new


functions to be performed by the employee during a specific future period. In that case,


it may be appropriate to consider that the option relates to these new functions even if


1 Under an “American” stock-option, the right to acquire a share may be exercised during a
certain period (typically a number of years) whilst under a European stock-option, that
right may only be exercised at a given moment (i.e. on a particular date).
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the right to exercise the option is acquired before these are performed. There are also


cases where an option vested technically but where that option entitles the employee


to acquire shares which will not vest until the end of a period of required employment.


In such cases, it may be appropriate to consider that the benefit of the option relates to


the services rendered in the whole period between the grant of the option and the


vesting of the shares.


12.11 The second principle is that an employee stock-option should only be


considered to relate to services rendered before the time when it is granted to the


extent that such grant is intended to reward the provision of such services by the


recipient for a specific period. This would be the case, for example, where the


remuneration is demonstrably based on the employee’s past performance during a


certain period or is based on the employer’s past financial results and is conditional on


the employee having been employed by the employer or an associated enterprise


during a certain period to which these financial results relate. Also, in some cases,


there may be objective evidence demonstrating that during a period of past


employment, there was a well-founded expectation among participants to an


employee stock-option plan that part of their remuneration for that period would be


provided through the plan by having stock-options granted at a later date. This


evidence might include, for example, the consistent practice of an employer that has


granted similar levels of stock-options over a number of years, as long as there was no


indication that this practice might be discontinued. Depending on other factors, such


evidence may be highly relevant for purposes of determining if and to what extent the


stock-option relates to such a period of past employment.


12.12 Where a period of employment is required to obtain the right to exercise an


employee’s stock-option but such requirement is not applied in certain circumstances,


e.g. where the employment is terminated by the employer or where the employee


reaches retirement age, the stock-option benefit should be considered to relate only to


the period of services actually performed when these circumstances have in fact


occurred.


12.13 Finally, there may be situations in which some factors may suggest that an


employee stock-option is rewarding past services but other factors seem to indicate


that it relates to future services. In cases of doubt, it should be recognised that


employee stock-options are generally provided as an incentive to future performance


or as a way to retain valuable employees. Thus, employee stock-options are primarily


related to future services. However, all relevant facts and circumstances will need to be


taken into account before such a determination can be made and there may be cases


where it can be shown that a stock-option is related to combined specific periods of


previous and future services (e.g. options are granted on the basis of the employee


having achieved specific performance targets for the previous year, but they become


exercisable only if the employee remains employed for another three years).


12.14 Where, based on the preceding principles, a stock-option is considered to be


derived from employment exercised in more than one State, it will be necessary to


determine which part of the stock-option benefit is derived from employment
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exercised in each State for purposes of the application of the Article and of


Articles 23 A and 23 B. In such a case, the employment benefit attributable to the stock-


option should be considered to be derived from a particular country in proportion of


the number of days during which employment has been exercised in that country to


the total number of days during which the employment services from which the stock-


option is derived has been exercised. For that purpose, the only days of employment


that should be taken into account are those that are relevant for the stock-option plan,


e.g. those during which services are rendered to the same employer or to other


employers the employment by whom would be taken into account to satisfy a period


of employment required to acquire the right to exercise the option.


12.15 It is possible for member countries to depart from the case-by-case application


of the above principles (in paragraphs 12.7 to 12.14) by agreeing to a specific approach


in a bilateral context. For example, two countries that tax predominantly at exercise of


an option may agree, as a general principle, to attribute the income from an option that


relates primarily to future services to the services performed by an employee in the


two States between date of grant and date of exercise. Thus, in the case of options that


do not become exercisable until the employee has performed services for the employer


for a specific period of time, two States could agree to an approach that attributes the


income from the option to each State based on the number of days worked in each


State by the employee for the employer in the period between date of grant and date of


exercise. Another example would be for two countries that have similar rules for the


tax treatment of employee stock-options to adopt provisions that would give to one of


the Contracting States exclusive taxation rights on the employment benefit even if a


minor part of the employment services to which the option relates have been rendered


in the other State. Of course, member countries should be careful in adopting such


approaches because they may result in double taxation or double non-taxation if part


of the employment is exercised in a third State that does not apply a similar approach.


Observations on the Commentary
13. France considers that paragraph 8.13 should not be interpreted as being sufficient


in itself to question a formal contractual relationship. If, with respect to


paragraph 8.13, the services rendered by an individual constitute an integral part of the


business of the enterprise to which these services are provided, the situation should


then be analysed in accordance with the provisions of paragraph 8.14.


13.1 With respect to paragraph 6.2, Germany holds the view that a partnership as such


should be considered as the employer (as under the national law of most OECD


member States even if these States do not tax the partnership as such). The residence


of the partnership would then have to be determined hypothetically as if the


partnership were liable to tax by reason of one of the criteria mentioned in paragraph 1


of Article 4.
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Reservations on the Article
14. Slovenia reserves the right to add an article which addresses the situation of


teachers, professors and researchers, subject to various conditions, and to make a


corresponding modification to paragraph 1 of Article 15.


15. Denmark, Norway and Sweden reserve the right to insert special provisions


regarding remuneration derived in respect of an employment exercised aboard an


aircraft operated in international traffic by the air transport consortium Scandinavian


Airlines System (SAS).


16. Norway reserves the right to include an express reference in paragraph 2 to


income earned by hired-out personnel of one Contracting State working in the other


Contracting State, in order to clarify the understanding that the exception in


paragraph 2 does not apply in situations of “international hiring-out of labour” (see


paragraph 8 above).


17. Ireland, Norway and the United Kingdom reserve the right to insert in a special


article provisions regarding income derived from employment relating to offshore


hydrocarbon exploration and exploitation and related activities.


18. Latvia reserves the right to insert in a special article provisions regarding income


derived from dependent personal services relating to activities carried on offshore in a


Contracting State in connection with the exploration or exploitation of the sea bed, its


subsoil and their natural resources.


19. Switzerland reserves its position on subparagraph a) of paragraph 2 and wishes to


insert in its conventions the words “in the fiscal year concerned” instead of the words


“in any twelve month period commencing or ending in the fiscal year concerned”.


20. In view of its particular situation in relation to shipping, Greece will retain its


freedom of action with regard to the provisions in the Convention relating to


remuneration of crews of ships in international traffic.


21. Greece reserves the right to insert special provisions regarding income from


employment relating to offshore activities.


22. Turkey, with regard to paragraph 3, reserves the right to tax exclusively the


remuneration derived in respect of an employment exercised aboard a ship or aircraft


operated in international traffic by an enterprise resident in Turkey.
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COMMENTARY ON ARTICLE 16
CONCERNING THE TAXATION OF DIRECTORS’ FEES


1. This Article relates to remuneration received by a resident of a Contracting


State, whether an individual or a legal person, in the capacity of a member of a


board of directors of a company which is a resident of the other Contracting State.


Since it might sometimes be difficult to ascertain where the services are


performed, the provision treats the services as performed in the State of residence


of the company.


1.1 Member countries have generally understood the term “fees and other


similar payments” to include benefits in kind received by a person in that person’s


capacity as a member of the board of directors of a company (e.g. stock-options, the


use of a residence or automobile, health or life insurance coverage and club


memberships).


2. A member of the board of directors of a company often also has other


functions with the company, e.g. as ordinary employee, adviser, consultant, etc.


It is clear that the Article does not apply to remuneration paid to such a person


on account of such other functions.


3. In some countries organs of companies exist which are similar in function to


the board of directors. Contracting States are free to include in bilateral


conventions such organs of companies under a provision corresponding to


Article 16.


3.1 Many of the issues discussed under paragraphs 12 to 12.15 of the


Commentary on Article 15 in relation to stock-options granted to employees will


also arise in the case of stock-options granted to members of the board of directors


of companies. To the extent that stock-options are granted to a resident of a


Contracting State in that person’s capacity as a member of the board of directors of


a company which is a resident of the other State, that other State will have the right


to tax the part of the stock-option benefit that constitutes director’s fees or a


similar payment (see paragraph 1.1 above) even if the tax is levied at a later time


when the person is no longer a member of that board. While the Article applies to


the benefit derived from a stock-option granted to a member of the board of


directors regardless of when that benefit is taxed, there is a need to distinguish that


benefit from the capital gain that may be derived from the alienation of shares


acquired upon the exercise of the option. This Article, and not Article 13, will apply


to any benefit derived from the option itself until it has been exercised, sold or


otherwise alienated (e.g. upon cancellation or acquisition by the company or


issuer). Once the option is exercised or alienated, however, the benefit taxable


under this Article has been realised and any subsequent gain on the acquired


shares (i.e. the value of the shares that accrues after exercise) will be derived by the


member of the board of directors in his capacity of investor-shareholder and will be


covered by Article 13. Indeed, it is at the time of exercise that the option, which is
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what the director obtained in his capacity as such, disappears and the recipient


obtains the status of shareholder (and usually invests money in order to do so).


Reservations on the Article
4. Estonia and Latvia reserve the right to tax under this Article any remuneration of


a member of a board of directors or any other similar organ of a resident company.


5. The United States will require that any tax imposed on such fees be limited to the


income earned from services performed in the country of source.


6. Belgium reserves the right to state that remuneration that a person dealt with in


Article 16 receives in respect of daily activities as well as remuneration that a partner


of a company, other than a company with share capital, receives in respect of his


personal activities for the company shall be taxable in accordance with the provisions


of Article 15.


7. Greece reserves the right to apply Article 16 to remuneration of a partner who acts


in the capacity of a manager of a Greek limited liability company or of a Greek


partnership.
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COMMENTARY ON ARTICLE 17
CONCERNING THE TAXATION OF ENTERTAINERS AND


SPORTSPERSONS


Paragraph 1
1. Paragraph 1 provides that entertainers and sportspersons who are residents


of a Contracting State may be taxed in the other Contracting State in which their


personal activities as such are performed, whether these are of a business or


employment nature. This provision is an exception to the rules in Article 7 (over


which it prevails by virtue of paragraph 4 of that Article) and to that in paragraph 2


of Article 15, respectively.


2. This provision makes it possible to avoid the practical difficulties which often


arise in taxing entertainers and sportspersons performing abroad. Moreover, too


strict provisions might in certain cases impede cultural exchanges. In order to


overcome this disadvantage, the States concerned may, by common agreement,


limit the application of paragraph 1 to business activities. To achieve this it would


be sufficient to replace the words “notwithstanding the provisions of Article 15” by


“subject to the provisions of Article 15” in paragraphs 1 and 2. In such a case,


entertainers and sportspersons performing in the course of an employment would


automatically come within Article 15 and thus be entitled to the exemptions


provided for in paragraph 2 of that Article.


3. Paragraph 1 refers to entertainers and sportspersons. It is not possible to give


a precise definition of “entertainer”, but paragraph 1 includes examples of persons


who would be regarded as such. These examples should not be considered as


exhaustive. On the one hand, the term “entertainer” clearly includes the stage


performer, film actor or actor (including for instance a former sportsperson) in a


television commercial. The Article may also apply to income received from


activities which involve a political, social, religious or charitable nature, if an


entertainment character is present. On the other hand, it does not extend to a


visiting conference speaker (e.g. a former politician who receives a fee for a


speaking engagement), to a model performing as such (e.g. a model presenting


clothes during a fashion show or photo session) rather than as an entertainer or to


administrative or support staff (e.g. cameramen for a film, producers, film


directors, choreographers, technical staff, road crew for a pop group, etc.). In


between there is a grey area where it is necessary to review the overall balance of


the activities of the person concerned.


4. An individual may both direct a show and act in it, or may direct and produce


a television programme or film and take a role in it. In such cases it is necessary to


look at what the individual actually does in the State where the performance takes


place. If his activities in that State are predominantly of a performing nature, the


Article will apply to all the resulting income he derives in that State. If, however,


the performing element is a negligible part of what he does in that State, the whole
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of the income will fall outside the Article. In other cases an apportionment should be


necessary.


5. Whilst no precise definition is given of the term “sportspersons” it is not


restricted to participants in traditional athletic events (e.g. runners, jumpers,


swimmers). It also covers, for example, golfers, jockeys, footballers, cricketers and


tennis players, as well as racing drivers.


6. The Article also applies to income from other activities which are usually


regarded as of an entertainment character, such as those deriving from billiards and


snooker, chess and bridge tournaments.


7. Income received by impresarios, etc. for arranging the appearance of an


entertainer or sportsperson is outside the scope of the Article, but any income they


receive on behalf of the entertainer or sportsperson is of course covered by it.


8. Paragraph 1 applies to income derived directly and indirectly from a performance


by an individual entertainer or sportsperson. In some cases the income will not be paid


to the individual, or his impresario or agent, directly with respect to a specific


performance. For instance, a member of an orchestra may be paid a salary rather than


receive payment for each separate performance: a Contracting State where a


performance takes place is entitled, under paragraph 1, to tax the proportion of the


musician’s salary which corresponds to such a performance. Similarly, where an


entertainer or sportsperson is employed by e.g. a one person company, the State where


the performance takes place may tax an appropriate proportion of any remuneration


paid to the individual. In addition, where a State’s domestic laws “look through” such


entities and treat the income as accruing directly to the individual, paragraph 1


enables that State to tax income derived from performances in its territory and


accruing in the entity for the individual’s benefit, even if the income is not actually


paid as remuneration to the individual.


8.1 The paragraph applies regardless of who pays the income. For example, it covers


prizes and awards paid by a national federation, association or league which a team or


an individual may receive in relation to a particular sports event.


9. Besides fees for their actual performances, entertainers and sportspersons often


receive income in the form of royalties or of sponsorship or advertising fees. In general,


other Articles would apply whenever there is no close connection between the income


and the performance of activities in the country concerned. Such a close connection


will generally be found to exist where it cannot reasonably be considered that the


income would have been derived in the absence of the performance of these activities.


This connection may be related to the timing of the income-generating event (e.g. a


payment received by a professional golfer for an interview given during a tournament


in which she participates) or to the nature of the consideration for the payment of the


income (e.g. a payment made to a star tennis player for the use of his picture on posters


advertising a tournament in which he will participate). Royalties for intellectual


property rights will normally be covered by Article 12 rather than Article 17 (see


paragraph 18 of the Commentary on Article 12), but in general advertising and
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sponsorship fees will fall outside the scope of Article 12. Article 17 will apply to


advertising or sponsorship income, etc. which has a close connection with a


performance in a given State (e.g. payments made to a tennis player for wearing a


sponsor’s logo, trade mark or trade name on his tennis shirt during a match). Such a


close connection may be evident from contractual arrangements which relate to


participation in named events or a number of unspecified events; in the latter case, a


Contracting State in which one or more of these events take place may tax a proportion


of the relevant advertising or sponsorship income (as it would do, for example, in the


case of remuneration covering a number of unspecified performances; see


paragraphs 9.2 and 9.3). Similar income which could not be attributed to such


performances would fall under the standard rules of Article 7 or Article 15, as


appropriate. Payments received in the event of the cancellation of a performance are


also outside the scope of Article 17, and fall under Article 7 or 15, as the case may be.


Various payments may be made as regards merchandising; whilst the payment to an


entertainer or sportsperson of a share of the merchandising income closely connected


with a public performance but not constituting royalties would normally fall under


Article 17, merchandising payments derived from sales in a country that are not closely


connected with performances in that country and that do not constitute royalties


would normally be covered by Article 7 (or Article 15, in the case of an employee


receiving such income).


9.1 Apart from the above examples, there are a number of cases where it may be


difficult to determine whether a particular item of income is derived by a person as an


entertainer or sportsperson from that person’s personal activities as such. The


following principles may be useful to deal with such cases:


— The reference to an “entertainer or sportsperson” includes anyone who acts as


such, even for a single event. Thus, Article 17 can apply to an amateur who wins


a monetary sports prize or a person who is not an actor but who gets a fee for a


once-in-a-lifetime appearance in a television commercial or movie.


— As noted in the previous paragraphs, the activities of an entertainer or


sportsperson do not include only the appearance in an entertainment or sports


event in a given State but also, for example, advertising or interviews in that


State that are closely connected with such an appearance.


— Merely reporting or commenting on an entertainment or sports event in which


the reporter does not himself participate is not an activity of an entertainer or


sportsperson acting as such. Thus, for instance, the fee that a former or injured


sportsperson would earn for offering comments during the broadcast of a sports


event in which that person does not participate would not be covered by


Article 17.


— Preparation, such as rehearsal and training, is part of the normal activities of


entertainers and sportspersons. If an entertainer or sportsperson is remunerated


for time spent on rehearsal, training or similar preparation in a State (which


would be fairly common for employed entertainers and sportspersons but could


also happen for a self-employed individual, such as an opera singer whose
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contract would require participation in a certain number of rehearsals), the


relevant remuneration, as well as remuneration for time spent travelling in that


State for the purposes of performances, rehearsal and training (or similar


preparation), would be covered by the Article. This would apply regardless of


whether or not such rehearsal, training or similar preparation is related to


specific public performances taking place in that State (e.g. remuneration that


would be paid with respect to the participation in a pre-season training camp


would be covered).


9.2 Entertainers and sportspersons often perform their activities in different States


making it necessary to determine which part of their income is derived from activities


exercised in each State. Whilst such determination must be based on the facts and


circumstances of each case, the following general principles will be relevant for that


purpose:


— An element of income that is closely connected with specific activities exercised


by the entertainer or sportsperson in a State (e.g. a prize paid to the winner of a


sports competition taking place in that State; a daily allowance paid with respect


to participation in a tournament or training stage taking place in that State; a


payment made to a musician for a concert given in a State) will be considered to


be derived from the activities exercised in that State.


— As indicated in paragraph 1 of the Commentary on Article 15, employment is


exercised where the employee is physically present when performing the


activities for which the employment remuneration is paid. Where the


remuneration received by an entertainer or sportsperson employed by a team,


troupe or orchestra covers various activities to be performed during a period of


time (e.g. an annual salary covering various activities such as training or


rehearsing; travelling with the team, troupe or orchestra; participating in a match


or public performance, etc.), it will therefore be appropriate, absent any


indication that the remuneration or part thereof should be allocated differently,


to allocate that salary or remuneration on the basis of the working days spent in


each State in which the entertainer or sportsperson has been required, under his


or her employment contract, to perform these activities.


9.3 The following examples illustrate these principles:


— Example 1: A self-employed singer is paid a fixed amount for a number of


concerts to be performed in different states plus 5 per cent of the ticket sales for


each concert. In that case, it would be appropriate to allocate the fixed amount


on the basis of the number of concerts performed in each State but to allocate the


payments based on ticket sales on the basis of where the concerts that generated


each such payment took place.


— Example 2: A cyclist is employed by a team. Under his employment contract, he


is required to travel with the team, appear in some public press conferences


organised by the team and participate in training activities and races that take


place in different countries. He is paid a fixed annual salary plus bonuses based


on his results in particular races. In that case, it would be reasonable to allocate
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the salary on the basis of the number of working days during which he is present


in each State where his employment-related activities (e.g. travel, training, races,


public appearances) are performed and to allocate the bonuses to where the


relevant races took place.


9.4 Payments for the simultaneous broadcasting of a performance by an entertainer


or sportsperson made directly to the performer or for his or her benefit (e.g. a payment


made to the star-company of the performer) fall within the scope of Article 17


(see paragraph 18 of the Commentary on Article 12, which also deals with payments


for the subsequent sales or public playing of recordings of the performance). Where,


however, the payment is made to a third party (e.g. the owner of the broadcasting


rights) and that payment does not benefit the performer, the payment is not related to


the personal activities of the performer and therefore does not constitute income


derived by a person as an entertainer or sportsperson from that person’s personal


activities as such. For example, where the organiser of a football tournament holds all


intellectual property rights in the event and, as such, receives payments for


broadcasting rights related to the event, Article 17 does not apply to these payments;


similarly, Article 17 will not apply to any share of these payments that will be


distributed to the participating teams and will not be re-distributed to the players and


that is not otherwise paid for the benefit of the players. Whether such payments will


constitute royalties covered by Article 12 will depend, among other things, on the legal


nature of such broadcasting rights, in particular under the relevant copyright law.


9.5 It is frequent for entertainers and sportspersons to derive, directly or indirectly


(e.g. through a payment made to the star-company of the entertainer or sportsperson),


a substantial part of their income in the form of payments for the use of, or the right to


use, their “image rights”, e.g. the use of their name, signature or personal image.


Where such uses of the entertainer’s or sportsperson’s image rights are not closely


connected with the entertainer’s or sportsperson’s performance in a given State, the


relevant payments would generally not be covered by Article 17 (see paragraph 9


above). There are cases, however, where payments made to an entertainer or


sportsperson who is a resident of a Contracting State, or to another person, for the use


of, or right to use, that entertainer’s or sportsperson’s image rights constitute in


substance remuneration for activities of the entertainer or sportsperson that are


covered by Article 17 and that take place in the other Contracting State. In such cases,


the provisions of paragraph 1 or 2, depending on the circumstances, will be applicable.


10. The Article says nothing about how the income in question is to be computed. It


is for a Contracting State’s domestic law to determine the extent of any deductions for


expenses. Domestic laws differ in this area, and some provide for taxation at source, at


a low rate based on the gross amount paid to entertainers and sportspersons. Such


rules may also apply to income paid to groups or incorporated teams, troupes, etc.


Some States, however, may consider that the taxation of the gross amount may be


inappropriate in some circumstances even if the applicable rate is low. These States


may want to give the option to the taxpayer to be taxed on a net basis. This could be


done through the inclusion of a paragraph drafted along the following lines:
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Where a resident of a Contracting State derives income referred to in paragraph 1


or 2 and such income is taxable in the other Contracting State on a gross basis, that


person may, within [period to be determined by the Contracting States] request the


other State in writing that the income be taxable on a net basis in that other State.


Such request shall be allowed by that other State. In determining the taxable


income of such resident in the other State, there shall be allowed as deductions


those expenses deductible under the domestic laws of the other State which are


incurred for the purposes of the activities exercised in the other State and which are


available to a resident of the other State exercising the same or similar activities


under the same or similar conditions.


10.1 Some States may also consider that it would be inappropriate to apply Article 17


to a non-resident entertainer or sportsperson who would not otherwise be taxable in a


Contracting State (e.g. under the provisions of Article 7 or 15) and who, during a given


taxation year, derives only low amounts of income from activities performed in that


State. States wishing to exclude such situations from the application of Article 17 may


do so by using an alternative version of paragraph 1 drafted along the following lines:


Notwithstanding the provisions of Article 15, income derived by a resident of a


Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio, or


television artiste, or a musician, or as a sportsperson, from his personal activities as


such exercised in the other Contracting State, may be taxed in that other State,


except where the gross amount of such income derived by that resident from these


activities exercised during a taxation year of the other Contracting State does not


exceed an amount equivalent to [15 000 IMF Special Drawing Rights] expressed in


the currency of that other State at the beginning of that taxation year or any other


amount agreed to by the competent authorities before, and with respect to, that


taxation year.


10.2 The amount referred to in the above provision is purely illustrative. The reference


to “IMF Special Drawing Rights” avoids the reference to the currency of one of the two


Contracting States and is intended to provide an amount that remains relatively


constant in value regardless of currency fluctuations in each State (the IMF Special


Drawing Rights (SDRs) are based on a basket of currencies revised periodically and are


easily expressed in most convertible currencies). Also, for ease of administration, the


proposed provision provides that the limit applicable in a State for a given taxation


year is the amount converted in the currency of that State at the beginning of that year.


The proposed provision also allows competent authorities to modify the amount when


they consider it appropriate; instead of adopting a static amount, however, some States


may prefer to adopt an objective mechanism that would allow periodic changes (this


could be done, for example, by replacing the amount by a formula such as “50 per cent


of the average GDP per capita for OECD countries, as determined by the OECD”).


10.3 The proposed provision would not prevent Contracting States from collecting tax


at the time the relevant income is earned and refunding it after the end of the year


once it is established that the minimum amount has not been exceeded.
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10.4 The proposed provision only applies with respect to paragraph 1 (applying the


rule with respect to other persons covered by paragraph 2 could encourage a


fragmentation of contracts among many related entities in order to multiply the


benefit of the exception). Also, the provision only restricts the additional taxing right


recognised by Article 17 and does not affect the source taxing rights otherwise


available under Articles 7 and 15. It would therefore not prevent taxation to the extent


that the entertainer has a permanent establishment in the State of source or is present


in that State for more than 183 days (or is employed by an employer who is a resident


of that State or has permanent establishment in that State).


Paragraph 2
11. Paragraph 1 of the Article deals with income derived by individual entertainers


and sportspersons from their personal activities. Paragraph 2 deals with situations


where income from their activities accrues to other persons. If the income of an


entertainer or sportsperson accrues to another person, and the State of source does


not have the statutory right to look through the person receiving the income to tax it


as income of the performer, paragraph 2 provides that the portion of the income which


cannot be taxed in the hands of the performer may be taxed in the hands of the person


receiving the remuneration. If the person receiving the income carries on business


activities, tax may be applied by the source country even if the income is not


attributable to a permanent establishment there. But it will not always be so. There are


three main situations of this kind:


a) The first is the management company which receives income for the


appearance of e.g. a group of sportspersons (which is not itself constituted as a


legal entity).


b) The second is the team, troupe, orchestra, etc. which is constituted as a legal


entity. Income for performances may be paid to the entity. Individual members


of the team, orchestra, etc. will be liable to tax under paragraph 1, in the State


in which they perform their activities as entertainers or sportspersons, on any


remuneration (or income accruing for their benefit) derived from the


performance of these activities (see, however, paragraph 14.1 below). The profit


element accruing from a performance to the legal entity would be liable to tax


under paragraph 2.


c) The third situation involves certain tax avoidance devices in cases where


remuneration for the performance of an entertainer or sportsperson is not paid


to the entertainer or sportsperson himself but to another person, e.g. a so-


called star-company, in such a way that the income is taxed in the State where


the activity is performed neither as personal service income to the entertainer


or sportsperson nor as profits of the enterprise, in the absence of a permanent


establishment. Some countries “look through” such arrangements under their


domestic law and deem the income to be derived by the entertainer or


sportsperson; where this is so, paragraph 1 enables them to tax income


resulting from activities in their territory. Other countries cannot do this.
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Where a performance takes place in such a country, paragraph 2 permits it to


impose a tax on the profits diverted from the income of the entertainer or


sportsperson to the enterprise. It may be, however, that the domestic laws of


some States do not enable them to apply such a provision. Such States are free


to agree to other solutions or to leave paragraph 2 out of their bilateral


conventions.


11.1 The application of paragraph 2 is not restricted to situations where both the


entertainer or sportsperson and the other person to whom the income accrues, e.g. a


star-company, are residents of the same Contracting State. The paragraph allows the


State in which the activities of an entertainer or sportsperson are exercised to tax the


income derived from these activities and accruing to another person regardless of


other provisions of the Convention that may otherwise be applicable. Thus,


notwithstanding the provisions of Article 7, the paragraph allows that State to tax the


income derived by a star-company resident of the other Contracting State even where


the entertainer or sportsperson is not a resident of that other State. Conversely, where


the income of an entertainer resident in one of the Contracting States accrues to a


person, e.g. a star-company, who is a resident of a third State with which the State of


source does not have a tax convention, nothing will prevent the Contracting State from


taxing that person in accordance with its domestic laws.


11.2 Paragraph 2 does not apply, however, to prize money that the owner of a horse or


the team to which a race car belongs derives from the results of the horse or car during


a race or during races taking place during a certain period. In such a case, the prize


money is not paid in consideration for the personal activities of the jockey or race car


driver but in consideration for the activities related to the ownership and training of


the horse or the design, construction, ownership and maintenance of the car. Such


prize money is not derived from the personal activities of the jockey or race car driver


and is not covered by Article 17. Clearly, however, if the owner or team receives a


payment in consideration for the personal activities of the jockey or race car driver,


that income may be taxed in the hands of the jockey or race car driver under


paragraph 1 (see paragraph 7 above).


11.3 As a general rule it should be noted, however, that, regardless of Article 7, the


Convention would not prevent the application of general anti-avoidance rules of the


domestic law of the State of source which would allow that State to tax either the


entertainer/sportsperson or the star-company in abusive cases, as is recognised in


paragraphs 76 to 79 of the Commentary on Article 1. Also, paragraph 9 of Article 29 will


prevent the benefits of provisions such as those of Articles 7 and 15 from being granted


in these abusive cases.


11.4 Paragraph 2 covers income that may be considered to be derived in respect of the


personal activities of an entertainer or sportsperson. Whilst that covers income that is


received by an enterprise that is paid for performing such activities (such as a sports


team or orchestra), it clearly does not cover the income of all enterprises that are


involved in the production of entertainment or sports events. For example, the income
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derived by the independent promoter of a concert from the sale of tickets and


allocation of advertising space is not covered by paragraph 2.


11.5 Whilst the Article does not provide how the income covered by paragraphs 1


and 2 is to be computed and leaves it to the domestic law of a Contracting State to


determine the extent of any deductions (see paragraph 10 above), the income derived


in respect of the personal activities of a sportsperson or entertainer should not be


taxed twice through the application of these two paragraphs. This will be an important


consideration where, for example, paragraph 2 allows a Contracting State to tax the


star-company of an entertainer on a payment received by that company with respect


to activities performed by the entertainer in that State and paragraph 1 also allows that


State to tax the part of the remuneration paid by that company to the entertainer that


can reasonably be attributed to these activities. In that case, the Contracting State may,


depending on its domestic law, either tax only the company or the entertainer on the


whole income attributable to these activities or tax each of them on part of the income,


e.g. by taxing the income received by the company but allowing a deduction for the


relevant part of the remuneration paid to the entertainer and taxing that part in the


hands of the entertainer.


Additional considerations relating to paragraphs 1 and 2


12. Where, in the cases dealt with in paragraphs 1 and 2, the exemption method for


relieving double taxation is used by the State of residence of the person receiving the


income, that State would be precluded from taxing such income even if the State


where the activities were performed could not make use of its right to tax. It is


therefore understood that the credit method should be used in such cases. The same


result could be achieved by stipulating a subsidiary right to tax for the State of


residence of the person receiving the income, if the State where the activities are


performed cannot make use of the right conferred on it by paragraphs 1 and 2.


Contracting States are free to choose any of these methods in order to ensure that the


income does not escape taxation.


13. Article 17 will ordinarily apply when the entertainer or sportsperson is employed


by a Government and derives income from that Government; see paragraph 6 of the


Commentary on Article 19. Certain conventions contain provisions excluding


entertainers or sportspersons employed in organisations which are subsidised out of


public funds from the application of Article 17.


14. Some countries may consider it appropriate to exclude from the scope of the


Article events supported from public funds. Such countries are free to include a


provision to achieve this but the exemptions should be based on clearly definable and


objective criteria to ensure that they are given only where intended. Such a provision


might read as follows:


The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply to income derived from


activities performed in a Contracting State by entertainers or sportspersons if the


visit to that State is wholly or mainly supported by public funds of one or both of the
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Contracting States or political subdivisions or local authorities thereof. In such a


case, the income is taxable only in the Contracting State in which the entertainer or


the sportsperson is a resident.


14.1 Also, given the administrative difficulties involved in allocating to specific


activities taking place in a State the overall employment remuneration of individual


members of a foreign team, troupe or orchestra, and in taxing the relevant part of that


remuneration, some States may consider it appropriate not to tax such remuneration.


Whilst a State could unilaterally decide to exempt such remuneration, such a


unilateral solution would not be reciprocal and would give rise to the problem


described in paragraph 12 above where the exemption method is used by the State of


residence of the person deriving such income. These States may therefore consider it


appropriate to exclude such remuneration from the scope of the Article. Whilst


paragraph 2 above indicates that one solution would be to amend the text of the Article


so that it does not apply with respect to income from employment, some States may


prefer a narrower exception dealing with cases that they frequently encounter in


practice. The following is an example of a provision applicable to members of a sports


team that could be used for that purpose:


The provisions of Article 17 shall not apply to income derived by a resident of a


Contracting State in respect of personal activities of an individual exercised in the


other Contracting State as a sportsperson member of a team of the first-mentioned


State that takes part in a match organised in the other State by a league to which


that team belongs.


Observations on the Commentary
15. With respect to the examples given in paragraph 3, Turkey considers that the


activity of a model performing as such (e.g. a model presenting clothes during a


fashion show or photo session) falls within the scope of this Article regarding the


performance and appearance nature of this activity.


15.1 France considers that the statement in the first sentence of paragraph 13, which


is at variance with the wording prior to the 1995 revision, is incorrect, because it does


not conform with reality to characterise a priori as business the public activities at issue


— and in particular cultural activities — that do not ordinarily have a profit motive. In


addition, this statement is not consistent with the second sentence of the same


paragraph or with paragraph 14, which explicitly provides the right to apply a special


exemption regime to the public activities in question: if applied generally to business


activities, such a regime would be unjustified, because it would then be contrary to


fiscal neutrality and tax equality.


15.2 Switzerland does not share the view expressed in paragraph 9 of the Commentary


which provides that Article 17 will apply to advertising or sponsorship income, which


has a close connection with a performance in a given State. Switzerland considers that


advertising or sponsorship income falls under the standard rules of Article 7 or


Article 15, as appropriate, even if such income has a close connection with a
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performance in a given State. Additionally, Switzerland takes the view that


merchandising income and income in the form of payments for the use of, or the right


to use, image rights (paragraph 9.5 of the Commentary) are not covered by Article 17.


15.3 Chile and Mexico consider that it needs to be clarified that in the case of the third


example in paragraph 9.1 with respect to fees earned by a former sportsperson, such


fees may be covered by Article 17 even if the former sportsperson does not participate


in a sports event when those fees are paid for an entertainment activity and the former


sportsperson acts as an entertainer.


Reservations on the Article
16. Canada, Switzerland and the United States are of the opinion that paragraph 2 of


the Article should apply only to cases mentioned in subparagraph 11 c) above and


these countries reserve the right to propose an amendment to that effect.


17. Germany reserves its right to insert a provision according to which income


derived by a person for the transfer of live broadcasting rights or other commercial


exploitations of personal activities of entertainers or sportspersons may be taxed in


the State where the entertainer or sportsperson exercises the personal activities.


18. According to France’s doctrine and treaty practice, income that a sportsperson or


entertainer derives from the use of that person’s image is inseparable from that


person’s professional activities and must therefore be taxed in the State in which such


income arises. France therefore reserves the right to include in its bilateral conventions


an additional paragraph allowing the source taxation of income from activities that


cannot be disassociated from professional notoriety.


19. [Deleted]


20. The United States reserves the right to limit paragraph 1 to situations where the


entertainer or sportsperson earns a specified amount.
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CONCERNING THE TAXATION OF PENSIONS


1. According to this Article, pensions paid in respect of private employment are


taxable only in the State of residence of the recipient. Various policy and


administrative considerations support the principle that the taxing right with


respect to this type of pension, and other similar remuneration, should be left to


the State of residence. For instance, the State of residence of the recipient of a


pension is in a better position than any other State to take into account the


recipient’s overall ability to pay tax, which mostly depends on worldwide income


and personal circumstances such as family responsibilities. This solution also


avoids imposing on the recipient of this type of pension the administrative burden


of having to comply with tax obligations in States other than that recipient’s State


of residence.


2. Some States, however, are reluctant to adopt the principle of exclusive


residence taxation of pensions and propose alternatives to the Article. Some of


these alternatives and the issues that they raise are discussed in paragraphs 12


to 21 below, which deal with the various considerations related to the allocation of


taxing rights with respect to pension benefits and the reasons supporting the


Article as drafted.


Scope of the Article


3. The types of payment that are covered by the Article include not only


pensions directly paid to former employees but also to other beneficiaries


(e.g. surviving spouses, companions or children of the employees) and other


similar payments, such as annuities, paid in respect of past employment. The


Article also applies to pensions in respect of services rendered to a State or a


political subdivision or local authority thereof which are not covered by the


provisions of paragraph 2 of Article 19. The Article only applies, however, to


payments that are in consideration of past employment; it would therefore not


apply, for example, to an annuity acquired directly by the annuitant from capital


that has not been funded from an employment pension scheme. The Article


applies regardless of the tax treatment of the scheme under which the relevant


payments are made; thus, a payment made under a pension plan that is not eligible


for tax relief could nevertheless constitute a “pension or other similar


remuneration” (the tax mismatch that could arise in such a situation is discussed


below). Similarly, the Article applies regardless of whether or not the relevant


payments are made from a “recognised pension fund” as defined in subparagraph i)


of paragraph 1 of Article 3.


4. Various payments may be made to an employee following cessation of


employment. Whether or not such payments fall under the Article will be


determined by the nature of the payments, having regard to the facts and


circumstances in which they are made, as explained in the following two
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paragraphs (see also paragraphs 2.3 to 2.16 of the Commentary on Article 15, which


deal with the application of the Convention to a number of these payments).


5. While the word “pension”, under the ordinary meaning of the word, covers only


periodic payments, the words “other similar remuneration” are broad enough to cover


non-periodic payments. For instance, a lump-sum payment in lieu of periodic pension


payments that is made on or after cessation of employment may fall within the Article.


6. Whether a particular payment is to be considered as other remuneration similar


to a pension or as final remuneration for work performed falling under Article 15 is a


question of fact. For example, if it is shown that the consideration for the payment is


the commutation of the pension or the compensation for a reduced pension then the


payment may be characterised as “other similar remuneration” falling under the


Article. This would be the case where a person was entitled to elect upon retirement


between the payment of a pension or a lump-sum computed either by reference to the


total amount of the contributions or to the amount of pension to which that person


would otherwise be entitled under the rules in force for the pension scheme. The


source of the payment is an important factor; payments made from a pension scheme


would normally be covered by the Article. Other factors which could assist in


determining whether a payment or series of payments fall under the Article include:


whether a payment is made on or after the cessation of the employment giving rise to


the payment, whether the recipient continues working, whether the recipient has


reached the normal age of retirement with respect to that particular type of


employment, the status of other recipients who qualify for the same type of lump-sum


payment and whether the recipient is simultaneously eligible for other pension


benefits. Reimbursement of pension contributions (e.g. after temporary employment)


does not constitute “other similar remuneration” under Article 18. Where cases of


difficulty arise in the taxation of such payments, the Contracting States should solve


the matter by recourse to the provisions of Article 25.


7. Since the Article applies only to pensions and other similar remuneration that


are paid in consideration for past employment, it does not cover other pensions such


as those that are paid with respect to previous independent personal services. Some


States, however, extend the scope of the Article to cover all types of pensions, including


Government pensions; States wishing to do so are free to agree bilaterally to include


provisions to that effect.


Cross-border issues related to pensions


8. The globalisation of the economy and the development of international


communications and transportation have considerably increased the international


mobility of individuals, both for work-related and personal reasons. This has


significantly increased the importance of cross-border issues arising from the


interaction of the different pension arrangements which exist in various States and


which were primarily designed on the basis of purely domestic policy considerations.


As these issues often affect large numbers of individuals, it is desirable to address
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them in tax conventions so as to remove obstacles to the international movement of


persons, and employees in particular.


9. Many such issues relate to mismatches resulting from differences in the general


tax policy that States adopt with respect to retirement savings. In many States, tax


incentives are provided for pension contributions. Such incentives frequently take the


form of a tax deferral so that the part of the income of an individual that is contributed


to a pension arrangement as well as the income earned in the scheme or any pension


rights that accrue to the individual are exempt from tax. Conversely, the pension


benefits from these arrangements are taxable upon receipt. Other States, however,


treat pension contributions like other forms of savings and neither exempt these


contributions nor the return thereon; logically, therefore, they do not tax pension


benefits. Between these two approaches exist a variety of systems where


contributions, the return thereon, the accrual of pension rights or pension benefits are


partially taxed or exempt.


10. Other issues arise from the existence of very different arrangements to provide


retirement benefits. These arrangements are often classified under the following three


broad categories:


— statutory social security schemes;


— occupational pension schemes;


— individual retirement schemes.


The interaction between these three categories of arrangements presents particular


difficulties. These difficulties are compounded by the fact that each State may have


different tax rules for the arrangements falling in each of these categories as well as by


the fact that there are considerable differences in the extent to which States rely on


each of these categories to ensure retirement benefits to individuals (e.g. some States


provide retirement benefits almost exclusively through their social security system


while others rely primarily on occupational pension schemes or individual retirement


schemes).


11. The issues arising from all these differences need to be fully considered in the


course of bilateral negotiations, in particular to avoid double taxation or non-taxation,


and, where appropriate, addressed through specific provisions. The following sections


examine some of these cross-border issues.


Allocation of taxing rights with respect to pension benefits


12. As explained in paragraph 9 above, many States have adopted the approach


under which, subject to various restrictions, tax is totally or partially deferred on


contributions to, and earnings in, pension schemes or on the accrual of pension rights,


but is recovered when pension benefits are paid.


13. Some of these States consider that because a deduction for pension


contributions is a deferral of tax on the part of the employment income that is saved


towards retirement, they should be able to recover the tax so deferred where the
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individual has ceased to be a resident before the payment of all or part of the pension


benefits. This view is particularly prevalent where the benefits are paid through a


lump-sum amount or over a short period of time as this increases risks of double non-


taxation.


14. If the other State of which that individual then becomes a resident has adopted


a similar approach and therefore taxes these pension benefits when received, the issue


is primarily one of allocation of taxing rights between the two States. If, however, the


individual becomes a resident of a State which adopts a different approach so as not to


tax pension benefits, the mismatch in the approaches adopted by the two States will


result in a situation where no tax will ever be payable on the relevant income.


15. For these reasons, some States seek to include in their tax conventions


alternative provisions designed to secure either exclusive or limited source taxation


rights with respect to pensions in consideration of past employment. The following are


examples of provisions that some members have adopted in consequence of these


policy and administrative considerations; States are free to agree bilaterally to include


such provisions:


a) Provisions allowing exclusive source taxation of pension payments


Under such a provision, the Article is drafted along the following lines:


Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and other


similar remuneration arising in a Contracting State and paid to a resident of


the other Contracting State in consideration of past employment shall be


taxable only in the first-mentioned State.


b) Provisions allowing non-exclusive source taxation of pension payments


Under such a provision, the State of source is given the right to tax pension


payments and the rules of Article 23 A or 23 B results in that right being either


exclusive or merely prior to that of the State of residence. The Article is then


drafted along the following lines:


Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and other


similar remuneration paid to a resident of a Contracting State in consideration


of past employment shall be taxable only in that State. However such


pensions and other similar remuneration may also be taxed in the other


Contracting State if they arise in that State.


c) Provisions allowing limited source taxation of pension


Under such a provision, the State of source is given the right to tax pension


payments but that right is subjected to a limit, usually expressed as a percentage


of the payment. The Article is then drafted along the following lines:


1. Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and


other similar remuneration paid to a resident of a Contracting State in


consideration of past employment may be taxed in that State.


2. However such pensions and other similar remuneration may also be


taxed in the Contracting State in which they arise and according to the laws of
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that State but the tax so charged shall not exceed [percentage] of the gross


amount of the payment.


Where such a provision is used, a reference to paragraph 2 of Article 18 is added


to paragraph 2 of Article 23 A to ensure that the residence State, if it applies the


exemption method, is allowed to tax the pension payments but needs to provide


a credit for the tax levied by the source State.


d) Provisions allowing source taxation of pension payments only where the State of


residence does not tax these payments


Such a provision is used by States that are primarily concerned with the


structural mismatch described in paragraph 14 above. A paragraph 2 is then


added along the following lines:


2. However such pensions and other similar remuneration may also be


taxed in the Contracting State in which they arise if these payments are not


subject to tax in the other Contracting State under the ordinary rules of its tax


law.


16. Apart from the reasons presented in paragraphs 13 and 14 above, various policy


and administrative considerations should be taken into account when considering


such provisions.


17. First, the State of residence is in a better position to provide for adequate taxation


of pension payments as it is easier for that State to take into account the worldwide


income, and therefore the overall ability to pay tax, of the recipient so as to apply


appropriate rates and personal allowances. By contrast, the source taxation of


pensions may well result in excessive taxation where the source State imposes a final


withholding tax on the gross amount paid. If little or no tax is levied in the residence


State (e.g. because of available allowances), the pensioner may not be able to claim a


credit in the residence State for the tax paid. However, some States have sought to


relieve that problem by extending their personal allowances to non-residents who


derive almost all their income from these States. Also, some States have allowed the


pension payments made to non-resident recipients to be taxed at the marginal rate


that would be applicable if that recipient were taxed on worldwide income (that


system, however, involves administrative difficulties as it requires a determination of


the worldwide income of the non-resident only for the purpose of determining the


applicable rate of tax).


18. Second, equity considerations could be relevant since the level of pensions paid


in the source State will generally have been set factoring local rates of tax. In this


situation, an individual who has emigrated to another State with different tax rates


will either be advantaged or disadvantaged by receiving an after-tax pension that will


be different from that envisaged under the pension scheme.


19. Third, alternative provisions under which there is either exclusive or limited


source taxation rights with respect to pensions require a determination of the State of


source of pensions. Since a mere reference to a pension “arising in” a Contracting State


could be construed as meaning either a pension paid by a fund established in that State
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or a pension derived from work performed in a State, States using such wording should


clarify how it should be interpreted and applied.


19.1 Conceptually, the State of source might be considered to be the State in which


the fund is established, the State where the relevant work has been performed or the


State where deductions have been claimed. Each of these approaches would raise


difficulties in the case of individuals who work in more than one State, change


residence during their career or derive pensions from funds established in a State other


than that in which they have worked. For example, many individuals now spend


significant parts of their careers outside the State in which their pension funds are


established and from which their pension benefits are ultimately paid. In such a case,


treating the State in which the fund is established as the State of source would seem


difficult to justify. The alternative of considering as the State of source the State where


the work has been performed or deductions claimed would address that issue but


would raise administrative difficulties for both taxpayers and tax authorities,


particularly in the case of individuals who have worked in many States during their


career, since it would create the possibility of different parts of the same pension


having different States of source.


19.2 States that wish to use provisions under which there is either exclusive or


limited source taxation rights with respect to pensions should take account of these


issues related to the determination of the State of source of pensions. They should


then address the administrative difficulties that will arise from the rule that they adopt


for that purpose, for example to avoid situations where two States would claim to have


source taxation rights on the same pension.


20. Fourth, another argument against these alternative provisions is that exclusive


taxation by the State of residence means that pensioners only need to comply with the


tax rules of their State of residence as regards payments covered by Article 18. Where,


however, limited or exclusive source taxation of pensions is allowed, the pensioner will


need to comply with the tax rules of both Contracting States.


21. Exclusive residence taxation may, however, give rise to concerns about the non-


reporting of foreign pension income. Exchange of information coupled with adequate


taxpayer compliance systems will, however, reduce the incidence of non-reporting of


foreign pension payments.


Exempt pensions


22. As mentioned in paragraph 9 above, some States do not tax pension payments


generally or otherwise exempt particular categories or parts of pension payments. In


these cases, the provisions of the Article, which provides for taxation of pensions in the


State of residence, may result in the taxation by that State of pensions which were


designed not to be taxed and the amount of which may well have been determined


having regard to that exemption. This may result in undue financial hardship for the


recipient of the pension.
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23. To avoid the problems resulting from this type of mismatch, some States include


in their tax treaties provisions to preserve the exempt treatment of pensions when the


recipient is a resident of the other Contracting State. These provisions may be


restricted to specific categories of pensions or may address the issue in a more


comprehensive way. An example of that latter approach would be a provision drafted


along the following lines:


Notwithstanding any provision of this Convention, any pension or other similar


remuneration paid to a resident of a Contracting State in respect of past


employment exercised in the other Contracting State shall be exempt from tax in


the first-mentioned State if that pension or other remuneration would be exempt


from tax in the other State if the recipient were a resident of that other State.


Issues related to statutory social security schemes


24. Depending on the circumstances, social security payments can fall under this


Article as “pensions and other similar remuneration in consideration of past


employment”, under Article 19 as “pension[s] paid by, or out of funds created by, a


Contracting State ... in respect of services rendered to that State...” or under Article 21


as “items of income ... not dealt with in the foregoing Articles”. Social security pensions


fall under this Article when they are paid in consideration of past employment, unless


paragraph 2 of Article 19 applies (see below). A social security pension may be said to


be “in consideration of past employment” if employment is a condition for that


pension. For instance, this will be the case where, under the relevant social security


scheme:


— the amount of the pension is determined on the basis of either or both the period


of employment and the employment income so that years when the individual


was not employed do not give rise to pension benefits,


— the amount of the pension is determined on the basis of contributions to the


scheme that are made under the condition of employment and in relation to the


period of employment, or


— the amount of the pension is determined on the basis of the period of


employment and either or both the contributions to the scheme and the


investment income of the scheme.


25. Paragraph 2 of Article 19 will apply to a social security pension that would fall


within Article 18 except for the fact that the past employment in consideration of


which it is paid constituted services rendered to a State or a political subdivision or a


local authority thereof, other than services referred to in paragraph 3 of Article 19.


26. Social security payments that do not fall within Article 18 or 19 fall within


Article 21. This would be the case, for instance, for payments made to self-employed


persons as well as a pension purely based on resources, on age or disability which


would be paid regardless of past employment or factors related to past employment


(such as years of employment or contributions made during employment).
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27. Some States, however, consider pensions paid out under a public pension


scheme which is part of their social security system similar to Government pensions.


Such States argue on that basis that the State of source, i.e. the State from which the


pension is paid, should have a right to tax all such pensions. Many conventions


concluded by these States contain provisions to that effect, sometimes including also


other payments made under the social security legislation of the State of source.


Contracting States having that view may agree bilaterally on an additional paragraph


to the Article giving the State of source a right to tax payments made under its social


security legislation. A paragraph of that kind could be drafted along the following lines:


Notwithstanding the provisions of paragraph 1, pensions and other payments made


under the social security legislation of a Contracting State may be taxed in that


State.


Where the State of which the recipient of such payments is a resident applies the


exemption method the payments will be taxable only in the State of source while


States using the credit method may tax the payments and give credit for the tax levied


in the State of source. Some States using the credit method as the general method in


their conventions may, however, consider that the State of source should have an


exclusive right to tax such payments. Such States should then substitute the words


“shall be taxable only” for the words “may be taxed” in the above draft provision.


28. Although the above draft provision refers to the social security legislation of each


Contracting State, there are limits to what it covers. “Social security” generally refers to


a system of mandatory protection that a State puts in place in order to provide its


population with a minimum level of income or retirement benefits or to mitigate the


financial impact of events such as unemployment, employment-related injuries,


sickness or death. A common feature of social security systems is that the level of


benefits is determined by the State. Payments that may be covered by the provision


include retirement pensions available to the general public under a public pension


scheme, old age pension payments as well as unemployment, disability, maternity,


survivorship, sickness, social assistance, and family protection payments that are


made by the State or by public entities constituted to administer the funds to be


distributed. As there may be substantial differences in the social security systems of


the Contracting States, it is important for the States that intend to use the draft


provision to verify, during the course of bilateral negotiations, that they have a


common understanding of what will be covered by the provision.


Issues related to individual retirement schemes


29. In many States, preferential tax treatment (usually in the form of the tax deferral


described in paragraph 9 above) is available to certain individual private saving


schemes established to provide retirement benefits. These individual retirement


schemes are usually available to individuals who do not have access to occupational


pension schemes; they may also, however, be available to employees who wish to


supplement the retirement benefits that they will derive from their social security and


occupational pension schemes. These schemes take various legal forms. For example,
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they may be bank savings accounts, individual investment funds or individually


subscribed full life insurance policies. Their common feature is a preferential tax


treatment which is subject to certain contribution limits.


30. These schemes raise many of the cross-border issues that arise in the case of


occupational schemes, such as the tax treatment, in one Contracting State, of


contributions to such a scheme established in the other State (see paragraphs 31 to 65


below). There may be, however, issues that are specific to individual retirement


schemes and which may need to be addressed separately during the negotiation of a


bilateral convention. One such issue is the tax treatment, in each State, of income


accruing in such a scheme established in the other State. Many States have rules (such


as foreign investment funds (FIF) rules, rules that attribute the income of a trust to a


settlor or beneficiary in certain circumstances or rules that provide for the accrual


taxation of income with respect to certain types of investment, including full life


insurance policies) that may, in certain circumstances, result in the taxation of income


accruing in an individual retirement scheme established abroad. States which consider


that result inappropriate in light of their approach to the taxation of retirement savings


may wish to prevent such taxation. A provision dealing with the issue and restricted to


those schemes which are recognised as individual retirement schemes could be


drafted along the following lines:


For purposes of computing the tax payable in a Contracting State by an individual


who is a resident of that State and who was previously a resident of the other


Contracting State, any income accruing under an arrangement


a) entered into with a person established outside the first-mentioned State in


order to secure retirement benefits for that individual,


b) in which the individual participates and had participated when the


individual was a resident of the other State,


c) that is accepted by the competent authority of the first-mentioned State as


generally corresponding to an individual retirement scheme recognised as


such for tax purposes by that State,


shall be treated as income accruing in an individual retirement scheme established


in that State. This paragraph shall not restrict in any manner the taxation of any


benefit distributed under the arrangement.


The tax treatment of contributions to foreign pension schemes


A. General comments


31. It is characteristic of multinational enterprises that their staff are expected to be


willing to work outside their home country from time to time. The terms of service


under which staff are sent to work in other countries are of keen interest and


importance to both the employer and the employee. One consideration is the pension


arrangements that are made for the employee in question. Similarly, individuals who


move to other countries to provide independent services are often confronted with
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cross-border tax issues related to the pension arrangements that they have established


in their home country.


32. Individuals working abroad will often wish to continue contributing to a pension


scheme (including a social security scheme that provides pension benefits) in their


home country during their absence abroad. This is both because switching schemes


can lead to a loss of rights and benefits, and because many practical difficulties can


arise from having pension arrangements in a number of countries.


33. The tax treatment accorded to pension contributions made by or for individuals


working outside their home country varies both from country to country and


depending on the circumstances of the individual case. Before taking up an overseas


assignment or contract, pension contributions made by or for these individuals


commonly qualify for tax relief in the home country. When the individual works


abroad, the contributions in some cases continue to qualify for relief. Where the


individual, for example, remains resident and fully taxable in the home country,


pension contributions made to a pension scheme established in the home country will


generally continue to qualify for relief there. But frequently, contributions paid in the


home country by an individual working abroad do not qualify for relief under the


domestic laws of either the home country or the host country. Where this is the case it


can become expensive, if not prohibitive, to maintain membership of a pension


scheme in the home country during a foreign assignment or contract. Paragraph 37


below suggests a provision which member countries can, if they wish, include in


bilateral treaties to provide reliefs for the pension contributions made by or for


individuals working outside their home country.


34. However, some member countries may not consider that the solution to the


problem lies in a treaty provision, preferring, for example, the pension scheme to be


amended to secure deductibility of contributions in the host State. Other countries


may be opposed to including the provision below in treaties where domestic legislation


allows relief only with respect to contributions paid to residents. In such cases it may


be inappropriate to include the suggested provision in a bilateral treaty.


35. The suggested provision covers contributions made to all forms of pension


schemes, including individual retirement schemes as well as social security schemes.


Many member countries have entered into bilateral social security totalisation


agreements which may help to partially avoid the problem with respect to


contributions to social security schemes; these agreements, however, usually do not


deal with the tax treatment of cross-border contributions. In the case of an


occupational scheme to which both the employer and the employees contribute, the


provision covers both these contributions. Also, the provision is not restricted to the


issue of the deductibility of the contributions as it deals with all aspects of the tax


treatment of the contributions as regards the individual who derive benefits from a


pension scheme. Thus the provision deals with issues such as whether or not the


employee should be taxed on the employment benefit that an employer’s contribution


constitutes and whether or not the investment income derived from the contributions


should be taxed in the hands of the individual. It does not, however, deal with the
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taxation of the pension fund on its income (this issue is dealt with in paragraph 69


below). Contracting States wishing to modify the scope of the provision with respect to


any of these issues may do so in their bilateral negotiations.


B. Aim of the provision


36. The aim of the provision is to ensure that, as far as possible, individuals are not


discouraged from taking up overseas work by the tax treatment of their contributions


to a home country pension scheme. The provision seeks, first, to determine the general


equivalence of pension plans in the two countries and then to establish limits to the


contributions to which the tax relief applies based on the limits in the laws of both


countries.


C. Suggested provision


37. The following is the suggested text of the provision that could be included in


bilateral conventions to deal with the problem identified above:


1. Contributions to a pension scheme established in and recognised for tax


purposes in a Contracting State that are made by or on behalf of an individual who


renders services in the other Contracting State shall, for the purposes of


determining the individual’s tax payable and the profits of an enterprise which may


be taxed in that State, be treated in that State in the same way and subject to the


same conditions and limitations as contributions made to a pension scheme that is


recognised for tax purposes in that State, provided that:


a) the individual was not a resident of that State, and was participating in the


pension scheme, immediately before beginning to provide services in that


State, and


b) the pension scheme is accepted by the competent authority of that State as


generally corresponding to a pension scheme recognised as such for tax


purposes by that State.


2. For the purposes of paragraph 1:


a) the term “a pension scheme” means an arrangement in which the individual


participates in order to secure retirement benefits payable in respect of the


services referred to in paragraph 1, and


b) a pension scheme is recognised for tax purposes in a State if the


contributions to the scheme would qualify for tax relief in that State.


38. The above provision is restricted to pension schemes established in one of the


two Contracting States. As it is not unusual for individuals to work in a number of


different countries in succession, some States may wish to extend the scope of the


provision to cover situations where an individual moves from one Contracting State to


another while continuing to make contributions to a pension scheme established in a


third State. Such an extension may, however, create administrative difficulties if the


host State cannot have access to information concerning the pension scheme


(e.g. through the exchange of information provisions of a tax convention concluded
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with the third State); it may also create a situation where relief would be given on a


non-reciprocal basis because the third State would not grant similar relief to an


individual contributing to a pension scheme established in the host State. States


which, notwithstanding these difficulties, want to extend the suggested provision to


funds established in third States can do so by adopting an alternative version of the


suggested provision drafted along the following lines:


1. Contributions made by or on behalf of an individual who renders services in a


Contracting State to a pension scheme


a) recognised for tax purposes in the other Contracting State,


b) in which the individual participated immediately before beginning to


provide services in the first-mentioned State,


c) in which the individual participated at a time when that individual was


providing services in, or was a resident of, the other State, and


d) that is accepted by the competent authority of the first-mentioned State as


generally corresponding to a pension scheme recognised as such for tax


purposes by that State,


shall, for the purposes of


e) determining the individual’s tax payable in the first-mentioned State, and


f) determining the profits of an enterprise which may be taxed in the first-


mentioned State,


be treated in that State in the same way and subject to the same conditions and


limitations as contributions made to a pension scheme that is recognised for tax


purposes in that first-mentioned State.


2. For the purposes of paragraph 1:


a) the term “a pension scheme” means an arrangement in which the individual


participates in order to secure retirement benefits payable in respect of the


services referred to in paragraph 1; and


b) a pension scheme is recognised for tax purposes in a State if the


contributions to the scheme would qualify for tax relief in that State.


D. Characteristics of the suggested provision


39. The following paragraphs discuss the main characteristics of the suggested


provision found in paragraph 37 above.


40. Paragraph 1 of the suggested provision lays down the characteristics of both the


individual and the contributions in respect of which the provision applies. It also


provides the principle that contributions made by or on behalf of an individual


rendering services in one Contracting State (the host State) to a defined pension


scheme in the other Contracting State (the home State) are to be treated for tax


purposes in the host State in the same way and subject to the same conditions and


limitations as contributions to domestic pension schemes of the host State.
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41. Tax relief with respect to contributions to the home country pension scheme


under the conditions outlined can be given by either the home country, being the


country where the pension scheme is situated or by the host country, where the


economic activities giving rise to the contributions are carried out.


42. A solution in which relief would be given by the home country might not be


effective, since the individual might have no or little taxable income in that country.


Practical considerations therefore suggest that it would be preferable for relief to be


given by the host country and this is the solution adopted in the suggested provision.


43. In looking at the characteristics of the individual, paragraph 1 makes it clear that,


in order to get the relief from taxation in the host State, the individual must not have


been resident in the host State immediately prior to working there.


44. Paragraph 1 does not, however, limit the application of the provision to


individuals who become resident in the host State. In many cases, individuals working


abroad who remain resident in their home State will continue to qualify for relief there,


but this will not be so in all cases. The suggested provision therefore applies to non-


residents working in the host State as well as to individuals who attain residence


status there. In some member countries the domestic legislation may restrict


deductibility to contributions borne by residents, and these member countries may


wish to restrict the suggested provision to cater for this. Also, States with a special


regime for non-residents (e.g. taxation at a special low rate) may, in bilateral


negotiations, wish to agree on a provision restricted to residents.


45. In the case where individuals temporarily cease to be resident in the host


country in order to join a pension scheme in a country with more relaxed rules,


individual States may want a provision which would prevent the possibility of abuse.


One form such a provision could take would be a nationality test which could exclude


from the suggested provision individuals who are nationals of the host State.


46. As already noted, it is not unusual for individuals to work in a number of


different countries in succession; for that reason, the suggested provision is not


limited to individuals who are residents of the home State immediately prior to


providing services in the host State. The provision covers an individual coming to the


host State from a third country as it is only limited to individuals who were not


resident in the host country before starting to work there. However, Article 1 restricts


the scope of the Convention to residents of one or both Contracting States. An


individual who is neither a resident of the host State nor of the home State where the


pension scheme is established is therefore outside the scope of the Convention


between the two States.


47. The suggested provision places no limits on the length of time for which an


individual can work in a host State. It could be argued that, if an individual works in the


host State for long enough, it in effect becomes his home country and the provision


should no longer apply. Indeed, some host countries already restrict relief for


contributions to foreign pension schemes to cases where the individuals are present


on a temporary basis.
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48. In addition, the inclusion of a time limit may be helpful in preventing the


possibility of abuse outlined in paragraph 45 above. In bilateral negotiations, individual


countries may find it appropriate to include a limit on the length of time for which an


individual may provide services in the host State after which reliefs granted by the


suggested provision would no longer apply.


49. In looking at the characteristics of the contributions, paragraph 1 provides a


number of tests. It makes it clear that the provision applies only to contributions made


by or on behalf of an individual to a pension scheme established in and recognised for


tax purposes in the home State. The phrase “recognised for tax purposes” is further


defined in subparagraph 2 b) of the suggested provision; that phrase is unrelated to the


definition of the term “recognised pension fund” in subparagraph i) of paragraph 1 of


Article 3 and therefore applies whether or not the pension scheme constitutes a


“recognised pension fund”. The phrase “made by or on behalf of” is intended to apply


to contributions that are made directly by the individual as well as to those that are


made for that individual’s benefit by an employer or another party (e.g. a spouse).


Whilst paragraph 4 of Article 24 ensures that the employer’s contributions to a pension


fund resident of the other Contracting State (whether or not because it constitutes a


“recognised pension fund”) are deductible under the same conditions as contributions


to a resident pension fund, that provision may not be sufficient to ensure the similar


treatment of employer’s contributions to domestic and foreign pension funds. This will


be the case, for example, where the employer’s contributions to the foreign fund are


treated as a taxable benefit in the hands of the employee or where the deduction of the


employer’s contributions is not dependent on the fund being a resident but, rather, on


other conditions (e.g. registration with tax authorities or the presence of offices) which


have the effect of generally excluding foreign pension funds. For these reasons,


employer’s contributions are covered by the suggested provision even though


paragraph 4 of Article 24 may already ensure a similar relief in some cases.


50. The second test applied to the characteristics of the contributions is that the


contributions should be made to a home State scheme recognised by the competent


authority of the host State as generally corresponding to a scheme recognised as such


for tax purposes by the host State. This operates on the premise that only contributions


to recognised schemes qualify for relief in member countries. This limitation does not,


of course, necessarily secure equivalent tax treatment of contributions paid where an


individual was working abroad and of contributions while working in the home


country. If the host State’s rules for recognising pension schemes were narrower than


those of the home State, the individual could find that contributions to his home


country pension scheme were less favourably treated when he was working in the host


country than when working in the home country.


51. However, it would not be in accordance with the stated aim of securing, as far as


possible, equivalent tax treatment of contributions to foreign schemes to give relief for


contributions which do not — at least broadly — correspond to domestically


recognised schemes. To do so would mean that the amount of relief in the host State


would become dependent on legislation in the home State. In addition, it could be hard
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to defend treating individuals working side by side differently depending on whether


their pension scheme was at home or abroad (and if abroad, whether it was one


country rather than another). By limiting the suggested provision to schemes which


generally correspond to those in the host country such difficulties are avoided.


52. The suggested provision makes it clear that it is for the competent authority of


the host State to determine whether the scheme in the home State generally


corresponds to recognised schemes in the host State. Individual States may wish, in


bilateral negotiations, to specify expressly to which existing schemes the provision will


apply or to establish what interpretation the competent authority places on the term


“generally corresponding”; for example how widely it is interpreted and what tests are


imposed.


53. The contributions covered by the provision are limited to payments to schemes


in which the individual was participating before beginning to provide services in the


host State. This means that contributions to new pension schemes which an individual


joins while in the host State are excluded from the suggested provision.


54. It is, however, recognised that special rules may be needed to cover cases where


new pension schemes are substituted for previous ones. For instance, in some member


countries the common practice may be that, if a company employer is taken over by


another company, the existing company pension scheme for its employees may be


ended and a new scheme opened by the new employer. In bilateral negotiations,


therefore, individual States may wish to supplement the provision to cover such


substitution schemes; this could be done by adding the following subparagraph to


paragraph 2 of the suggested provision:


c) a pension scheme that is substituted for, but is substantially similar to, a


pension scheme accepted by the competent authority of a Contracting State


under subparagraph b) of paragraph 1 shall be deemed to be the pension


scheme that was so accepted.


55. Paragraph 1 also sets out the relief to be given by the host State if the


characteristics of the individual and the contributions fall within the terms of the


provision. In brief, the contributions must be treated for tax purposes in a way which


corresponds to the manner in which they would be treated if these contributions were


to a scheme established in the host State. Thus, the contributions will qualify for the


same tax relief (e.g. be deductible), for both the individual and the employer (where the


individual is employed and contributions are made by the employer) as if these


contributions had been made to a scheme in the host State. Also, the same treatment


has to be given as regards the taxation of an employee on the employment benefit


derived from an employer’s contribution to either a foreign or a local scheme (see


paragraph 58 below).


56. This measure of relief does not, of course, necessarily secure equivalent tax


treatment given to contributions paid when an individual is working abroad and


contributions paid when he is working in the home country. Similar considerations


apply here to those discussed in paragraphs 50 and 51 above. The measure does,
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however, ensure equivalent treatment of the contributions of co-workers. The


following example is considered. The home country allows relief for pension


contributions subject to a limit of 18 per cent of income. The host country allows relief


subject to a limit of 20 per cent. The suggested provision in paragraph 37 would require


the host country to allow relief up to its domestic limit of 20 per cent. Countries


wishing to adopt the limit in the home country would need to amend the wording of


the provision appropriately.


57. The amount and method of giving the relief would depend upon the domestic tax


treatment of pension contributions by the host State. This would settle such questions


as whether contributions qualify for relief in full, or only in part, and whether relief


should be given as a deduction in computing taxable income (and if so, which income,


e.g. in the case of an individual, only employment or business income or all income) or


as a tax credit.


58. For an individual who participates in an occupational pension scheme, being


assigned to work abroad may not only mean that this employee’s contributions to a


pension scheme in his home country cease to qualify for tax relief. It may also mean


that contributions to the pension scheme by the employer are regarded as the


employee’s income for tax purposes. In some member countries employees are taxed


on employer’s contributions to domestic schemes whilst working in the home country


whereas in others these contributions remain exempt. Since it applies to both


employees’ and employers’ contributions, the suggested provision ensures that


employers’ contributions in the context of the employees’ tax liability are accorded the


same treatment that such contributions to domestic schemes would receive.


59. Subparagraph 2 a) defines a pension scheme for the purposes of paragraph 1. It


makes it clear that, for these purposes, a pension scheme is an arrangement in which


the individual who makes the payments participates in order to secure retirement


benefits. These benefits must be payable in respect of services provided in the host


State. All the above conditions must apply to the pension scheme before it can qualify


for relief under the suggested provision.


60. Subparagraph 2 a) refers to the participation of the individual in the pension


scheme in order to secure retirement benefits. This definition is intended to ensure


that the proportion of contributions made to secure benefits other than periodic


pension payments on retirement, e.g. a lump sum on retirement, will also qualify for


relief under the provision.


61. The initial definition of a pension scheme is “an arrangement”. This is a widely


drawn term, the use of which is intended to encompass the various forms which


pension schemes (whether social security, occupational or individual retirement


schemes) may take in different member countries.


62. Although subparagraph 2 a) sets out that participation in this scheme has to be


by the individual who provides services referred to in paragraph 1 there is no reference


to the identity of the recipient of the retirement benefits secured by participation in the


scheme. This is to ensure that any proportion of contributions intended to generate a
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pension for other beneficiaries (e.g. surviving spouses, companions or children) may be


eligible for relief under the suggested provision.


63. The definition of a pension scheme makes no distinction between pensions paid


from State-run occupational pension schemes and similar privately-run schemes. Both


are covered by the scope of the provision. Social security schemes are therefore


covered by the provision to the extent that contributions to such schemes can be


considered to be with respect to the services provided in the host State by an


individual, whether as an employee or in an independent capacity.


64. Subparagraph 2 b) further defines the phrase “recognised for tax purposes”. As


the aim of the provision is, so far as possible, to ensure that contributions are neither


more nor less favourably treated for tax purposes than they would be if the individual


were resident in his home State, it is right to limit the scope of the provision to


contributions which would have qualified for relief if the individual had remained in


the home State. The provision seeks to achieve this aim by limiting its scope to


contributions made to a scheme only if contributions to this scheme would qualify for


tax relief in that State. As already explained in paragraph 49 above, whether or not a


pension scheme is recognised for tax purposes is unrelated to the question of whether


the pension scheme constitutes a “recognised pension fund” under the definition of


that term in subparagraph i) of paragraph 1 of Article 3.


65. This method of attempting to achieve parity of treatment assumes that in all


member countries only contributions to recognised pension schemes qualify for relief.


The tax treatment of contributions to pension schemes under member countries’ tax


systems may differ from this assumption. It is recognised that, in bilateral


negotiations, individual countries may wish to further define the qualifying pension


schemes in terms that match the respective domestic laws of the treaty partners. They


may also wish to define other terms used in the provision, such as “renders services”


and “provides services”.


Tax obstacles to the portability of pension rights


66. Another issue, which also relates to international labour mobility, is that of the


tax consequences that may arise from the transfer of pension rights from a pension


scheme established in one Contracting State to another scheme located in the other


Contracting State. When an individual moves from one employer to another, it is


frequent for the pension rights that this individual accumulated in the pension


scheme covering the first employment to be transferred to a different scheme covering


the second employment. Similar arrangements may exist to allow for the portability of


pension rights to or from an individual retirement scheme.


67. Such transfers usually give rise to a payment representing the actuarial value, at


the time of the transfer, of the pension rights of the individual or representing the


value of the contributions and earnings that have accumulated in the scheme with


respect to the individual. These payments may be made directly from the first scheme


to the second one; alternatively, they may be made by requiring the individual to
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contribute to the new pension scheme all or part of the amount received upon


withdrawing from the previous scheme. In both cases, it is frequent for tax systems to


allow such transfers, when they are purely domestic, to take place on a tax-free basis.


68. Problems may arise, however, where the transfer is made from a pension scheme


located in one Contracting State to a scheme located in the other State. In such a case,


the Contracting State where the individual resides may consider that the payment


arising upon the transfer is a taxable benefit. A similar problem arises when the


payment is made from a scheme established in a State to which the relevant tax


convention gives source taxing rights on pension payments arising therefrom as that


State may want to apply that taxing right to any benefit derived from the scheme.


Contracting States that wish to address that issue are free to include a provision


drafted along the following lines:


Where pension rights or amounts have accumulated in a pension scheme


established in and recognised for tax purposes in one Contracting State for the


benefit of an individual who is a resident of the other Contracting State, any transfer


of these rights or amounts to a pension scheme established in and recognised for


tax purposes in that other State shall, in each State, be treated for tax purposes in


the same way and subject to the same conditions and limitations as if it had been


made from one pension scheme established in and recognised for tax purposes in


that State to another pension scheme established in and recognised for tax


purposes in the same State.


The above provision could be modified to also cover transfers to or from pensions


funds established and recognised in third States (this, however, could raise similar


concerns as those described in the preamble of paragraph 38 above).


Exemption of the income of a pension fund


69. Where, under their domestic law, two States follow the same approach of


generally exempting from tax the investment income of pension funds established in


their territory, these States, in order to achieve greater neutrality with respect to the


location of capital, may want to extend that exemption to the investment income that


a pension fund established in one State derives from the other State. In order to do so,


States sometimes include in their conventions a provision drafted along the following


lines:


Notwithstanding any provision of this Convention, income arising in a Contracting


State that is derived by a resident of the other Contracting State that was


constituted and is operated exclusively to administer or provide pension benefits


and has been accepted by the competent authority of the first-mentioned State as


generally corresponding to a pension scheme recognised as such for tax purposes


by that State, shall be exempt from tax in that State.


As explained in paragraphs 10.7 and 10.8 of the Commentary on Article 3, States may


prefer to simply refer to the income of a “recognised pension fund” when drafting such


a provision.
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Observations on the Commentary
70. With regard to paragraphs 24 and 26, the Netherlands is of the opinion that social


security payments can in some circumstances fall within Article 15 if they are paid


whilst the employment still continues.


71. Regarding paragraph 24, Germany considers that where the amount of a social


security pension is determined on the basis of contributions to the scheme by the


employee, that pension cannot be viewed as being covered by Article 18.
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COMMENTARY ON ARTICLE 19
CONCERNING THE TAXATION OF REMUNERATION IN


RESPECT OF GOVERNMENT SERVICE


1. This Article applies to salaries, wages, and other similar remuneration, and


pensions, in respect of government service. Similar provisions in old bilateral


conventions were framed in order to conform with the rules of international


courtesy and mutual respect between sovereign States. They were therefore rather


limited in scope. However, the importance and scope of Article 19 has increased on


account of the fact that, consequent on the growth of the public sector in many


countries, governmental activities abroad have been considerably extended.


According to the original version of paragraph 1 of Article 19 in the 1963 Draft


Convention the paying State had a right to tax payments made for services


rendered to that State or political subdivision or local authority thereof. The


expression “may be taxed” was used and this did not connote an exclusive right of


taxation.


2. In the 1977 Model Convention, paragraph 1 was split into two paragraphs,


paragraph 1 concerning salaries, wages, and other similar remuneration other than


a pension and paragraph 2 concerning pensions, respectively. Unlike the original


provision, subparagraph a) of paragraphs 1 and 2 are both based on the principle


that the paying State shall have an exclusive right to tax the payments. Countries


using the credit method as the general method for relieving double taxation in their


conventions are thus, as an exception to that method, obliged to exempt from tax


such payments to their residents as are dealt with under paragraphs 1 and 2. If both


Contracting States apply the exemption method for relieving double taxation, they


can continue to use the expression “may be taxed” instead of “shall be taxable


only”. In relation to such countries the effect will of course be the same irrespective


of which of these expressions they use. It is understood that the expression “shall


be taxable only” shall not prevent a Contracting State from taking into account the


income exempted under subparagraph a) of paragraphs 1 and 2 in determining the


rate of tax to be imposed on income derived by its residents from other sources.


The principle of giving the exclusive taxing right to the paying State is contained in


so many of the existing conventions between OECD member countries that it can


be said to be already internationally accepted. It is also in conformity with the


conception of international courtesy which is at the basis of the Article and with


the provisions of the Vienna Conventions on Diplomatic and Consular Relations. It


should, however, be observed that the Article is not intended to restrict the


operation of any rules originating from international law in the case of diplomatic


missions and consular posts (see Article 28) but deals with cases not covered by


such rules.


2.1 In 1994, a further amendment was made to paragraph 1 by replacing the term


“remuneration” by the words “salaries, wages, and other similar remuneration”.


This amendment was intended to clarify the scope of the Article, which only
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applies to State employees and to persons deriving pensions from past employment by


a State, and not to persons rendering independent services to a State or deriving


pensions related to such services.


2.2 Member countries have generally understood the term “salaries, wages and


other similar remuneration ... paid” to include benefits in kind received in respect of


services rendered to a State or political subdivision or local authority thereof (e.g. the


use of a residence or automobile, health or life insurance coverage and club


memberships).


3. The provisions of the Article apply to payments made not only by a State but also


by its political subdivisions and local authorities (constituent states, regions,


provinces, départements, cantons, districts, arrondissements, Kreise, municipalities, or


groups of municipalities, etc.).


4. An exception from the principle of giving exclusive taxing power to the paying


State is contained in subparagraph b) of paragraph 1. It is to be seen against the


background that, according to the Vienna Conventions mentioned above, the receiving


State is allowed to tax remuneration paid to certain categories of personnel of foreign


diplomatic missions and consular posts, who are permanent residents or nationals of


that State. Given that pensions paid to retired government officials ought to be treated


for tax purposes in the same way as salaries or wages paid to such employees during


their active time, an exception like the one in subparagraph b) of paragraph 1 is


incorporated also in subparagraph b) of paragraph 2 regarding pensions. Since the


condition laid down in subdivision b)(ii) of paragraph 1 cannot be valid in relation to a


pensioner, the only prerequisite for the receiving State’s power to tax the pension is


that the pensioner must be one of its own residents and nationals.


5. According to Article 19 of the 1963 Draft Convention, the services rendered to the


State, political subdivision or local authority had to be rendered “in the discharge of


functions of a governmental nature”. That expression was deleted in the 1977 Model


Convention. Some OECD member countries, however, thought that the exclusion


would lead to a widening of the scope of the Article. Contracting States who are of that


view and who feel that such a widening is not desirable may continue to use, and


preferably specify, the expression “in the discharge of functions of a governmental


nature” in their bilateral conventions.


5.1 Whilst the word “pension”, under the ordinary meaning of the word, covers only


periodic payments, the words “other similar remuneration”, which were added to


paragraph 2 in 2005, are broad enough to cover non-periodic payments. For example, a


lump-sum payment in lieu of periodic pension payments that is made to a former


State employee after cessation of employment may fall within paragraph 2 of the


Article. Whether a particular lump-sum payment made in these circumstances is to be


considered as other remuneration similar to a pension falling under paragraph 2 or as


final remuneration for work performed falling under paragraph 1 is a question of fact


which can be resolved in light of the factors presented in paragraph 5 of the


Commentary on Article 18.
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5.2 It should be noted that the expression “out of funds created by” in


subparagraph a) of paragraph 2 covers the situation where the pension is not paid


directly by the State, a political subdivision or a local authority but out of separate


funds created by a government body. In addition, the original capital of the fund would


not need to be provided by the State, a political subdivision or a local authority. The


phrase would cover payments from a privately administered fund established for the


government body.


5.3 An issue arises where pensions are paid for combined private and government


services. This issue may frequently arise where a person has been employed in both


the private and public sector and receives one pension in respect of both periods of


employment. This may occur either because the person participated in the same


scheme throughout the employment or because the person’s pension rights were


portable. A trend towards greater mobility between private and public sectors may


increase the significance of this issue.


5.4 Where a civil servant having rendered services to a State has transferred a right


to a pension from a public scheme to a private scheme the pension payments would be


taxed only under Article 18 because such payment would not meet the technical


requirement of subparagraph 2 a).


5.5 Where the transfer is made in the opposite direction and the pension rights are


transferred from a private scheme to a public scheme, some States tax the whole


pension payments under Article 19. Other States, however, apportion the pension


payments based on the relative source of the pension entitlement so that part is taxed


under Article 18 and another part under Article 18. In so doing, some States consider


that if one source has provided by far the principal amount of the pension, then the


pension should be treated as having been paid exclusively from that source.


Nevertheless, it is recognised that apportionment often raises significant


administrative difficulties.


5.6 Contracting States may be concerned about the revenue loss or the possibility of


double non-taxation if the treatment of pensions could be changed by transferring the


fund between public and private schemes. Apportionment may counter this; however,


to enable apportionment to be applied to pensions rights that are transferred from a


public scheme to a private scheme, Contracting States may, in bilateral negotiations,


consider extending subparagraph 2 a) to cover the part of any pension or other similar


remuneration that it is paid in respect of services rendered to a Contracting State or a


political subdivision or a local authority thereof. Such a provision could be drafted as


follows:


2. a) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, the part of any pension or


other similar remuneration that is paid in respect of services rendered to a


Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof shall


be taxable only in that Contracting State.
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Alternatively Contracting States may address the concern by subjecting all pensions to


a common treatment.


6. Paragraphs 1 and 2 do not apply if the services are performed in connection with


business carried on by the State, or one of its political subdivisions or local authorities,


paying the salaries, wages, pensions or other similar remuneration. In such cases the


ordinary rules apply: Article 15 for wages and salaries, Article 16 for directors’ fees and


other similar payments, Article 17 for entertainers and sportspersons, and Article 18


for pensions. Contracting States, wishing for specific reasons to dispense with


paragraph 3 in their bilateral conventions, are free to do so thus bringing in under


paragraphs 1 and 2 also services rendered in connection with business. In view of the


specific functions carried out by certain public bodies, e.g. State Railways, the Post


Office, State-owned theatres etc., Contracting States wanting to keep paragraph 3 may


agree in bilateral negotiations to include under the provisions of paragraphs 1 and 2


salaries, wages, pensions, and other similar remuneration paid by such bodies, even if


they could be said to be performing business activities.


Observation on the Commentary
7. The Netherlands does not adhere to the interpretation in paragraphs 5.4 and 5.6.


Apportionment of pension payments on the base of the relative source of the pension


entitlements, private or government employment, is in the Netherlands view also


possible if pension rights are transferred from a public pension scheme to a private


scheme.


Reservations on the Article
8. Germany reserves the right to include a provision that covers services rendered to


special private law institutions serving public purposes and financed from public


budgets, e.g. the Goethe Institute or the German Academic Exchange Service, as well as


remuneration paid to a specialist or volunteer seconded to the other Contracting State


under a development assistance program, as government services under Article 19.


9. The United States reserves the right to modify the text to indicate that its


application is not limited by Article 1.


10. [Deleted]


11. France reserves the right to specify in its conventions that salaries, wages, and


other similar remuneration paid by a Contracting State or a political subdivision or


local authority thereof to an individual in respect of services rendered to that State or


subdivision or authority shall be taxable only in that State if the individual is a national


of both Contracting States. Also, France reserves its position concerning


subdivision b)(ii) of paragraph 1 in view of the difficulties raised by this provision.


12. [Deleted]
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13. France considers that the scope of the application of Article 19 should cover:


— remuneration paid by public legal entities of the State or a political subdivision or


local authority thereof, because the identity of the payer is less significant than


the public nature of the income;


— public remuneration of entertainers and sportspersons in conformity with the


wording of the Model prior to 1995 (without applying the criterion of business


activity, seldom relevant in these cases), as long as Article 17 does not contain a


provision along the lines suggested in paragraph 14 of the Commentary on


Article 17.
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CONCERNING THE TAXATION OF STUDENTS


1. The rule established in this Article concerns certain payments received by


students or business apprentices for the purpose of their maintenance, education


or training. All such payments received from sources outside the State in which the


student or business apprentice concerned is staying shall be exempted from tax in


that State.


2. The word “immediately” was inserted in the 1977 Model Convention in order


to make clear that the Article does not cover a person who has once been a resident


of a Contracting State but has subsequently moved his residence to a third State


before visiting the other Contracting State.


3. The Article covers only payments received for the purpose of the recipient’s


maintenance, education or training. It does not, therefore, apply to a payment, or


any part thereof, that is remuneration for services rendered by the recipient and


which is covered by Article 15 (or by Article 7 in the case of independent services).


Where the recipient’s training involves work experience, however, there is a need to


distinguish between a payment for services and a payment for the recipient’s


maintenance, education or training. The fact that the amount paid is similar to that


paid to persons who provide similar services and are not students or business


apprentices would generally indicate that the payment is a remuneration for


services. Also, payments for maintenance, education or training should not exceed


the level of expenses that are likely to be incurred to ensure the recipient’s


maintenance, education or training.


4. The Article only applies to payments arising from sources outside the State


where the student or business apprentice is present solely for the purposes of


education or training. Payments arising from sources within that State are covered


by other Articles of the Convention: for instance, if, during his presence in the first-


mentioned State, the student or business apprentice remains a resident of the


other State according to Article 4, payments such as grants or scholarships that are


not covered by other provisions of the Convention (such as Article 15) will be


taxable only in his State of residence under paragraph 1 of Article 21. For the


purpose of the Article, payments that are made by or on behalf of a resident of a


Contracting State or that are borne by a permanent establishment which a person


has in that State are not considered to arise from sources outside that State.


Reservations on the Article
5. Estonia and Latvia reserve the right to amend the Article to refer to any


apprentice or trainee.


6. Japan reserves the right to limit the exemption for a business apprentice


under the Article to a period of one year.

367MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 20

7. The United States reserves its right to provide a limited exemption from tax for


income from personal services earned by students and business trainees, and a


definition of “business trainee”.
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CONCERNING THE TAXATION OF OTHER INCOME


1. This Article provides a general rule relating to income not dealt with in


the foregoing Articles of the Convention. The income concerned is not only income


of a class not expressly dealt with but also income from sources not expressly


mentioned. The scope of the Article is not confined to income arising in a


Contracting State; it extends also to income from third States. Where, for instance,


a person who would be a resident of two Contracting States under the provisions of


paragraph 1 of Article 4 is deemed to be a resident of only one of these States


pursuant to the provisions of paragraph 2 or 3 of that Article, this Article will


prevent the other State from taxing the person on income arising in third states


even if the person is resident of this other State for domestic law purposes (see also


paragraph 8.2 of the Commentary on Article 4 as regards the effect of paragraphs 2


and 3 of Article 4 for purposes of the conventions concluded between this other


State and third states).


Paragraph 1
2. Under this paragraph the exclusive right to tax is given to the State of


residence. In cases of conflict between two residences, Article 4 will also


allocate the taxation right in respect of third State income.


3. The rule set out in the paragraph applies irrespective of whether the right to


tax is in fact exercised by the State of residence, and thus, when the income arises


in the other Contracting State, that State cannot impose tax even if the income is


not taxed in the first-mentioned State. Likewise, when income arises in a third


State and the recipient of this income is considered as a resident by


both Contracting States under their domestic law, the application of Article 4 will


result in the recipient being treated as a resident of one Contracting State only


and being liable to comprehensive taxation (“full tax liability”) in that State only. In


this case, the other Contracting State may not impose tax on the income arising


from the third State, even if the recipient is not taxed by the State of which he is


considered a resident under Article 4. In order to avoid non-taxation, Contracting


States may agree to limit the scope of the Article to income which is taxed in the


Contracting State of which the recipient is a resident and may modify the


provisions of the paragraph accordingly. In fact, this problem is merely a special


aspect of the general problem dealt with in paragraphs 34 and 35 of the


Commentary on Article 23 A.


Paragraph 2
4. This paragraph provides for an exception from the provisions of paragraph 1


where the income is associated with the activity of a permanent establishment


which a resident of a Contracting State has in the other Contracting State. The


paragraph includes income from third States. In such a case, a right to tax is given

369MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 21

to the Contracting State in which the permanent establishment is situated.


Paragraph 2 does not apply to immovable property for which, according to paragraph 4


of Article 6, the State of situs has a primary right to tax (see paragraphs 3 and 4 of the


Commentary on Article 6). Therefore, immovable property situated in a Contracting


State and forming part of the business property of a permanent establishment of an


enterprise of that State situated in the other Contracting State shall be taxable only in


the first-mentioned State in which the property is situated and of which the recipient


of the income is a resident. This is in consistency with the rules laid down in


Articles 13 and 22 in respect of immovable property since paragraph 2 of those Articles


applies only to movable property of a permanent establishment.


5. The paragraph also covers the cases not dealt with in the previous Articles of the


Convention where the beneficiary and the payer of the income are both residents of


the same Contracting State, and the income is attributed to a permanent


establishment which the beneficiary of the income has in the other Contracting State.


In such a case a right to tax is given to the Contracting State in which the permanent


establishment is situated. Where double taxation occurs, the State of residence should


give relief under the provisions of Article 23 A or 23 B (see paragraph 9 of the


Commentary on these Articles). Articles 23 A and 23 B.


5.1 For the purposes of the paragraph, a right or property in respect of which income


is paid will be effectively connected with a permanent establishment if the “economic”


ownership of that right or property is allocated to that permanent establishment under


the principles developed in the Committee’s report entitled Attribution of Profits to


Permanent Establishments1 (see in particular paragraphs 72 to 97 of Part I of the report)


for the purposes of the application of paragraph 2 of Article 7. In the context of that


paragraph, the “economic” ownership of a right or property means the equivalent of


ownership for income tax purposes by a separate enterprise, with the attendant


benefits and burdens (e.g. the right to the income attributable to the ownership of the


right or property, the right to any available depreciation and the potential exposure to


gains or losses from the appreciation or depreciation of that right or property).


5.2 In the case of the permanent establishment of an enterprise carrying on


insurance activities, the determination of whether a right or property is effectively


connected with the permanent establishment shall be made by giving due regard to


the guidance set forth in Part IV of the Committee’s report with respect to whether the


income on or gain from that right or property is taken into account in determining the


permanent establishment’s yield on the amount of investment assets attributed to it


(see in particular paragraphs 165 to 170 of Part IV). That guidance being general in


nature, tax authorities should consider applying a flexible and pragmatic approach


which would take into account an enterprise’s reasonable and consistent application


of that guidance for purposes of identifying the specific assets that are effectively


connected with the permanent establishment.


1 Attribution of Profits to Permanent Establishments, OECD, Paris, 2010.
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6. Some States which apply the exemption method (Article 23 A) may have reason


to suspect that the treatment accorded in paragraph 2 may provide an inducement to


an enterprise of a Contracting State to attach assets such as shares, bonds or patents,


to a permanent establishment situated in the other Contracting State in order to obtain


more favourable tax treatment there. Apart from the fact that paragraph 9 of Article 29


would deny the benefits of Article 23 A in the case of arrangements undertaken for that


purpose, it is important to note that the requirement that such assets be “effectively


connected” with such a permanent establishment requires more than merely


recording these assets in the books of the permanent establishment for accounting


purposes (see paragraphs 5.1 and 5.2 above).


7. Some countries have encountered difficulties in dealing with income arising


from certain nontraditional financial instruments when the parties to the instrument


have a special relationship. These countries may wish to add the following paragraph


to Article 21:


3. Where, by reason of a special relationship between the person referred to in


paragraph 1 and some other person, or between both of them and some third


person, the amount of the income referred to in paragraph 1 exceeds the amount (if


any) which would have been agreed upon between them in the absence of such a


relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last mentioned


amount. In such a case, the excess part of the income shall remain taxable


according to the laws of each Contracting State, due regard being had to the other


applicable provisions of this Convention.


The inclusion of this additional paragraph should carry no implication about the


treatment of innovative financial transactions between independent persons or under


other provisions of the Convention.


8. This paragraph restricts the operation of the provisions concerning the taxation


of income not dealt with in other Articles in the same way that paragraph 6 of


Article 11 restricts the operation of the provisions concerning the taxation of interest.


In general, the principles enunciated in paragraphs 32 to 34 of the Commentary on


Article 11 apply to this paragraph as well.


9. Although the restriction could apply to any income otherwise subject to


Article 21, it is not envisaged that in practice it is likely to be applied to payments such


as alimony payments or social security payments but rather that it is likely to be most


relevant where certain nontraditional financial instruments are entered into in


circumstances and on terms such that they would not have been entered into in the


absence of the special relationship (see paragraph 21.1 of the Commentary on


Article 11).


10. The restriction of Article 21 differs from the restriction of Article 11 in two


important respects. First, the paragraph permits, where the necessary circumstances


exist, all of the payments under a nontraditional financial instrument to be regarded as


excessive. Second, income that is removed from the operation of the Interest Article


might still be subject to some other Article of the Convention, as explained in
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paragraphs 35 to 36 of the Commentary on Article 11. Income to which Article 21 would


otherwise apply is by definition not subject to any other Article. Therefore, if the


Article 21 restriction removes a portion of income from the operation of that Article,


then Articles 6 through 20 of the Convention are not applicable to that income at all,


and each Contracting State may tax it under its domestic law.


11. Other provisions of the Convention, however, will continue to be applicable to


such income, such as Article 23 (Relief from Double Taxation), Article 25 (Mutual


Agreement Procedure) and Article 26 (Exchange of Information).


12. [Deleted]


Reservations on the Article
13. Australia, Canada, Chile, Mexico, New Zealand and the Slovak Republic reserve their


positions on this Article and would wish to maintain the right to tax income arising


from sources in their own country.


14. Finland and Sweden would wish to retain the right to tax certain annuities and


similar payments to non-residents, where such payments are made on account of a


pension insurance issued in their respective country.


15. The United Kingdom wishes to maintain the right to tax income paid by its


residents to non-residents in the form of income from a trust or from estates of


deceased persons in the course of administration.


16. Japan reserves the right to tax income from a certain contract arrangement,


which gives rise to a deduction for the purpose of determining the taxable income of


the payer in the Contracting State of which the payer is a resident.


17. The United States reserves the right to provide for exemption in both States of


child support payments.


18. The United States reserves its right to tax in accordance with its domestic law


guarantee fees characterised as other income paid by an “expatriated entity” to a


connected person for up to a period of ten years.
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1. This Article deals only with taxes on capital, to the exclusion of taxes on


estates and inheritances and on gifts and of transfer duties. Taxes on capital to


which the Article applies are those referred to in Article 2.


2. Taxes on capital generally constitute complementary taxation of income


from capital. Consequently, taxes on a given element of capital can be levied,


in principle, only by the State which is entitled to tax the income from this element


of capital. However, it is not possible to refer purely and simply to the rules relating


to the taxation of such class of income, for not all items of income are subject to


taxation exclusively in one State.


3. The Article, therefore, enumerates first property which may be taxed in


the State in which they are situated. To this category belong immovable property


referred to in Article 6 which a resident of a Contracting State owns and which


is situated in the other Contracting State (paragraph 1) and movable property


forming part of the business property of a permanent establishment which an


enterprise of a Contracting State has in the other Contracting State (paragraph 2).


3.1 For the purposes of paragraph 2, property will form part of the business


property of a permanent establishment if the “economic” ownership of the


property is allocated to that permanent establishment under the principles


developed in the Committee’s report entitled Attribution of Profits to Permanent


Establishments1 (see in particular paragraphs 72 to 97 of Part I of the report) for the


purposes of the application of paragraph 2 of Article 7. In the context of that


paragraph, the “economic” ownership of property means the equivalent of


ownership for income tax purposes by a separate enterprise, with the attendant


benefits and burdens (e.g. the right to any income attributable to the ownership of


that property, the right to any available depreciation and the potential exposure to


gains or losses from the appreciation or depreciation of that property). The mere


fact that the property has been recorded, for accounting purposes, on a balance


sheet prepared for the permanent establishment will therefore not be sufficient to


conclude that it is effectively connected with that permanent establishment.


3.2 In the case of the permanent establishment of an enterprise carrying on


insurance activities, the determination of whether property will form part of the


business property of the permanent establishment shall be made by giving due


regard to the guidance set forth in Part IV of the Committee’s report with respect to


whether the income on or gain from that property is taken into account in


determining the permanent establishment’s yield on the amount of investment


assets attributed to it (see in particular paragraphs 165 to 170 of Part IV). That


guidance being general in nature, tax authorities should consider applying a


1 Attribution of Profits to Permanent Establishments, OECD, Paris, 2010.
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flexible and pragmatic approach which would take into account an enterprise’s


reasonable and consistent application of that guidance for purposes of identifying the


specific assets that form part of the business property of the permanent


establishment.


4. Normally, ships and aircraft operated in international traffic and movable


property pertaining to the operation of such ships or aircraft shall be taxable only in


the State of residence (paragraph 3). This rule corresponds to the provisions of Article 8


and of paragraph 3 of Article 13. Contracting States which would prefer to confer the


exclusive taxing right on the State in which the place of effective management of the


enterprise is situated are free in bilateral conventions to substitute for paragraph 3 a


provision corresponding to that proposed in paragraph 2 of the Commentary on


Article 8. Immovable property pertaining to the operation of ships or aircraft may be


taxed in the State in which they are situated in accordance with the rule laid down in


paragraph 1.


4.1 Paragraph 3 applies where the enterprise that owns the property operates itself


the ships or aircraft referred to in the paragraph, whether for its own transportation


activities or when leasing the ships or aircraft on charter fully equipped, manned and


supplied. It does not apply, however, where the enterprise owning the ships or aircraft


does not operate them (for example, where the enterprise leases the property to


another person, other than in the case of an occasional bare boat lease as referred to in


paragraph 5 of the Commentary on Article 8). In such a case, the capital will be covered


by paragraph 2 or 4.


5. As regards elements of capital other than those listed in paragraphs 1 to 3, the


Article provides that they are taxable only in the Contracting State of which the person


to whom they belong is a resident (paragraph 4).


6. If, when the provisions of paragraph 4 are applied to elements of movable


property under usufruct, double taxation subsists because of the disparity between


domestic laws, the States concerned may resort to the mutual agreement procedure or


settle the question by means of bilateral negotiations.


7. The Article does not provide any rule about the deductions of debts. The laws of


OECD member countries are too different to allow a common solution for such a


deduction. The problem of the deduction of debts which could arise when the taxpayer


and the creditor are not residents of the same State is dealt with in paragraph 4 of


Article 24.


8. [Renumbered and amended]


Reservations on the Article
9. Finland reserves the right to tax shares or other corporate rights in Finnish


companies, where the ownership of such shares or other corporate rights entitles to


the enjoyment of immovable property situated in Finland and held by the company.
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10. New Zealand, Portugal and Turkey reserve their positions on this Article if and


when they impose taxes on capital.


11. France can accept the provisions of paragraph 4 but wishes to retain the


possibility of applying the provisions of its law relative to the taxation of shares or


rights which are part of a substantial participation in a company which is a resident of


France, or of shares or rights of companies the assets of which consist mainly of


immovable property situated in France.


12. Denmark, Norway and Sweden reserve the right to insert special provisions


regarding capital represented by aircraft operated in international traffic, when owned


by the air transport consortium Scandinavian Airlines System (SAS).


13. Spain reserves its right to tax capital represented by shares or other rights in a


company whose assets consist mainly of immovable property situated in Spain, by


shares or other corporate rights which entitle its owner to a right of enjoyment of


immovable property situated in Spain or by shares or other rights constituting a


substantial participation in a company which is a resident of Spain.


14. In view of its particular situation in relation to shipping, Greece will retain its


freedom of action with regard to the provisions in the Convention relating to capital


represented by ships in international traffic and by movable property pertaining to the


operation of such ships.
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COMMENTARY ON ARTICLES 23 A AND 23 B
CONCERNING THE METHODS FOR ELIMINATION OF DOUBLE


TAXATION


I. Preliminary remarks


A. The scope of the Articles


1. These Articles deal with the so-called juridical double taxation where the


same income or capital is taxable in the hands of the same person by more than


one State.


2. This case has to be distinguished especially from the so-called economic


double taxation, i.e. where two different persons are taxable in respect of the same


income or capital. If two States wish to solve problems of economic


double taxation, they must do so in bilateral negotiations.


3. International juridical double taxation may arise in three cases:


a) where each Contracting State subjects the same person to tax on his


worldwide income or capital (concurrent full liability to tax, see paragraph 4


below);


b) where a person is a resident of a Contracting State (R)1 and derives income


from, or owns capital in, the other Contracting State (S or E) and both States


impose tax on that income or capital (see paragraph 5 below);


c) where each Contracting State subjects the same person, not being a


resident of either Contracting State to tax on income derived from, or


capital owned in, a Contracting State; this may result, for instance, in the


case where a non-resident person has a permanent establishment in one


Contracting State (E) through which he derives income from, or owns


capital in, the other Contracting State (S) (concurrent limited tax liability,


see paragraph 11 below).


4. The conflict in case a) is reduced to that of case b) by virtue of Article 4. This


is because that Article defines the term “resident of a Contracting State” by


reference to the liability to tax of a person under domestic law by reason of his


domicile, residence, place of management or any other criterion of a similar nature


(paragraph 1 of Article 4) and by providing special rules for the case of double


residence to determine which of the two States is the State of residence (R) within


the meaning of the Convention (paragraphs 2 and 3 of Article 4).


4.1 Article 4, however, only deals with cases of concurrent full liability to tax. The


conflict in case a) may therefore not be solved if the same item of income is subject


1 Throughout the Commentary on Articles 23 A and 23 B, the letter “R” stands for the
State of residence within the meaning of the Convention, “S” for the State of source or
situs, and “E” for the State where a permanent establishment is situated.
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to the full liability to tax of two countries but at different times. The following example


illustrates that problem. Assume that a resident of State R1 derives a taxable benefit


from an employee stock-option that is granted to that person. State R1 taxes that


benefit when the option is granted. The person subsequently becomes a resident of


State R2, which taxes the benefit at the time of its subsequent exercise. In that case,


the person is taxed by each State at a time when he is a resident of that State and


Article 4 does not deal with the issue as there is no concurrent residence in the two


States.


4.2 The conflict in that situation will be reduced to that of case b) and solved


accordingly to the extent that the employment services to which the option relates


have been rendered in one of the Contracting States so as to be taxable by that State


under Article 15 because it is the State where the relevant employment is exercised.


Indeed, in such a case, the State in which the services have been rendered will be the


State of source for purposes of elimination of double taxation by the other State. It does


not matter that the first State does not levy tax at the same time (see paragraph 32.8).


It also does not matter that that State considers that it levies tax as a State of residence


as opposed to a State of source (see the last sentence of paragraph 8).


4.3 Where, however, the relevant employment services have not been rendered in


either State, the conflict will not be one of source-residence double taxation and, as


confirmed by the phrase “except to the extent that these provisions allow taxation by


that other State solely because the income is also income derived by a resident of that


State” found in paragraph 1 of Articles 23 A and 23 B, any resulting double taxation will


be outside the scope of these Articles. The mutual agreement procedure provided for


in paragraph 3 of Article 25 could be used to deal with such a case. One possible basis


to solve the case would be for the competent authorities of the two States to agree that


each State should provide relief as regards the residence-based tax that was levied by


the other State on the part of the benefit that relates to services rendered during the


period while the employee was a resident of that other State. Thus, in the above


example, if the relevant services were rendered in a third State before the person


became a resident of State R2, it would be logical for the competent authority of


State R2 to agree to provide relief (either through the credit or exemption method) for


the State R1 tax that has been levied on the part of the employment benefit that relates


to services rendered in the third State since, at the time when these services were


rendered, the taxpayer was a resident of State R1 and not of State R2 for purposes of


the convention between these two States.


5. The conflict in case b) may be solved by allocation of the right to tax between the


Contracting States. Such allocation may be made by renunciation of the right to tax


either by the State of source or situs (S) or of the situation of the permanent


establishment (E), or by the State of residence (R), or by a sharing of the right to tax


between the two States. The provisions of the Chapters III and IV of the Convention,


combined with the provisions of Article 23 A or 23 B, govern such allocation.


6. For some items of income or capital, an exclusive right to tax is given to one of


the Contracting States, and the relevant Article states that the income or capital in
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question “shall be taxable only” in a Contracting State.1 The words “shall be taxable


only” in a Contracting State preclude the other Contracting State from taxing, thus


double taxation is avoided. The State to which the exclusive right to tax is given is


normally the State of which the taxpayer is a resident within the meaning of Article 4,


that is State R, but in Article 192 the exclusive right may be given to the other


Contracting State (S) of which the taxpayer is not a resident within the meaning of


Article 4.


7. For other items of income or capital, the attribution of the right to tax is not


exclusive, and the relevant Article then states that the income or capital in question


“may be taxed” in the Contracting State (S or E) of which the taxpayer is not a resident


within the meaning of Article 4. In such case the State of residence (R) must give relief


so as to avoid the double taxation. Paragraphs 1 and 2 of Article 23 A and paragraph 1


of Article 23 B are designed to give the necessary relief.


8. Articles 23 A and 23 B apply to the situation in which a resident of State R derives


income from, or owns capital in, the other Contracting State E or S (not being the State


of residence within the meaning of the Convention) and that such income or capital, in


accordance with the Convention, may be taxed in such other State E or S. The Articles,


therefore, apply only to the State of residence and do not prescribe how the other


Contracting State E or S has to proceed.


9. Where a resident of the Contracting State R derives income from the same


State R through a permanent establishment which he has in the other Contracting


State E, State E may tax such income (except income from immovable property


situated in State R) if it is attributable to the said permanent establishment


(paragraph 1 of Article 7 and paragraph 2 of Article 21). In this instance too, State R


must give relief under Article 23 A or Article 23 B for income attributable to the


permanent establishment situated in State E, notwithstanding the fact that the


income in question originally arises in State R (see also paragraph 5 of the


Commentary on Article 21). However, where the Contracting States agree to give to


State R a limited right to tax as the State of source of dividends or interest within the


limits fixed in paragraph 2 of Article 10 or 11, then the two States should also agree


upon a credit to be given by State E for the tax levied by State R, along the lines of


paragraph 2 of Article 23 A or of paragraph 1 of Article 23 B.


9.1 Where, however, State R applies the exemption method, a problem may arise as


regards the taxation of dividends and interest in the State of residence as the State of


source: the combination of Articles 7 and 23 A prevents that State from levying tax on


that income, whereas if it were paid to a resident of the other State, State R, being the


State of source of the dividends or interest, could tax such dividends or interest at the


1 See the first sentence of paragraph 1 of Article 7, paragraph 1 of Article 8, paragraph 1 of
Article 12, paragraphs 3 and 5 of Article 13, the first sentence of paragraph 1 as well as
paragraphs 2 and 3 of Article 15, Article 18, paragraphs 1 and 2 of Article 19, paragraph 1
of Article 21 and paragraphs 3 and 4 of Article 22.


2 See subparagraph a) of paragraphs 1 and 2 of Article 19.
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rates provided for in paragraph 2 of Articles 10 and 11. Contracting States which find


this position unacceptable may include in their conventions a provision according to


which the State of residence would be entitled, as State of source of the dividends or


interest, to levy a tax on such income at the rates provided for in paragraph 2 of


Articles 10 and 11 notwithstanding the fact that it applies the exemption method. The


State where the permanent establishment is situated would give a credit for such tax


along the lines of the provisions of paragraph 2 of Article 23 A or of paragraph 1 of


Article 23 B; of course, this credit would not be given in cases where the State in which


the permanent establishment is situated does not tax the dividends or interest


attributed to the permanent establishment, in accordance with its domestic laws.


10. Where a resident of State R derives income from a third State through a


permanent establishment which he has in State E, such State E may tax such income


(except income from immovable property situated in the third State) if it is attributable


to such permanent establishment (paragraph 1 of Article 7 and paragraph 2 of


Article 21). State R must give relief under Article 23 A or Article 23 B in respect of


income attributable to the permanent establishment in State E. There is no provision


in the Convention for relief to be given by Contracting State E for taxes levied in the


third State where the income arises; however, under paragraph 3 of Article 24 any relief


provided for in the domestic laws of State E (double taxation conventions excluded) for


residents of State E is also to be granted to a permanent establishment in State E of an


enterprise of State R (see paragraphs 67 to 72 of the Commentary on Article 24).


11. The conflict in case c) of paragraph 3 above is outside the scope of the Convention


as, under Article 1, it applies only to persons who are residents of one or both of the


States. It can, however, be settled by applying the mutual agreement procedure (see


also paragraph 10 above).


11.1 In some cases, the same income or capital may be taxed by each Contracting


State as income or capital of one of its residents. This may happen where, for example,


one of the Contracting States taxes the worldwide income of an entity that is a resident


of that State whereas the other State views that entity as fiscally transparent and taxes


the members of that entity who are residents of that other State on their respective


share of the income. The phrase “(except to the extent that these provisions allow


taxation by that other State solely because the income is also income derived by a


resident of that State or because the capital is also capital owned by a resident of that


State)” clarifies that in such cases, both States are not reciprocally obliged to provide


relief for each other’s tax levied exclusively on the basis of the residence of the


taxpayer and that each State is therefore only obliged to provide relief of double


taxation to the extent that taxation by the other State is in accordance with provisions


of the Convention that allow taxation of the relevant income or capital as the State of


source or as a State where there is a permanent establishment to which that income or


capital is attributable, thereby excluding taxation that would solely be the result of the


residence of a person in that other State. Whilst this result would logically follow from


the wording of Articles 23 A and 23 B even in the absence of that phrase, the addition


of the phrase removes any doubt in this respect.
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11.2 The principles put forward in the preceding paragraph are illustrated by the


following examples:


— Example A: An entity established in State R constitutes a resident of State R and


is therefore taxed on its worldwide income in that State. State S treats that entity


as fiscally transparent and taxes the members of the entity on their respective


share of the income derived through the entity. All the members of the entity are


residents of State S. All the income of the entity constitutes business profits


attributable to a permanent establishment situated in State R. In that case, in


determining the tax payable by the entity, State R will not be obliged to provide


relief under Article 23 A or 23 B with respect to the income of the entity as the


only reason why State S may tax that income in accordance with the provisions


of the Convention is because of the residence of the members of the entity.


State S, on the other hand, will be required to provide relief under Article 23 A


or 23 B with respect to the entire income of the entity as that income may be


taxed in State R in accordance with the provisions of Article 7 regardless of the


fact that State R considers that the income is derived by an entity resident of


State R. In determining the amount of income tax paid in State R for the purposes


of providing relief from double taxation to the members of the entity under


Article 23 B, State S will need to take account of the tax paid by the entity in


State R.


— Example B: Same facts as in example A except that 30 per cent of the income


derived through the entity is interest arising in State S that is attributable to a


permanent establishment in State R, the rest of the income being business


profits attributable to the same permanent establishment. In that case, relief of


double taxation with respect to the business profits other than the interest will


be provided as described in example A. In the case of the interest, however,


State R will be required to provide a credit to the entity under paragraph 2 of


Article 23 A or paragraph 1 of Article 23 B for the amount of tax on the interest


paid in State S by all the members of the entity without exceeding the lower of


10 per cent the gross amount of interest (which is the maximum amount of tax


that may be paid in State S in accordance with paragraph 2 of Article 11) or the


tax payable in State R on that interest (last part of paragraph 2 of Article 23 A and


of paragraph 1 of Article 23 B). State S, on the other hand, will also be required to


provide relief under Article 23 A or 23 B to the members of the entity that are


residents in State S because that income may be taxed by State R in accordance


with the provisions of paragraph 1 of Article 7. If State S applies the exemption


method of Article 23 A, that suggests that State S will need to exempt the share


of the interest attributable to the members that are residents of State S


(see paragraph 5 of the Commentary on Article 21 and paragraph 9 of the


Commentary on Articles 23 A and 23 B). If State S applies the credit method of


Article 23 B, the credit should only be applicable against the part of the tax


payable in State S that exceeds the amount of tax that State S would be entitled


to levy under paragraph 2 of Article 11 and that credit should be given for the
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amount of tax paid in State R after deduction of the credit that State R itself must


grant for the tax payable in State S under paragraph 2 of Article 11.


— Example C: Same facts as in example A except that all the income of the entity is


derived from immovable property situated in State S. In that case, in determining


the tax payable by the entity, State R will be required to provide relief under


Article 23 A or 23 B with respect to the entire income of the entity as that income


may be taxed in State S in accordance with the provisions of Article 6 regardless


of the fact that State S considers that the income is derived by the members who


are residents of State S. State S, on the other hand, is not required to provide


relief under Articles 23 A and 23 B because the only reason why State R may tax


the income in accordance with the provisions of the Convention is because of the


residence of the entity (the result would be the same even if the income were


attributable to a permanent establishment situated in State R: see the first


sentence of paragraph 9 of the Commentary on Articles 23 A and 23 B).


— Example D: Same facts as in example A except that all the income of the entity is


interest arising in State S which is not attributable to a permanent


establishment. In that case, in determining the tax payable by the entity, State R


will be required to provide a credit to the entity under paragraph 2 of Article 23 A


or paragraph 1 of Article 23 B for the amount of tax on the interest paid in State S


by all the members of the entity without exceeding the lower of 10 per cent of the


gross amount of the interest (which is the maximum amount of tax that may be


paid in State S in accordance with paragraph 2 of Article 11) or the tax payable in


State R on that interest (last part of paragraph 2 of Article 23 A and of paragraph 1


of Article 23 B). State S, on the other hand, will not be obliged to provide relief


under Article 23 A or 23 B with respect to the income of the entity since that


income does not arise in State R and is not attributable to a permanent


establishment in State R and the only reason why State R may tax the income is


because the income is also income derived by a resident of State R. Paragraph 1


of Article 11 confirms State R’s taxing right in respect of the interest as income


derived by an entity resident of State R.


— Example E: Same facts as in example D except that all the income of the entity is


interest arising in State R. In that case, in determining the tax payable by the


entity, State R will not be obliged to provide relief under Article 23 A or 23 B with


respect to the income of the entity as the only reason why State S may tax that


income in accordance with the provisions of the Convention is because of the


residence of the members of the entity. State S, on the other hand, will be


required to provide a credit to the members under paragraph 2 of Article 23 A or


paragraph 1 of Article 23 B for the amount of tax on the interest paid in State R by


the entity without exceeding the lower of 10 per cent of the gross amount of the


interest (which is the maximum amount of tax that may be paid in State R in


accordance with paragraph 2 of Article 11) or the tax payable in State S on that


interest (last part of paragraph 2 of Article 23 A and of paragraph 1 of Article 23 B).


State S, however, will not be obliged to provide relief under Article 23 A or 23 B


with respect to tax paid in State R in excess of the maximum amount of tax that
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may be paid in accordance with paragraph 2 of Article 11 since the interest is not


attributable to a permanent establishment in State R and the only reason why


State R may levy such additional tax is because the income is also income


derived by a resident of State R. Paragraph 1 of Article 21 confirms State R’s right


to tax the interest as income derived by an entity resident of State R.


— Example F: Same facts as in example D except that all the income of the entity is


interest arising in a third State. In that case, in determining the tax payable by the


entity, State R will not be obliged to provide relief under Article 23 A or 23 B with


respect to the income of the entity as the only reason why State S may tax that


income in accordance with the provisions of the Convention is because of the


residence of the members of the entity. State S will also not be obliged to provide


relief under Article 23 A or 23 B with respect to the income of the entity since that


income does not arise in State R and is not attributable to a permanent


establishment in State R and the only reason why State R may tax the income is


because the income is also income derived by a resident of State R. Paragraph 1


of Article 21 confirms State R’s right to tax the interest as income derived by an


entity resident of State R. Paragraph 1 of Article 21 also confirms State S’ taxing


right in respect of the interest as income derived by the entity’s members who


are residents of State S.


B. Description of methods for elimination of double taxation


12. In the existing conventions, two leading principles are followed for the


elimination of double taxation by the State of which the taxpayer is a resident.


For purposes of simplicity, only income tax is referred to in what follows; but the


principles apply equally to capital tax.


1. The principle of exemption


13. Under the principle of exemption, the State of residence R does not tax


the income which according to the Convention may be taxed in State E or S (nor, of


course, also income which shall be taxable only in State E or S; see paragraph 6 above).


14. The principle of exemption may be applied by two main methods:


a) the income which may be taxed in State E or S is not taken into account at all


by State R for the purposes of its tax; State R is not entitled to take the income


so exempted into consideration when determining the tax to be imposed on


the rest of the income; this method is called “full exemption”;


b) the income which may be taxed in State E or S is not taxed by State R, but


State R retains the right to take that income into consideration when


determining the tax to be imposed on the rest of the income; this method is


called “exemption with progression”.
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2. The principle of credit


15. Under the principle of credit, the State of residence R calculates its tax on the


basis of the taxpayer's total income including the income from the other State E or S


which, according to the Convention, may be taxed in that other State (but not including


income which shall be taxable only in State S; see paragraph 6 above). It then allows a


deduction from its own tax for the tax paid in the other State.


16. The principle of credit may be applied by two main methods:


a) State R allows the deduction of the total amount of tax paid in the other State


on income which may be taxed in that State, this method is called “full credit”;


b) the deduction given by State R for the tax paid in the other State is restricted to


that part of its own tax which is appropriate to the income which may be taxed


in the other State; this method is called “ordinary credit”.


17. Fundamentally, the difference between the methods is that the exemption


methods look at income, while the credit methods look at tax.


C. Operation and effects of the methods


18. An example in figures will facilitate the explanation of the effects of the various


methods. Suppose the total income to be 100,000, of which 80,000 is derived from one


State (State of residence R) and 20,000 from the other State (State of source S). Assume


that in State R the rate of tax on an income of 100,000 is 35 per cent and on an income


of 80,000 is 30 per cent. Assume further that in State S the rate of tax is either 20 per


cent — case (i) — or 40 per cent — case (ii) — so that the tax payable therein on 20,000


is 4,000 in case (i) or 8,000 in case (ii), respectively.


19. If the taxpayer's total income of 100,000 arises in State R, his tax would be 35,000.


If he had an income of the same amount, but derived in the manner set out above, and


if no relief is provided for in the domestic laws of State R and no conventions exists


between State R and State S, then the total amount of tax would be, in case (i): 35,000


plus 4,000 = 39,000, and in case (ii): 35,000 plus 8,000 = 43,000.


1. Exemption methods


20. Under the exemption methods, State R limits its taxation to that part of the total


income which, in accordance with the various Articles of the Convention, it has a right


to tax, i.e. 80,000.
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a) Full exemption


State R imposes tax on 80,000 at the rate of tax applicable to 80,000, i.e. at 30 per cent.


b) Exemption with progression


State R imposes tax on 80,000 at the rate of tax applicable to total income wherever it


arises (100,000), i.e. at 35 per cent.


21. In both cases, the level of tax in State S does not affect the amount of tax given


up by State R. If the tax on the income from State S is lower in State S than the relief to


be given by State R — cases a (i), a (ii), and b (i) — then the taxpayer will fare better than


if his total income were derived solely from State R. In the converse case — case b (ii) —


the taxpayer will be worse off.


22. The example shows also that the relief given where State R applies the


full exemption method may be higher than the tax levied in State S, even if the rates of


tax in State S are higher than those in State R. This is due to the fact that under the full


exemption method, not only the tax of State R on the income from State S is surrendered


(35 per cent of 20,000 = 7,000; as under the exemption with progression), but that also the


tax on remaining income (80,000) is reduced by an amount corresponding to the


differences in rates at the two income levels in State R (35 less 30 = 5 per cent applied to


80,000 = 4,000).


2. Credit methods


23. Under the credit methods, State R retains its right to tax the total income of the


taxpayer, but against the tax so imposed, it allows a deduction.


Case (i) Case (ii)


Tax in State R, 30% of 80,000 24,000 24,000


Plus tax in State S 4,000 8,000


Total taxes 28,000 32,000


Relief has been given by State R in the amount of 11,000 11,000


Case (i) Case (ii)


Tax in State R, 35% of 80,000 28,000 28,000


Plus tax in State S 4,000 8,000


Total taxes 32,000 36,000


Relief has been given by State R in the amount of 7,000 7,000
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a) Full credit


State R computes tax on total income of 100,000 at the rate of 35 per cent and allows


the deduction of the tax due in State S on the income from S.


b) Ordinary credit


State R computes tax on total income of 100,000 at the rate of 35 per cent and allows


the deduction of the tax due in State S on the income from S, but in no case it allows


more than the portion of tax in State R attributable to the income from S (maximum


deduction). The maximum deduction would be 35 per cent of 20,000 = 7,000.


24. A characteristic of the credit methods compared with the exemption methods is


that State R is never obliged to allow a deduction of more than the tax due in State S.


25. Where the tax due in State S is lower than the tax of State R appropriate to the


income from State S (maximum deduction), the taxpayer will always have to pay the


same amount of taxes as he would have had to pay if he were taxed only in State R, i.e. as


if his total income were derived solely from State R.


26. The same result is achieved, where the tax due in State S is the higher while


State R applies the full credit, at least as long as the total tax due to State R is as high


or higher than the amount of the tax due in State S.


27. Where the tax due in State S is higher and where the credit is limited (ordinary


credit), the taxpayer will not get a deduction for the whole of the tax paid in State S. In


such event the result would be less favourable to the taxpayer than if his whole income


arose in State R, and in these circumstances the ordinary credit method would have


the same effect as the method of exemption with progression.


Case (i) Case (ii)


Tax in State R, 35% of 100,000 35,000 35,000


less tax in State S - 4,000 - 8,000


Tax due 31,000 27,000


Total taxes 35,000 35,000


Relief has been given by State R in the amount of 4,000 8,000


Case (i) Case (ii)


Tax in State R, 35% of 100,000 35,000 35,000


less tax in State S - 4,000


less maximum tax - 7,000


Tax due 31,000 28,000


Total taxes 35,000 36,000


Relief has been given by State R in the amount of 4,000 7,000
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Table 23-1 Total amount of tax in the different cases illustrated above


Table 23-2 Amount of tax given up by the state of residence


D. The methods proposed in the Articles


28. In the conventions concluded between OECD member countries both leading


principles have been followed. Some States have a preference for the first one, some


for the other. Theoretically a single principle could be held to be more desirable, but, on


account of the preferences referred to, each State has been left free to make its own


choice.


29. On the other hand, it has been found important to limit the number of methods


based on each leading principle to be employed. In view of this limitation, the Articles


have been drafted so that member countries are left free to choose between two


methods:


— the exemption method with progression (Article 23 A), and


— the ordinary credit method (Article 23 B).


30. If two Contracting States both adopt the same method, it will be sufficient to


insert the relevant Article in the convention. On the other hand, if the two Contracting


A. All income arising in State R Total tax = 35,000


B. Income arising in two States, viz.
80,000 in State R and 20,000
in State S


Total tax if tax in State S is


4,000 (case (i)) 8,000 (case (ii))


No convention (19)a


a Numbers in brackets refer to paragraphs in this Commentary.


39,000 43,000


Full exemption (20a) 28,000 32,000


Exemption with progression (20b) 32,000 36,000


Full credit (23a) 35,000 35,000


Ordinary credit (23b) 35,000 36,000


If tax in State S is


4,000 (case (i)) 8,000 (case (ii))


No convention 0 0


Full exemption (20a)a


a Numbers in brackets refer to paragraphs in this Commentary.


11,000 11,000


Exemption with progression (20b) 7,000 7,000


Full credit (23a) 4,000 8,000


Ordinary credit (23b) 4,000 7,000
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States adopt different methods, both Articles may be amalgamated in one, and the


name of the State must be inserted in each appropriate part of the Article, according to


the method adopted by that State.


31. Contracting States may use a combination of the two methods. Such


combination is indeed necessary for a Contracting State R which generally adopts the


exemption method in the case of income which under Articles 10 and 11 may be


subjected to a limited tax in the other Contracting State S. For such case, Article 23 A


provides in paragraph 2 a credit for the limited tax levied in the other Contracting


State S (adjustments to paragraphs 1 and 2 of Article 23 A may, however, be required in


the case of distributions from Real Estate Investment Trusts (REITs) where provisions


similar to those referred to in paragraphs 67.1 to 67.7 of the Commentary on Article 10


have been adopted by the Contracting States). Moreover, States which in general adopt


the exemption method may wish to exclude specific items of income from exemption


and to apply to such items the credit method. In such case, paragraph 2 of Article 23 A


could be amended to include these items of income.


31.1 One example where paragraph 2 could be so amended is where a State that


generally adopts the exemption method considers that that method should not apply


to items of income that benefit from a preferential tax treatment in the other State by


reason of a tax measure that has been introduced in that State after the date of


signature of the Convention. In order to include these items of income, paragraph 2


could be amended as follows:


2. Where a resident of a Contracting State derives an item of income which


a) may be taxed in the other Contracting State in accordance with the


provisions of Articles 10 and 11, (except to the extent that these provisions


allow taxation by that other State solely because the income is also income


derived by a resident of that State), or


b) may be taxed in the other Contracting State in accordance with the


provisions of this Convention (except to the extent that these provisions


allow taxation by that other State solely because the income is also income


derived by a resident of that State) but which benefits from a preferential tax


treatment in that other State by reason of a tax measure


(i) that has been introduced in the other Contracting State after the date of


signature of the Convention, and


(ii) in respect of which that State has notified the competent authorities of


the other Contracting State, before the item of income is so derived and


after consultation with that other State, that this paragraph shall apply,


the first-mentioned State shall allow as a deduction from the tax on the income of


that resident an amount equal to the tax paid in that other State. Such deduction


shall not, however, exceed that part of the tax, as computed before the deduction is


given, which is attributable to such item of income derived from that other State.


32. The two Articles are drafted in a general way and do not give detailed rules on


how the exemption or credit is to be computed, this being left to the domestic laws and
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practice applicable. Contracting States which find it necessary to settle any problem in


the Convention itself are left free to do so in bilateral negotiations.


E. Conflicts of qualification


32.1 Both Articles 23 A and 23 B require that relief be granted, through the exemption


or credit method, as the case may be, where an item of income or capital may be taxed


by the State of source in accordance with the provisions of the Convention. Thus, the


State of residence has the obligation to apply the exemption or credit method in


relation to an item of income or capital where the Convention authorises taxation of


that item by the State of source.


32.2 The interpretation of the phrase “may be taxed in the other Contracting State in


accordance with the provisions of this Convention”, which is used in both Articles, is


particularly important when dealing with cases where the State of residence and the


State of source classify the same item of income or capital differently for purposes of


the provisions of the Convention.


32.3 Different situations need to be considered in that respect. Where, due to


differences in the domestic law between the State of source and the State of residence,


the former applies, with respect to a particular item of income or capital, provisions of


the Convention that are different from those that the State of residence would have


applied to the same item of income or capital, the income is still being taxed in


accordance with the provisions of the Convention, as interpreted and applied by the


State of source. In such a case, therefore, the two Articles require that relief from


double taxation be granted by the State of residence notwithstanding the conflict of


qualification resulting from these differences in domestic law.


32.4 This point may be illustrated by the following example. A business is carried on


through a permanent establishment in State E by a partnership established in that


State. A partner, resident in State R, alienates his interest in that partnership. State E


treats the partnership as fiscally transparent whereas State R treats it as taxable entity.


State E therefore considers that the alienation of the interest in the partnership is, for


the purposes of its Convention with State R, an alienation by the partner of the


underlying assets of the business carried on by the partnership, which may be taxed by


that State in accordance with paragraph 1 or 2 of Article 13. State R, as it treats the


partnership as a taxable entity, considers that the alienation of the interest in the


partnership is akin to the alienation of a share in a company, which could not be taxed


by State E by reason of paragraph 5 of Article 13. In such a case, the conflict of


qualification results exclusively from the different treatment of partnerships in the


domestic laws of the two States and State E must be considered by State R to have


taxed the gain from the alienation “in accordance with the provisions of the


Convention” for purposes of the application of Article 23 A or Article 23 B. State R must


therefore grant an exemption pursuant to Article 23 A or give a credit pursuant to


Article 23 B irrespective of the fact that, under its own domestic law, it treats the


alienation gain as income from the disposition of shares in a corporate entity and that,


if State E's qualification of the income were consistent with that of State R, State R
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would not have to give relief under Article 23 A or Article 23 B. No double taxation will


therefore arise in such a case.


32.5 Article 23 A and Article 23 B, however, do not require that the State of residence


eliminate double taxation in all cases where the State of source has imposed its tax by


applying to an item of income a provision of the Convention that is different from that


which the State of residence considers to be applicable. For instance, in the example


above, if, for purposes of applying paragraph 2 of Article 13, State E considers that the


partnership carried on business through a fixed place of business but State R considers


that paragraph 5 applies because the partnership did not have a fixed place of business


in State E, there is actually a dispute as to whether State E has taxed the income in


accordance with the provisions of the Convention. The same may be said if State E,


when applying paragraph 2 of Article 13, interprets the phrase “forming part of the


business property” so as to include certain assets which would not fall within the


meaning of that phrase according to the interpretation given to it by State R. Such


conflicts resulting from different interpretation of facts or different interpretation of


the provisions of the Convention must be distinguished from the conflicts of


qualification described in the above paragraph where the divergence is based not on


different interpretations of the provisions of the Convention but on different


provisions of domestic law. In the former case, State R can argue that State E has not


imposed its tax in accordance with the provisions of the Convention if it has applied its


tax based on what State R considers to be a wrong interpretation of the facts or a wrong


interpretation of the Convention. States should use the provisions of Article 25 (Mutual


Agreement Procedure), and in particular paragraph 3 thereof, in order to resolve this


type of conflict in cases that would otherwise result in unrelieved double taxation.


32.6 The phrase “in accordance with the provisions of this Convention, may be taxed”


must also be interpreted in relation to possible cases of double non-taxation that can


arise under Article 23 A. Where the State of source considers that the provisions of the


Convention preclude it from taxing an item of income or capital which it would


otherwise have had the right to tax, the State of residence should, for purposes of


applying paragraph 1 of Article 23 A, consider that the item of income may not be


taxed by the State of source in accordance with the provisions of the Convention, even


though the State of residence would have applied the Convention differently so as to


have the right to tax that income if it had been in the position of the State of source.


Thus the State of residence is not required by paragraph 1 to exempt the item of


income, a result which is consistent with the basic function of Article 23 which is to


eliminate double taxation.


32.7 This situation may be illustrated by reference to a variation of the example


described above. A business is carried on through a fixed place of business in State E by


a partnership established in that State and a partner, resident in State R, alienates his


interest in that partnership. Changing the facts of the example, however, it is now


assumed that State E treats the partnership as a taxable entity whereas State R treats


it as fiscally transparent; it is further assumed that State R is a State that applies the


exemption method. State E, as it treats the partnership as a corporate entity, considers
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that the alienation of the interest in the partnership is akin to the alienation of a share


in a company, which it cannot tax by reason of paragraph 5 of Article 13. State R, on the


other hand, considers that the alienation of the interest in the partnership should have


been taxable by State E as an alienation by the partner of the underlying assets of the


business carried on by the partnership to which paragraph 1 or 2 of Article 13 would


have been applicable. In determining whether it has the obligation to exempt the


income under paragraph 1 of Article 23 A, State R should nonetheless consider that,


given the way that the provisions of the Convention apply in conjunction with the


domestic law of State E, that State may not tax the income in accordance with the


provisions of the Convention. State R is thus under no obligation to exempt the


income.


F. Timing mismatch


32.8 The provisions of the Convention that allow the State of source to tax particular


items of income or capital do not provide any restriction as to when such tax is to be


levied (see, for instance, paragraph 2.2 of the Commentary on Article 15). Since both


Articles 23 A and 23 B require that relief be granted where an item of income or capital


may be taxed by the State of source in accordance with the provisions of the


Convention, it follows that such relief must be provided regardless of when the tax is


levied by the State of source. The State of residence must therefore provide relief of


double taxation through the credit or exemption method with respect to such item of


income or capital even though the State of source taxes it in an earlier or later year.


Some States, however, do not follow the wording of Article 23 A or 23 B in their bilateral


conventions and link the relief of double taxation that they give under tax conventions


to what is provided under their domestic laws. These countries, however, would be


expected to seek other ways (the mutual agreement procedure, for example) to relieve


the double taxation which might otherwise arise in cases where the State of source


levies tax in a different taxation year.


II. Commentary on the provisions of Article 23 A
(exemption method)


Paragraph 1


A. The obligation of the State of residence to give exemption


33. In the Article it is laid down that the State of residence R shall exempt from tax


income and capital which in accordance with the Convention “may be taxed” in the


other State E or S.


34. The State of residence must accordingly exempt income and capital which may


be taxed by the other State in accordance with the Convention whether or not the right


to tax is in effect exercised by that other State. This method is regarded as the most


practical one since it relieves the State of residence from undertaking investigations of


the actual taxation position in the other State.
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34.1 The obligation imposed on the State of residence to exempt a particular item of


income or capital depends on whether this item may be taxed by the State of source in


accordance with the Convention. Paragraphs 32.1 to 32.7 above discuss how this


condition should be interpreted. Where the condition is met, however, the obligation


may be considered as absolute, subject to the exceptions of paragraphs 2 and 4 of


Article 23 A. Paragraph 2 addresses the case, already mentioned in paragraph 31 above,


of items of income which may only be subjected to a limited tax in the State of source.


For such items of income, the paragraph provides for the credit method (see


paragraph 47 below). Paragraph 4 addresses the case of certain conflicts of


qualification which would result in double non-taxation as a consequence of the


application of the Convention if the State of residence were obliged to give exemption


(see paragraphs 56.1 to 56.3 below).


35. Occasionally, negotiating States may find it reasonable in certain circumstances,


in order to avoid double non-taxation, to make an exception to the absolute obligation


on the State of residence to give exemption in cases where neither paragraph 3 or 4


would apply. Such may be the case where no tax on specific items of income or capital


is provided under the domestic laws of the State of source, or tax is not effectively


collected owing to special circumstances such as the set-off of losses, a mistake, or the


statutory time limit having expired. To avoid such double non-taxation of specific


items of income, Contracting States may agree to amend the relevant Article itself (see


paragraph 9 of the Commentary on Article 15 and paragraph 12 of the Commentary on


Article 17; for the converse case where relief in the State of source is subject to actual


taxation in the State of residence, see paragraph 20 of the Commentary on Article 10,


paragraph 10 of the Commentary on Article 11, paragraph 6 of the Commentary on


Article 12, paragraph 21 of the Commentary on Article 13 and paragraph 3 of the


Commentary on Article 21). One might also make an exception to the general rule, in


order to achieve a certain reciprocity, where one of the States adopts the exemption


method and the other the credit method. Finally, another exception to the general rule


may be made where a State wishes to apply to specific items of income the credit


method rather than exemption (see paragraph 31 above).


36. It should also be noted that, as explained in paragraphs 11.1 and 11.2 above,


Article 23 A does not oblige a Contracting State to exempt income or capital where the


only reason why the other Contracting State may tax that income or capital in


accordance with the provisions of the Convention is because that other State attributes


that income or capital to a resident of that other State.


B. Alternative formulation of the Article


37. An effect of the exemption method as it is drafted in the Article is that the


taxable income or capital in the State of residence is reduced by the amount exempted


in that State. If in a particular State the amount of income as determined for income


tax purposes is used as a measure for other purposes, e.g. social benefits, the


application of the exemption method in the form proposed may have the effect that


such benefits may be given to persons who ought not to receive them. To avoid such
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consequences, the Article may be altered so that the income in question is included in


the taxable income in the State of residence. The State of residence must, in such


cases, give up that part of the total tax appropriate to the income concerned. This


procedure would give the same result as the Article in the form proposed. States can be


left free to make such modifications in the drafting of the Article. If a State wants to


draft the Article as indicated above, paragraph 1 may be drafted as follows:


Where a resident of a Contracting State derives income or owns capital which, in


accordance with the provisions of this Convention, shall be taxable only or may be


taxed in the other Contracting State, the first-mentioned State shall, subject to the


provisions of paragraph 2, allow as a deduction from the income tax or capital tax


that part of the income tax or capital tax, respectively, which is applicable, as the


case may be, to the income derived from or the capital owned in that other State.


If the Article is so drafted, paragraph 3 would not be necessary and could be omitted.


C. Miscellaneous problems


38. Article 23 A contains the principle that the State of residence has to give


exemption, but does not give detailed rules on how the exemption has to be


implemented. This is consistent with the general pattern of the Convention. Articles 6


to 22 too lay down rules attributing the right to tax in respect of the various types of


income or capital without dealing, as a rule, with the determination of taxable income


or capital, deductions, rate of tax, etc. (see, however, Article 24). Experience has shown


that many problems may arise. This is especially true with respect to Article 23 A.


Some of them are dealt with in the following paragraphs. In the absence of a specific


provision in the Convention, the domestic laws of each Contracting State are


applicable. Some conventions contain an express reference to the domestic laws but of


course this would not help where the exemption method is not used in the domestic


laws. In such cases, Contracting States which face this problem should establish rules


for the application of Article 23 A, if necessary, after having consulted with the


competent authority of the other Contracting State (paragraph 3 of Article 25).


1. Amount to be exempted


39. The amount of income to be exempted from tax by the State of residence is the


amount which, but for the Convention, would be subjected to domestic income tax


according to the domestic laws governing such tax. It may, therefore, differ from the


amount of income subjected to tax by the State of source according to its domestic


laws.


40. Normally, the basis for the calculation of income tax is the total net income, i.e.


gross income less allowable deductions. Therefore, it is the gross income derived from


the State of source less any allowable deductions (specified or proportional) connected


with such income which is to be exempted.
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41. Problems arise from the fact that most countries provide in their respective


taxation laws for additional deductions from total income or specific items of income


to arrive at the income subject to tax. A numerical example may illustrate the problem:


The question is, what amount should be exempted from tax, e.g.


— 100 (line b), leaving a taxable amount of 50;


— 90 (half of line e, according to the ratio between line b and line c), leaving 60 (line f


being fully deducted from domestic income);


— 75 (half of line g, according to the ratio between line b and line c), leaving 75;


— or any other amount.


42. A comparison of the laws and practices of the OECD member countries shows


that the amount to be exempted varies considerably from country to country. The


solution adopted by a State will depend on the policy followed by that State and its tax


structure. It may be the intention of a State that its residents always enjoy the full


benefit of their personal and family allowances and other deductions. In other States


these tax free amounts are apportioned. In many States personal or family allowances


form part of the progressive scale, are granted as a deduction from tax, or are even


unknown, the family status being taken into account by separate tax scales.


43. In view of the wide variety of fiscal policies and techniques in the different States


regarding the determination of tax, especially deductions, allowances and similar


benefits, it is preferable not to propose an express and uniform solution in the


Convention, but to leave each State free to apply its own legislation and technique.


Contracting States which prefer to have special problems solved in their convention


are, of course, free to do so in bilateral negotiations. Finally, attention is drawn to the


fact that the problem is also of importance for States applying the credit method (see


paragraph 62 below).


2. Treatment of losses


44. Several States in applying Article 23 A treat losses incurred in the other State in


the same manner as they treat income arising in that State: as State of residence


(State R), they do not allow deduction of a loss incurred from immovable property or a


permanent establishment situated in the other State (E or S). Provided that this other


State allows carry-over of such loss, the taxpayer will not be at any disadvantage as he


a) Domestic income (gross less allowable expenses) 100
b) Income from the other State (gross less allowable expenses) 100
c) Total income 200
d) Deductions for other expenses provided for under the laws of


the State of residence which are not connected with any of the
income under a or b, such as insurance premiums, contributions
to welfare institutions


-20


e) “Net” income 180
f) Personal and family allowances -30
g) Income subject to tax 150
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is merely prevented from claiming a double deduction of the same loss namely in


State E (or S) and in State R. Other States may, as State of residence R, allow a loss


incurred in State E (or S) as a deduction from the income they assess. In such a case


State R should be free to restrict the exemption under paragraph 1 of Article 23 A for


profits or income which are made subsequently in the other State E (or S) by deducting


from such subsequent profits or income the amount of earlier losses which the


taxpayer can carry over in State E (or S). As the solution depends primarily on the


domestic laws of the Contracting States and as the laws of the OECD member countries


differ from each other substantially, no solution can be proposed in the Article itself, it


being left to the Contracting States, if they find it necessary, to clarify the above-


mentioned question and other problems connected with losses (see paragraph 62


below for the credit method) bilaterally, either in the Article itself or by way of a mutual


agreement procedure (paragraph 3 of Article 25).


3. Taxation of the rest of the income


45. Apart from the application of progressive tax rates which is now dealt with in


paragraph 3 of the Article (see paragraphs 55 and 56 below), some problems may arise


from specific provisions of the tax laws. Thus, e.g. some tax laws provide that taxation


starts only if a minimum amount of taxable income is reached or exceeded (tax exempt


threshold). Total income before application of the Convention may clearly exceed such


tax free threshold, but by virtue of the exemption resulting from the application of the


Convention which leads to a deduction of the tax exempt income from total taxable


income, the remaining taxable income may be reduced to an amount below this


threshold. For the reasons mentioned in paragraph 43 above, no uniform solution can


be proposed. It may be noted, however, that the problem will not arise, if the


alternative formulation of paragraph 1 of Article 23 A (as set out in paragraph 37 above)


is adopted.


46. Certain States have introduced special systems for taxing corporate income (see


paragraphs 40 to 67 of the Commentary on Article 10). In States applying a split rate


corporation tax (paragraph 43 of the said Commentary), the problem may arise


whether the income to be exempted has to be deducted from undistributed income (to


which the normal rate of tax applies) or from distributed income (to which the reduced


rate applies) or whether the income to be exempted has to be attributed partly to


distributed and partly to undistributed income. Where, under the laws of a State


applying the split rate corporation tax, a supplementary tax is levied in the hands of a


parent company on dividends which it received from a domestic subsidiary company


but which it does not redistribute (on the grounds that such supplementary tax is a


compensation for the benefit of a lower tax rate granted to the subsidiary on the


distributions), the problem arises, whether such supplementary tax may be charged


where the subsidiary pays its dividends out of income exempt from tax by virtue of the


Convention. Finally a similar problem may arise in connection with taxes (précompte,


Advance Corporation Tax) which are levied on distributed profits of a corporation in


order to cover the tax credit attributable to the shareholders (see paragraph 47 of the
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Commentary on Article 10). The question is whether such special taxes connected with


the distribution of profits, could be levied insofar as distributions are made out of


profits exempt from tax. It is left to Contracting States to settle these questions by


bilateral negotiations.


Paragraph 2
47. In Articles 10 and 11 the right to tax dividends and interest is divided between


the State of residence and the State of source. In these cases, the State of residence is


left free not to tax if it wants to do so (see e.g. paragraphs 72 to 78 below) and to apply


the exemption method also to the above-mentioned items of income. However, where


the State of residence prefers to make use of its right to tax such items of income, it


cannot apply the exemption method to eliminate the double taxation since it would


thus give up fully its right to tax the income concerned. For the State of residence, the


application of the credit method would normally seem to give a satisfactory solution.


Moreover, as already indicated in paragraph 31 above, States which in general apply


the exemption method may wish to apply to specific items of income the credit


method rather than exemption. Consequently, the paragraph is drafted in accordance


with the ordinary credit method. The Commentary on Article 23 B hereafter applies


mutatis mutandis to paragraph 2 of Article 23 A.


48. In the cases referred to in the previous paragraph, certain maximum percentages


are laid down for tax reserved to the State of source. In such cases, the rate of tax in the


State of residence will very often be higher than the rate in the State of source. The


limitation of the deduction which is laid down in the second sentence of paragraph 2


and which is in accordance with the ordinary credit method is therefore of


consequence only in a limited number of cases. If, in such cases, the Contracting States


prefer to waive the limitation and to apply the full credit method, they can do so by


deleting the second sentence of paragraph 2.


Dividends from substantial holdings by a company


49. The combined effect of paragraphs 1 and 2 of Article 10 and Article 23 (Article 23 A


or 23 B as appropriate) is that the State of residence of the shareholder is allowed to tax


dividends arising in the other State, but that it must credit against its own tax on such


dividends the tax which has been collected by the State where the dividends arise at a


rate fixed under paragraph 2 of Article 10. This regime equally applies when the


recipient of the dividends is a parent company receiving dividends from a subsidiary; in


this case, the tax withheld in the State of the subsidiary — and credited in the State of


the parent company — is limited to 5 per cent of the gross amount of the dividends by


the application of subparagraph a) of paragraph 2 of Article 10.


50. These provisions effectively avoid the juridical double taxation of dividends but


they do not prevent recurrent corporate taxation on the profits distributed to the


parent company: first at the level of the subsidiary and again at the level of the parent


company. Such recurrent taxation creates a very important obstacle to the


development of international investment. Many States have recognised this and have
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inserted in their domestic laws provisions designed to avoid this obstacle. Moreover,


provisions to this end are frequently inserted in double taxation conventions.


51. The Committee on Fiscal Affairs has considered whether it would be appropriate


to modify Article 23 of the Convention in order to settle this question. Although many


States favoured the insertion of such a provision in the Model Convention this met


with many difficulties, resulting from the diverse opinions of States and the variety of


possible solutions. Some States, fearing tax evasion, preferred to maintain their


freedom of action and to settle the question only in their domestic laws.


52. In the end, it appeared preferable to leave States free to choose their own


solution to the problem. For States preferring to solve the problem in their conventions,


the solutions would most frequently follow one of the principles below:


a) Exemption with progression


The State of which the parent company is a resident exempts the dividends


it receives from its subsidiary in the other State, but it may nevertheless take


these dividends into account in computing the tax due by the parent


company on the remaining income (such a provision will frequently be favoured


by States applying the exemption method specified in Article 23 A).


b) Credit for underlying taxes


As regards dividends received from the subsidiary, the State of which the parent


company is a resident gives credit as provided for in paragraph 2 of Article 23 A


or in paragraph 1 of Article 23 B, as appropriate, not only for the tax on dividends


as such, but also for the tax paid by the subsidiary on the profits distributed (such


a provision will frequently be favoured by States applying as a general rule the


credit method specified in Article 23 B).


c) Assimilation to a holding in a domestic subsidiary


The dividends that the parent company derives from a foreign subsidiary are


treated, in the State of the parent company, in the same way for tax purposes as


dividends received from a subsidiary which is a resident of that State.


53. When the State of the parent company levies taxes on capital, a similar solution


should also be applied to such taxes.


54. Moreover, States are free to fix the limits and methods of application of these


provisions (definition and minimum duration of holding of the shares, proportion of


the dividends deemed to be taken up by administrative or financial expenses) or to


make the relief granted under the special regime subject to the condition that the


subsidiary is carrying out a genuine economic activity in the State of which it is a


resident, or that it derives the major part of its income from that State or that it is


subject to a substantial taxation on profits therein.


Paragraph 3
55. The 1963 Draft Convention reserved expressly the application of the progressive


scale of tax rates by the State of residence (last sentence of paragraph 1 of Article 23 A)
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and most conventions concluded between OECD member countries which adopt the


exemption method follow this principle. According to paragraph 3 of Article 23 A, the


State of residence retains the right to take the amount of exempted income or capital


into consideration when determining the tax to be imposed on the rest of the income


or capital. The rule applies even where the exempted income (or items of capital) and


the taxable income (or items of capital) accrue to those persons (e.g. husband and wife)


whose incomes (or items of capital) are taxed jointly according to the domestic laws.


This principle of progression applies to income or capital exempted by virtue of


paragraph 1 of Article 23 A as well as to income or capital which under any


other provision of the Convention “shall be taxable only” in the other Contracting State


(see paragraph 6 above). This is the reason why, in the 1977 Model Convention, the


principle of progression was transferred from paragraph 1 of Article 23 A to a new


paragraph 3 of the said Article, and reference was made to exemption “in accordance


with any provision of the Convention”.


56. Paragraph 3 of Article 23 A relates only to the State of residence. The form of the


Article does not prejudice the application by the State of source of the provisions of its


domestic laws concerning the progression.


Paragraph 4
56.1 The purpose of this paragraph is to avoid double non taxation as a result of


disagreements between the State of residence and the State of source on the facts of a


case or on the interpretation of the provisions of the Convention. The paragraph


applies where, on the one hand, the State of source interprets the facts of a case or the


provisions of the Convention in such a way that an item of income or capital falls


under a provision of the Convention that eliminates its right to tax that item or limits


the tax that it can impose while, on the other hand, the State of residence adopts a


different interpretation of the facts or of the provisions of the Convention and thus


considers that the item may be taxed in the State of source in accordance with the


Convention, which, absent this paragraph, would lead to an obligation for the State of


residence to give exemption under the provisions of paragraph 1.


56.2 The paragraph only applies to the extent that the State of source has applied the


provisions of the Convention to exempt an item of income or capital or has applied the


provisions of paragraph 2 of Article 10 or 11 to an item of income. The paragraph would


therefore not apply where the State of source considers that it may tax an item of


income or capital in accordance with the provisions of the Convention but where no


tax is actually payable on such income or capital under the provisions of the domestic


laws of the State of source. In such a case, the State of residence must exempt that item


of income under the provisions of paragraph 1 because the exemption in the State of


source does not result from the application of the provisions of the Convention but,


rather, from the domestic law of the State of source (see paragraph 34 above). Similarly,


where the source and residence States disagree not only with respect to the


qualification of the income but also with respect to the amount of such income,


paragraph 4 applies only to that part of the income that the State of source exempts
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from tax through the application of the Convention or to which that State applies


paragraph 2 of Article 10 or 11.


56.3 Cases where the paragraph applies must be distinguished from cases where the


qualification of an item of income under the domestic law of the State of source


interacts with the provisions of the Convention to preclude that State from taxing an


item of income or capital in circumstances where the qualification of that item under


the domestic law of the State of residence would not have had the same result. In such


a case, which is discussed in paragraphs 32.6 and 32.7 above, paragraph 1 does not


impose an obligation on the State of residence to give exemption because the item of


income may not be taxed in the State of source in accordance with the Convention.


Since paragraph 1 does not apply, the provisions of paragraph 4 are not required in


such a case to ensure the taxation right of the State of residence.


III. Commentary on the provisions of Article 23 B
(credit method)


Paragraph 1


A. Methods


57. Article 23 B, based on the credit principle, follows the ordinary credit method: the


State of residence (R) allows, as a deduction from its own tax on the income or capital


of its resident, an amount equal to the tax paid in the other State E (or S) on the income


derived from, or capital owned in, that other State E (or S), but the deduction is


restricted to the appropriate proportion of its own tax.


58. The ordinary credit method is intended to apply also for a State which follows


the exemption method but has to give credit, under paragraph 2 of Article 23 A, for the


tax levied at limited rates in the other State on dividends and interest (see


paragraph 47 above). The possibility of some modification as mentioned in


paragraphs 47 and 48 above (full credit) could, of course, also be of relevance in the case


of dividends and interest paid to a resident of a State which adopted the ordinary credit


method (see also paragraph 63 below).


59. The obligation imposed by Article 23 B on a State R to give credit for the tax levied


in the other State E (or S) on an item of income or capital depends on whether this item


may be taxed by the State E (or S) in accordance with the Convention. Paragraphs 32.1


to 32.7 above discuss how this condition should be interpreted. Items of income which


according to subparagraph a) of paragraphs 1 and 2 of Article 19 “shall be taxable only”


in the other State are from the outset exempt from tax in State R (see paragraph 6


above), and the Commentary on Article 23 A applies to such exempted income. As


regards progression, reference is made to paragraph 2 of the Article (and paragraph 79


below).


60. Article 23 B sets out the main rules of the credit method, but does not


give detailed rules on the computation and operation of the credit. This is consistent
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with the general pattern of the Convention. Experience has shown that many problems


may arise. Some of them are dealt with in the following paragraphs. In many States,


detailed rules on credit for foreign tax already exist in their domestic laws. A number


of conventions, therefore, contain a reference to the domestic laws of the Contracting


States and further provide that such domestic rules shall not affect the principle laid


down in Article 23 B. Where the credit method is not used in the domestic laws of a


Contracting State, this State should establish rules for the application of Article 23 B, if


necessary after consultation with the competent authority of the other Contracting


State (paragraph 3 of Article 25).


61. The amount of foreign tax for which a credit has to be allowed is the tax


effectively paid in accordance with the Convention in the other Contracting State


(excluding the amount of tax paid in that other State solely because the income or


capital is also income derived by a resident of that State or capital owned by a resident


of that State). Problems may arise, e.g. where such tax is not calculated on the income


of the year for which it is levied but on the income of a preceding year or on the


average income of two of more preceding years. Other problems may arise in


connection with different methods of determining the income or in connection


with changes in the currency rates (devaluation or revaluation). However, such


problems could hardly be solved by an express provision in the Convention.


62. According to the provisions of the second sentence of paragraph 1 of Article 23 B,


the deduction which the State of residence (R) is to allow is restricted to that part of the


income tax which is appropriate to the income derived from the State S, or E (so-called


“maximum deduction”). Such maximum deduction may be computed either by


apportioning the total tax on total income according to the ratio between the income


for which credit is to be given and the total income, or by applying the tax rate for total


income to the income for which credit is to be given. In fact, in cases where the tax in


State E (or S) equals or exceeds the appropriate tax of State R, the credit method will


have the same effect as the exemption method with progression. Also under the credit


method, similar problems as regards the amount of income, tax rate, etc. may arise as


are mentioned in the Commentary on Article 23 A (see especially paragraphs 39 to 41


and 44 above). For the same reasons mentioned in paragraphs 42 and 43 above, it is


preferable also for the credit method not to propose an express and uniform solution


in the Convention, but to leave each State free to apply its own legislation and


technique. This is also true for some further problems which are dealt with below.


63. The maximum deduction is normally computed as the tax on net income, i.e. on


the income from State E (or S) less allowable deductions (specified or proportional)


connected with such income (see paragraph 40 above). For such reason, the maximum


deduction in many cases may be lower than the tax effectively paid in State E (or S).


This may especially be true in the case where, for instance, a resident of State R


deriving interest from State S has borrowed funds from a third person to finance the


interest-producing loan. As the interest due on such borrowed money may be offset


against the interest derived from State S, the amount of net income subject to tax in


State R may be very small, or there may even be no net income at all. As explained in
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paragraph 7.1 of the Commentary on Article 11, the problem, in that case, cannot


be solved by State R, since little or no tax will be levied in that State. One solution


would be to exempt such interest from tax in State S, as is proposed in paragraphs 7


to 7.12 of the Commentary on Article 11.


64. If a resident of State R derives income of different kinds from State S, and the


latter State, according to its tax laws imposes tax only on one of these items, the


maximum deduction which State R is to allow will normally be that part of its tax


which is appropriate only to that item of income which is taxed in State S. However,


other solutions are possible, especially in view of the following broader problem:


the fact that credit has to be given, e.g. for several items of income on which tax at


different rates is levied in State S, or for income from several States, with or


without conventions, raises the question whether the maximum deduction or the


credit has to be calculated separately for each item of income, or for each country,


or for all foreign income qualifying for credit under domestic laws and under


conventions. Under an “overall credit” system, all foreign income is aggregated,


and the total of foreign taxes is credited against the domestic tax appropriate to the


total foreign income.


65. Further problems may arise in case of losses. A resident of State R, deriving


income from State E (or S), may have a loss in State R, or in State E (or S) or in a third


State. For purposes of the tax credit, in general, a loss in a given State will be set off


against other income from the same State. Whether a loss suffered outside State R


(e.g. in a permanent establishment) may be deducted from other income, whether


derived from State R or not depends on the domestic laws of State R. Here similar


problems may arise, as mentioned in the Commentary on Article 23 A


(paragraph 44 above). When the total income is derived from abroad, and no


income but a loss not exceeding the income from abroad arises in State R, then the


total tax charged in State R will be appropriate to the income from State S, and the


maximum deduction which State R is to allow will consequently be the tax charged


in State R. Other solutions are possible.


66. The aforementioned problems depend very much on domestic laws and


practice, and the solution must, therefore, be left to each State. In this context,


it may be noted that some States are very liberal in applying the credit method.


Some States are also considering or have already adopted the possibility of carrying


over unused tax credits. Contracting States are, of course, free in bilateral


negotiations to amend the Article to deal with any of the aforementioned


problems.


67. In so-called “thin capitalisation” situations, the Model Convention allows the


State of the borrower company, under certain conditions, to treat an interest


payment as a distribution of dividends in accordance with its domestic legislation;


the essential condition is that the contributor of the loan should effectively share


the risks run by the borrower company. This gives rise to two consequences:


— the taxing at source of such “interest” at the rate for dividends (paragraph 2


of Article 10);
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— the inclusion of such “interest” in the taxable profits of the lender company.


68. If the relevant conditions are met, the State of residence of the lender would be


obliged to give relief for any juridical or economic double taxation of the interest as if


the payment was in fact a dividend. It should then give credit for tax effectively


withheld on this interest in the State of residence of the borrower at the rate applicable


to dividends and, in addition, if the lender is the parent company of the borrower


company, apply to such “interest” any additional relief under its parent/subsidiary


regime. This obligation may result:


a) from the actual wording of Article 23 of the Convention, when it grants relief in


respect of income defined as dividends in Article 10 or of items of income dealt


with in Article 10;


b) from the context of the Convention, i.e. from a combination of Articles 9, 10, 11,


and 23 and if need be, by way of the mutual agreement procedure:


— where the interest has been treated in the country of residence of


the borrower company as a dividend under rules which are in accordance


with paragraph 1 of Article 9 or paragraph 6 of Article 11 and where the State


of residence of the lender agrees that it has been properly so treated and is


prepared to apply a corresponding adjustment;


— when the State of residence of the lender applies similar thin capitalisation


rules and would treat the payment as a dividend in a reciprocal situation, i.e.


if the payment were made by a company established in its territory to a


resident in the other Contracting State;


— in all other cases where the State of residence of the lender recognises that


it was proper for the State of residence of the borrower to treat the interest


as a dividend.


69. As regards dividends from a substantial holding by a company, reference is made


to paragraphs 49 to 54 above.


69.1 Problems may arise where Contracting States treat entities such as partnerships


in a different way. Assume, for example, that the State where a partnership is


established treats that partnership as a company and the State of residence of a


partner treats it as fiscally transparent. The State of the partnership may, subject to the


applicable provisions of the Convention, tax the partnership on its income when that


income is realised and, subject to the limitations of paragraph 2 of Article 10, may also


tax the distribution of profits by the partnership to its non-resident partners. The State


of residence of the partner, however, will only tax the partner on his share of the


partnership’s income when that income is realised by the partnership.


69.2 The first issue that arises in this case is whether the State of residence of the


partner, which taxes the partner on his share in the partnership’s income, is obliged,


under the Convention, to give credit for the tax that is levied on the partnership in the


State of the partnership, which that latter State treats as a separate taxable entity. The


answer to that question must be affirmative to the extent that the income may be


taxed by the State of the partnership in accordance with the provisions of the
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Convention that allow taxation of the relevant income as the State of source or as a


State where there is a permanent establishment to which that income is attributable


(see also paragraphs 11.1 and 11.2 above). To the extent that the State of residence of


the partner flows through the income of the partnership to the partner for the purpose


of taxing that partner, it must adopt a coherent approach and flow through to the


partner the tax paid by the partnership (but only to the extent that such tax is paid in


accordance with the provisions of the Convention that allow source taxation) for the


purposes of eliminating double taxation arising from its taxation of the partner. In


other words, if the corporate status given to the partnership by the State of source is


ignored by the State of residence for purposes of taxing the partner on his share of the


income, it should likewise be ignored for purposes of the foreign tax credit.


69.3 A second issue that arises in this case is the extent to which the State of


residence of the partner must provide credit for the tax levied by the State of the


partnership on the distribution, which is not taxed in the State of residence. The


answer to that question lies in that last fact. Since the distribution is not taxed in the


State of residence of the partner, there is simply no tax in that State against which to


credit the tax levied by the State of the partnership upon the distribution. A clear


distinction must be made between the generation of profits and the distribution of


those profits and the State of residence of the partner should not be expected to credit


the tax levied by the State of the partnership upon the distribution against its own tax


levied upon generation (see the first sentence of paragraph 64 above).


B. Remarks concerning capital tax


70. As paragraph 1 is drafted, credit is to be allowed for income tax only against


income tax and for capital tax only against capital tax. Consequently, credit for or


against capital tax will be given only if there is a capital tax in both Contracting States.


71. In bilateral negotiations, two Contracting States may agree that a tax called a


capital tax is of a nature closely related to income tax and may, therefore, wish to allow


credit for it against income tax and vice versa. There are cases where, because one


State does not impose a capital tax or because both States impose capital taxes only on


domestic assets, no double taxation of capital will arise. In such cases it is, of course,


understood that the reference to capital taxation may be deleted. Furthermore, States


may find it desirable, regardless of the nature of the taxes under the convention, to


allow credit for the total amount of tax in the State of source or situs against the total


amount of tax in the State of residence. Where, however, a convention includes both


real capital taxes and capital taxes which are in their nature income taxes, the States


may wish to allow credit against income tax only for the latter capital taxes. In such


cases, States are free to alter the proposed Article so as to achieve the desired effect.


C. Tax sparing


72. Some States grant different kinds of tax incentives to foreign investors for the


purpose of attracting foreign investment. When the State of residence of a foreign
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investor applies the credit method, the benefit of the incentive granted by a State of


source may be reduced to the extent that the State of residence, when taxing income


that has benefited from the incentive, will allow a deduction only for the tax actually


paid in the State of source. Similarly, if the State of residence applies the exemption


method but subject the application of that method to a certain level of taxation by the


State of source, the granting of a tax reduction by the State of source may have the


effect of denying the investor the application of the exemption method in his State of


residence.


73. To avoid any such effect in the State of residence, some States that have adopted


tax incentive programmes wish to include provisions, usually referred to as “tax


sparing” provisions, in their conventions. The purpose of these provisions is to allow


non-residents to obtain a foreign tax credit for the taxes that have been “spared” under


the incentive programme of the source State or to ensure that these taxes will be taken


into account for the purposes of applying certain conditions that may be attached to


exemption systems.


74. Tax sparing provisions constitute a departure from the provisions of Articles 23 A


and 23 B. Tax sparing provisions may take different forms, as for example:


a) the State of residence will allow as a deduction the amount of tax which the


State of source could have imposed in accordance with its general legislation or


such amount as limited by the Convention (e.g. limitations of rates provided for


dividends and interest in Articles 10 and 11) even if the State of source has


waived all or part of that tax under special provisions for the promotion of its


economic development;


b) as a counterpart for the tax reduction by the State of source, the State of


residence agrees to allow a deduction against its own tax of an amount (in part


fictitious) fixed at a higher rate;


c) the State of residence exempts the income which has benefited from tax


incentives in the State of source.


75. A 1998 report by the Committee of Fiscal Affairs, entitled “Tax Sparing: a


Reconsideration”,1 analyses the tax policy considerations that underlie tax sparing


provisions as well as their drafting. The report identifies a number of concerns that put


into question the overall usefulness of the granting of tax sparing relief. These


concerns relate in particular to:


— the potential for abuse offered by tax sparing;


— the effectiveness of tax sparing as an instrument of foreign aid to promote


economic development of the source country; and


— general concerns with the way in which tax sparing may encourage States to use


tax incentives.


1 Reproduced in Volume II of the full version of the OECD Model Tax Convention at
page R(14)-1.
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76. Experience has shown that tax sparing is very vulnerable to taxpayer abuse,


which can be very costly in terms of lost revenue to both the State of residence and the


State of source. This kind of abuse is difficult to detect. In addition, even where it is


detected, it is difficult for the State of residence to react quickly against such abuse.


The process of removing or modifying existing tax sparing provisions to prevent such


abuses is often slow and cumbersome.


77. Furthermore, tax sparing is not necessarily an effective tool to promote economic


development. A reduction or elimination of the benefit of the tax incentive by the State


of residence will, in most cases, only occur to the extent that profits are repatriated. By


promoting the repatriation of profits, tax sparing may therefore provide an inherent


incentive to foreign investors to engage in short-term investment projects and a


disincentive to operate in the source State on a long-term basis. Also, foreign tax credit


systems are usually designed in a way that allows a foreign investor, in computing its


foreign tax credit, to offset to some extent the reduction of taxes resulting from a


particular tax incentive with the higher taxes paid in that or other country so that,


ultimately, no additional taxes are levied by the State of residence as a result of the tax


incentive.


78. Finally, the accelerating integration of national economies has made many


segments of the national tax bases increasingly geographically mobile. These


developments have induced some States to adopt tax regimes that have as their


primary purpose the erosion of the tax bases of other countries. These types of tax


incentives are specifically tailored to target highly mobile financial and other services


that are particularly sensitive to tax differentials. The potentially harmful effects of


such regimes may be aggravated by the existence of ill-designed tax sparing provisions


in treaties. This is particularly so where a State adopts a tax regime subsequent to the


conclusion of treaties and tailors this regime so as to ensure that it is covered by the


scope of the existing tax sparing provision.


78.1 The Committee concluded that member States should not necessarily refrain


from adopting tax sparing provisions. The Committee expressed the view, however,


that tax sparing should be considered only in regard to States the economic level of


which is considerably below that of OECD member States. Member States should


employ objective economic criteria to define States eligible for tax sparing. Where


States agree to insert a tax sparing provision, they are therefore encouraged to follow


the guidance set out in section VI of the tax sparing report. The use of these “best


practices” will minimise the potential for abuse of such provisions by ensuring that


they apply exclusively to genuine investments aimed at developing the domestic


infrastructure of the source State. A narrow provision applying to real investment


would also discourage harmful tax competition for geographically mobile activities.


Paragraph 2
79. This paragraph has been added to enable the State of residence to retain the right


to take the amount of income or capital exempted in that State into consideration


when determining the tax to be imposed on the rest of the income or capital. The right
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so retained extends to income or capital which “shall be taxable only” in the other


State. The principle of progression is thus safeguarded for the State of residence, not


only in relation to income or capital which “may be taxed” in the other State, but also


for income or capital which “shall be taxable only” in that other State. The


Commentary on paragraph 3 of Article 23 A in relation to the State of source also


applies to paragraph 2 of Article 23 B.


Observations on the Commentary
80. The Netherlands in principle is in favour of solving situations of both double


taxation and double non-taxation due to conflicts of qualification between Contracting


States, since in the Netherland’s view such situations are not intended by the


Contracting States and moreover go against the object and purpose of a tax treaty.


However, the Netherlands does not agree with the interpretation given in


paragraphs 32.4 and 32.6 to the phrase “in accordance with the provisions of this


Convention” in Articles 23 A and 23 B of the Convention that in cases of conflicts of


qualification that are due to differences in domestic law between the State of source


and the State of residence as a rule the qualification given by the State of source would


prevail for purposes of the application by the State of residence of Article 23 A or 23 B.


The Netherlands wishes to preserve its right to subject a solution and its modalities for


a certain conflict of qualification to the circumstances of the cases at hand and to the


relationship with the Contracting State concerned. The Netherlands therefore will


adhere to said interpretation in paragraphs 32.4 and 32.6 only, and to the extent which,


it is explicitly so confirmed in a specific tax treaty, as a result of mutual agreement


between competent authorities as meant in Article 25 of the Convention or as


unilateral policy.


81. Switzerland reserves its right not to apply the rules laid down in paragraph 32.3 in


cases where a conflict of qualification results from a modification to the internal law of


the State of source subsequent to the conclusion of a Convention.


82. The United States does not agree with the final sentence of paragraph 11.1 of the


Commentary.


Reservations on the Article
83. Consistent with its reservations on paragraphs 2 and 3 of Article 1, France


reserves the right not to include in paragraph 1 of Articles 23 A and 23 B the


modifications provided by the 2017 update of the Model Tax Convention relative to the


elimination of double taxation in the presence of a fiscally transparent entity.


84. Luxembourg reserves the right not to include in paragraph 1 the modifications


provided by the 2017 update of the Model Tax Convention.


85. The United States reserves its right not to include in paragraph 1 the parenthetical


phrase “(except to the extent that these provisions allow taxation by that other State


solely because the income is also income derived by a resident of that State or because


the capital is also capital owned by a resident of that State)”. Furthermore, the United
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States wishes to express the opinion that paragraph 1, which has been added to


address so-called “economic double taxation” is inconsistent with paragraphs 1 and 2


of the Commentary, which explain that Article 23 deals only with so called “juridical


double taxation”.
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General remarks


1. This Article deals with the elimination of tax discrimination in certain


precise circumstances. All tax systems incorporate legitimate distinctions based,


for example, on differences in liability to tax or ability to pay. The non-


discrimination provisions of the Article seek to balance the need to prevent


unjustified discrimination with the need to take account of these legitimate


distinctions. For that reason, the Article should not be unduly extended to cover so-


called “indirect” discrimination. For example, whilst paragraph 1, which deals with


discrimination on the basis of nationality, would prevent a different treatment that


is really a disguised form of discrimination based on nationality such as a different


treatment of individuals based on whether or not they hold, or are entitled to, a


passport issued by the State, it could not be argued that non-residents of a given


State include primarily persons who are not nationals of that State to conclude that


a different treatment based on residence is indirectly a discrimination based on


nationality for purposes of that paragraph.


2. Likewise, the provisions of the Article cannot be interpreted as to require


most-favoured-nation treatment. Where a State has concluded a bilateral or


multilateral agreement which affords tax benefits to nationals or residents of the


other Contracting State(s) party to that agreement, nationals or residents of a third


State that is not a Contracting State of the treaty may not claim these benefits by


reason of a similar non-discrimination provision in the double taxation convention


between the third State and the first-mentioned State. As tax conventions are


based on the principle of reciprocity, a tax treatment that is granted by one


Contracting State under a bilateral or multilateral agreement to a resident or


national of another Contracting State party to that agreement by reason of the


specific economic relationship between those Contracting States may not be


extended to a resident or national of a third State under the non-discrimination


provision of the tax convention between the first State and the third State.


3. The various provisions of Article 24 prevent differences in tax treatment that


are solely based on certain specific grounds (e.g. nationality, in the case of


paragraph 1). Thus, for these paragraphs to apply, other relevant aspects must be


the same. The various provisions of Article 24 use different wording to achieve that


result (e.g. “in the same circumstances” in paragraphs 1 and 2; “carrying on the


same activities” in paragraph 3; “similar enterprises” in paragraph 5). Also, whilst


the Article seeks to eliminate distinctions that are solely based on certain grounds,


it is not intended to provide foreign nationals, non-residents, enterprises of other


States or domestic enterprises owned or controlled by non-residents with a tax


treatment that is better than that of nationals, residents or domestic enterprises


owned or controlled by residents (see, for example, paragraph 34 below).
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4. Finally, as illustrated by paragraph 79 below, the provisions of the Article must be


read in the context of the other Articles of the Convention so that measures that are


mandated or expressly authorised by the provisions of these Articles cannot be


considered to violate the provisions of the Article even if they only apply, for example,


as regards payments to non-residents. Conversely, however, the fact that a particular


measure does not constitute a violation of the provisions of the Article does not mean


that it is authorised by the Convention since that measure could violate other Articles


of the Convention.


Paragraph 1
5. This paragraph establishes the principle that for purposes of taxation


discrimination on the grounds of nationality is forbidden, and that, subject to


reciprocity, the nationals of a Contracting State may not be less favourably treated in


the other Contracting State than nationals of the latter State in the same


circumstances.


6. It is noteworthy that the principle of non-discrimination, under various


descriptions and with a more or less wide scope, was applied in international fiscal


relations well before the appearance, at the end of the 19th Century, of the classic type


of double taxation conventions. Thus, in a great many agreements of different kinds


(consular or establishment conventions, treaties of friendship or commerce, etc.)


concluded by States, especially in the 19th Century, in order to extend and strengthen


the diplomatic protection of their nationals wherever resident, there are clauses under


which each of the two Contracting States undertakes to accord nationals of the other


State equality of treatment with its own nationals. The fact that such clauses


subsequently found their way into double taxation conventions has in no way affected


their original justification and scope. The text of paragraph 1 provides that the


application of this paragraph is not restricted by Article 1 to nationals solely who are


residents of a Contracting State, but on the contrary, extends to all nationals of each


Contracting State, whether or not they be residents of one of them. In other words, all


nationals of a Contracting State are entitled to invoke the benefit of this provision as


against the other Contracting State. This holds good, in particular, for nationals of the


Contracting States who are not residents of either of them but of a third State.


7. The expression “in the same circumstances” refers to taxpayers (individuals,


legal persons, partnerships and associations) placed, from the point of view of the


application of the ordinary taxation laws and regulations, in substantially similar


circumstances both in law and in fact. The expression “in particular with respect to


residence” makes clear that the residence of the taxpayer is one of the factors that are


relevant in determining whether taxpayers are placed in similar circumstances. The


expression “in the same circumstances” would be sufficient by itself to establish that a


taxpayer who is a resident of a Contracting State and one who is not a resident of that


State are not in the same circumstances. In fact, whilst the expression “in particular


with respect to residence” did not appear in the 1963 Draft Convention or in the 1977


Model Convention, the member countries have consistently held, in applying and
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interpreting the expression “in the same circumstances”, that the residence of the


taxpayer must be taken into account. However, in revising the Model Convention, the


Committee on Fiscal Affairs felt that a specific reference to the residence of the


taxpayers would be a useful clarification as it would avoid any possible doubt as to the


interpretation to be given to the expression “in the same circumstances” in this


respect.


8. In applying paragraph 1, therefore, the underlying question is whether two


persons who are residents of the same State are being treated differently solely


by reason of having a different nationality. Consequently if a Contracting State, in


giving relief from taxation on account of family responsibilities, distinguishes between


its own nationals according to whether they reside in its territory or not, that State


cannot be obliged to give nationals of the other State who do not reside in its territory


the same treatment as it gives its resident nationals but it undertakes to extend to


them the same treatment as is available to its nationals who reside in the other State.


Similarly, paragraph 1 does not apply where a national of a Contracting State (State R)


who is also a resident of State R is taxed less favourably in the other Contracting State


(State S) than a national of State S residing in a third State (for instance, as a result of


the application of provisions aimed at discouraging the use of tax havens) as the two


persons are not in the same circumstances with respect to their residence.


9. The expression “in the same circumstances” can in some cases refer to a person’s


tax situation. This would be the case, for example, where a country would subject its


nationals, or some of them, to a more comprehensive tax liability than non-nationals


(this, for example, is a feature of the United States tax system). As long as such


treatment is not itself a violation of paragraph 1, it could not be argued that persons


who are not nationals of that State are in the same circumstances as its nationals for


the purposes of the application of the other provisions of the domestic tax law of that


State with respect to which the comprehensive or limited liability to tax of a taxpayer


would be relevant (e.g. the granting of personal allowances).


10. Likewise, the provisions of paragraph 1 are not to be construed as obliging a State


which accords special taxation privileges to its own public bodies or services as such,


to extend the same privileges to the public bodies and services of the other State.


11. Neither are they to be construed as obliging a State which accords special


taxation privileges to private institutions not for profit whose activities are performed


for purposes of public benefit, which are specific to that State, to extend the same


privileges to similar institutions whose activities are not for its benefit.


12. To take the first of these two cases, if a State accords immunity from taxation to


its own public bodies and services, this is justified because such bodies and services


are integral parts of the State and at no time can their circumstances be comparable to


those of the public bodies and services of the other State. Nevertheless, this


reservation is not intended to apply to State corporations carrying on gainful


undertakings. To the extent that these can be regarded as being on the same footing as


private business undertakings, the provisions of paragraph 1 will apply to them.
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13. As for the second case, if a State accords taxation privileges to certain private


institutions not for profit, this is clearly justified by the very nature of these


institutions’ activities and by the benefit which that State and its nationals will derive


from those activities.


14. Furthermore, paragraph 1 has been deliberately framed in a negative form. By


providing that the nationals of a Contracting State may not be subjected in the other


Contracting State to any taxation or any requirement connected therewith which is


other or more burdensome than the taxation and connected requirements to which


nationals of the other Contracting State in the same circumstances are or may be


subjected, this paragraph has the same mandatory force as if it enjoined the


Contracting States to accord the same treatment to their respective nationals. But


since the principal object of this clause is to forbid discrimination in one State against


the nationals of the other, there is nothing to prevent the first State from granting to


persons of foreign nationality, for special reasons of its own, or in order to comply with


a special stipulation in a double taxation convention, such as, notably, the requirement


that profits of permanent establishments are to be taxed in accordance with Article 7,


certain concessions or facilities which are not available to its own nationals. As it is


worded, paragraph 1 would not prohibit this.


15. Subject to the foregoing observation, the words “... shall not be subjected ... to any


taxation or any requirement connected therewith which is other or more


burdensome ...” mean that when a tax is imposed on nationals and foreigners in


the same circumstances, it must be in the same form as regards both the basis of


charge and the method of assessment, its rate must be the same and, finally, the


formalities connected with the taxation (returns, payment, prescribed times, etc.)


must not be more onerous for foreigners than for nationals.


16. In view of the legal relationship created between the company and the State


under whose law it is constituted, which from certain points of view is closely akin to


the relationship of nationality in the case of individuals, it seems justifiable not to deal


with legal persons, partnerships and associations in a special provision, but to


assimilate them with individuals under paragraph 1. This result is achieved through


the definition of the term “national” in subparagraph g) of paragraph 1 of Article 3.


17. By virtue of that definition, in the case of a legal person such as a company,


“national of a Contracting State” means a legal person “deriving its status as such from


the laws in force in that Contracting State”. A company will usually derive its status as


such from the laws in force in the State in which it has been incorporated or registered.


Under the domestic law of many countries, however, incorporation or registration


constitutes the criterion, or one of the criteria, to determine the residence of


companies for the purposes of Article 4. Since paragraph 1 of Article 24 prevents


different treatment based on nationality but only with respect to persons or entities “in


the same circumstances, in particular with respect to residence”, it is therefore


important to distinguish, for purposes of that paragraph, a different treatment that is


solely based on nationality from a different treatment that relates to other


circumstances and, in particular, residence. As explained in paragraphs 7 and 8 above,
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paragraph 1 only prohibits discrimination based on a different nationality and requires


that all other relevant factors, including the residence of the entity, be the same. The


different treatment of residents and non-residents is a crucial feature of domestic tax


systems and of tax treaties; when Article 24 is read in the context of the other Articles


of the Convention, most of which provide for a different treatment of residents and


non-residents, it is clear that two companies that are not residents of the same State


for purposes of the Convention (under the rules of Article 4) are usually not in the same


circumstances for purposes of paragraph 1.


18. Whilst residents and non-residents are usually not in the same circumstances


for the purposes of paragraph 1, it is clear, however, that this is not the case where


residence has no relevance whatsoever with respect to the different treatment under


consideration.


19. The following examples illustrate these principles.


20. Example 1: Under the domestic income tax law of State A, companies


incorporated in that State or having their place of effective management in that State


are residents thereof. Under the domestic income tax law of State B, only companies


that have their place of effective management in that State are residents thereof. The


State A - State B tax convention is identical to this Model Tax Convention. The


domestic tax law of State A provides that dividends paid to a company incorporated in


that country by another company incorporated in that country are exempt from tax.


Since a company incorporated in State B that would have its place of effective


management in State A would be a resident of State A for purposes of the State A -


State B Convention, the fact that dividends paid to such a company by a company


incorporated in State A would not be eligible for this exemption, even though the


recipient company is in the same circumstances as a company incorporated in State A


with respect to its residence, would constitute a breach of paragraph 1 absent other


relevant different circumstances.


21. Example 2: Under the domestic income tax law of State A, companies


incorporated in that State are residents thereof and companies incorporated abroad


are non-residents. The State A - State B tax convention is identical to this Model Tax


Convention except that paragraph 3 of Article 4 provides that if a legal person is a


resident of both States under paragraph 1 of that Article, that legal person shall be


deemed to be a resident of the State in which it has been incorporated. The domestic


tax law of State A provides that dividends paid to a company incorporated in that


country by another company incorporated in that country are exempt from tax.


Paragraph 1 does not extend that treatment to dividends paid to a company


incorporated in State B. Even if a company incorporated in State A and a company


incorporated in State B that receive such dividends are treated differently, these


companies are not in the same circumstances with regards to their residence and


residence is a relevant factor in this case (as can be concluded, for example, from


paragraph 5 of Article 10, which would prevent the subsequent taxation of dividends


paid by a non-resident company but not those paid by a resident company).
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22. Example 3: Under the domestic income tax law of State A, companies that are


incorporated in that State are residents thereof. Under the domestic tax law of State B,


companies that have their place of effective management in that State are residents


thereof. The State A - State B tax convention is identical to this Model Tax Convention.


The domestic tax law of State A provides that a non-resident company that is a


resident of a State with which State A does not have a tax treaty that allows for the


exchange of tax information is subject to an annual tax equal to 3 per cent of the value


of its immovable property instead of a tax on the net income derived from that


property. A company incorporated in State B but which is a resident of a State with


which State A does not have a tax treaty that allows for the exchange of tax


information cannot claim that paragraph 1 prevents the application of the 3 per cent


tax levied by State A because it is treated differently from a company incorporated in


State A. In that case, such a company would not be in the same circumstances, with


respect to its residence, as a company incorporated in State A and the residence of the


company would be relevant (e.g. for purposes of accessing the information necessary


to verify the net income from immovable property derived by a non-resident taxpayer).


23. Example 4: Under the domestic income tax law of State A, companies


incorporated in that State are residents of State A and companies incorporated abroad


are non-residents. The State A - State B tax convention is identical to this Model Tax


Convention except that paragraph 3 of Article 4 provides that if a legal person is a


resident of both States under paragraph 1 of that Article, that legal person shall be


deemed to be a resident of the State in which it has been incorporated. Under State A’s


payroll tax law, all companies that employ resident employees are subject to a payroll


tax that does not make any distinction based on the residence of the employer but that


provides that only companies incorporated in State A shall benefit from a lower rate of


payroll tax. In that case, the fact that a company incorporated in State B will not have


the same residence as a company incorporated in State A for the purposes of the A-B


convention has no relevance at all with respect to the different tax treatment under the


payroll tax and that different treatment would therefore be in violation of paragraph 1


absent other relevant different circumstances.


24. Example 5: Under the domestic income tax law of State A, companies


incorporated in that State or which have their place of effective management in that


State are residents of the State and companies that do not meet one of these two


conditions are non-residents. Under the domestic income tax law of State B,


companies incorporated in that State are residents of that State. The State A - State B


tax convention is identical to this Model Tax Convention except that paragraph 3 of


Article 4 provides that if a legal person is a resident of both States under paragraph 1 of


that Article, that legal person shall be deemed to be a resident only of the State in


which it has been incorporated. The domestic tax law of State A further provides that


companies that have been incorporated and that have their place of effective


management in that State are entitled to consolidate their income for tax purposes if


they are part of a group of companies that have common shareholders. Company X,


which was incorporated in State B, belongs to the same group as two companies
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incorporated in State A and all these companies are effectively managed in State A.


Since it was not incorporated in State A, company X is not allowed to consolidate its


income with that of the two other companies.


25. In that case, even if company X is a resident of State A under the domestic law of


that State, it is not a resident of State A for purposes of the Convention by virtue of


paragraph 3 of Article 4. It will therefore not be in the same circumstances as the other


companies of the group as regards residence and paragraph 1 will not allow it to obtain


the benefits of consolidation even if the different treatment results from the fact that


company X has not been incorporated in State A. The residence of company X is clearly


relevant with respect to the benefits of consolidation since certain provisions of the


Convention, such as Articles 7 and 10, would prevent State A from taxing certain types


of income derived by company X.


Paragraph 2
26. On 28 September 1954, a number of States concluded in New York a Convention


relating to the status of stateless persons, under Article 29 of which stateless persons


must be accorded national treatment. The signatories of the Convention include


several OECD member countries.


27. It should, however, be recognised that the provisions of paragraph 2 will, in a


bilateral convention, enable national treatment to be extended to stateless persons


who, because they are in one of the situations enumerated in paragraph 2 of Article 1


of the above-mentioned Convention of 28 September 1954, are not covered by that


Convention. This is mainly the case, on the one hand, of persons receiving at the time


of signature of that Convention, protection or assistance from organs or agencies of the


United Nations other than the United Nations High Commissioner for Refugees, and,


on the other hand, of persons who are residents of a country and who there enjoy and


are subject to the rights and obligations attaching to the possession of that country’s


nationality.


28. The purpose of paragraph 2 is to limit the scope of the clause concerning equality


of treatment with nationals of a Contracting State solely to stateless persons who are


residents of that or of the other Contracting State.


29. By thus excluding stateless persons who are residents of neither Contracting


State, such a clause prevents their being privileged in one State as compared with


nationals of the other State.


30. However, if States were to consider it desirable in their bilateral relations to


extend the application of paragraph 2 to all stateless persons, whether residents of a


Contracting State or not, so that in all cases they enjoy the most favourable treatment


accorded to nationals of the State concerned, in order to do this they would need only


to adopt the following text which contains no condition as to residence in a


Contracting State:


Notwithstanding the provisions of Article 1, stateless persons shall not be subjected


in a Contracting State to any taxation or any requirement connected therewith
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which is other or more burdensome than the taxation and connected requirements


to which nationals of that State in the same circumstances, in particular with


respect to residence, are or may be subjected.


31. Some States may consider that the provisions of paragraph 2 are too liberal


insofar as they entitle stateless persons who are residents of one State to claim


equality of treatment not only in the other State but also in their State of residence and


thus benefit in particular in the latter from the provisions of double taxation


conventions concluded by it with third States. States wishing to avoid this latter


consequence are free to modify paragraph 2 as follows:


Stateless persons who are residents of a Contracting State shall not be subjected in


the other Contracting State to any taxation or any requirement connected therewith


which is other or more burdensome than the taxation and connected requirements


to which nationals of that other State in the same circumstances, in particular with


respect to residence, are or may be subjected.


32. Finally, it should be understood that the definition of the term “stateless person”


to be used for the purposes of such a clause can only be that laid down in paragraph 1


of Article 1 of the Convention of 28 September 1954, which defines a stateless person


as “a person who is not considered as a national by any State under the operation of its


law”.


Paragraph 3
33. Strictly speaking, the type of discrimination which this paragraph is designed to


end is discrimination based not on nationality but on the actual situs of an enterprise.


It therefore affects without distinction, and irrespective of their nationality, all


residents of a Contracting State who have a permanent establishment in the other


Contracting State.


34. It appears necessary first to make it clear that the wording of the first sentence


of paragraph 3 must be interpreted in the sense that it does not constitute


discrimination to tax non-resident persons differently, for practical reasons, from


resident persons, as long as this does not result in more burdensome taxation for the


former than for the latter. In the negative form in which the provision concerned has


been framed, it is the result alone which counts, it being permissible to adapt the mode


of taxation to the particular circumstances in which the taxation is levied. For


example, paragraph 3 does not prevent the application of specific mechanisms that


apply only for the purposes of determining the profits that are attributable to a


permanent establishment. The paragraph must be read in the context of the


Convention and, in particular, of paragraph 2 of Article 7 which provides that the


profits attributable to the permanent establishment are those that a separate and


independent enterprise engaged in the same or similar activities under the same or


similar conditions would have been expected to make. Clearly, rules or administrative


practices that seek to determine the profits that are attributable to a permanent


establishment on the basis required by paragraph 2 of Article 7 cannot be considered to


violate paragraph 3, which is based on the same principle since it requires that the
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taxation on the permanent establishment be not less favourable than that levied on a


domestic enterprise carrying on similar activities.


35. By the terms of the first sentence of paragraph 3, the taxation of a permanent


establishment shall not be less favourably levied in the State concerned than the


taxation levied on enterprises of that State carrying on the same activities. The


purpose of this provision is to end all discrimination in the treatment of permanent


establishments as compared with resident enterprises belonging to the same sector of


activities, as regards taxes based on business activities, and especially taxes on


business profits.


36. However, the second sentence of paragraph 3 specifies the conditions under


which the principle of equal treatment set forth in the first sentence should be applied


to individuals who are residents of a Contracting State and have a permanent


establishment in the other State. It is designed mainly to ensure that such persons do


not obtain greater advantages than residents, through entitlement to personal


allowances and reliefs for family responsibilities, both in the State of which they are


residents, by the application of its domestic laws, and in the other State by virtue of the


principle of equal treatment. Consequently, it leaves it open to the State in which the


permanent establishment is situated whether or not to give personal allowances and


reliefs to the persons concerned in the proportion which the amount of the permanent


establishment’s profits bears to the world income taxable in the other State.


37. It is also clear that, for purposes of paragraph 3, the tax treatment in one


Contracting State of the permanent establishment of an enterprise of the other


Contracting State should be compared to that of an enterprise of the first-mentioned


State that has a legal structure that is similar to that of the enterprise to which the


permanent establishment belongs. Thus, for example, paragraph 3 does not require a


State to apply to the profits of the permanent establishment of an enterprise carried on


by a non-resident individual the same rate of tax as is applicable to an enterprise of


that State that is carried on by a resident company.


38. Similarly, regulated and unregulated activities would generally not constitute the


“same activities” for the purposes of paragraph 3. Thus, for instance, paragraph 3


would not require that the taxation on a permanent establishment whose activities


include the borrowing and lending of money but which is not registered as a bank be


not less favourably levied than that of domestic banks since the permanent


establishment does not carry on the same activities. Another example would be that of


activities carried on by a State or its public bodies, which, since they are controlled by


the State, could not be considered, for the purposes of paragraph 3, to be similar to


activities that an enterprise of the other State performs through a permanent


establishment.


39. As regards the first sentence, experience has shown that it was difficult to define


clearly and completely the substance of the principle of equal treatment and this has


led to wide differences of opinion with regard to the many implications of this


principle. The main reason for difficulty seems to reside in the actual nature of the
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permanent establishment, which is not a separate legal entity but only a part of an


enterprise that has its head office in another State. The situation of the permanent


establishment is different from that of a domestic enterprise, which constitutes a


single entity all of whose activities, with their fiscal implications, can be fully brought


within the purview of the State where it has its head office. The implications of the


equal treatment clause will be examined below under several aspects of the levying of


tax.


A. Assessment of tax


40. With regard to the basis of assessment of tax, the principle of equal treatment


normally has the following implications:


a) Permanent establishments must be accorded the same right as resident


enterprises to deduct the trading expenses that are, in general, authorised by


the taxation law to be deducted from taxable profits. Such deductions should be


allowed without any restrictions other than those also imposed on resident


enterprises (see also paragraphs 33 and 34 of the Commentary on Article 7).


b) Permanent establishments must be accorded the same facilities with regard to


depreciation and reserves. They should be entitled to avail themselves without


restriction not only of the depreciation facilities which are customarily


available to enterprises (straight line depreciation, declining balance


depreciation), but also of the special systems that exist in a number of countries


(“wholesale” writing down, accelerated depreciation, etc.). As regards reserves,


it should be noted that these are sometimes authorised for purposes other than


the offsetting — in accordance with commercial accounting principles — of


depreciation on assets, expenses or losses which have not yet occurred but


which circumstances make likely to occur in the near future. Thus, in certain


countries, enterprises are entitled to set aside, out of taxable profit, provisions


or “reserves” for investment. When such a right is enjoyed by all enterprises, or


by all enterprises in a given sector of activity, it should normally also be


enjoyed, under the same conditions, by non-resident enterprises with respect


to their permanent establishments situated in the State concerned, insofar,


that is, as the activities to which such provisions or reserves would pertain are


taxable in that State.


c) Permanent establishments should also have the option that is available in most


countries to resident enterprises of carrying forward or backward a loss brought


out at the close of an accounting period within a certain period of time (e.g.


5 years). It is hardly necessary to specify that in the case of permanent


establishments it is the loss on their own business activities which will qualify


for such carry-forward.


d) Permanent establishments should further have the same rules applied to


resident enterprises, with regard to the taxation of capital gains realised on the


alienation of assets, whether during or on the cessation of business.
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41. As clearly stated in subparagraph c) above, the equal treatment principle of


paragraph 3 only applies to the taxation of the permanent establishment’s own


activities. That principle, therefore, is restricted to a comparison between the rules


governing the taxation of the permanent establishment’s own activities and those


applicable to similar business activities carried on by an independent resident


enterprise. It does not extend to rules that take account of the relationship between an


enterprise and other enterprises (e.g. rules that allow consolidation, transfer of losses


or tax-free transfers of property between companies under common ownership) since


the latter rules do not focus on the taxation of an enterprise’s own business activities


similar to those of the permanent establishment but, instead, on the taxation of a


resident enterprise as part of a group of associated enterprises. Such rules will often


operate to ensure or facilitate tax compliance and administration within a domestic


group. It therefore follows that the equal treatment principle has no application. For


the same reasons, rules related to the distribution of the profits of a resident enterprise


cannot be extended to a permanent establishment under paragraph 3 as they do not


relate to the business activities of the permanent establishment (see paragraph 59


below).


42. Also, it is clear that the application of transfer pricing rules based on the arm’s


length standard in the case of transfers from a permanent establishment to its head


office (or vice versa) cannot be considered to be a violation of paragraph 3 even if such


rules do not apply to transfers within an enterprise of the Contracting State where the


permanent establishment is located. Indeed, the application of the arm’s length


standard to the determination of the profits attributable to a permanent establishment


is mandated by paragraph 2 of Article 7 and that paragraph forms part of the context


in which paragraph 3 of Article 24 must be read; also, since Article 9 would authorise


the application of the arm’s length standard to a transfer between a domestic


enterprise and a foreign related enterprise, one cannot consider that its application in


the case of a permanent establishment results in less favourable taxation than that


levied on an enterprise of the Contracting State where the permanent establishment is


located.


43. Although the general rules mentioned above rarely give rise to any difficulties


with regard to the principle of non-discrimination, they do not constitute an


exhaustive list of the possible consequences of that principle with respect to the


determination of the tax base. The application of that principle may be less clear in the


case of tax incentive measures which most countries, faced with such problems as


decentralisation of industry, development of economically backward regions, or the


promotion of new activities necessary for the expansion of the economy, have


introduced in order to facilitate the solution of these problems by means of tax


exemptions, reductions or other tax advantages given to enterprises for investment


which is in line with official objectives.


44. As such measures are in furtherance of objectives directly related to the


economic activity proper of the State concerned, it is right that the benefit of


them should be extended to permanent establishments of enterprises of another State
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which has a double taxation convention with the first embodying the provisions of


Article 24, once they have been accorded the right to engage in business activity in that


State, either under its legislation or under an international agreement (treaties of


commerce, establishment conventions, etc.) concluded between the two States.


45. It should, however, be noted that although non-resident enterprises are entitled


to claim these tax advantages in the State concerned, they must fulfil the same


conditions and requirements as resident enterprises. They may, therefore, be denied


such advantages if their permanent establishments are unable or refuse to fulfil the


special conditions and requirements attached to the granting of them.


46. Also, it goes without saying that non-resident enterprises are not entitled to tax


advantages attaching to activities the exercise of which is strictly reserved, on grounds


of national interest, defence, protection of the national economy, etc., to domestic


enterprises, since non-resident enterprises are not allowed to engage in such activities.


47. Finally, the provisions of paragraph 3 should not be construed as obliging a State


which accords special taxation privileges to non-profit institutions whose activities are


performed for purposes of public benefit that are specific to that State, to extend the


same privileges to permanent establishments of similar institutions of the other State


whose activities are not exclusively for the first-mentioned State’s public benefit.


B. Special treatment of dividends received in respect of holdings owned
by permanent establishments


48. In many countries special rules exist for the taxation of dividends distributed


between companies (parent company-subsidiary treatment, the Schachtelprivileg, the


rule non bis in idem). The question arises whether such treatment should, by effect of


the provisions of paragraph 3, also be enjoyed by permanent establishments in respect


of dividends on holdings forming part of their assets.


49. On this point opinions differ. Some States consider that such special treatment


should be accorded to permanent establishments. They take the view that such


treatment was enacted in order to avoid double taxation on profits made by a


subsidiary and distributed to a parent company. In principle, profits tax should be


levied once, in the hands of the subsidiary performing the profit-generating activities.


The parent company should be exempted from tax on such profits when received from


the subsidiary or should, under the indirect credit method, be given relief for the


taxation borne by the subsidiary. In cases where shares are held as direct investment


by a permanent establishment the same principle implies that such a permanent


establishment receiving dividends from the subsidiary should likewise be granted the


special treatment in view of the fact that a profits tax has already been levied in the


hands of the subsidiary. On the other hand, it is hardly conceivable on this line of


thought to leave it to the State where the head office of the parent company is situated


to give relief from double taxation brought about by a second levying of tax in the State


of the permanent establishment. The State of the parent company, in which no


activities giving rise to the doubly taxed profits have taken place, will normally exempt
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the profits in question or will levy a profits tax which is not sufficient to bear a double


credit (i.e. for the profits tax on the subsidiary as well as for such tax on the permanent


establishment). All this assumes that the shares held by the permanent establishment


are effectively connected with its activity. Furthermore, an obvious additional


condition is that the profits out of which the dividends are distributed should have


borne a profits tax.


50. Other States, on the contrary, consider that assimilating permanent


establishments to their own enterprises does not entail any obligation to accord such


special treatment to the former. They justify their position on various grounds. The


purpose of such special treatment is to avoid economic double taxation of dividends


and it should be for the recipient company’s State of residence and not the permanent


establishment’s State to bear its cost, because it is more interested in the aim in view.


Another reason put forward relates to the sharing of tax revenue between States. The


loss of tax revenue incurred by a State in applying such special treatment is partly


offset by the taxation of the dividends when they are redistributed by the parent


company which has enjoyed such treatment (withholding tax on dividends,


shareholder’s tax). A State which accorded such treatment to permanent


establishments would not have the benefit of such a compensation. Another argument


made is that when such treatment is made conditional upon redistribution of the


dividends, its extension to permanent establishments would not be justified, for in


such a case the permanent establishment, which is only a part of a company of


another State and does not distribute dividends, would be more favourably treated


than a resident company. Finally, the States which feel that paragraph 3 does not entail


any obligation to extend such treatment to permanent establishments argue that there


is a risk that companies of one State might transfer their holdings in companies of


another State to their permanent establishments in that other State for the sole


purpose of availing themselves of such treatment.


51. The fact remains that there can be very valid reasons for a holding being owned


and managed by a permanent establishment rather than by the head office of the


enterprise, viz.,


— reasons of necessity arising principally from a legal or regulatory obligation on


banks and financial institutions and insurance companies to keep deposited in


countries where they operate a certain amount of assets, particularly shares, as


security for the performance of their obligations;


— or reasons of expediency, where the holdings are in companies which have


business relations with the permanent establishment or whose head offices are


situated in the same country as the permanent establishment;


— or simple reasons of practical convenience, in line with the present tendency


towards decentralisation of management functions in large enterprises.


52. In view of these divergent attitudes, as well as of the existence of the situations


just described, it would be advisable for States, when concluding bilateral conventions,


to make clear the interpretation they give to the first sentence of paragraph 3. They
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can, if they so desire, explain their position, or change it as compared with their


previous practice, in a protocol or any other document annexed to the convention.


53. A solution could also be provided in such a document to meet the


objection mentioned above that the extension of the treatment of holdings in a


State (A) to permanent establishments of companies which are residents of another


State (B) results in such companies unduly enjoying privileged treatment as compared


with other companies which are residents of the same State and whose head offices


own holdings in the capital of companies which are residents of State A, in that


whereas the dividends on their holdings can be repatriated by the former companies


without bearing withholding tax, such tax is levied on dividends distributed to the


latter companies at the rate of 5 or 15 per cent as the case may be. Tax neutrality and


the equality of tax burdens as between permanent establishments and subsidiary


companies, as advocated by the States concerned, could be ensured by adapting, in the


bilateral convention between States A and B, the provisions of paragraphs 2 and 4 of


Article 10, so as to enable withholding tax to be levied in State A on dividends paid by


companies which are residents of that State to permanent establishments of


companies which are residents of State B in the same way as if they are received


directly i.e. by the head offices of the latter companies, viz., at the rate of:


— 5 per cent in the case of a holding of at least 25 per cent;


— 15 per cent in all other cases.


54. Should it not be possible, because of the absence of appropriate provisions in the


domestic laws of the State concerned, to levy a withholding tax there on dividends


paid to permanent establishments, the treatment of inter-company dividends could be


extended to permanent establishments, as long as its application is limited in such


manner that the tax levied by the State of source of the dividends is the same whether


the dividends are received by a permanent establishment of a company which is a


resident of the other State or are received directly by such a company.


C. Structure and rate of tax


55. In countries where enterprises, mainly companies, are charged a tax on their


profits which is specific to them, the provisions of paragraph 3 raise, with regard to the


rate applicable in the case of permanent establishments, some specific issues related


to the fact that the permanent establishment is only a part of a legal entity which is not


under the jurisdiction of the State where the permanent establishment is situated.


56. When the taxation of profits made by companies which are residents of a given


State is calculated according to a progressive scale of rates, such a scale should, in


principle, be applied to permanent establishments situated in that State. If in applying


the progressive scale, the permanent establishment’s State takes into account the


profits of the whole company to which such a permanent establishment belongs, such


a rule would not appear to conflict with the equal treatment rule, since resident


companies are in fact treated in the same way (see paragraphs 55, 56 and 79 of the


Commentary on Articles 23 A and 23 B). States that tax their own companies in this

420 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 24

way could therefore define in their bilateral conventions the treatment applicable to


permanent establishments.


57. When a system of taxation based on a progressive scale of rates includes a rule


that a minimum rate is applicable to permanent establishments, it cannot be claimed


a priori that such a rule is incompatible with the equal treatment principle. The profits


of the whole enterprise to which the permanent establishment belongs should be


taken into account in determining the rate applicable according to the progressive


scale. The provisions of the first sentence of paragraph 3 are not observed only if the


minimum rate is higher.


58. However, even if the profits of the whole enterprise to which the permanent


establishment belongs are taken into account when applying either a progressive scale


of rates or a minimum rate, this should not conflict with the principle of the separate


and independent enterprise, according to which the profits of the permanent


establishment must be determined under paragraph 2 of Article 7. The minimum


amount of the tax levied in the State where the permanent establishment is situated


is, therefore, the amount which would be due if it were a separate and independent


enterprise, without reference to the profits of the whole enterprise to which it belongs.


The State where the permanent establishment is situated is, therefore, justified in


applying the progressive scale applicable to resident enterprises solely to the profits of


the permanent establishment, leaving aside the profits of the whole enterprise when


the latter are less than those of the permanent establishment. This State may likewise


tax the profits of the permanent establishment at a minimum rate, provided that the


same rate applies also to resident enterprises, even if taking into account the profits of


the whole enterprise to which it belongs would result in a lower amount of tax, or no


tax at all.


59. Since a permanent establishment, by its very nature, does not distribute


dividends, the tax treatment of distributions made by the enterprise to which the


permanent establishment belongs is therefore outside the scope of paragraph 3.


Paragraph 3 is restricted to the taxation of the profits from the activities of the


permanent establishment itself and does not extend to the taxation of the enterprise


as a whole. This is confirmed by the second sentence of the paragraph, which confirms


that tax aspects related to the taxpayer that owns the permanent establishment, such


as personal allowances and deductions, are outside the scope of the paragraph. Thus,


issues related to various systems for the integration of the corporate and shareholder’s


taxes (e.g. advance corporate tax, précompte mobilier, computation of franked income


and related dividend tax credits) are outside the scope of the paragraph.


60. In some States, the profits of a permanent establishment of an enterprise of


another Contracting State are taxed at a higher rate than the profits of enterprises of


that State. This additional tax, sometimes referred to as a “branch tax”, may be


explained by the fact that if a subsidiary of the foreign enterprise earned the same


profits as the permanent establishment and subsequently distributed these profits as


a dividend, an additional tax would be levied on these dividends in accordance with


paragraph 2 of Article 10. Where such tax is simply expressed as an additional tax
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payable on the profits of the permanent establishment, it must be considered as a tax


levied on the profits of the activities of the permanent establishment itself and not as


a tax on the enterprise in its capacity as owner of the permanent establishment. Such


a tax would therefore be contrary to paragraph 3.


61. That situation must, however, be distinguished from that of a tax that would be


imposed on amounts deducted, for instance as interest, in computing the profits of a


permanent establishment (e.g. “branch level interest tax”); in that case, the tax would


not be levied on the permanent establishment itself but, rather, on the enterprise to


which the interest is considered to be paid and would therefore be outside the scope of


paragraph 3 (depending on the circumstances, however, other provisions, such as


those of Articles 7 and 11, may be relevant in determining whether such a tax is


allowed by the Convention; see the last sentence of paragraph 4).


D. Withholding tax on dividends, interest and royalties received by a
permanent establishment


62. When permanent establishments receive dividends, interest, or royalties such


income, by virtue of paragraph 4 of Articles 10 and 11 and paragraph 3 of Article 12,


respectively, comes under the provisions of Article 7 and consequently — subject to the


observations made in paragraph 53 above as regards dividends received on holdings of


permanent establishment — falls to be included in the taxable profits of such


permanent establishments (see paragraph 74 of the Commentary on Article 7).


63. According to the respective Commentaries on the above-mentioned provisions of


Articles 10, 11 and 12 (see respectively paragraphs 31, 24 and 20), these provisions


dispense the State of source of the dividends, interest or royalties received by the


permanent establishment from applying any limitation provided for in those Articles,


which means — and this is the generally accepted interpretation — that they leave


completely unaffected the right of the State of source, where the permanent


establishment is situated, to apply its withholding tax at the full rate.


64. While this approach does not create any problems with regard to the provisions


of paragraph 3 of Article 24 in the case of countries where a withholding tax is levied


on all such income, whether the latter be paid to residents (permanent establishments,


like resident enterprises, being allowed to set such withholding tax off against the tax


on profits due by virtue of Article 7) or to non residents (subject to the limitations


provided for in Articles 10, 11 and 12), the position is different when withholding tax is


applied exclusively to income paid to non-residents.


65. In this latter case, in fact, it seems difficult to reconcile the levy of withholding


tax with the principle set out in paragraph 3 that for the purpose of taxing the income


which is derived from their activity, or which is normally connected with it — as is


recognised to be the case with dividends, interest and royalties referred to in


paragraph 4 of Articles 10 and 11 and in paragraph 3 of Article 12 — permanent


establishments must be treated as resident enterprises and hence in respect of such


income be subjected to tax on profits solely.
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66. In any case, it is for Contracting States which have this difficulty to settle it in


bilateral negotiations in the light of their peculiar circumstances.


E. Credit for foreign tax


67. In a related context, when foreign income is included in the profits attributable


to a permanent establishment, it is right by virtue of the same principle to grant to the


permanent establishment credit for foreign tax borne by such income when such


credit is granted to resident enterprises under domestic laws.


68. If in a Contracting State (A) in which is situated a permanent establishment of an


enterprise of the other Contracting State (B), credit for tax levied in a third State (C) can


be allowed only by virtue of a convention, then the more general question arises as to


the extension to permanent establishments of the benefit of credit provisions included


in tax conventions concluded with third States. Whilst the permanent establishment


is not itself a person and is therefore not entitled to the benefits of these tax


conventions, this issue is relevant to the taxation on the permanent establishment.


This question is examined below in the particular case of dividends and interest.


F. Extension to permanent establishments of the benefit of the credit
provisions of double taxation conventions concluded with third
States


69. When the permanent establishment in a Contracting State of a resident


enterprise of another Contracting State receives dividends or interest from a third


State, then the question arises as to whether and to what extent the Contracting State


in which the permanent establishment is situated should credit the tax that cannot be


recovered from the third State.


70. There is agreement that double taxation arises in these situations and that some


method of relief should be found. The majority of member countries are able to grant


credit in these cases on the basis of their domestic law or under paragraph 3. States


that cannot give credit in such a way or that wish to clarify the situation may wish to


supplement the provision in their convention with the Contracting State in which the


enterprise is resident by wording that allows the State in which the permanent


establishment is situated to credit the tax liability in the State in which the income


originates to an amount that does not exceed the amount that resident enterprises in


the Contracting State in which the permanent establishment is situated can claim on


the basis of the Contracting State’s convention with the third State. If the tax that


cannot be recovered under the convention between the third State and the State of


residence of the enterprise which has a permanent establishment in the other


Contracting State is lower than that under the convention between the third State and


the Contracting State in which the permanent establishment is situated, then only the


lower tax collected in the third State shall be credited. This result would be achieved by


adding the following words after the first sentence of paragraph 3:
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When a permanent establishment in a Contracting State of an enterprise of the


other Contracting State receives dividends or interest from a third State and the


holding or debt-claim in respect of which the dividends or interest are paid is


effectively connected with that permanent establishment, the first-mentioned


State shall grant a tax credit in respect of the tax paid in the third State on the


dividends or interest, as the case may be, by applying the rate of tax provided in the


convention with respect to taxes on income and capital between the State of which


the enterprise is a resident and the third State. However, the amount of the credit


shall not exceed the amount that an enterprise that is a resident of the first-


mentioned State can claim under that State’s convention on income and capital


with the third State.


If the convention also provides for other categories of income that may be taxed in the


State in which they arise and for which credit should be given (e.g. royalties, in some


conventions), the above provision should be amended to also cover these.


71. Where a permanent establishment situated in a Contracting State of an


enterprise resident of another Contracting State (the State of residence) receives


dividends, interest or royalties from a third State (the State of source) and, according to


the procedure agreed to between the State of residence and the State of source, a


certificate of domicile is requested by the State of source for the application of the


withholding tax at the rate provided for in the convention between the State of source


and the State of residence, this certificate must be issued by the latter State. While this


procedure may be useful where the State of residence employs the credit method, it


seems to serve no purposes where that State uses the exemption method as the


income from the third State is not liable to tax in the State of residence of the


enterprise. On the other hand, the State in which the permanent establishment is


located could benefit from being involved in the certification procedure as this


procedure would provide useful information for audit purposes. Another question that


arises with triangular cases is that of abuses. For example, if a Contracting State


applies the exemption method of Article 23 A to the profits attributable to a permanent


establishment situated in a third State which does not tax passive income that arises


in the other Contracting State but that is attributable to such permanent


establishment, there is risk that such income might not be taxed in any of the three


States. Paragraph 8 of Article 29 addresses this issue.


72. In addition to the typical triangular case considered here, other triangular cases


arise, particularly that in which the State of the enterprise is also the State from which


the income attributed to the permanent establishment in the other State originates


(see also paragraph 5 of the Commentary on Article 21 and paragraphs 9 and 9.1 of the


Commentary on Articles 23 A and 23 B). States can settle these matters in bilateral


negotiations.


Paragraph 4
73. This paragraph is designed to end a particular form of discrimination resulting


from the fact that in certain countries the deduction of interest, royalties and other
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disbursements allowed without restriction when the recipient is resident, is restricted


or even prohibited when he is a non-resident. The same situation may also be found in


the sphere of capital taxation, as regards debts contracted to a non-resident. It is


however open to Contracting States to modify this provision in bilateral conventions to


avoid its use for tax avoidance purposes.


74. Paragraph 4 does not prohibit the country of the borrower from applying its


domestic rules on thin capitalisation insofar as these are compatible with paragraph 1


of Article 9 or paragraph 6 of Article 11. However, if such treatment results from rules


which are not compatible with the said Articles and which only apply to non-resident


creditors (to the exclusion of resident creditors), then such treatment is prohibited by


paragraph 4.


75. Also, paragraph 4 does not prohibit additional information requirements with


respect to payments made to non-residents since these requirements are intended to


ensure similar levels of compliance and verification in the case of payments to


residents and non-residents.


Paragraph 5
76. This paragraph forbids a Contracting State to give less favourable treatment to an


enterprise, the capital of which is owned or controlled, wholly or partly, directly or


indirectly, by one or more residents of the other Contracting State. This provision, and


the discrimination which it puts an end to, relates to the taxation only of enterprises


and not of the persons owning or controlling their capital. Its object therefore is to


ensure equal treatment for taxpayers residing in the same State, and not to subject


foreign capital, in the hands of the partners or shareholders, to identical treatment to


that applied to domestic capital.


77. Since the paragraph relates only to the taxation of resident enterprises and not


to that of the persons owning or controlling their capital, it follows that it cannot be


interpreted to extend the benefits of rules that take account of the relationship


between a resident enterprise and other resident enterprises (e.g. rules that allow


consolidation, transfer of losses or tax-free transfer of property between companies


under common ownership). For example, if the domestic tax law of one State allows a


resident company to consolidate its income with that of a resident parent company,


paragraph 5 cannot have the effect to force the State to allow such consolidation


between a resident company and a non-resident parent company. This would require


comparing the combined treatment of a resident enterprise and the non-resident that


owns its capital with that of a resident enterprise of the same State and the resident


that owns its capital, something that clearly goes beyond the taxation of the resident


enterprise alone.


78. Also, because paragraph 5 is aimed at ensuring that all resident companies are


treated equally regardless of who owns or controls their capital and does not seek to


ensure that distributions to residents and non-residents are treated in the same way


(see paragraph 76 above), it follows that withholding tax obligations that are imposed


on a resident company with respect to dividends paid to non-resident shareholders but
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not with respect to dividends paid to resident shareholders cannot be considered to


violate paragraph 5. In that case, the different treatment is not dependent on the fact


that the capital of the company is owned or controlled by non-residents but, rather, on


the fact that dividends paid to non-residents are taxed differently. A similar example


would be that of a State that levies a tax on resident companies that make distributions


to their shareholders regardless of whether or not they are residents or non-residents,


but which, in order to avoid a multiple application of that tax, would not apply it to


distributions made to related resident companies that are themselves subject to the


tax upon their own distributions. The fact that the latter exemption would not apply to


distributions to non-resident companies should not be considered to violate


paragraph 5. In that case, it is not because the capital of the resident company is owned


or controlled by non-residents that it is treated differently; it is because it makes


distributions to companies that, under the provisions of the treaty, cannot be subjected


to the same tax when they re-distribute the dividends received from that resident


company. In this example, all resident companies are treated the same way regardless


of who owns or controls their capital and the different treatment is restricted to cases


where distributions are made in circumstances where the distribution tax could be


avoided.


79. Since the paragraph prevents the discrimination of a resident enterprise that is


solely based on who owns or controls the capital of that enterprise, it would not prima


facie be relevant with respect to rules that provide for a different treatment of an


enterprise based on whether it pays interest to resident or non-resident creditors. The


paragraph is not concerned with rules based on a debtor-creditor relationship as long


as the different treatment resulting from the rules is not based on whether or not non-


residents own or control, wholly or partly, directly or indirectly, the capital of the


enterprise. For example, if under a State’s domestic thin capitalisation rules, a resident


enterprise is not allowed to deduct interest paid to a non-resident associated


enterprise, that rule would not be in violation of paragraph 5 even where it would be


applied to payments of interest made to a creditor that would own or control the


capital of the enterprise, provided that the treatment would be the same if the interest


had been paid to a non-resident associated enterprise that did not itself own or control


any of the capital of the payer. Clearly, however, such a domestic law rule could be in


violation of paragraph 4 to the extent that different conditions would apply for the


deduction of interest paid to residents and non-residents and it will therefore be


important to determine, for purposes of that paragraph, whether the application of the


rule is compatible with the provisions of paragraph 1 of Article 9 or paragraph 6 of


Article 11 (see paragraph 74 above). This would also be important for purposes of


paragraph 5 in the case of thin capitalisation rules that would apply only to enterprises


of a Contracting State the capital of which is wholly or partly owned or controlled,


directly or indirectly, by non-residents. Indeed, since the provisions of paragraph 1 of


Article 9 or paragraph 6 of Article 11 form part of the context in which paragraph 5


must be read (as required by Article 31 of the Vienna Convention on the Law of Treaties),


adjustments which are compatible with these provisions could not be considered to


violate the provisions of paragraph 5.
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80. In the case of transfer pricing enquiries, almost all member countries consider


that additional information requirements which would be more stringent than the


normal requirements, or even a reversal of the burden of proof, would not constitute


discrimination within the meaning of the Article.


Paragraph 6
81. This paragraph states that the scope of the Article is not restricted by the


provisions of Article 2. The Article therefore applies to taxes of every kind and


description levied by, or on behalf of, the State, its political subdivisions or local


authorities.


Observation on the Commentary
82. [Deleted]


83. The United States observes that its non-resident citizens are not in the same


circumstances as other non-residents, since the United States taxes its non-resident


citizens on their worldwide income.


84. [Deleted]


Reservations on the Article
85. Canada and New Zealand reserve their positions on this Article.


86. Australia reserves the right to propose amendments to ensure that Australia can


continue to apply certain provisions of its domestic law relating to withholding tax


collection.


87. The United States reserves its right to apply its branch tax.


Paragraph 1
88. France wishes to reserve the possibility of applying the provisions of paragraph 1


only to individuals, in view of the French case law and of the fact that paragraphs 3, 4


and 5 already provide companies with wide protection against discrimination.


89. Chile and the United Kingdom reserve their position on the second sentence of


paragraph 1.


Paragraph 2
90. Chile, Estonia, Japan, Switzerland and the United Sates reserve the right not to insert


paragraph 2 in their conventions.


Paragraph 3
90.1 In view of its particular taxation system, Chile retains its freedom of action with


regard to the provisions in the Convention relating to the rate and form of distribution


of profits by permanent establishments.
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Paragraph 4
91. France accepts the provisions of paragraph 4 but wishes to reserve the possibility


of applying the provisions in its domestic laws relative to the limitation to the


deduction of interest paid by a French company to an associated or related company.


Paragraph 6
92. Chile, Greece and the United Kingdom reserve the right to restrict the application of


the Article to the taxes covered by the Convention.
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CONCERNING THE MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE


I. Preliminary remarks


1. This Article institutes a mutual agreement procedure for resolving difficulties


arising out of the application of the Convention in the broadest sense of the term.


2. It provides first, in paragraphs 1 and 2, that the competent authorities shall


endeavour by mutual agreement to resolve the situation of taxpayers subjected to


taxation not in accordance with the provisions of the Convention.


3. It also, in paragraph 3, invites and authorises the competent authorities of


the two States to resolve by mutual agreement problems relating to the


interpretation or application of the Convention and, furthermore, to consult


together for the elimination of double taxation in cases not provided for in the


Convention.


4. As regards the practical operation of the mutual agreement procedure, the


Article, in paragraph 4, merely authorises the competent authorities to


communicate with each other directly, without going through diplomatic channels,


and, if it seems advisable to them, to have an oral exchange of opinions through a


joint commission appointed especially for the purpose. Article 26 applies to the


exchange of information for the purposes of the provisions of this Article. The


confidentiality of information exchanged for the purposes of a mutual agreement


procedure is thus ensured.


5. Finally, paragraph 5 provides a mechanism that allows a taxpayer to request


the arbitration of unresolved issues that have prevented competent authorities


from reaching a mutual agreement within two years. Whilst the mutual agreement


procedure provides a generally effective and efficient method of resolving disputes


arising under the Convention, there may be cases where the competent authorities


are unable to agree that the taxation by both States is in accordance with the


Convention. The arbitration process provided for under paragraph 5 allows such


cases to be resolved by allowing an independent decision of the unresolved issues,


thereby allowing a mutual agreement to be reached. This process is an integral part


of the mutual agreement procedure and does not constitute an alternative route to


solving disputes concerning the application of the Convention.


5.1 The undertaking to resolve by mutual agreement cases of taxation not in


accordance with the Convention is an integral part of the obligations assumed by a


Contracting State in entering into a tax treaty and must be performed in good faith.


In particular, the requirement in paragraph 2 that the competent authority “shall


endeavour” to resolve the case by mutual agreement with the competent authority


of the other Contracting State means that the competent authorities are obliged to


seek to resolve the case in a fair and objective manner, on its merits, in accordance


with the terms of the Convention and applicable principles of international law on


the interpretation of treaties.
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6. Since the Article merely lays down general rules concerning the mutual


agreement procedure, the comments below are intended to clarify the purpose of such


rules, and also to amplify them, if necessary, by referring, in particular, to the rules and


practices followed at international level in the conduct of mutual agreement


procedures or at the internal level in the conduct of the procedures which exist in most


OECD member countries for dealing with disputed claims regarding taxes. In


particular, since paragraph 5 expressly requires the competent authorities to agree on


the mode of application of the arbitration process that it provides, the comments


below discuss in detail various procedural aspects of that process. An Annex to this


Commentary contains a sample form of agreement that the competent authorities


may use as a basis for settling the mode of application of the arbitration process; that


Annex addresses various structural and procedural issues, discusses the various


provisions of the sample agreement and, in some cases, puts forward alternatives.


6.1 Through Article 25, the Contracting States have delegated to the competent


authorities broad powers concerning the application and interpretation of the


provisions of the Convention. Paragraph 2 authorises the competent authorities to


resolve by mutual agreement cases presented by taxpayers in order to avoid taxation


which could otherwise result from domestic laws but would not be in accordance with


the Convention. Paragraph 3 similarly authorises the competent authorities to resolve


by mutual agreement difficulties or doubts concerning the interpretation or


application of the Convention, both in individual cases (e.g. with respect to a single


taxpayer’s case) and more generally (e.g. through the joint interpretation of a provision


of the treaty applicable to a large number of taxpayers). Under paragraph 3, the


competent authorities can, in particular, enter into a mutual agreement to define a


term not defined in the Convention, or to complete or clarify the definition of a defined


term, where such an agreement would resolve difficulties or doubts arising as to the


interpretation or application of the Convention. Such circumstances could arise, for


example, where a conflict in meaning under the domestic laws of the two States


creates difficulties or leads to an unintended or absurd result. As expressly recognised


in paragraph 2 of Article 3, an agreement reached under paragraph 3 concerning the


meaning of a term used in the Convention prevails over each State’s domestic law


meaning of that term.


6.2 More generally, whilst the status under domestic law of a mutual agreement


reached pursuant to Article 25 may vary between States, it is clear that the principles


of international law for the interpretation of treaties, as embodied in Articles 31 and 32


of the Vienna Convention on the Law of Treaties, allow domestic courts to take account of


such an agreement. The object of Article 25 is to promote, through consultation and


mutual agreement between the competent authorities, the consistent treatment of


individual cases and the same interpretation and/or application of the provisions of


the Convention in both States. Article 25 also authorises the competent authorities to


resolve, by mutual agreement, difficulties or doubts as to the interpretation or


application of the Convention; such a mutual agreement, reached pursuant to the


express mandate contained in paragraph 3 of the Article, represents objective evidence
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of the competent authorities’ mutual understanding of the meaning of the Convention


and its terms. For these reasons, an agreement reached by the competent authorities


under Article 25 must be taken into account for purposes of the interpretation of the


Convention.


6.3 In addition, there are some cases where the application of certain treaty


provisions has been expressly delegated by the Contracting States to the competent


authorities and the agreements reached by the competent authorities in these matters


legally govern the application of these provisions. Subparagraph d) of paragraph 2 of


Article 4, for example, provides that the competent authorities shall resolve by mutual


agreement certain cases where an individual is a resident of both Contracting States


under paragraph 1 of that Article. Some treaties similarly delegate to the competent


authorities the power to determine jointly the status of various entities or


arrangements for the purposes of certain treaty provisions (see, for example,


subdivision (i) of subparagraph b) of the suggested provision in paragraph 35 of the


Commentary on Article 1) or the power to supplement or modify lists of entities,


arrangements or domestic law provisions referred to in these treaties.


II. Commentary on the provisions of the Article


Paragraphs 1 and 2
7. The rules laid down in paragraphs 1 and 2 provide for the elimination in a


particular case of taxation which does not accord with the Convention. As is known, in


such cases it is normally open to taxpayers to litigate in the tax court, either


immediately or upon the dismissal of their objections by the taxation authorities.


When taxation not in accordance with the Convention arises from an incorrect


application of the Convention in both States, taxpayers are then obliged to litigate in


each State, with all the disadvantages and uncertainties that such a situation entails.


So paragraph 1 makes available to taxpayers affected, without depriving them of the


ordinary legal remedies available, a procedure which is called the mutual agreement


procedure because it is aimed, in its second stage, at resolving the dispute on an agreed


basis, i.e. by agreement between competent authorities, the first stage being conducted


exclusively in one of the Contracting States from the presentation of the objection up


to the decision taken regarding it by the competent authority on the matter.


8. In any case, the mutual agreement procedure is clearly a special procedure


outside the domestic law. It follows that it can be set in motion solely in cases coming


within paragraph 1, i.e. cases where tax has been charged, or is going to be charged, in


disregard of the provisions of the Convention. So where a charge of tax has been made


contrary both to the Convention and the domestic law, this case is amenable to the


mutual agreement procedure to the extent only that the Convention is affected, unless


a connecting link exists between the rules of the Convention and the rules of the


domestic law which have been misapplied.


9. In practice, the procedure applies to cases — by far the most numerous — where


the measure in question leads to double taxation which it is the specific purpose of the
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Convention to avoid. Among the most common cases, mention must be made of the


following:


— questions relating to the attribution of profits to a permanent establishment


under paragraph 2 of Article 7;


— the taxation in the State of the payer — in case of a special relationship between


the payer and the beneficial owner — of the excess part of interest and royalties,


under the provisions of Article 9, paragraph 6 of Article 11 or paragraph 4 of


Article 12;


— cases of application of legislation to deal with thin capitalisation when the State


of the debtor company has treated interest as dividends, insofar as such


treatment is based on clauses of a convention corresponding for example to


Article 9 or paragraph 6 of Article 11;


— cases where lack of information as to the taxpayer’s actual situation has led to


misapplication of the Convention, especially in regard to the determination of


residence (paragraph 2 of Article 4), the existence of a permanent establishment


(Article 5), or the temporary nature of the services performed by an employee


(paragraph 2 of Article 15).


10. Article 25 also provides machinery to enable competent authorities to consult


with each other with a view to resolving, in the context of transfer pricing problems,


not only problems of juridical double taxation but also those of economic double


taxation, and especially those resulting from the inclusion of profits of associated


enterprises under paragraph 1 of Article 9; the corresponding adjustments to be made


in pursuance of paragraph 2 of the same Article thus fall within the scope of the


mutual agreement procedure, both as concerns assessing whether they are well-


founded and for determining their amount.


11. This in fact is implicit in the wording of paragraph 2 of Article 9 when the


bilateral convention in question contains a clause of this type. When the bilateral


convention does not contain rules similar to those of paragraph 2 of Article 9 (as is


usually the case for conventions signed before 1977) the mere fact that Contracting


States inserted in the convention the text of Article 9, as limited to the text of


paragraph 1 — which usually only confirms broadly similar rules existing in domestic


laws — indicates that the intention was to have economic double taxation covered by


the Convention. As a result, most member countries consider that economic double


taxation resulting from adjustments made to profits by reason of transfer pricing is not


in accordance with — at least — the spirit of the convention and falls within the scope


of the mutual agreement procedure set up under Article 25.


12. Whilst the mutual agreement procedure has a clear role in dealing with issues


arising as to the sorts of adjustments referred to in paragraph 2 of Article 9, it follows


that even in the absence of such a provision, States should be seeking to avoid double


taxation, including by giving corresponding adjustments in cases of the type


contemplated in paragraph 2. Whilst there may be some difference of view, States


would therefore generally regard a taxpayer initiated mutual agreement procedure
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based upon economic double taxation contrary to the terms of Article 9 as


encompassing issues of whether a corresponding adjustment should have been


provided, even in the absence of a provision similar to paragraph 2 of Article 9. States


which do not share this view do, however, in practice, find the means of remedying


economic double taxation in most cases involving bona fide companies by making use


of provisions in their domestic laws.


13. The mutual agreement procedure is also applicable in the absence of any double


taxation contrary to the Convention, once the taxation in dispute is in direct


contravention of a rule in the Convention. Such is the case when one State taxes a


particular class of income in respect of which the Convention gives an exclusive right


to tax to the other State even though the latter is unable to exercise it owing to a gap in


its domestic laws. Another category of cases concerns persons who, being nationals of


one Contracting State but residents of the other State, are subjected in that other State


to taxation treatment which is discriminatory under the provisions of paragraph 1 of


Article 24.


14. It should be noted that the mutual agreement procedure, unlike the disputed


claims procedure under domestic law, can be set in motion by a taxpayer without


waiting until the taxation considered by him to be “not in accordance with the


Convention” has been charged against or notified to him. To be able to set the


procedure in motion, he must, and it is sufficient if he does, establish that the “actions


of one or both of the Contracting States” will result in such taxation, and that this


taxation appears as a risk which is not merely possible but probable. Such actions


mean all acts or decisions, whether of a legislative or a regulatory nature, and whether


of general or individual application, having as their direct and necessary consequence


the charging of tax against the complainant contrary to the provisions of the


Convention. Thus, for example, if a change to a Contracting State’s tax law would result


in a person deriving a particular type of income being subjected to taxation not in


accordance with the Convention, that person could set the mutual agreement


procedure in motion as soon as the law has been amended and that person has derived


the relevant income or it becomes probable that the person will derive that income.


Other examples include filing a return in a self assessment system or the active


examination of a specific taxpayer reporting position in the course of an audit, to the


extent that either event creates the probability of taxation not in accordance with the


Convention (e.g. where the self assessment reporting position the taxpayer is required


to take under a Contracting State’s domestic law would, if proposed by that State as an


assessment in a non-self assessment regime, give rise to the probability of taxation not


in accordance with the Convention, or where circumstances such as a Contracting


State’s published positions or its audit practice create a significant likelihood that the


active examination of a specific reporting position such as the taxpayer’s will lead to


proposed assessments that would give rise to the probability of taxation not in


accordance with the Convention). Another example might be a case where a


Contracting State’s transfer pricing law requires a taxpayer to report taxable income in


an amount greater than would result from the actual prices used by the taxpayer in its
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transactions with a related party, in order to comply with the arm’s length principle,


and where there is substantial doubt whether the taxpayer’s related party will be able


to obtain a corresponding adjustment in the other Contracting State in the absence of


a mutual agreement procedure. procedure. Such actions may also be understood to


include the bona fide taxpayer-initiated adjustments which are authorised under the


domestic laws of some countries and which permit a taxpayer, under appropriate


circumstances, to amend a previously-filed tax return in order to report a price in a


controlled transaction, or an attribution of profits to a permanent establishment, that


is, in the taxpayer’s opinion, in accordance with the arm’s length principle (see


paragraph 6.1 of the Commentary on Article 9 and paragraph 59.1 of the Commentary


on Article 7). As indicated by the opening words of paragraph 1, whether or not the


actions of one or both of the Contracting States will result in taxation not in accordance


with the Convention must be determined from the perspective of the taxpayer. Whilst


the taxpayer’s belief that there will be such taxation must be reasonable and must be


based on facts that can be established, the tax authorities should not refuse to consider


a request under paragraph 1 merely because they consider that it has not been proven


(for example to domestic law standards of proof on the “balance of probabilities”) that


such taxation will occur.


15. Since the first steps in a mutual agreement procedure may be set in motion at a


very early stage based upon the mere probability of taxation not in accordance with the


Convention, the initiation of the procedure in this manner would not be considered the


start date for the purposes of determining the beginning of the two year period referred


to in paragraph 5 of the Article. Paragraph 75 below explains when that two year period


commences.


16. To be admissible objections presented under paragraph 1 must first meet a


twofold requirement expressly formulated in that paragraph: they must be presented


to the competent authority of either Contracting State, and they must be so presented


within three years of the first notification of the action which gives rise to taxation


which is not in accordance with the Convention. The Convention does not lay down


any special rule as to the form of the objections. The competent authorities may


prescribe special procedures which they feel to be appropriate. If no special procedure


has been specified, the objections may be presented in the same way as objections


regarding taxes are presented to the tax authorities of the State concerned.


17. The option provided to the taxpayer to present his case to the competent


authority of either Contracting State is intended to reinforce the general principle that


access to the mutual agreement procedure should be as widely available as possible


and to provide flexibility. This option is also intended to ensure that the decision as to


whether a case should proceed to the second stage of the mutual agreement procedure


(i.e. be discussed by the competent authorities of both Contracting States) is open to


consideration by both competent authorities. Paragraph 1 permits a person to present


his case to the competent authority of either Contracting State; it does not preclude a


person from presenting his case to the competent authorities of both Contracting


States at the same time (see paragraph 75 below). Where a person presents his case to
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the competent authorities of both Contracting States, he should appropriately inform


both competent authorities, in order to facilitate a co-ordinated approach to the case.


18. On the other hand, Contracting States may consider that taxpayers should not


have the option of presenting their cases to the competent authority of either State,


but should, in the first instance, be required to present their cases to the competent


authority of the State of which they are resident. However, where a person who is a


national of one State but a resident of the other complains of having been subjected in


that other State to taxation (or any requirement connected therewith) which is


discriminatory under paragraph 1 of Article 24, it appears more appropriate for obvious


reasons to allow him, by way of exception to the alternative rule which obliges the


taxpayer to present his case to the competent authority of his State of residence, to


present his objection to the competent authority of the Contracting State of which he


is a national. Similarly, it appears more appropriate that it would be to the same


competent authority that an objection should be presented by a person who, while not


being a resident of a Contracting State, is a national of a Contracting State, and whose


case comes under paragraph 1 of Article 24. To accommodate the alternative rule and


the exception for cases coming under paragraph 1 of Article 24, paragraph 1 would


have to be modified as follows:


1. Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting


States result or will result for him in taxation not in accordance with the provisions


of this Convention, he may, irrespective of the remedies provided by the domestic


law of those States, present his case to the competent authority of the Contracting


State of which he is a resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 24,


to that of the Contracting State of which he is a national. The case must be


presented within three years from the first notification of the action resulting in


taxation not in accordance with the provisions of the Convention.


Contracting States that prefer this alternative rule should take appropriate measures


to ensure broad access to the mutual agreement procedure and that the decision as to


whether a case should proceed to the second stage of the mutual agreement procedure


is appropriately considered by both competent authorities.


19. If the taxpayer becomes a resident of a State subsequently to the taxation he


considers not in accordance with the Convention, he must, under the alternative rule


in paragraph 18 above, nevertheless still present his objection to the competent


authority of the other State of which he was a resident during the period in respect of


which such taxation has been or will be charged.


20. The time limit of three years set by the second sentence of paragraph 1 for


presenting objections is intended to protect administrations against late objections.


This time limit must be regarded as a minimum, so that Contracting States are left free


to agree in their bilateral conventions upon a longer period in the interests of


taxpayers, e.g. on the analogy in particular of the time limits laid down by their


respective domestic regulations in regard to tax conventions. Contracting States may


omit the second sentence of paragraph 1 if they concur that their respective domestic


regulations apply automatically to such objections and are more favourable in their
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effects to the taxpayers affected, either because they allow a longer time for presenting


objections or because they do not set any time limits for such purpose.


21. The provision fixing the starting point of the three year time limit as the date of


the “first notification of the action resulting in taxation not in accordance with the


provisions of the Convention” should be interpreted in the way most favourable to the


taxpayer. Thus, even if such taxation should be directly charged in pursuance of an


administrative decision or action of general application, the time limit begins to run


only from the date of the notification of the individual action giving rise to such


taxation, that is to say, under the most favourable interpretation, from the act of


taxation itself, as evidenced by a notice of assessment or an official demand or other


instrument for the collection or levy of tax. Since a taxpayer has the right to present a


case as soon as the taxpayer considers that taxation will result in taxation not in


accordance with the provisions of the Convention, whilst the three year limit only


begins when that result has materialised, there will be cases where the taxpayer will


have the right to initiate the mutual agreement procedure before the three year time


limit begins (see the examples of such a situation given in paragraph 14 above).


22. In most cases it will be clear what constitutes the relevant notice of assessment,


official demand or other instrument for the collection or levy of tax, and there will


usually be domestic law rules governing when that notice is regarded as “given”. Such


domestic law will usually look to the time when the notice is sent (time of sending), a


specific number of days after it is sent, the time when it would be expected to arrive at


the address it is sent to (both of which are times of presumptive physical receipt), or


the time when it is in fact physically received (time of actual physical receipt). Where


there are no such rules, either the time of actual physical receipt or, where this is not


sufficiently evidenced, the time when the notice would normally be expected to have


arrived at the relevant address should usually be treated as the time of notification,


bearing in mind that this provision should be interpreted in the way most favourable


to the taxpayer.


23. In self assessment cases, there will usually be some notification effecting that


assessment (such as a notice of a liability or of denial or adjustment of a claim for


refund), and generally the time of notification, rather than the time when the taxpayer


lodges the self-assessed return, would be a starting point for the three year period to


run. Where a taxpayer pays additional tax in connection with the filing of an amended


return reflecting a bona fide taxpayer-initiated adjustment (as described in


paragraph 14 above), the starting point of the three year time limit would generally be


the notice of assessment or liability resulting from the amended return, rather than


the time when the additional tax was paid. There may, however, be cases where there


is no notice of a liability or the like. In such cases, the relevant time of “notification”


would be the time when the taxpayer would, in the normal course of events, be


regarded as having been made aware of the taxation that is in fact not in accordance


with the Convention. This could, for example, be when information recording the


transfer of funds is first made available to a taxpayer, such as in a bank balance or


statement. The time begins to run whether or not the taxpayer actually regards the
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taxation, at that stage, as contrary to the Convention, provided that a reasonably


prudent person in the taxpayer’s position would have been able to conclude at that


stage that the taxation was not in accordance with the Convention. In such cases,


notification of the fact of taxation to the taxpayer is enough. Where, however, it is only


the combination of the self assessment with some other circumstance that would


cause a reasonably prudent person in the taxpayer’s position to conclude that the


taxation was contrary to the Convention (such as a judicial decision determining the


imposition of tax in a case similar to the taxpayer’s to be contrary to the provisions of


the Convention), the time begins to run only when the latter circumstance


materialises.


24. If the tax is levied by deduction at the source, the time limit begins to run from


the moment when the income is paid; however, if the taxpayer proves that only at a


later date did he know that the deduction had been made, the time limit will begin


from that date. Where it is the combination of decisions or actions taken in both


Contracting States that results in taxation not in accordance with the Convention, the


time limit begins to run only from the first notification of the most recent decision or


action. This means that where, for example, a Contracting State levies a tax that is not


in accordance with the Convention but the other State provides relief for such tax


pursuant to Article 23 A or Article 23 B so that there is no double taxation, a taxpayer


will in practice often not initiate the mutual agreement procedure in relation to the


action of the first State. If, however, the other State subsequently notifies the taxpayer


that the relief is denied so that double taxation now arises, a new time limit begins


from that notification, since the combined actions of both States then result in the


taxpayer’s being subjected to double taxation contrary to the provisions of the


Convention. In some cases, especially of this type, the records held by taxing


authorities may have been routinely destroyed before the period of the time limit ends,


in accordance with the normal practice of one or both of the States. The Convention


obligations do not prevent such destruction, or require a competent authority to accept


the taxpayer’s arguments without proof, but in such cases the taxpayer should be given


the opportunity to supply the evidential deficiency, as the mutual agreement


procedure continues, to the extent domestic law allows. In some cases, the other


Contracting State may be able to provide sufficient evidence, in accordance with


Article 26 of the Model Tax Convention. It is, of course, preferable that such records be


retained by tax authorities for the full period during which a taxpayer is able to seek to


initiate the mutual agreement procedure in relation to a particular matter.


25. The three year period continues to run during any domestic law (including


administrative) proceedings (e.g. a domestic appeal process). This could create


difficulties by in effect requiring a taxpayer to choose between domestic law and


mutual agreement procedure remedies. Some taxpayers may rely solely on the mutual


agreement procedure, but many taxpayers will attempt to address these difficulties by


initiating a mutual agreement procedure whilst simultaneously initiating domestic


law action, even though the domestic law process is initially not actively pursued. This


could result in mutual agreement procedure resources being inefficiently applied.
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Where domestic law allows, some States may wish to specifically deal with this issue


by allowing for the three year (or longer) period to be suspended during the course of


domestic law proceedings. Two approaches, each of which is consistent with Article 25


are, on one hand, requiring the taxpayer to initiate the mutual agreement procedure,


with no suspension during domestic proceedings, but with the competent authorities


not entering into talks in earnest until the domestic law action is finally determined,


or else, on the other hand, having the competent authorities enter into talks, but


without finally settling an agreement unless and until the taxpayer agrees to withdraw


domestic law actions. This second possibility is discussed at paragraph 42 of this


Commentary. In either of these cases, the taxpayer should be made aware that the


relevant approach is being taken. Whether or not a taxpayer considers that there is a


need to lodge a “protective” appeal under domestic law (because, for example, of


domestic limitation requirements for instituting domestic law actions) the preferred


approach for all parties is often that the mutual agreement procedure should be the


initial focus for resolving the taxpayer’s issues, and for doing so on a bilateral basis.


26. Some States may deny the taxpayer the ability to initiate the mutual agreement


procedure under paragraph 1 of Article 25 in cases where the transactions to which the


request relates are regarded as abusive. This issue is closely related to the issue of


“improper use of the Convention” discussed in paragraph 54 and the following


paragraphs of the Commentary on Article 1. In the absence of a special provision, there


is no general rule denying perceived abusive situations going to the mutual agreement


procedure, however. The simple fact that a charge of tax is made under an avoidance


provision of domestic law should not be a reason to deny access to mutual agreement.


However, where serious violations of domestic laws resulting in significant penalties


are involved, some States may wish to deny access to the mutual agreement procedure.


The circumstances in which a State would deny access to the mutual agreement


procedure must be made clear in the Convention.


27. Some States regard certain issues as not susceptible to resolution by the mutual


agreement procedure generally, or at least by taxpayer initiated mutual agreement


procedure, because of constitutional or other domestic law provisions or decisions. An


example would be a case where granting the taxpayer relief would be contrary to a final


court decision that the tax authority is required to adhere to under that State’s


constitution. The recognised general principle for tax and other treaties is that


domestic law, even domestic constitutional law, does not justify a failure to meet treaty


obligations, however. Article 27 of the Vienna Convention on the Law of Treaties reflects


this general principle of treaty law. It follows that any justification for what would


otherwise be a breach of the Convention needs to be found in the terms of the


Convention itself, as interpreted in accordance with accepted tax treaty interpretation


principles. Such a justification would be rare, because it would not merely govern how


a matter will be dealt with by the two States once the matter is within the mutual


agreement procedure, but would instead prevent the matter from even reaching the


stage when it is considered by both States. Since such a determination might in


practice be reached by one of the States without consultation with the other, and since
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there might be a bilateral solution that therefore remains unconsidered, the view that


a matter is not susceptible of taxpayer initiated mutual agreement procedure should


not be lightly made, and needs to be supported by the terms of the Convention as


negotiated. A competent authority relying upon a domestic law impediment as the


reason for not allowing the mutual agreement procedure to be initiated by a taxpayer


should inform the other competent authority of this and duly explain the legal basis of


its position. More usually, genuine domestic law impediments will not prevent a


matter from entering into the mutual agreement procedure, but if they will clearly and


unequivocally prevent a competent authority from resolving the issue in a way that


avoids taxation of the taxpayer which is not in accordance with the Convention, and


there is no realistic chance of the other State resolving the issue for the taxpayer, then


that situation should be made public to taxpayers, so that taxpayers do not have false


expectations as to the likely outcomes of the procedure.


28. In other cases, initiation of the mutual agreement procedure may have been


allowed but domestic law issues that have arisen since the negotiation of the treaty


may prevent a competent authority from resolving, even in part, the issue raised by the


taxpayer. Where such developments have a legally constraining effect on the


competent authority, so that bilateral discussions can clearly not resolve the matter,


most States would accept that this change of circumstances is of such significance as


to allow that competent authority to withdraw from the procedure. In some cases, the


difficulty may be only temporary however; such as whilst rectifying legislation is


enacted, and in that case, the procedure should be suspended rather than terminated.


The two competent authorities will need to discuss the difficulty and its possible effect


on the mutual agreement procedure. There will also be situations where a decision


wholly or partially in the taxpayer’s favour is binding and must be followed by one of


the competent authorities but where there is still scope for mutual agreement


discussions, such as for example in one competent authority’s demonstrating to the


other that the latter should provide relief.


29. There is less justification for relying on domestic law for not implementing an


agreement reached as part of the mutual agreement procedure. The obligation of


implementing such agreements is unequivocally stated in the last sentence of


paragraph 2, and impediments to implementation that were already existing should


generally be built into the terms of the agreement itself. As tax conventions are


negotiated against a background of a changing body of domestic law that is sometimes


difficult to predict, and as both parties are aware of this in negotiating the original


Convention and in reaching mutual agreements, subsequent unexpected changes that


alter the fundamental basis of a mutual agreement would generally be considered as


requiring revision of the agreement to the extent necessary. Obviously where there is a


domestic law development of this type, something that should only rarely occur, good


faith obligations require that it be notified as soon as possible, and there should be a


good faith effort to seek a revised or new mutual agreement, to the extent the domestic


law development allows. In these cases, the taxpayer’s request should be regarded as


still operative, rather than a new application’s being required from that person.
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30. As regards the procedure itself, it is necessary to consider briefly the two distinct


stages into which it is divided (see paragraph 7 above).


31. In the first stage, which opens with the presentation of the taxpayer’s objections,


the procedure takes place exclusively at the level of dealings between the taxpayer and


the competent authorities of the State to which the case was presented. The provisions


of paragraph 1 give the taxpayer concerned the right to apply to the competent


authority of either State, whether or not all the remedies available under the domestic


law of each of the two States have been exhausted. On the other hand, the competent


authority is under an obligation to consider whether the objection is justified and, if it


appears to be justified, take action on it in one of the two forms provided for in


paragraph 2.


31.1 The determination whether the objection “appears … to be justified” requires the


competent authority to which the case was presented to make a preliminary


assessment of the taxpayer’s objection in order to determine whether the taxation in


both Contracting States is consistent with the terms of the Convention. It is


appropriate to consider that the objection is justified where there is, or it is reasonable


to believe that there will be, in either of the Contracting States, taxation not in


accordance with the Convention.


32. If the competent authority duly approached recognises that the complaint is


justified and considers that the taxation complained of is due wholly or in part to a


measure taken in that State, it must give the complainant satisfaction as speedily as


possible by making such adjustments or allowing such reliefs as appear to be justified.


In this situation, the issue can be resolved without moving beyond the first (unilateral)


stage of the mutual agreement procedure. On the other hand, it may be found useful to


exchange views and information with the competent authority of the other


Contracting State, in order, for example, to confirm a given interpretation of the


Convention.


33. If, however, it appears to that competent authority that the taxation complained


of is due wholly or in part to a measure taken in the other State, it will be incumbent


on it, indeed, it will be its duty – as clearly appears by the terms of paragraph 2 – to set


in motion the second (bilateral) stage of the mutual agreement procedure. It is


important that the competent authority in question carry out this duty as quickly as


possible, especially in cases where the profits of associated enterprises have been


adjusted as a result of transfer pricing adjustments.


34. A taxpayer is entitled to present his case under paragraph 1 to the competent


authority of either State whether or not he may also have made a claim or commenced


litigation under the domestic law of one (or both) of the States. If litigation is pending


in the State to which the claim is presented, the competent authority of that State


should not wait for the final adjudication, but should say whether it considers the case


to be eligible for the mutual agreement procedure. If it so decides, it has to determine


whether it is itself able to arrive at a satisfactory solution or whether the case has to be


submitted to the competent authority of the other Contracting State. An application by
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a taxpayer to set the mutual agreement procedure in motion should not be rejected


without good reason.


35. If a claim has been finally adjudicated by a court in either State, a taxpayer may


wish even so to present or pursue a claim under the mutual agreement procedure. In


some States, the competent authority may be able to arrive at a satisfactory solution


which departs from the court decision. In other States, the competent authority is


bound by the court decision (i.e. it is obliged, as a matter of law, to follow the court


decision) or will not depart from the court decision as a matter of administrative policy


or practice. It may nevertheless present the case to the competent authority of the


other Contracting State and ask the latter to take measures for avoiding double


taxation.


36. In its second stage — which opens with the approach to the competent authority


of the other State by the competent authority to which the taxpayer has applied — the


procedure is henceforward at the level of dealings between States, as if, so to speak, the


State to which the complaint was presented had given it its backing. But whilst this


procedure is indisputably a procedure between States, it may, on the other hand, be


asked:


— whether, as the title of the Article and the terms employed in the first sentence


of paragraph 2 suggest, it is no more than a simple procedure of mutual


agreement, or constitutes the implementation of a pactum de contrahendo laying


on the parties a mere duty to negotiate but in no way laying on them a duty to


reach agreement;


— or whether on the contrary, it is to be regarded (based on the existence of the


arbitration process provided for in paragraph 5 to address unresolved issues or


on the assumption that the procedure takes place within the framework of a


joint commission) as a procedure of a jurisdictional nature laying on the parties


a duty to resolve the dispute.


37. Paragraph 2 no doubt entails a duty to negotiate; but as far as reaching mutual


agreement through the procedure is concerned, the competent authorities are under a


duty merely to use their best endeavours and not to achieve a result. Paragraph 5,


however, provides a mechanism that will allow an agreement to be reached even if


there are issues on which the competent authorities have been unable to reach


agreement through negotiations.


38. In seeking a mutual agreement, the competent authorities must first, of course,


determine their position in the light of the rules of their respective taxation laws and


of the provisions of the Convention, which are as binding on them as much as they are


on the taxpayer. Should the strict application of such rules or provisions preclude any


agreement, it may reasonably be held that the competent authorities, as in the case of


international arbitration, can, subsidiarily, have regard to considerations of equity in


order to give the taxpayer satisfaction.


38.1 The combination of bilateral tax conventions concluded among several States


may allow the competent authorities of these States to resolve multilateral cases by
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mutual agreement under paragraphs 1 and 2 of Article 25 of these conventions. A


multilateral mutual agreement may be achieved either through the negotiation of a


single agreement between all the competent authorities of the States concerned or


through the negotiation of separate, but consistent, bilateral mutual agreements.


38.2 This may, for instance, be the case to determine an appropriate allocation of


profits between the permanent establishments that an enterprise has in two different


States with which the State of the enterprise has tax conventions. In such case an


adjustment made with respect to dealings between the two permanent establishments


may affect the taxation of the enterprise in the State of residence. Based on


paragraphs 1 and 2 of Article 25 of the tax conventions between the State of the


enterprise and the States in which the permanent establishments are situated, the


competent authority of the State of the enterprise clearly has the authority to


endeavour to resolve the case by mutual agreement with the competent authorities of


the States in which the permanent establishments are situated and to determine the


appropriate attribution of profits to the permanent establishments of its resident in


accordance with both tax conventions. Where the tax conventions between the State


of the enterprise and the States in which the permanent establishments are situated


contain different versions of Article 7 (e.g. the version included in the OECD Model in


2010 in one convention and the previous version of Article 7 in the other convention),


the competent authorities may have regard to considerations of equity as mentioned


under paragraph 38 above in order to find an appropriate solution with a view to


ensuring taxation in accordance with the provisions of the applicable conventions.


38.3 This may, for instance, also be the case where a number of associated enterprises


of different States are involved in a series of integrated controlled transactions and


there are bilateral tax conventions among the States of all the enterprises. Such a


series of integrated controlled transactions could exist, for example, where intellectual


property is licensed in a controlled transaction between two members of a


multinational enterprise (MNE) group and is then used by the licensee to manufacture


goods sold by the licensee to other members of the MNE group. Based on paragraphs 1


and 2 of Article 25 of these tax conventions, the competent authorities of the States of


these enterprises clearly have the authority to endeavour to determine the appropriate


arm’s length transfer prices for the controlled transactions in accordance with the


arm’s length principle of Article 9.


38.4 As recognised in paragraph 55 below, in the multilateral case described in


paragraph 38.2, paragraph 3 of Article 25 of the tax convention between the States in


which the permanent establishments are situated enables those two States to consult


together to ensure that the convention operates effectively and that the double


taxation that can occur in such a situation is appropriately eliminated.


38.5 The desire for certainty may result in taxpayers seeking multilateral advance


pricing arrangements (“APAs”) to determine, in advance, the transfer pricing of


controlled transactions between associated enterprises of several States. Where there


exist bilateral tax conventions among all these States and it appears that the actions of


at least one of these States are likely to result for the taxpayer in taxation not in
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accordance with the provisions of a convention, Article 25 of these conventions allows


the competent authorities of these States to negotiate on a multilateral basis an


appropriate set of criteria for the determination of the transfer pricing for the


controlled transactions. A multilateral APA may be achieved either through the


negotiation of a single agreement between all the competent authorities of the States


concerned or through the negotiation of separate, but consistent, bilateral mutual


agreements.


39. The purpose of the last sentence of paragraph 2 is to enable countries with time


limits relating to adjustments of assessments and tax refunds in their domestic law to


give effect to an agreement despite such time limits. This provision does not prevent,


however, such States as are not, on constitutional or other legal grounds, able to


overrule the time limits in the domestic law from inserting in the mutual agreement


itself such time limits as are adapted to their internal statute of limitation (see also


paragraph 62 of the Commentary on Article 7 and paragraph 10 of the Commentary on


Article 9 which offer an alternative approach which addresses this issue in the


Convention). In certain extreme cases, a Contracting State may prefer not to enter into


a mutual agreement, the implementation of which would require that the internal


statute of limitation had to be disregarded (subject to the possible application of


paragraph 5 where such a course of action would prevent a mutual agreement case


from being resolved). Apart from time limits there may exist other obstacles such as


“final court decisions” to giving effect to an agreement. Contracting States are free to


agree on firm provisions for the removal of such obstacles. As regards the practical


implementation of the procedure, it is generally recommended that every effort should


be made by tax administrations to ensure that as far as possible the mutual agreement


procedure is not in any case frustrated by operational delays or, where time limits


would be in point, by the combined effects of time limits and operational delays.


40. The Committee on Fiscal Affairs made a number of recommendations on the


problems raised by corresponding adjustments of profits following transfer pricing


adjustments (implementation of paragraphs 1 and 2 of Article 9) and of the difficulties


of applying the mutual agreement procedure to such situations:


a) Tax authorities should notify taxpayers as soon as possible of their intention to


make a transfer pricing adjustment (and, where the date of any such


notification may be important, to ensure that a clear formal notification is


given as soon as possible), since it is particularly useful to ensure as early and


as full contacts as possible on all relevant matters between tax authorities and


taxpayers within the same jurisdiction and, across national frontiers, between


the associated enterprises and tax authorities concerned.


b) Competent authorities should communicate with each other in these matters


in as flexible a manner as possible, whether in writing, by telephone, or by face-


to-face or round-the-table discussion, whichever is most suitable, and should


seek to develop the most effective ways of solving relevant problems. Use of the


provisions of Article 26 on the exchange of information should be encouraged
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in order to assist the competent authority in having well-developed factual


information on which a decision can be made.


c) In the course of mutual agreement proceedings on transfer pricing matters, the


taxpayers concerned should be given every reasonable opportunity to present


the relevant facts and arguments to the competent authorities both in writing


and orally.


41. As regards the mutual agreement procedure in general, the Committee


recommended that:


a) The formalities involved in instituting and operating the mutual agreement


procedure should be kept to a minimum and any unnecessary formalities


eliminated.


b) Mutual agreement cases should each be settled on their individual merits and


not by reference to any balance of the results in other cases.


c) Competent authorities should, where appropriate, formulate and publicise


domestic rules, guidelines and procedures concerning use of the mutual


agreement procedure.


42. The case may arise where a mutual agreement is concluded in relation to a


taxpayer who has brought a suit for the same purpose in the competent court of either


Contracting State and such suit is still pending. In such a case, there would be no


grounds for rejecting a request by a taxpayer that he be allowed to defer acceptance of


the solution agreed upon as a result of the mutual agreement procedure until the court


had delivered its judgment in that suit. Also, a view that competent authorities might


reasonably take is that where the taxpayer’s suit is ongoing as to the particular issue


upon which mutual agreement is sought by that same taxpayer, discussions of any


depth at the competent authority level should await a court decision. If the taxpayer’s


request for a mutual agreement procedure applied to different tax years than the court


action, but to essentially the same factual and legal issues, so that the court outcome


would in practice be expected to affect the treatment of the taxpayer in years not


specifically the subject of litigation, the position might be the same, in practice, as for


the cases just mentioned. In either case, awaiting a court decision or otherwise holding


a mutual agreement procedure in abeyance whilst formalised domestic recourse


proceedings are underway will not infringe upon, or cause time to expire from, the two


year period referred to in paragraph 5 of the Article. Of course, if competent authorities


consider, in either case, that the matter might be resolved notwithstanding the


domestic law proceedings (because, for example, the competent authority where the


court action is taken will not be legally bound or constrained by the court decision)


then the mutual agreement procedure may proceed as normal. A competent authority


may be precluded as a matter of law from maintaining taxation where a court has


decided that such taxation is not in accordance with the provisions of a tax treaty. In


contrast, in some countries a competent authority would not be legally precluded from


granting relief from taxation notwithstanding a court decision that such taxation was


in accordance with the provisions of a tax treaty. In such a case, nothing (e.g.


administrative policy or practice) should prevent the competent authorities from
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reaching a mutual agreement pursuant to which a Contracting State will relieve


taxation considered by the competent authorities as not in accordance with the


provisions of the tax treaty, and thus depart from a decision rendered by a court of that


State.


43. The situation is also different if there is a suit ongoing on an issue, but the suit


has been taken by another taxpayer than the one who is seeking to initiate the mutual


agreement procedure. In principle, if the case of the taxpayer seeking the mutual


agreement procedure supports action by one or both competent authorities to prevent


taxation not in accordance with the Convention, that should not be unduly delayed


pending a general clarification of the law at the instance of another taxpayer, although


the taxpayer seeking mutual agreement might agree to this if the clarification is likely


to favour that taxpayer’s case. In other cases, delaying competent authority


discussions as part of a mutual agreement procedure may be justified in all the


circumstances, but the competent authorities should be mindful of the time


constraints imposed by paragraph 5 and should as far as possible seek to prevent


disadvantage to the taxpayer seeking mutual agreement in such a case. This could be


done, where domestic law allows, by deferring payment of the amount outstanding


during the course of the delay, or at least during that part of the delay which is beyond


the taxpayer’s control.


44. Depending upon domestic procedures, the choice of redress is normally that of


the taxpayer and in most cases it is the domestic recourse provisions such as appeals


or court proceedings that are held in abeyance in favour of the less formal and bilateral


nature of mutual agreement procedure.


45. As noted above, there may be a pending suit by the taxpayer on an issue, or else


the taxpayer may have preserved the right to take such domestic law action, yet the


competent authorities might still consider that an agreement can be reached. In such


cases, it is, however, necessary to take into account the concern of a particular


competent authority to avoid any divergences or contradictions between the decision


of the court and the mutual agreement that is being sought, with the difficulties or


risks of abuse that these could entail. In short, therefore, the implementation of such a


mutual agreement should normally be made subject:


— to the acceptance of such mutual agreement by the taxpayer, and


— to the taxpayer’s withdrawal of the suit at law concerning those points settled in


the mutual agreement.


45.1 In some States, audit settlements may be used as a mechanism to promote the


closing of audit files. As the word “settlement” implies, there are usually concessions


made by both the taxpayer and the tax administration involved, which may create


difficult issues where an audit involves questions related to the interpretation or


application of a tax treaty which could potentially be resolved through the mutual


agreement procedure. One concession tax administrations sometimes seek is a limit


on further recourse by the taxpayer, which in some cases may include an agreement by


the taxpayer not to initiate the mutual agreement procedure with respect to issues
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covered by the audit settlement. Double taxation can often be a consequence of such


arrangements, which preclude the competent authorities from reaching a bilateral


resolution through the mutual agreement procedure, and may indeed cause the other


Contracting State to deny relief under its domestic law for the tax paid to the first


Contracting State upon settlement of the audit. A taxpayer should thus not be


required, as part of an audit settlement, to give up the right provided by paragraph 1 of


Article 25 to present its case to a competent authority since this may impede the


proper application of a tax treaty. For the purposes of this paragraph, however, an


“audit settlement” does not include the settlement of a treaty dispute that is the result


of an administrative or statutory dispute settlement/resolution process that is


independent from the audit and examination functions and that can only be accessed


through a request by the taxpayer. Countries should inform their treaty partners of


such administrative or statutory processes and should expressly address the effects of


those processes with respect to the MAP in their public guidance on such processes


and in their public MAP programme guidance.


46. Some States take the view that a mutual agreement procedure may not be


initiated by a taxpayer unless and until payment of all or a specified portion of the tax


amount in dispute has been made. They consider that the requirement for payment of


outstanding taxes, subject to repayment in whole or in part depending on the outcome


of the procedure, is an essentially procedural matter not governed by Article 25, and is


therefore consistent with it. A contrary view, held by many States, is that Article 25


indicates all that a taxpayer must do before the procedure is initiated, and that it


imposes no such requirement. Those States find support for their view in the fact that


the procedure may be implemented even before the taxpayer has been charged to tax


or notified of a liability (as noted at paragraph 14 above) and in the acceptance that


there is clearly no such requirement for a procedure initiated by a competent authority


under paragraph 3.


47. Article 25 gives no absolutely clear answer as to whether a taxpayer initiated


mutual agreement procedure may be denied on the basis that there has not been the


necessary payment of all or part of the tax in dispute. However, whatever view is taken


on this point, in the implementation of the Article it should be recognised that the


mutual agreement procedure supports the substantive provisions of the Convention


and that the text of Article 25 should therefore be understood in its context and in the


light of the object and purposes of the Convention, including avoiding double taxation


and the prevention of fiscal evasion and avoidance.


47.1 Unlike disputes that involve solely the application of a Contracting State’s


domestic law, the disputes that are addressed through the mutual agreement


procedure will in most cases involve double taxation. States therefore should as far as


possible take into account cash flow issues in requiring advance payment of an


amount that the taxpayer contends was at least in part levied contrary to the terms of


the relevant Convention. Even if a mutual agreement procedure ultimately eliminates


any double taxation or other taxation not in accordance with the Convention, the


requirement to pay tax prior to the conclusion of the mutual agreement procedure may
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permanently cost the taxpayer the time value of the money represented by the amount


inappropriately imposed for the period prior to the mutual agreement procedure


resolution, at least in the fairly common case where the respective interest policies of


the relevant Contracting States do not fully compensate the taxpayer for that cost.


Thus, this means that in such cases the mutual agreement procedure would not


achieve the goal of fully eliminating, as an economic matter, the burden of the double


taxation or other taxation not in accordance with the Convention. Moreover, even if


that economic burden is ultimately removed, a requirement that the taxpayer pay


taxes on the same income to two Contracting States can impose cash flow burdens


that are inconsistent with the Convention’s goals of eliminating barriers to cross


border trade and investment. As a minimum, payment of outstanding tax should not


be a requirement to initiate the mutual agreement procedure if it is not a requirement


before initiating domestic law review. States may wish to provide so expressly in the


Convention by adding the following text to the end of paragraph 2:


The suspension of assessment and collection procedures during the period that any


mutual agreement proceeding is pending shall be available under the same


conditions as apply to a person pursuing a domestic administrative or judicial


remedy.


It also appears, as a minimum, that if the mutual agreement procedure is initiated


prior to the taxpayer’s being charged to tax (such as by an assessment), a payment


should only be required once that charge to tax has occurred.


48. For the reasons described in the preceding paragraph, suspension of the


collection of tax pending resolution of a mutual agreement procedure can be a


desirable policy. Moreover, any requirement to pay a tax assessment specifically as a


condition of obtaining access to the mutual agreement procedure in order to get relief


from that very tax would generally be inconsistent with the policy of making the


mutual agreement procedure broadly available to resolve such disputes. Another


unfortunate complication of such a requirement may be delays in the resolution of


cases if a country is less willing to enter into good faith mutual agreement procedure


discussions when a probable result could be the refunding of taxes already collected.


In many States, the suspension of the assessment and/or collection of tax pending the


resolution of a mutual agreement procedure may require legislative changes for the


purpose of its implementation. States may also wish to provide expressly in the


Convention for the suspension of assessment and collection procedures by adding the


following text to the end of paragraph 2:


Assessment and collection procedures shall be suspended during the period that


any mutual agreement proceeding is pending.


In connection with any suspension of collection of tax pending the resolution of a


mutual agreement procedure, it is important to recall the availability of measures of


conservancy pursuant to paragraph 4 of Article 27.


48.1 As there may be substantial differences in the domestic law assessment and


collection procedures of the Contracting States, it may be important to verify, during


the course of bilateral negotiations, how those procedures will operate in each State
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pending the resolution of a mutual agreement procedure, in order to address any


obstacles such procedures may present to the effective implementation of the Article.


For example, where a State takes the view that payment of outstanding tax is a


precondition to the taxpayer initiated mutual agreement procedure, this should be


notified to the treaty partner during negotiations on the terms of a Convention. Where


both Contracting States take this view, there is a common understanding, but also the


particular risk of the taxpayer’s being required to pay an amount twice. Where


domestic law (or a treaty provision such as that in the preceding paragraph) allows it,


one possibility which States might consider to deal with this would be for the higher of


the two amounts to be held in trust, escrow or similar, pending the outcome of the


mutual agreement procedure. Alternatively, a bank guarantee provided by the


taxpayer’s bank could be sufficient to meet the requirements of the competent


authorities. As another approach, one State or the other (decided by time of


assessment, for example, or by residence State status under the treaty) could agree to


seek a payment of no more than the difference between the amount paid to the other


State, and that which it claims, if any. Which of these possibilities is open will


ultimately depend on the domestic law (including administrative requirements) of a


particular State and the provisions of the applicable treaty, but they are the sorts of


options that should as far as possible be considered in seeking to have the mutual


agreement procedure operate as effectively as possible. Where States require some


payment of outstanding tax as a precondition to the taxpayer initiated mutual


agreement procedure, or to the active consideration of an issue within that procedure,


they should have a system in place for refunding an amount of interest on any


underlying amount to be returned to the taxpayer as the result of a mutual agreement


reached by the competent authorities. Any such interest payment should sufficiently


reflect the value of the underlying amount and the period of time during which that


amount has been unavailable to the taxpayer.


49. Paragraph 4 of the Commentary on Article 2 clarifies that whilst most States do


not consider interest and administrative penalties accessory to the taxes covered


under Article 2 to themselves be covered by Article 2, where such interest and


administrative penalties are directly connected to taxes covered under Article 2, they


should be appropriately reduced or withdrawn to the same extent as the underlying


covered tax is reduced or withdrawn pursuant to the mutual agreement procedure.


Consequently, a Contracting State that has applied interest or an administrative


penalty that is computed with reference to an underlying tax liability (or with


reference to some other amount relevant to the determination of tax, such as the


amount of an adjustment or an amount of taxable income) and that has subsequently


agreed pursuant to a mutual agreement procedure under paragraphs 1 and 2 of


Article 25 to reduce or withdraw that underlying tax liability should proportionally


reduce the amount of or withdraw such interest or administrative penalty.


49.1 In contrast, other administrative penalties (for example, a penalty for failure to


maintain proper transfer pricing documentation) may concern domestic law


compliance issues that are not directly connected to a tax liability that is the object of
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a mutual agreement procedure request. Such administrative penalties would generally


not fall within the scope of the mutual agreement procedure under paragraphs 1 and 2


of the Article. Under paragraph 3 of Article 25, however, the competent authorities may


consult together and agree, in a specific case, that a penalty not directly connected


with taxation not in accordance with the Convention was not or is no longer justified.


For instance, where an administrative penalty for negligence, wilful conduct or fraud


has been levied at a fixed amount and it is subsequently agreed in the mutual


agreement procedure that there was no fraudulent intent, wilful conduct or


negligence, the competent authorities may agree that the Contracting State that


applied such penalty will withdraw it. Under paragraph 3 of the Article, the competent


authorities may also enter into a general mutual agreement pursuant to which they


will endeavour through the mutual agreement procedure to resolve under


paragraphs 1 and 2 issues related to interest and administrative penalties that give rise


to difficulties or doubts as to the application of the Convention. Contracting States


may, if they consider it preferable, expressly provide in paragraph 2 of Article 25 for the


application of that paragraph to interest and administrative penalties in mutual


agreement procedure cases presented in accordance with paragraph 1 by adding the


following as a second sentence:


The competent authorities shall also endeavour to agree on the application of


domestic law provisions regarding interest and administrative penalties related to


the case.


49.2 Criminal penalties imposed by a public prosecutor or a court would generally not


fall within the scope of the mutual agreement procedure. In many States, competent


authorities would have no legal authority to reduce or withdraw those penalties.


49.3 A mutual agreement will often result in a tax liability being maintained in one


Contracting State whilst the other Contracting State has to refund all or part of the tax


it has levied. In such cases, the taxpayer may suffer a significant economic burden if


there are asymmetries with respect to how interest accrues on tax liabilities and


refunds in the two Contracting States. This will, for instance, be the case where the


first Contracting State has charged late payment interest on the tax that was the object


of the mutual agreement procedure request and the second Contracting State does not


grant overpayment interest on the amount it has to refund to the taxpayer. Therefore,


Contracting States should seek to adopt flexible approaches to provide relief from


interest accessory to the tax liability that is the object of a mutual agreement


procedure request. Relief from interest would be especially appropriate for the period


during which the taxpayer is in the mutual agreement process, given that the amount


of time it takes to resolve a case through the mutual agreement procedure is, for the


most part, outside the taxpayer’s control. Changes to the domestic law of a Contracting


State may be required to permit the competent authority to provide interest relief


agreed upon under the mutual agreement procedure.


49.4 The object of the Convention in avoiding double taxation, and the requirement


for States to implement conventions in good faith, suggest that interest and penalty


payments should not be imposed in a way that effectively discourages taxpayers from
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initiating a mutual agreement procedure, because of the cost and the cash flow impact


that this would involve. Interest and administrative penalties should not be applied in


a way that severely discourages or nullifies taxpayer reliance upon the benefits of the


Convention, including the right to initiate the mutual agreement procedure as


provided by Article 25. For example, a State’s requirements as to payment of


outstanding penalties and interest should not be more onerous to taxpayers in the


context of the mutual agreement procedure than they would be in the context of


taxpayer initiated domestic law review.


Paragraph 3
50. The first sentence of this paragraph invites and authorises the competent


authorities to resolve, if possible, difficulties of interpretation or application by means


of mutual agreement. These are essentially difficulties of a general nature which


concern, or which may concern, a category of taxpayers, even if they have arisen in


connection with an individual case normally coming under the procedure defined in


paragraphs 1 and 2.


51. This provision makes it possible to resolve difficulties arising from the


application of the Convention. Such difficulties are not only those of a practical nature,


which might arise in connection with the setting up and operation of procedures for


the relief from tax deducted from dividends, interest and royalties in the Contracting


State in which they arise, but also those which could impair or impede the normal


operation of the clauses of the Convention as they were conceived by the negotiators,


the solution of which does not depend on a prior agreement as to the interpretation of


the Convention.


52. Under this provision the competent authorities can, in particular:


— Where a term has been incompletely or ambiguously defined in the Convention,


complete or clarify its definition in order to obviate any difficulty.


— Where the laws of a State have been changed without impairing the balance or


affecting the substance of the Convention, settle any difficulties that may emerge


from the new system of taxation arising out of such changes.


— Determine whether, and if so under what conditions, interest may be treated as


dividends under thin capitalisation rules in the country of the borrower and give


rise to relief for double taxation in the country of residence of the lender in the


same way as for dividends (for example relief under a parent/subsidiary regime


when provision for such relief is made in the relevant bilateral convention).


— Conclude bilateral advance pricing arrangements (APAs) as well as conclude


multilateral APAs with competent authorities of third States with which each of


the Contracting States has concluded a bilateral tax convention in cases where


difficulties or doubts exist as to the interpretation or application of the


conventions (especially in cases where no actions of the Contracting States are


likely to result in taxation not in accordance with the provisions of a convention).


A multilateral APA may be concluded either through the negotiation of a single
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agreement between all the competent authorities of the concerned States or


through the negotiation of separate, but consistent, bilateral mutual agreements.


— Determine appropriate procedures, conditions and modalities for the application


of paragraphs 1 and 2 as well as the second sentence of this paragraph to


multilateral cases (see paragraphs 38.1 to 38.5 above and paragraphs 55 to 55.2


below) and for the involvement of third States in the mutual agreement


procedure where the resolution of the case may affect or be affected by taxation


in third States.


53. Paragraph 3 confers on the “competent authorities of the Contracting States”, i.e.


generally the Ministers of Finance or their authorised representatives normally


responsible for the administration of the Convention, authority to resolve by mutual


agreement any difficulties arising as to the interpretation of the Convention. However,


it is important not to lose sight of the fact that, depending on the domestic law of


Contracting States, other authorities (Ministry of Foreign Affairs, courts) have the right


to interpret international treaties and agreements as well as the “competent authority”


designated in the Convention, and that this is sometimes the exclusive right of such


other authorities.


54. Mutual agreements resolving general difficulties of interpretation or application


are binding on administrations as long as the competent authorities do not agree to


modify or rescind the mutual agreement.


55. The second sentence of paragraph 3 enables the competent authorities to deal


also with such cases of double taxation as do not come within the scope of the


provisions of the Convention. Of special interest in this connection is the case of a


resident of a third State having permanent establishments in both Contracting States.


The second sentence of paragraph 3 allows the competent authorities of the


Contracting States to consult with each other in order to eliminate double taxation that


may occur with respect to dealings between the permanent establishments. This could


for instance be the case where one or both of the Contracting States have no bilateral


tax convention with the third State. Where both Contracting States have a convention


with the third State, the combination of these two conventions may, however, allow the


competent authorities of all three States to resolve the case by mutual agreement


under paragraphs 1, 2 and 3 of Article 25 of these conventions (see paragraphs 38.2 and


38.4 above). A multilateral agreement between the competent authorities of all


involved States is the best way of ensuring that any double taxation can be eliminated.


55.1 There will be Contracting States whose domestic law prevents the Convention


from being complemented on points which are not explicitly or at least implicitly dealt


with in the Convention. In these situations the Convention could be complemented by


a protocol dealing with this issue. The second sentence of paragraph 3 does not,


however, allow the Contracting States to eliminate double taxation where the provision


of such relief would contravene their respective domestic laws or is not authorised by


the provisions of other applicable tax treaties. That sentence only allows the


Contracting States, in cases not provided for in the Convention, to consult each other


in order to eliminate double taxation in accordance with their respective domestic laws
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or in accordance with a tax treaty one of the Contracting States has concluded with a


third State. Thus, for instance, in the case of an enterprise of a third State having


permanent establishments in both Contracting States, the second sentence of


paragraph 3 allows the competent authorities of the Contracting States to agree on the


facts and circumstances of a case in order to apply their respective domestic tax laws


in a coherent manner, in particular with respect to any dealings between those


permanent establishments; the Contracting States could provide relief from any


double taxation of the profits of such permanent establishments, however, only to the


extent allowed by their respective domestic laws or by the provisions of a tax treaty


concluded between a Contracting State and that third State (i.e. applying the


provisions of Article 7 and Article 23 of a tax treaty between a Contracting State and the


third State). As shown by these examples, paragraph 3 therefore plays a crucial role to


allow competent authority consultation to ensure that tax treaties operate in a co-


ordinated and effective manner.


55.2 Under the first sentence of paragraph 3, the competent authorities may agree on


a general basis that they shall endeavour to resolve a case presented under paragraph 1


with the competent authority of any third State in circumstances where taxation on


income or on capital in that third State is likely to affect or be affected by the resolution


of the case. Contracting States that wish to make express provision for multilateral


mutual agreement procedures may agree to use the following alternative formulation


of paragraph 2:


2. The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be


justified and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the


case by mutual agreement with the competent authority of the other Contracting


State, with a view to the avoidance of taxation which is not in accordance with the


Convention. Where the resolution of the case may affect or be affected by taxation


on income or on capital in any third State, the competent authorities shall


endeavour to resolve the case by mutual agreement with the competent authority


of any such third State provided there is a tax convention in force between each of


the Contracting States and that third State and the competent authority of that


third State agrees within the three-year period provided in paragraph 1 to consult


with the competent authorities of the Contracting States to resolve the case by


mutual agreement. In order to resolve the case, the competent authorities shall take


into consideration the relevant provisions of this Convention together with the


relevant provisions of the tax conventions between the Contracting States and any


third State involved in the procedure. Any agreement reached shall be implemented


notwithstanding any time limits in the domestic law of the Contracting States.


Paragraph 4
56. This paragraph determines how the competent authorities may consult together


for the resolution by mutual agreement, either of an individual case coming under the


procedure defined in paragraphs 1 and 2 or of general problems relating in particular
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to the interpretation or application of the Convention, and which are referred to in


paragraph 3.


57. It provides first that the competent authorities may communicate with each


other directly. It would therefore not be necessary to go through diplomatic channels.


58. The competent authorities may communicate with each other by letter, facsimile


transmission, telephone, direct meetings, or any other convenient means. They may, if


they wish, formally establish a joint commission for this purpose.


59. As to this joint commission, paragraph 4 leaves it to the competent authorities of


the Contracting States to determine the number of members and the rules of


procedure of this body.


60. However, whilst the Contracting States may avoid any formalism in this field, it


is nevertheless their duty to give taxpayers whose cases are brought before the joint


commission under paragraph 2 certain essential guarantees, namely:


— the right to make representations in writing or orally, either in person or through


a representative;


— the right to be assisted by counsel.


61. However, disclosure to the taxpayer or his representatives of the papers in the


case does not seem to be warranted, in view of the special nature of the procedure.


62. Without infringing upon the freedom of choice enjoyed in principle by the


competent authorities in designating their representatives on the joint commission, it


would be desirable for them to agree to entrust the chairmanship of each Delegation —


which might include one or more representatives of the service responsible for the


procedure — to a high official or judge chosen primarily on account of his special


experience; it is reasonable to believe, in fact, that the participation of such persons


would be likely to facilitate reaching an agreement.


Paragraph 5
63. This paragraph provides that, in a case where the competent authorities are


unable to reach an agreement under paragraph 2 within two years, the unresolved


issues will, at the written request of the person who presented the case, be solved


through an arbitration process. This process is not dependent on a prior authorisation


by the competent authorities: once the requisite procedural requirements have been


met, the unresolved issues that prevent the conclusion of a mutual agreement must be


submitted to arbitration.


64. The arbitration process provided for by the paragraph is not an alternative or


additional recourse: where the competent authorities have reached an agreement that


does not leave any unresolved issues as regards the application of the Convention,


there are no unresolved issues that can be brought to arbitration even if the person


who made the mutual agreement request does not consider that the agreement


reached by the competent authorities provides a correct solution to the case. The


paragraph is, therefore, an extension of the mutual agreement procedure that serves to
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enhance the effectiveness of that procedure by ensuring that where the competent


authorities cannot reach an agreement on one or more issues that prevent the


resolution of a case, a resolution of the case will still be possible by submitting those


issues to arbitration. Thus, under the paragraph, the resolution of the case continues


to be reached through the mutual agreement procedure, whilst the resolution of a


particular issue which is preventing agreement in the case is handled through an


arbitration process. This distinguishes the process established in paragraph 5 from


other forms of commercial or government-private party arbitration where the


jurisdiction of the arbitration panel extends to resolving the whole case.


65. Before 2017, a footnote to paragraph 5 indicated that in some States, national law,


policy or administrative considerations may not allow or justify the type of arbitration


process provided for in the paragraph and gave the example of constitutional barriers


preventing arbitrators from deciding tax issues. The footnote was deleted, however, in


recognition of the importance of including an arbitration mechanism that ensures the


resolution of disputes between the competent authorities where these disputes would


otherwise prevent the mutual agreement procedure from playing its role.


65.1 Paragraph 5 includes the essential conditions of the arbitration process. The last


sentence of the paragraph expressly requires the competent authorities to agree on the


mode of application of that process and it is therefore expected that most of the


procedural aspects of the process will be determined in an agreement between the


competent authorities (see paragraph 85 below and the sample “mutual agreement on


arbitration” included in the Annex). Some States, however, may prefer to incorporate


into the Convention itself certain of these procedural aspects. Whilst this increases the


complexity of the arbitration provision, a State may consider that the importance of


some of these aspects (such as the rules concerning the appointment of the arbitrators


and the confidentiality of information communicated to them) is such that these


issues should be addressed in the Convention itself. Part VI of the Multilateral


Convention to Implement Tax Treaty Related Measures to Prevent Base Erosion and


Profit Shifting (the “Multilateral Instrument”), which was opened for signature on


31 December 2016, provides a good example of a convention that includes many of the


procedural aspects of the arbitration process.


66. Some States may wish to include paragraph 5 but limit its application to a more


restricted range of cases. For example, access to arbitration could be restricted to cases


involving issues which are primarily factual in nature. It could also be possible to


provide that arbitration would always be available for issues arising in certain classes


of cases, for example, highly factual cases such as those related to transfer pricing or


the question of the existence of a permanent establishment, whilst extending


arbitration to other issues on a case-by-case basis. States wishing to limit the


application of paragraph 5 should be mindful that any significant restriction in the


scope of an arbitration provision may limit its effectiveness in ensuring the resolution


of unresolved issues arising in a mutual agreement procedure case.


66.1 Where paragraph 5 is included in a new convention that replaces provisions of a


previous convention that included an arbitration provision or to which Part VI of the
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Multilateral Instrument applied, the Contracting States should clarify whether


paragraph 5 of the new convention applies to cases related to the provisions of that


previous convention. If that is not the case, the Contracting States should ensure that


the arbitration provision of the previous convention or of Part VI of the Multilateral


Instrument, as the case may be, continues to apply in order to ensure the arbitration of


unresolved issues arising under the provisions of that previous convention.


67. Also, States which are members of the European Union may want to co-ordinate


the scope of paragraph 5 with their obligations under legal instruments applicable to


these members. Such co-ordination should ensure that arbitration under such a legal


instrument is possible even if paragraph 5 has a narrower scope. This could be done,


for example, by including in Article 25 an additional paragraph drafted along the


following lines:


Paragraph 5 shall not affect the fulfilment of wider obligations that result from any


other legal instrument applicable to the Contracting States and that relate to the


arbitration of unresolved issues referred to in that paragraph.


The co-ordination should also ensure that unresolved issues within the scope of


application of paragraph 5 are not subject to arbitration procedures under both that


paragraph and under any other legal instrument.


68. The taxpayer should be able to request arbitration of unresolved issues in all


cases dealt with under the mutual agreement procedure that have been presented


under paragraph 1 on the basis that the actions of one or both of the Contracting States


have resulted for a person in taxation not in accordance with the provisions of this


Convention. Where the mutual agreement procedure is not available, for example


because of the existence of serious violations involving significant penalties (see


paragraph 26), it is clear that paragraph 5 is not applicable.


69. Where two Contracting States that have not included the paragraph in their


Convention wish to implement an arbitration process for general application or to deal


with a specific case, it is still possible for them to do so by mutual agreement. In that


case, the competent authorities can conclude a mutual agreement along the lines of


the sample wording presented in the Annex, to which they would add the following


first paragraph:


1. Where,


a) under paragraph 1 of Article 25 of the Convention, a person has presented a


case to the competent authority of a Contracting State on the basis that the


actions of one or both of the Contracting States have resulted for that person


in taxation not in accordance with the provisions of this Convention, and


b) the competent authorities are unable to reach an agreement to resolve that


case pursuant to paragraph 2 of the Article within two years from the date


when all the information required by the competent authorities in order to


address the case has been provided to both competent authorities,


any unresolved issues arising from the case shall be submitted to arbitration in


accordance with the following paragraphs if the person so requests in writing.
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These unresolved issues shall not, however, be submitted to arbitration if a decision


on these issues has already been rendered by a court or administrative tribunal of


either State. Unless a person directly affected by the case does not accept the


mutual agreement that implements the arbitration decision, the competent


authorities hereby agree to consider themselves bound by the arbitration decision


and to resolve the case pursuant to paragraph 2 of Article 25 on the basis of that


decision.


This agreement would go on to address the various structural and procedural issues


discussed in the Annex . Whilst the competent authorities would thus be bound by


such process, such agreement would be given as part of the mutual agreement


procedure and would therefore only be effective as long as the competent authorities


continue to agree to follow that process to solve cases that they have been unable to


resolve through the traditional mutual agreement procedure.


70. Paragraph 5 provides that a person who has presented a case to the competent


authority of a Contracting State pursuant to paragraph 1 on the basis that the actions


of one or both of the Contracting States have resulted for that person in taxation not in


accordance with the provisions of this Convention may request in writing that any


unresolved issues arising from the case be submitted to arbitration. This request may


be made at any time after a period of two years that begins on the date when all the


information required by the competent authorities in order to address the case has


been provided to both competent authorities. Recourse to arbitration is therefore not


automatic; the person who presented the case may prefer to wait beyond the end of the


two year period (for example, to allow the competent authorities more time to resolve


the case under paragraph 2) or simply not to pursue the case.


70.1 States that consider that the two year period is too short may amend the


provision to allow an arbitration request to be made only after three years. Also, States


are free to provide that, in certain circumstances, a longer period of time will be


required before the request can be made in a specific case. This could be done, for


example, by allowing the competent authorities to agree, on a case-by-case basis, to a


different time period before the expiration of the two years; this could be done by


drafting subparagraph b) as follows:


b) the competent authorities are unable to reach an agreement to resolve that


case pursuant to paragraph 2 within two years from the date when all the


information required by the competent authorities in order to address the case


has been provided to both competent authorities (unless, prior to the expiration


of that period, the competent authorities of the Contracting States have agreed


to a different time period with respect to that case and have notified the person


who presented the case of such agreement).


70.2 States may also wish to provide that the two year period will be suspended in


circumstances in which the mutual agreement procedure itself is suspended. This may


be the case, for example, where the mutual agreement procedure case concerns one or


more issues that are also pending before a court or administrative tribunal and a


Contracting State will not allow a taxpayer to pursue simultaneously both a mutual
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agreement procedure and proceedings before a court or administrative tribunal (see


paragraph 76). It may also be the case where one competent authority agrees with the


person who presented the case to suspend the mutual agreement procedure


(e.g. because of serious illness or some other personal hardship). The following


provision could be added to paragraph 5 to deal with such cases:


Where a competent authority has suspended the mutual agreement procedure


referred to in paragraph 1 because a case with respect to one or more of the same


issues is pending before a court or administrative tribunal, the period provided in


subparagraph b) shall stop running until the case pending before a court or


administrative tribunal has been suspended or withdrawn. Also, where a person


who presented a case and a competent authority have agreed to suspend the


mutual agreement procedure, the period provided in subparagraph b) will stop


running until the suspension has been lifted.


70.3 In some cases, after a taxpayer has provided the initial information needed to


undertake substantive consideration of the case, the competent authorities may need


to request additional information from the taxpayer. For example, after the period


provided in subparagraph b) has begun and after further analysis of the case, a


competent authority may determine that it needs additional information in order to


reach agreement on how to resolve a remaining issue. In such cases, a failure by a


person directly affected by the case to provide such additional information in a timely


manner may delay or prevent the competent authorities from being able to resolve the


case. This issue may be dealt with by using the alternative formulation of


subparagraph b) suggested in paragraph 70.1 above, which allows the competent


authorities to agree to a different period of time on a case-by-case basis. Alternatively,


it could be dealt with in the mutual agreement that will settle the mode of application


of the arbitration provision, e.g. by providing that the two year period will be extended


where both competent authorities agree that a person directly affected by the case has


failed to provide in a timely manner any additional material information requested by


either competent authority after the start of the period provided in subparagraph b)


(see Article 7 of the sample mutual agreement in the Annex; a similar provision could


instead be added to the Convention itself if the alternative provision in paragraph 70.1


is not used).


71. Under paragraph 2 of Article 25, the competent authorities must endeavour to


resolve a case presented under paragraph 1 with a view to the avoidance of taxation


not in accordance with the Convention. For the purposes of paragraph 5, a case should


therefore not be considered to have been resolved as long as there is at least one issue


on which the competent authorities disagree and which, according to one of the


competent authorities, indicates that there has been taxation not in accordance with


the Convention. One of the competent authorities could not, therefore, unilaterally


decide that such a case is closed and that the person involved cannot request the


arbitration of unresolved issues; similarly, the two competent authorities could not


consider that the case has been resolved and deny the request for arbitration if there


are still unresolved issues that prevent them from agreeing that there has not been
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taxation not in accordance with the Convention. Where, however, the two competent


authorities agree that taxation by both States has been in accordance with the


Convention, there are no unresolved issues and the case may be considered to have


been resolved, even in the case where there might be double taxation that is not


addressed by the provisions of the Convention.


72. The arbitration process is only available in cases where the person considers that


taxation not in accordance with the provisions of the Convention has actually resulted


from the actions of one or both of the Contracting States; it is not available, however, in


cases where it is argued that such taxation will eventually result from such actions


even if the latter cases may be presented to the competent authorities under


paragraph 1 of the Article (see paragraph 70 above). For that purpose, taxation should


be considered to have resulted from the actions of one or both of the Contracting States


as soon as, for example, tax has been paid, assessed or otherwise determined or even


in cases where the taxpayer is officially notified by the tax authorities that they intend


to tax him on a certain element of income.


73. As drafted, paragraph 5 only provides for arbitration of unresolved issues arising


from a request made under paragraph 1 of the Article. States wishing to extend the


scope of the paragraph to also cover mutual agreement cases arising under


paragraph 3 of the Article are free to do so. In some cases, a mutual agreement case


may arise from other specific treaty provisions, such as subparagraph 2 d) of Article 4.


Under that subparagraph, the competent authorities are, in certain cases, required to


settle by mutual agreement the question of the status of an individual who is a


resident of both Contracting States. As indicated in paragraph 20 of the Commentary


on Article 4, such cases must be resolved according to the procedure established in


Article 25. If the competent authorities fail to reach an agreement on such a case and


this results in taxation not in accordance with the Convention (according to which the


individual should be a resident of only one State for purposes of the Convention), the


taxpayer’s case comes under paragraph 1 of Article 25 and, therefore, paragraph 5 is


applicable.


74. In some States, it may be possible for the competent authorities to deviate from


a court decision on a particular issue arising from the case presented to the competent


authorities. Those States should therefore be able to omit the second sentence of the


paragraph and, if they wish to use the alternative provision in paragraph 70.2 above,


should amend it to read:


Where a competent authority has suspended the mutual agreement procedure


referred to in paragraph 1 because a case with respect to one or more of the same


issues is pending before a court or administrative tribunal, the period provided in


subparagraph b) will stop running until either a final decision has been rendered by


the court or administrative tribunal or the case has been suspended or withdrawn.


Also, where a person who presented a case and a competent authority have agreed


to suspend the mutual agreement procedure, the period provided in


subparagraph b) will stop running until the suspension has been lifted.
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75. For the purpose of determining the start of the two year period, it will be considered


that all the information required by the competent authorities in order to address the case


has been provided to both competent authorities only if sufficient information has been


presented to both competent authorities to allow them to decide whether the objection


underlying the case appears to be justified. The mutual agreement providing for the mode


of application of paragraph 5 should clarify the process that will be used to determine that


start date and should specify which type of information will normally be sufficient for that


purpose. The sample mutual agreement included in the Annex suggests a process that is


similar to the one used in Part VI of the Multilateral Instrument. States that consider that


rules for the determination of the start date for the two year period should be included


directly in the Convention are free to do so, e.g. by including provisions similar to those of


paragraphs 5 to 9 of Article 19 of the Multilateral Instrument.


76. The paragraph also deals with the relationship between the arbitration process


and rights to domestic remedies. For the arbitration process to be effective and to avoid


the risk of conflicting decisions, a person should not be allowed to pursue the


arbitration process if the issues submitted to arbitration have already been resolved


through the domestic litigation process of either State (which means that any court or


administrative tribunal of one of the Contracting States has already rendered a


decision that deals with these issues and that applies to that person). This is consistent


with the approach adopted by most countries as regards the mutual agreement


procedure and according to which:


a) A person cannot pursue simultaneously the mutual agreement procedure and


domestic legal remedies. Where domestic legal remedies are still available, the


competent authorities will generally either require that the taxpayer agree to


the suspension of these remedies or, if the taxpayer does not agree, will delay


the mutual agreement procedure until these remedies are exhausted.


b) Where the mutual agreement procedure is first pursued and a mutual


agreement has been reached, the taxpayer and other persons directly affected


by the case are offered the possibility to reject the agreement and pursue the


domestic remedies that had been suspended; conversely, if these persons


prefer to have the agreement apply, they will have to renounce the exercise of


domestic legal remedies as regards the issues covered by the agreement.


c) Where the domestic legal remedies are first pursued and are exhausted in a


State, a person may only pursue the mutual agreement procedure in order to


obtain relief of double taxation in the other State. Indeed, once a legal decision


has been rendered in a particular case, most countries consider that it is


impossible to override that decision through the mutual agreement procedure


and would therefore restrict the subsequent application of the mutual


agreement procedure to trying to obtain relief in the other State.


The same general principles should be applicable in the case of a mutual agreement


procedure that would involve one or more issues submitted to arbitration. It would not


be helpful to submit an issue to arbitration if it is known in advance that one of the


countries is limited in the response that it could make to the arbitration decision. This,
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however, would not be the case if the country could, in a mutual agreement procedure,


deviate from a court decision (see paragraph 74) and in that case paragraph 5 could be


adjusted accordingly.


77. A second issue involves the relationship between existing domestic legal


remedies and arbitration where these legal remedies have not been exhausted. In that


case, the approach that would be the most consistent with the basic structure of the


mutual agreement procedure would be to apply the same general principles when


arbitration is involved. Thus, the legal remedies would be suspended pending the


outcome of the mutual agreement procedure involving the arbitration of the issues


that the competent authorities are unable to resolve and a tentative mutual agreement


would be reached on the basis of that decision. As in other mutual agreement


procedure cases, that agreement would then be presented to the taxpayer who would


have to choose to accept the agreement, which would require abandoning any


remaining domestic legal remedies, or reject the agreement to pursue these remedies.


78. This approach is in line with the nature of the arbitration process set out in


paragraph 5. The purpose of that process is to allow the competent authorities to reach


a conclusion on the unresolved issues that prevent an agreement from being reached.


When that agreement is achieved though the aid of arbitration, the essential character


of the mutual agreement remains the same.


79. In some cases, this approach will mean that the parties will have to expend time


and resources in an arbitration process that will lead to a mutual agreement that will


not be accepted by the taxpayer. As a practical matter, however, experience shows that


there are very few cases where the taxpayer rejects a mutual agreement to resort to


domestic legal remedies. Also, in these rare cases, one would expect the domestic


courts or administrative tribunals to take note of the fact that the taxpayer had been


offered an administrative solution to his case that would have bound both States.


79.1 As noted in paragraph 76 a) above, most States will not allow a person to pursue


simultaneously the mutual agreement procedure and domestic legal remedies. Some


States, however, may permit a person simultaneously to pursue both the mutual


agreement procedure and proceedings before a court or administrative tribunal with


respect to the same issues; in these States, the possibility exists that a decision


concerning an issue or issues submitted to arbitration may be rendered by a court or


administrative tribunal after a request for arbitration has been made and before the


arbitration panel has delivered its decision. Such States may wish to provide expressly


that the arbitration process will terminate in such a circumstance, in order to avoid the


difficulties that may then arise with the application of the mutual agreement


implementing a subsequent arbitration decision (see paragraph 76 above). The


following language could be added to paragraph 5 for this purpose:


If, at any time after a request for arbitration has been made and before the


arbitration panel has delivered its decision to the competent authorities of the


Contracting States, a decision concerning the issue is rendered by a court or


administrative tribunal of one of the Contracting States, the arbitration process


shall terminate.
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80. In some States, unresolved issues between competent authorities may only be


submitted to arbitration if domestic legal remedies are no longer available. In order to


implement an arbitration approach, these States could consider the alternative


approach of requiring a person to waive the right to pursue domestic legal remedies


before arbitration can take place. This could be done by replacing the second sentence


of the paragraph by “these unresolved issues shall not, however, be submitted to


arbitration if any person directly affected by the case is still entitled, under the


domestic law of either State, to have courts or administrative tribunals of that State


decide these issues or if a decision on these issues has already been rendered by such


a court or administrative tribunal.” To avoid a situation where a taxpayer would be


required to waive domestic legal remedies without any assurance as to the outcome of


the case, it would then be important to also modify the paragraph to include a


mechanism that would guarantee, for example, that double taxation would in fact be


relieved. Also, since the taxpayer would then renounce the right to be heard by


domestic courts, the paragraph should also be modified to ensure that sufficient legal


safeguards are granted to the taxpayer as regards his participation in the arbitration


process to meet the requirements that may exist under domestic law for such a


renunciation to be acceptable under the applicable legal system (e.g. in some countries,


such renunciation might not be effective if the person were not guaranteed the right to


be heard orally during the arbitration).


80.1 Some States consider that taxpayers and their advisors should not disclose any


information received in the course of arbitration proceedings. States that share that


view are free to include the following provision, which is based on paragraph 5 of


Article 23 of the Multilateral Instrument:


Prior to the beginning of arbitration proceedings, the competent authorities of the


Contracting States shall ensure that each person that presented the case and their


advisors agree in writing not to disclose to any other person any information


received during the course of the arbitration proceedings from either competent


authority or the arbitration panel. The mutual agreement procedure and the


arbitration proceedings related to the case shall terminate if, at any time after a


request for arbitration has been made and before the arbitration panel has delivered


its decision to the competent authorities, a person that presented the case or one of


that person’s advisors materially breaches that agreement.


81. Paragraph 5 provides that, unless a person directly affected by the case does not


accept the mutual agreement that implements the arbitration decision, that decision


shall be binding on both States. Thus, the taxation of any person directly affected by


the case will have to conform with the decision reached on the issues submitted to


arbitration and the decisions reached in the arbitration process will be reflected in the


mutual agreement that will be presented to these persons. Where, however, an


arbitration decision is found to be unenforceable by the courts of one of the


Contracting States because of a violation of paragraph 5 of Article 25 or of any


procedural rule, that arbitration decision will not be binding on either State (see also


Article 11 of the sample mutual agreement, which deals with this issue).
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82. As noted in subparagraph 76 b) above, where a mutual agreement is reached


before domestic legal remedies have been exhausted, it is normal for the competent


authorities to require, as a condition for the application of the agreement, that the


persons affected renounce the exercise of domestic legal remedies that may still exist


as regards the issues covered by the agreement. Without such renunciation, a


subsequent court decision could indeed prevent the competent authorities from


applying the agreement. Thus, for the purpose of paragraph 5, if a person to whom the


mutual agreement that implements the arbitration decision has been presented does


not agree to renounce the exercise of domestic legal remedies, that person must be


considered not to have accepted that agreement. Where the mutual agreement is not


accepted, or is considered not to have been accepted, the case shall not be eligible for


any further consideration by the competent authorities.


82.1 For greater certainty, some States may wish to reflect the conclusions of


paragraphs 81 and 82 above into the text of their conventions, which could be done by


adding an additional paragraph drafted along the following lines:


For the purposes of paragraph 5


a) the mutual agreement that implements the arbitration decision on the case


shall be considered not to be accepted by a person directly affected by the case


if any person directly affected by the case does not, within 60 days after the date


on which notification of the mutual agreement is sent to the person, withdraw


all issues resolved in the mutual agreement implementing the arbitration


decision from consideration by any court or administrative tribunal or


otherwise terminate any pending court or administrative proceedings with


respect to such issues in a manner consistent with that mutual agreement; and


b) the decision shall not be binding on the Contracting States if:


(i) a final decision of the courts of one of the Contracting States holds that the


arbitration decision is invalid. In such a case, the request for arbitration


under paragraph 5 shall be considered not to have been made, and the


arbitration process shall be considered not to have taken place (except with


respect to any applicable provisions dealing with confidentiality of


information and payment of the costs related to the arbitration). In such a


case, a new request for arbitration may be made unless the competent


authorities agree that such a new request should not be permitted; or


(ii) a person directly affected by the case pursues litigation in any court or


administrative tribunal concerning the issues that were resolved in the


mutual agreement implementing the arbitration decision.


83. The arbitration decision is only binding with respect to the specific issues


submitted to arbitration. Whilst nothing would prevent the competent authorities


from solving other similar cases (including cases involving the same persons but


different taxable periods) on the basis of the decision, there is no obligation to do so


and each State therefore has the right to adopt a different approach to deal with these


other cases.
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84. Some States may wish to allow the competent authorities to depart from the


arbitration decision, provided that they can agree on a different solution that would


settle all outstanding issues that prevented the resolution of the mutual agreement


procedure case (this, for example, is allowed under Article 12 of the EU Arbitration


Convention). States wishing to do so are free to amend the third sentence of the


paragraph as follows:


... Unless a person directly affected by the case does not accept the mutual


agreement that implements the arbitration decision or the competent authorities


agree on a different resolution of all unresolved issues arising from the case within


three months after the decision has been communicated to them, the arbitration


decision shall be binding on both States and shall be implemented notwithstanding


any time limits in the domestic laws of these States.


85. The last sentence of the paragraph leaves the mode of application of the


arbitration process to be settled by mutual agreement. As indicated in paragraph 65.1


above, some States may prefer to incorporate into the Convention itself certain of the


procedural aspects of the arbitration process; other States may want to deal with them


through a protocol or through an exchange of diplomatic notes. It should be noted,


however, that addressing these issues through a mutual agreement allows more


flexibility with respect to subsequent changes that could become necessary as the


Contracting States gain experience in applying the arbitration provisions. Whatever


form the agreement takes, it should set out the structural and procedural rules to be


followed in applying the paragraph, taking into account the paragraph’s requirement


that the arbitration decision be binding on both States. Ideally, that agreement should


be drafted at the same time as the Convention so as to be signed, and to apply,


immediately after the paragraph becomes effective. Also, since the agreement will


provide the details of the process to be followed to bring unresolved issues to


arbitration, it would be important that this agreement be made public. A sample form


of such a procedural mutual agreement is provided in the Annex together with


comments on the procedural rules that it puts forward.


Use of other supplementary dispute resolution mechanisms


86. Regardless of whether or not paragraph 5 is included in a Convention or an


arbitration process is otherwise implemented using the procedure described in


paragraph 69 above, it is clear that supplementary dispute resolution mechanisms


other than arbitration can be implemented on an ad hoc basis as part of the mutual


agreement procedure. Where there is disagreement about the relative merits of the


positions of the two competent authorities, the case may be helped if the issues are


clarified by a mediator. In such situations the mediator listens to the positions of each


party and then communicates a view of the strengths and weaknesses of each side.


This helps each party to better understand its own position and that of the other party.


Some tax administrations are now successfully using mediation to resolve internal


disputes and the extension of such techniques to mutual agreement procedures could


be useful.
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87. If the issue is a purely factual one, the case could be referred to an expert whose


mandate would simply be to make the required factual determinations. This is often


done in judicial procedures where factual matters are referred to an independent party


who makes factual findings which are then submitted to the court. Unlike the dispute


resolution mechanism which is established in paragraph 5, these procedures are not


binding on the parties but nonetheless can be helpful in allowing them to reach a


decision before an issue would have to be submitted to arbitration under that paragraph.


III. Interaction of the mutual agreement procedure with the
dispute resolution mechanism provided by the General
Agreement on Trade in Services


88. The application of the General Agreement on Trade in Services (GATS), which


entered into force on 1 January 1995 and which all member countries have signed,


raises particular concerns in relation to the mutual agreement procedure.


89. Paragraph 3 of Article XXII of the GATS provides that a dispute as to the


application of Article XVII of the Agreement, a national treatment rule, may not be


dealt with under the dispute resolution mechanisms provided by Articles XXII and


XXIII of the Agreement if the disputed measure “falls within the scope of an


international agreement between them relating to the avoidance of double taxation”


(e.g. a tax convention). If there is disagreement over whether a measure “falls within


the scope” of such an international agreement, paragraph 3 goes on to provide that


either State involved in the dispute may bring the matter to the Council on Trade in


Services, which shall refer the dispute for binding arbitration. A footnote to


paragraph 3, however, contains the important exception that if the dispute relates to


an international agreement “which exist[s] at the time of the entry into force” of the


Agreement, the matter may not be brought to the Council on Trade in Services unless


both States agree.


90. That paragraph raises two particular problems with respect to tax treaties.


91. First, the footnote thereto provides for the different treatment of tax conventions


concluded before and after the entry into force of the GATS, something that may be


considered inappropriate, in particular where a convention in existence at the time of


the entry into force of the GATS is subsequently renegotiated or where a protocol is


concluded after that time in relation to a convention existing at that time.


92. Second, the phrase “falls within the scope” is inherently ambiguous, as indicated


by the inclusion in paragraph 3 of Article XXII of the GATS of both an arbitration


procedure and a clause exempting pre-existing conventions from its application in


order to deal with disagreements related to its meaning. Whilst it seems clear that a


country could not argue in good faith1 that a measure relating to a tax to which no


1 The obligation of applying and interpreting treaties in good faith is expressly recognised
in Articles 26 and 31 of the Vienna Convention on the Law of Treaties; thus, the exception in
paragraph 3 of Article XXII of the GATS applies only to good faith disputes.
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provision of a tax convention applied fell within the scope of that convention, it is


unclear whether the phrase covers all measures that relate to taxes that are covered by


all or only some provisions of the tax convention.


93. Contracting States may wish to avoid these difficulties by extending bilaterally


the application of the footnote to paragraph 3 of Article XXII of the GATS to


conventions concluded after the entry into force of the GATS. Such a bilateral


extension, which would supplement — but not violate in any way — the Contracting


States’ obligations under the GATS, could be incorporated in the convention by the


addition of the following provision:


For purposes of paragraph 3 of Article XXII (Consultation) of the General Agreement


on Trade in Services, the Contracting States agree that, notwithstanding that


paragraph, any dispute between them as to whether a measure falls within the


scope of this Convention may be brought before the Council for Trade in Services, as


provided by that paragraph, only with the consent of both Contracting States. Any


doubt as to the interpretation of this paragraph shall be resolved under paragraph 3


of Article 25 or, failing agreement under that procedure, pursuant to any other


procedure agreed to by both Contracting States.


94. Problems similar to those discussed above may arise in relation with other


bilateral or multilateral agreements related to trade or investment. Contracting States


are free, in the course of their bilateral negotiations, to amend the provision suggested


above so as to ensure that issues relating to the taxes covered by their tax convention


are dealt with through the mutual agreement procedure rather than through the


dispute settlement mechanism of such agreements.


Observations on the Commentary
95. Hungary does not fully share the interpretation in paragraph 27 of the


Commentary on Article 25 and is not in a position to pursue a mutual agreement


procedure where a Hungarian court has already rendered a decision on the merits of


the case.


95.1 Regarding paragraphs 21 to 24, Chile wishes to clarify that the starting point of the


three-year time limit, the date of the “first notification”, is the time when the tax


administration first notifies the taxpayer of a proposed adjustment, unless an earlier


date as discussed in paragraphs 21 to 24 is applicable.


95.2 Chile reserves its position in connection with cases discussed in paragraph 23,


and takes the view that the three-year time period starts from the filing of the


amended return.


95.3 Regarding paragraph 26, France does not adhere to the interpretation according to


which the circumstances in which a Contracting State would deny access to the


mutual agreement procedure, in particular where they concern cases of double


taxation involving serious penalties that have become definitive, must necessarily be


specified in the Convention.
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95.4 Portugal does not adhere to the interpretation in paragraph 49 of the


Commentary on Article 25. Portugal holds the view that interest and penalties are not


taxes covered by the Convention and, therefore, cannot be dealt with in the mutual


agreement procedure.


Reservations on the Article
96. Switzerland reserves its position on the second sentence of paragraph 2. It


considers that the implementation of reliefs and refunds following a mutual


agreement ought to remain linked to time limits prescribed by its domestic laws.


Switzerland is willing to accept alternative treaty provisions that limit the time during


which a Contracting State may make an adjustment pursuant to paragraph 1 of


Article 9 or paragraph 2 of Article 7, in order to avoid late adjustments with respect to


which MAP relief will not be available.


97. Denmark, Israel, Korea, Mexico and Turkey reserve the right not to include


paragraph 5 in their conventions.


98. Mexico and Poland reserve their positions on the second sentence of paragraph 2.


These countries consider that the implementation of reliefs and refunds following a


mutual agreement ought to remain linked to time limits prescribed by their domestic


laws.


99. With respect to paragraph 2, Turkey, for the purpose of regulating tax refund


claims, reserves the right to require its taxpayers to make an application to the


competent tax office within one year to claim the tax refund resulting from a mutual


agreement reached, beginning from the notification date of the result of such


agreement.


100. Canada reserves the right to include a provision similar to those referred to in


paragraph 62 of the Commentary on Article 7 and paragraph 10 of the Commentary on


Article 9, which effectively sets a time limit within which a Contracting State can make


an adjustment to the income of an enterprise.


101. Hungary reserves its position on the last sentence of paragraph 1 as it could not


agree to pursue a mutual agreement procedure in the case of a request that would be


presented to its competent authority outside the prescription period provided for


under its domestic legislation.


102. Due to policy and administrative considerations, Chile and Hungary reserve the


right not to include paragraph 5 in their conventions.


103. Australia reserves the right to exclude a case presented under the mutual


agreement procedure article from the scope of paragraph 5 to the extent that any


unresolved issue involves the application of Australia’s general anti-avoidance rules


contained in Part IVA of the Income Tax Assessment Act 1936 and section 67 of the


Fringe Benefits Tax Assessment Act 1986.
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ANNEX


SAMPLE MUTUAL AGREEMENT ON ARBITRATION


1. The following is a sample form of agreement that the competent authorities


may use as a basis for a mutual agreement to implement the arbitration process


provided for in paragraph 5 of the Article (see paragraph 85 above). Paragraphs 2


to 48 below discuss the various provisions of the agreement and, in some cases,


put forward alternatives. Competent authorities are of course free to modify, add


or delete any provisions of this sample agreement when concluding their bilateral


agreement.


Mutual agreement on the implementation of paragraph 5 of Article 25
The competent authorities of [State A] and [State B] have entered into the


following mutual agreement to establish the mode of application of the


arbitration process provided for in paragraph 5 of Article 25 of the [title of the


Convention], which entered into force on [date of entry into force]. The competent


authorities may modify or supplement this agreement by an exchange of letters


between them.


1. Request for submission of case to arbitration


A request that unresolved issues arising from a mutual agreement case be


submitted to arbitration pursuant to paragraph 5 of Article 25 of the


Convention (the “request for arbitration”) shall be made in writing and sent to


one or both of the competent authorities. The request shall contain sufficient


information to identify the case. The request shall also be accompanied by a


written statement by each of the persons who either made the request or is


directly affected by the case that no decision on the same issues has already


been rendered by a court or administrative tribunal of the States. Within


10 days after the receipt of the request, a competent authority who received it


without any indication that it was also sent to the other competent authority


shall send a copy of that request and the accompanying statements to the


other competent authority.


2. Start date of the two-year period


1. A request for arbitration may only be made after two years from the date


when all the information required by the competent authorities in order to


address the case has been provided to both competent authorities (hereinafter


referred to as the “start date”). For this purpose, the information required by


the competent authorities in order to address the case shall include: [the


necessary information and documents will be specified in the agreement].
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2. The following rules shall apply in order to determine the start date:


a) The competent authority that received the initial request for a mutual


agreement procedure under paragraph 1 of Article 25 of the Convention


shall, within 60 days after receiving the request:


(i) send a notification to the person who presented the case that it has


received the request; and


(ii) send a notification of that request, along with a copy of the request,


to the competent authority of the other Contracting State.


b) Within 90 days after receiving the request for a mutual agreement


procedure (or a copy thereof from the competent authority of the other


Contracting State), each competent authority shall either:


(i) notify the person who has presented the case and the other


competent authority that it has received the information necessary


to undertake substantive consideration of the case; or


(ii) request additional information from that person for that purpose.


c) Where, pursuant to subdivision (ii) of subparagraph b) above, one or


both of the competent authorities have requested from the person who


presented the case additional information necessary to undertake


substantive consideration of the case, the competent authority that


requested the additional information shall, within 90 days after


receiving the additional information from that person, notify that


person and the other competent authority either:


(i) that it has received the requested information; or


(ii) that some of the requested information is still missing.


d) Where neither competent authority has requested additional


information pursuant to subdivision (ii) of subparagraph b) above, the


start date shall be the earlier of:


(i) the date on which both competent authorities have notified the


person who presented the case pursuant to subdivision (i) of


subparagraph b) above; and


(ii) the date that is 90 days after the notification to the competent


authority of the other Contracting State pursuant to subdivision (ii)


of subparagraph a) above.


e) Where additional information has been requested pursuant to


subdivision (ii) of subparagraph b) above, the start date shall be the


earlier of:


(i) the latest date on which the competent authorities that requested


additional information have notified the person who presented the


case and the other competent authority pursuant to subdivision (i)


of subparagraph c) above; and
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(ii) the date that is 90 days after both competent authorities have


received all information requested by either competent authority


from the person who presented the case.


If, however, one or both of the competent authorities send the


notification referred to in subdivision (ii) of subparagraph c) above, such


notification shall be treated as a request for additional information


under subdivision (ii) of subparagraph b).


[Terms of Reference: as explained in paragraphs 15.1 to 15.5 of the explanations that


follow this sample agreement, the agreement could also provide for the adoption of “terms


of reference”]


3. Selection and appointment of arbitrators


1. The arbitration panel shall consist of three individual arbitrators with


expertise or experience in international tax matters. Each arbitrator appointed


to the arbitration panel must be impartial and independent of the competent


authorities, tax administrations, and ministries of finance of the Contracting


States and of all persons directly affected by the case (as well as their advisors)


at the time of accepting an appointment, maintain his or her impartiality and


independence throughout the proceedings, and avoid any conduct for a


reasonable period of time thereafter which may damage the appearance of


impartiality and independence of the arbitrators with respect to the


proceedings.


2. Within 60 days after the request for arbitration (or a copy thereof) has


been received by both competent authorities, the competent authorities shall


each appoint one arbitrator. Within 60 days after the latter appointment, the


arbitrators so appointed will appoint a third arbitrator who will function as


Chair. The Chair shall not be a national or resident of either Contracting State.


3. If any appointment is not made within the required time period, the


arbitrator(s) not yet appointed shall be appointed by the highest ranking


official of the Centre for Tax Policy and Administration of the Organisation for


Economic Co-operation and Development who is not a national of either


Contracting State within 10 days after receiving a request to that effect from


the person who made the request for arbitration. The same procedure shall


apply with the necessary adaptations if for any reason it is necessary to replace


an arbitrator after the arbitration process has begun.


4. An arbitrator will be considered to have been appointed when a letter


confirming that appointment and signed by both the arbitrator and the person


or persons who have the power to appoint that arbitrator has been


communicated to both competent authorities.
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4. Arbitration process


1. Within 60 days after the appointment of the Chair of the arbitration


panel (unless, before the end of that period, the competent authorities agree


on a different period or agree to use the approach described in Article 5 with


respect to the relevant case), the competent authority of each Contracting


State shall submit to each arbitrator and to the other competent authority a


proposed resolution which addresses all unresolved issue(s) in the case (taking


into account all agreements previously reached in that case between the


competent authorities). The proposed resolution shall be limited to a


disposition of specific monetary amounts (for example, of income) or, where


specified, the maximum amount of tax that may be charged pursuant to the


provisions of the Convention, for each adjustment or similar issue in the case.


In a case in which the competent authorities of the Contracting States have


been unable to reach agreement on an issue regarding the conditions for


application of a provision of the Convention (hereinafter referred to as a


“threshold question”), such as whether an individual is a resident or whether a


permanent establishment exists, the competent authorities may submit


alternative proposed resolutions with respect to issues the determination of


which is contingent on resolution of such threshold questions.


2. The competent authority of each Contracting State may also submit to


the arbitrators and to the other competent authority, within the period of time


provided for in paragraph 1, a supporting position paper for consideration by


the arbitrators.


3. Each competent authority may also submit to the arbitrators and to the


other competent authority, within 120 days after the appointment of the Chair


of the arbitration panel, a reply submission with respect to the proposed


resolution and supporting position paper submitted by the other competent


authority.


4. As far as possible, the arbitrators will use tele- and videoconferencing to


communicate between themselves and with both competent authorities. If a


face-to-face meeting involving additional costs is necessary, the Chair will


contact the competent authorities who will decide when and where the


meeting should be held and will communicate that information to the


arbitrators.


5. The arbitration panel shall select as its decision one of the proposed


resolutions for the case submitted by the competent authorities with respect


to each issue and any threshold questions, and shall not include a rationale or


any other explanation of the decision. The arbitration decision will be adopted


by a simple majority of the arbitrators. Unless the competent authorities agree


otherwise, the arbitration decision shall be delivered to the competent


authorities of the Contracting States in writing within 60 days after the
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reception by the arbitrators of the last reply submission or, if no reply


submission has been submitted, within 150 days after the appointment of the


Chair of the arbitration panel. The arbitration decision shall have no


precedential value.


5. Optional arbitration process


1. If, within 60 days after the appointment of the Chair of the arbitration


panel, the competent authorities agree to use the approach described in this


Article with respect to a given case, each competent authority must provide to


the arbitration panel and to the other competent authority, within 120 days


after that election, any information that it considers necessary for the panel to


reach its decision. That information should include a description of the facts


and of the unresolved issues to be decided together with the position of the


competent authority concerning these issues and the arguments supporting


that position. Unless the competent authorities agree otherwise, the


arbitration panel may not take into account any information that was not


available to both competent authorities before both competent authorities


received the request for arbitration (or a copy thereof).


2. The person who made the request for arbitration may, either directly or


through his representatives, present his position to the arbitrators in writing to


the same extent that he can do so during the mutual agreement procedure. In


addition, if the competent authorities and arbitrators all agree, the person may


present his position orally during the arbitration proceedings.


3. Within 30 days after the Chair has informed the competent authorities


that a meeting of the arbitration panel should be held, the competent


authorities will decide when and where the meeting will be held and will


communicate that information to the arbitrators.


4. The arbitrators shall decide the issues submitted to arbitration in


accordance with the applicable provisions of the Convention and, subject to


these provisions, of those of the domestic laws of the Contracting States. The


arbitrators shall also consider any other sources which the competent


authorities of the Contracting States may by mutual agreement expressly


identify.


5. Subject to the provisions of the Convention and of this agreement, the


arbitrators shall adopt those procedural and evidentiary rules that they deem


necessary to provide a decision concerning the unresolved issues submitted to


arbitration.


6. Unless the competent authorities agree otherwise, the arbitration


decision shall be delivered to the competent authorities of the Contracting


States in writing within 365 days after the date of the appointment of the Chair


and shall indicate the sources of law relied upon and the reasoning which led
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to its result. The arbitration decision shall be adopted by a simple majority of


the arbitrators. The arbitration decision shall have no precedential value. With


the permission of the person who made the request for arbitration and both


competent authorities, the decision of the arbitration panel will be made


public in redacted form without mentioning the names of the parties involved


or any details that might disclose their identity and with the mention that the


decision has no formal precedential value.


6. Communication of information and confidentiality


1. For the sole purposes of the application of the provisions of Articles 25


and 26 and of the domestic laws of the Contracting States, concerning the


communication and the confidentiality of the information related to the case


that results in the arbitration process, each arbitrator and a maximum of three


staff per arbitrator (and prospective arbitrators solely to the extent necessary


to verify their ability to fulfil the requirements of arbitrators) shall be


designated as authorised representatives of the competent authority that has


appointed that arbitrator or, if that arbitrator has not been appointed by a


competent authority, of both competent authorities.


2. In designating a person as its authorised representative pursuant to


paragraph 1, the competent authority of a Contracting State shall ensure that


the person agrees in writing to treat any information relating to the arbitration


proceeding consistently with the confidentiality requirements of the


Convention and of the applicable laws of that Contracting State.


7. Suspension of time in the case of failure to provide information in a
timely manner


Where both competent authorities agree that a person directly affected by the


case has failed to provide in a timely manner any additional material


information requested by either competent authority after the start date of the


two-year period referred to in paragraph 1 of Article 2, the period provided in


that paragraph shall be extended for an amount of time equal to the period


beginning on the date by which the information was requested and ending on


the date on which that information was provided.


8. Costs


Unless agreed otherwise by the competent authorities:


a) each competent authority and the person who requested the


arbitration will bear the costs related to his own participation in the


arbitration proceedings (including travel costs and costs related to the


preparation and presentation of his views);
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b) each competent authority will bear the remuneration of the arbitrator


appointed exclusively by that competent authority, or appointed by the


highest ranking official of the Centre for Tax Policy and Administration


of the Organisation for Economic Co-operation and Development that is


not a national of either Contracting State because of the failure of that


competent authority to appoint that arbitrator, together with that


arbitrator’s travel, telecommunication and secretariat costs;


c) the remuneration of the Chair of the arbitration panel and that Chair’s


travel, telecommunication and secretariat costs will be borne in equal


shares by the two competent authorities;


d) other costs related to any meeting of the arbitration panel will be borne


by the competent authority that hosts that meeting; and


e) other costs related to expenses that both competent authorities have


agreed to incur will be borne in equal shares by the two competent


authorities.


9. Failure to communicate the decision within the required period


In the event that the decision has not been communicated to the competent


authorities within the period provided for in paragraph 5 of Article 4 or


paragraph 6 of Article 5, as the case may be, or within any other period agreed


to by the competent authorities, the competent authorities may agree to


appoint new arbitrators in accordance with Article 3. The date of such


agreement shall, for the purposes of the subsequent application of Article 3, be


deemed to be the date when the request for arbitration has been received by


both competent authorities.


10. Where no arbitration decision will be provided


Where, at any time after a request for arbitration has been made and before


the arbitrators have delivered a decision to the competent authorities, the


competent authorities notify in writing the arbitrators


a) that they have solved all the unresolved issues that were subject to


arbitration, or


b) that the person who presented the case has withdrawn the request for


arbitration or the request for a mutual agreement procedure


no arbitration decision shall be provided and the mutual agreement procedure


shall be considered to have been completed.


11. Final decision


The arbitration decision shall be final, unless that decision is found to be


unenforceable by the courts of one of the Contracting States because of a


violation of paragraph 5 of Article 25 or for any other reasons. If a decision is
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found to be unenforceable, the request for arbitration shall be considered not to


have been made and the arbitration process shall be considered not to have taken


place (except for the purposes of Articles 6 “Communication of information and


confidentiality” and 8 “Costs”).


12. Implementing the arbitration decision


The competent authorities will implement the arbitration decision within 180 days


after the communication of the decision to them by reaching a mutual agreement


on the case that led to the arbitration.


This agreement applies to any request for arbitration made pursuant to paragraph 5 of


Article 25 of the Convention after that provision has become effective.


[Date of signature of the agreement]


[Signature of the competent authority of each Contracting State]


General approach of the sample agreement


2. There are two main approaches that can be followed when designing the


arbitration process that will be used to supplement the mutual agreement procedure.


Under one approach, the so-called “last best offer” or “final offer” approach, each


competent authority would be required to give to the arbitration panel a proposed


resolution of the issue involved and the arbitration panel would choose between the


two proposals which were presented to it. Alternatively, under what might be referred


to as the “independent opinion” approach, the arbitrators would be presented with the


facts and arguments by the parties based on the applicable law, and would then reach


their own independent decision which would be based on a written, reasoned analysis


of the facts involved and applicable legal sources.


3. Each of the two approaches has advantages and disadvantages and the choice of


the approach depends on a number of policy considerations that are often specific to


each State. In addition, there are obviously a number of variations of these two


approaches. For example, the arbitrators could reach an independent decision but


would not be required to submit a written decision but simply their conclusions. To


some extent, the appropriate method may also depend on the type of issue to be


decided.


4. The above sample agreement takes as its starting point the “last best offer”


approach which is thus the generally applicable process but, in recognition of the fact


that in some cases, especially those which involve complex legal questions, the


competent authorities may prefer to receive a more elaborate decision, it also provides


for an alternative “independent opinion” process. Competent authorities can therefore


agree to use that independent opinion process on a case-by-case basis. Competent


authorities may of course adopt this combined approach, adopt the independent
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opinion approach as the generally applicable process with the last best offer approach


as an option or limit themselves to only one of the two approaches.


The request for arbitration


5. Article 1 of the sample agreement provides the manner in which a request for


arbitration should be made. Such request should be presented in writing to one of the


competent authorities involved in the case. That competent authority should then


inform the other competent authority within 10 days after the receipt of the request.


6. In order to determine that the conditions of paragraph 5 of Article 25 have been


met (see paragraph 76 of the Commentary on this Article) the request should be


accompanied by statements indicating that no decision on these issues has already


been rendered by domestic courts or administrative tribunals in either Contracting


State.


7. Since the arbitration process is an extension of the mutual agreement procedure


that is intended to deal with cases that cannot be solved under that procedure, it would


seem inappropriate to ask the person who makes the request to pay in order to make


such request or to reimburse the expenses incurred by the competent authorities in


the course of the arbitration proceedings. Unlike taxpayers’ requests for rulings or


other types of advance agreements, where a charge is sometimes made, providing a


solution to disputes between the Contracting States is the responsibility of these States


for which they in general should bear the costs.


Start date of the two-year period


8. A request for arbitration may not be made before two years from the date when


all the information required by the competent authorities in order to address the case


has been provided to both competent authorities. Paragraph 1 of Article 2 of the


sample agreement refers to the information that is required for that purpose. That


paragraph should include a list of the information required by the competent


authorities; in general, that information will correspond to the information and


documents that were required to begin the consideration of the case. Ordinarily, a


Contracting State’s published guidance would indicate the information that would be


required for that purpose. In such cases, it is assumed that the competent authorities


would generally mutually agree to list or otherwise identify the information included


in that guidance as the information that would be required by each Contracting State.


9. Paragraph 2 of Article 2 describes the process to be followed in order to determine


the precise date on which the two-year period begins.


10. Subparagraph a) provides that the competent authority that received the initial


request for a mutual agreement procedure must, within 60 days after receiving that


request, notify the person who presented the case that the request has been received,


and send a notification of the request, along with a copy of the request, to the other


competent authority.
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11. Under subparagraph b), a competent authority must notify the person that


presented the case and the other competent authority that it has received all


information necessary to undertake substantive consideration of the case, or request


additional information for that purpose from the person that presented the case,


within 90 days after the date on which it received the initial request or was notified of


the request, as the case may be.


12. Where one or both competent authorities request additional information,


subparagraph c) provides that after receiving such information, the competent


authority requesting the information would have 90 days to notify the person


presenting the case and the other competent authority that it has received all


necessary information, or that requested information is still missing.


13. The start date of the two-year period depends on whether such additional


information has been requested. Where no request for additional information has


been made, subparagraph d) provides that the start date is the earlier of: i) the date on


which both competent authorities have notified the person who presented the case


that all necessary information was received (i.e. the date on which the second of the


two competent authorities has made that notification), and ii) 90 days after the date on


which the competent authority to which the request for a mutual agreement


procedure was initially made notified the other competent authority of the request.


14. Where additional information was requested, subparagraph e) provides that, in


general, the start date is the earlier of: i) the latest date on which the competent


authorities that requested additional information have notified the taxpayer and the


other competent authority that the information has been received; and ii) the date that


is 90 days after both competent authorities have received the additional information


from the person who presented the case. If either competent authority notifies the


taxpayer and the other competent authority that some of the requested information is


still missing, such notification shall be treated as a request for additional information.


15. In some cases, after a taxpayer has provided the initial information needed to


undertake substantive consideration of the case, the competent authorities may need


to request additional information from the taxpayer. In such cases, a failure by a


person directly affected by the case (i.e. the person who made the initial request for a


mutual agreement procedure or a person whose tax liability is directly affected by the


case) to provide such additional information in a timely manner may delay or prevent


the competent authorities from being able to resolve the case. To address such cases,


Article 7 of the sample agreement provides that the two-year period shall be extended


where both competent authorities agree that a person directly affected by the case has


failed to provide in a timely manner any additional material information requested by


either competent authority after the start of that period. In that case the period will be


extended for an amount of time equal to the period beginning on the date by which the


information was requested and ending on the date on which that information was


ultimately provided.
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Terms of reference


15.1 Although the sample agreement does not expressly include provisions on the


adoption of “terms of reference” as the first step of the arbitration process, the


competent authorities may find it useful to include such provisions in the mutual


agreement implementing the arbitration process. These provisions could be drafted as


follows:


Terms of reference


1. Within 60 days after the request for arbitration (or a copy thereof) has been


received by both competent authorities, the competent authorities shall agree on


the questions to be resolved by the arbitration panel and communicate them in


writing to the person who made the request for arbitration. This will constitute the


“Terms of Reference” for the case. Notwithstanding the following paragraphs of this


agreement, the competent authorities may also, in the Terms of Reference, provide


procedural rules that are additional to, or different from, those included in these


paragraphs and deal with such other matters as are deemed appropriate.


2. If the Terms of Reference have not been communicated to the person who


made the request for arbitration within the period referred to in paragraph 1 above,


that person and each competent authority may, within 30 days after the end of that


period, communicate in writing to each other a list of issues to be resolved by the


arbitration. All the lists so communicated during that period shall constitute the


tentative Terms of Reference. Within 30 days after all the arbitrators have been


appointed as provided in the following paragraphs of this agreement, the Chair shall


communicate to the competent authorities and the person who made the request


for arbitration a revised version of the tentative Terms of Reference based on the


lists so communicated. Within 30 days after the revised version has been received


by both of them, the competent authorities will have the possibility to agree on


different Terms of Reference and to communicate them in writing to the arbitrators


and the person who made the request for arbitration. If they do so within that


period, these different Terms of Reference shall constitute the Terms of Reference


for the case. If no different Terms of Reference have been agreed to between the


competent authorities and communicated in writing within that period, the revised


version of the tentative Terms of Reference prepared by the arbitrators shall


constitute the Terms of Reference for the case.


15.2 If such provisions are included in the agreement, it would be necessary to extend


the period of time within which, under Article 3 of the sample mutual agreement, each


competent authority shall appoint an arbitrator. That period could, for example, be


extended to 90 days, which would allow the competent authorities the possibility of


taking into account the agreed Terms of Reference in selecting their respective


arbitrators.


15.3 The “Terms of Reference” would be the document that would set forth the


questions to be resolved by the arbitrators. It would establish the jurisdictional basis


for the issues which are to be decided by the arbitration panel. It would be established
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by the competent authorities who might wish in that connection to consult with the


person who made the request for arbitration. If the competent authorities cannot


agree on the Terms of Reference within the period provided for in the suggested


paragraph 1 above, some mechanism would be necessary to ensure that the procedure


goes forward. The suggested paragraph 2 above provides for that eventuality.


15.4 Whilst the Terms of Reference would generally be limited to a particular issue or


set of issues, it would be possible for the competent authorities, given the nature of the


case and the interrelated nature of the issues, to draft the Terms of Reference so that


the whole case (and not only certain specific issues) be submitted to arbitration.


15.5 As indicated in the suggested paragraph 1 above, the procedural rules provided


for in the sample agreement would apply unless the competent authorities provide


otherwise in the Terms of Reference. It would therefore be possible for the competent


authorities, through the Terms of Reference, to depart from any of these rules


(including, for example, the rules for the nomination and remuneration of the


arbitrators) or to provide for additional rules in a particular case.


Selection and appointment of arbitrators


16. Article 3 of the sample agreement describes how arbitrators will be selected.


Normally, the two competent authorities will each appoint one arbitrator. These


appointments must be made within 60 days after the request for arbitration has been


received by both competent authorities. The arbitrators thus appointed will select a


Chair who must be appointed within 60 days after the date on which the last of the


initial appointments was made. If the competent authorities do not appoint an


arbitrator during the required period, or if the arbitrators so appointed do not appoint


the third arbitrator within the required period, the paragraph provides that the


appointment will be made by the highest ranking official of the Centre for Tax Policy


and Administration of the Organisation for Economic Co-operation and Development


who is not a national of either Contracting State. The competent authorities may, of


course, provide for other ways to address these rare situations but it seems important


to provide for an independent appointing authority to solve any deadlock in the


selection of the arbitrators.


17. Paragraph 1 of Article 3 provides the requirements that each arbitrator must


satisfy. The arbitrators must have expertise or experience in international tax matters,


though, unless the competent authorities agree otherwise, there is no requirement


that each arbitrator have experience as a judge or an arbitrator. In addition, each


arbitrator must, at the time of accepting his or her appointment, be impartial and


independent of the competent authorities, tax administrations, and ministries of


finance (or relevant equivalent ministries or departments, regardless of their name) of


the Contracting States, as well as all persons directly affected by the case and their


advisors. Each arbitrator must also maintain his or her impartiality and independence


throughout the proceedings, and must, for a reasonable period of time thereafter, avoid


conduct that may damage the appearance of impartiality and independence of the
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arbitrators with respect to the proceedings. Such conduct would include, for example,


accepting employment with one of the persons directly affected by the case soon after


delivering the arbitration decision with respect to the case. The competent authorities


are free to agree on additional details with respect to the applicable standards for


impartiality and independence. For example, the competent authorities may wish to


require that any prospective arbitrator disclose to the competent authorities any fact


or circumstance likely to call into question that prospective arbitrator’s impartiality or


independence. The competent authorities may also wish to agree to rules addressing


the situation in which an arbitrator is unable to perform his or her duties, as a result of


illness or incapacity, failing to meet standards for impartiality and independence, or


any other reason.


18. Paragraph 4 of Article 3 clarifies when an arbitrator shall be considered to have


been appointed, which is relevant for the purposes of other provisions that make


reference to the date of appointment of one or more arbitrators. The appointment shall


be considered to have been made when a letter confirming that appointment and


signed both by the arbitrator and by the person or persons who have the power to


appoint that arbitrator pursuant to paragraphs 2 and 3 of the Article has been


communicated to both competent authorities.


The arbitration process


19. Article 4 provides the rules that will apply to the arbitration process unless,


within 60 days after the appointment of the Chair of the arbitration panel, the


competent authorities agree to use the optional approach of Article 5 with respect to


the relevant case.


20. As indicated in paragraph 4 above, the arbitration process proposed in the


sample agreement follows the “last best offer” approach. Paragraph 1 of the Article


provides that the first step of that process is for the competent authority of each


Contracting State to submit to each arbitrator, within 60 days after the appointment of


the Chair (or any different period agreed to by the competent authorities before the end


of that 60-day period), a proposed resolution which addresses all the unresolved issues


of the case in a manner that is consistent with any previous agreements that have been


reached in that case by the competent authorities. For each adjustment or similar issue


in the case, the proposed resolution will include only the disposition of specific


monetary amounts (for example, of income) or the maximum amount of tax that may


be charged pursuant to the provisions of the Convention. In some cases, however,


unresolved issues will include questions regarding whether the conditions for applying


a provision of the Convention have been met. Where the unresolved issues in a case


include such a “threshold question”, such as whether a person is a resident of a


Contracting State or whether an enterprise of a Contracting State has a permanent


establishment in the other Contracting State, the competent authorities may submit


their proposed answers to the threshold question (i.e. yes or no). If there are other


unresolved issues the disposition of which is contingent on the answer reached with
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respect to the threshold question, it is expected that the competent authorities would


also submit alternative proposed resolutions of those remaining issues.


21. As explained in paragraph 2 of the Article, the proposed resolutions submitted by


the competent authorities of each Contracting State may be supported by a position


paper to be provided within the same period of time.


22. Paragraph 3 provides that each competent authority may also submit, within 120


days after the appointment of the Chair, a reply submission with respect to the


proposed resolution and supporting position paper submitted by the other competent


authority. The reply submission and its supporting position paper are meant to address


only the positions and arguments of the other competent authority, and are not


intended as an opportunity for a competent authority to advance additional


arguments in favour of its own position.


23. Given the nature of the “last best offer” process, a face-to-face meeting of the


arbitrators will typically not be necessary and the arbitrators will be able to liaise


between themselves and with both competent authorities by telephone or video


conference. This is provided in paragraph 4 which adds that if a face-to-face meeting


involving additional costs is necessary, the Chair will first contact the competent


authorities who will then decide when and where the meeting should be held.


24. Paragraph 5 provides that the arbitration panel will select as its decision one of


the proposed resolutions submitted by the competent authorities. In a case involving


one or more threshold questions, the arbitration panel will decide the threshold


questions, and then adopt one of the alternative proposed resolutions submitted by


the competent authorities. The decision will be adopted by a simple majority of the


arbitrators, and will not include any rationale or explanation. In light of the purpose of


arbitration to act as a streamlined method for resolving disputes between the


competent authorities, the decision will be delivered in writing to the competent


authorities and may not be used as precedent with respect to any other cases. Unless


the competent authorities agree otherwise, the arbitration decision will be delivered


within 60 days after the reception by the arbitrators of the last reply submission or, if


no reply submission has been submitted, within 150 days after the appointment of the


Chair.


The optional arbitration process


25. Article 5 provides the rules for the “independent opinion” process which, under


the sample agreement, the competent authorities may elect to use on a case-by-case


basis. That election must be exercised within 60 days after the appointment of the


Chair of the arbitration panel.


26. Paragraph 1 of the Article provides that if the competent authorities have made


that election, each competent authority must provide to the arbitration panel and to


the other competent authority, within 120 days after that election, any information


that it considers necessary for the panel to reach its decision. It is assumed that this


information will include a description of the facts and of the issues to be decided, the
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position of the competent authority on these issues and the arguments supporting


that position. Unless the competent authorities agree otherwise, the arbitration panel


may not take into account any information that was not available to both competent


authorities before both competent authorities received the request for arbitration.


27. It is expected that one or more meetings of the arbitration panel and both


competent authorities will be necessary to discuss the case. Paragraph 3 provides that


the competent authorities will decide when and where each such meeting will be held


within 30 days after the Chair of the arbitration panel has informed them of the need


for such a meeting.


28. Paragraph 2 provides that the person requesting arbitration, either directly or


through its representatives, is entitled to present a written submission of its position


to the arbitrators to the same extent that the person can present such a submission


during the mutual agreement procedure and, if the competent authorities and


arbitrators all agree, to make an oral presentation during a meeting of the arbitrators.


The involvement in the arbitration process of the person who made the request for


arbitration is, therefore, conditional on what the competent authorities agree as part of


the mutual agreement procedure and during the arbitration process.


29. The simplest way to establish the procedural rules that will govern the


“independent opinion” arbitration process and that have not already been agreed to


between the competent authorities is to leave it to the arbitrators to develop these


rules on an ad hoc basis. In doing so, the arbitrators are free to refer to existing


arbitration procedures. It should be made clear in the procedural rules that, unless


agreed otherwise by the competent authorities, the factual material on which the


arbitration panel will base its decision will be that developed in the mutual agreement


procedure (see the last sentence of paragraph 1 of the Article). Paragraph 5 of the


Article follows that approach. Thus, decisions as regards the format of arbitration


meetings will be made by the arbitrators unless otherwise agreed to by the competent


authorities.


30. According to paragraph 4 of the Article, the arbitrators will decide the issues


which have been submitted to arbitration in accordance with the applicable provisions


of the Convention and, subject to those provisions, those of the domestic laws of the


Contracting States. In this regard, the arbitration panel would review the application of


domestic law only to the extent necessary to determine whether a Contracting State


correctly applied the provisions of the Convention.


31. As indicated in paragraph 4, the competent authorities may also, by mutual


agreement, identify other sources of law or authority that will be considered by the


arbitration panel. Issues on which competent authorities have difficulties reaching


agreement often include matters of treaty interpretation or matters related to the


application of the arm’s length principle underlying Article 9 and paragraph 2 of


Article 7. Competent authorities may therefore wish to provide that matters of treaty


interpretation should be decided by the arbitrators in the light of the principles of


interpretation incorporated in Articles 31 to 33 of the Vienna Convention on the Law of
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Treaties, having regard to the Commentaries of the OECD Model Tax Convention as


periodically amended, as explained in paragraphs 28 to 36.1 of the Introduction. They


could also provide that issues related to the application of the arm’s length principle


should similarly be decided in the light of the OECD Transfer Pricing Guidelines for


Multinational Enterprises and Tax Administrations. Since Article 32 of the Vienna Convention


on the Law of Treaties permits a wide access to supplementary means of interpretation,


arbitrators will, in practice, have considerable latitude in determining relevant sources


for the interpretation of treaty provisions. Also, there may be cases where the


competent authorities agree that the interpretation or application of a provision of a


tax treaty depends on a particular document (e.g. a memorandum of understanding or


mutual agreement concluded after the entry into force of a treaty) but may disagree


about the interpretation of that document. In such a case, the competent authorities


may wish to make express reference to that document.


32. Paragraph 6 of the Article provides that unless the competent authorities agree


otherwise, the decision of the arbitration panel will be delivered to the competent


authorities in writing within 365 days after the date of the appointment of the Chair.


The decision will indicate the sources of law relied upon and the reasoning which led


to its result. It would also normally include a description of the relevant facts and


circumstances of the case, a clear statement of the positions of both competent


authorities, and a short summary of the proceedings. The adoption of the arbitration


decision will be by a simple majority of the arbitrators. As with the “last best offer”


approach, the decision will have no precedential value but paragraph 6 provides for the


possibility to publish the decision. Such publication, however, should only be made if


both competent authorities and the person who made the arbitration request so agree.


Also, in order to maintain the confidentiality of information communicated to the


competent authorities, the publication should be made in a form that would not


disclose the names of the parties nor any element that would help to identify them.


Decisions on individual cases reached under the mutual agreement procedure are


generally not made public but, in the case of reasoned arbitration decisions, publishing


the decisions would lend additional transparency to the process. Also, whilst the


decision would not be in any sense a formal precedent, having the material in the


public domain could influence the course of other cases so as to avoid subsequent


disputes and lead to a more uniform approach to the same issue.


Communication of information and confidentiality


33. It is important that arbitrators be allowed full access to the information needed


to resolve the issues submitted to arbitration but, at the same time, be subjected to the


same strict confidentiality requirements as regards that information as apply to the


competent authorities themselves. The proposed approach to ensure that result,


which is incorporated in Article 6 of the sample agreement, is to make the arbitrators


authorised representatives of the competent authorities. This, however, will only be for


the purposes of the application of the relevant provisions of the Convention (i.e.


Articles 25, and 26) and of the provisions of the domestic laws of the Contracting
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States, which would normally include the sanctions applicable in case of a breach of


confidentiality.


Suspension of time in the case of failure to provide information
in a timely manner


34. As indicated in paragraph 15 above, Article 7 of the sample agreement provides


that the two-year period referred to in paragraph 1 of Article 2 may be extended where


both competent authorities agree that a person directly affected by the case has failed


to provide in a timely manner any additional material information requested by either


competent authority after the start of that two-year period. In that case, the approach


taken by the sample agreement is to extend that two-year period by an amount of time


equal to the period beginning on the date by which the information was requested and


ending on the date on which that information was provided. Where, however, the


competent authorities are not provided with the information necessary to solve a


particular case, there is nothing that prevents them from resolving the case on the


basis of the limited information that is at their disposal, thereby preventing any access


to arbitration. Also, it would be possible to provide in the agreement that if within an


additional period (e.g. one year), the taxpayer still had not provided additional material


information requested by either competent authority, the issue would no longer be


required to be submitted to arbitration.


Costs


35. Different costs may arise in relation to the arbitration process and it should be


clear who should bear these costs. Article 8 of the sample agreement, which deals with


this issue, is based on the principle that where a competent authority or a person


involved in the case can control the amount of a particular cost, this cost should be


borne by that party and that other costs should be borne in equal shares by the two


competent authorities.


36. Thus, it seems logical to provide that each competent authority, as well as the


person who requested the arbitration, should pay for its own participation in the


arbitration proceedings. This would include costs of being represented at the meetings


and of preparing and presenting a position and arguments, whether in writing or


orally. This is provided in subparagraph a).


37. The fees to be paid to the arbitrators are likely to be one of the major costs of the


arbitration process. As indicated in subparagraph b), each competent authority will


bear the remuneration of the arbitrator appointed exclusively by that competent


authority (or appointed by the highest ranking official of the Centre for Tax Policy and


Administration of the Organisation for Economic Co-operation and Development


because of the failure of that competent authority to appoint that arbitrator), together


with that arbitrator’s travel, telecommunication and secretariat costs.


38. Subparagraph c) provides, however, that the fees and the travel,


telecommunication and secretariat costs of the Chair of the arbitration panel will be
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borne in equal shares by the competent authorities. The competent authorities will


normally agree to incur these costs at the time that the arbitrators are appointed and


this would typically be confirmed in the letter of appointment. The fees should be large


enough to ensure that appropriately qualified experts could be recruited.


39. The competent authorities may also wish to include in the agreement a scale for


the fees to be paid to the arbitrators. They are free to agree to set such fees in a way that


reflects the particular circumstances of the Contracting States, their particular


relationship, and the type of arbitration process. Competent authorities have used a


variety of schedules of fees as resources for this purpose, including the schedule of fees


set by the International Centre for Settlement of Investment Disputes and the schedule


of fees provided in the Revised Code of Conduct for the EU Arbitration Convention. The


agreement may also limit the amount of travel and the number of days for which the


arbitrators will be compensated.


40. The costs related to any meeting of the arbitration panel, including those of the


administrative personnel necessary for the preparation and conduct of that meeting


and costs associated to the use of meeting facilities, will be borne by the competent


authority that will host that meeting. In most cases, that competent authority will use


meeting facilities and personnel that it already has at its disposal and it would seem


inappropriate to try to allocate part of the costs thereof to the other competent


authority. Clearly, the reference to “costs related to the meetings” does not include the


travel and accommodation costs incurred by the participants; these are dealt with


above.


41. The other costs (not including any costs resulting from the taxpayers’


participation in the process) should be borne in equal shares by the two competent


authorities as long as they have agreed to incur the relevant expenses. This would


include, for example, costs related to translation and recording that both competent


authorities have agreed to provide. It would also include the costs of a meeting of the


arbitration panel agreed to by both competent authorities but not hosted by either of


them. In the absence of an agreement between the competent authorities, the party


that has requested that particular costs be incurred should pay for these.


42. As indicated at the beginning of Article 8, the competent authorities may,


however, depart from these rules and agree to a different allocation of costs with


respect to a specific case or a specific expense.


Failure to communicate the decision within the required period


43. In order to deal with the unusual circumstances in which the arbitrators may be


unable or unwilling to present an arbitration decision, Article 9 provides that if the


decision is not communicated within the period provided for in paragraph 5 of Article 4


or paragraph 6 of Article 5, or within any other period agreed to by the competent


authorities, the competent authorities may agree to appoint new arbitrators to deal


with the case. In such a case, the date of such an agreement between the competent
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authorities will, for the purposes of the process described in Articles 4 and 5, be treated


as the date of the request for arbitration.


Where no arbitration decision will be provided


44. Article 10 of the sample agreement first deals with the case where the competent


authorities are able to solve the unresolved issues that led to arbitration before the


decision is rendered. Since the arbitration process is an exceptional mechanism to deal


with issues that cannot be solved under the usual mutual agreement procedure, it is


appropriate to put an end to that exceptional mechanism if the competent authorities


are able to resolve these issues by themselves. The competent authorities may agree


on a resolution of these issues as long as the arbitration decision has not been


rendered. Article 10 also provides that the arbitration process and the mutual


agreement procedure will terminate automatically if, before a decision has been


rendered, the person that presented the case withdraws either its request for


arbitration or its request for a mutual agreement procedure.


Final decision


45. Article 11 deals with the case where the arbitration decision is found to be


unenforceable by the courts of one of the Contracting States because of a violation of


paragraph 5 of Article 25 or for any other reason. In such a case, the request for


arbitration shall be considered not to have been made and the arbitration process shall


be considered not to have taken place except for the purposes of the provisions of the


sample agreement dealing with “Communication of information and confidentiality”


and “Costs”. In that case, the taxpayer can immediately make a new request for


arbitration since the two-year period for making such a request will have already


passed. The competent authorities may also provide, however, that such a request


should not be permitted in certain cases, e.g. where the actions of the taxpayer were


the main reason for the invalidation of the arbitration decision.


46. Article 11 is not intended to provide independent grounds for the invalidation of


an arbitration decision where such grounds do not exist under the domestic laws of the


Contracting States. Instead, it is meant to ensure that where a court of one of the


Contracting States invalidates an arbitration decision based on such existing rules, the


other Contracting State is not bound to implement the decision. This may occur under


the domestic laws of some States, for example, where there has been a procedural


failure (e.g. a violation of the impartiality or independence requirements applicable to


arbitrators) that has materially affected the outcome of the arbitration process. Since


the arbitration decision is final, however, it is not expected that a court would


invalidate an arbitration decision merely because it disagrees with the outcome of the


arbitration process.
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Implementing the decision


47. Once the arbitration process has provided a binding solution to the issues that


the competent authorities have been unable to resolve, the competent authorities will


proceed to conclude a mutual agreement that reflects that decision and that will be


presented to the persons directly affected by the case. In order to avoid further delays,


it is suggested that the mutual agreement that incorporates the solution arrived at


should be completed and presented to the taxpayer within 180 days after the date of


the communication of the decision. This is provided in Article 12 of the sample


agreement.


48. Paragraph 2 of Article 25 provides that the competent authorities have the


obligation to implement the agreement reached notwithstanding any time limit in


their domestic law. Paragraph 5 of the Article also provides that the arbitration decision


is binding on both Contracting States. Failure to assess taxpayers in accordance with


the agreement or to implement the arbitration decision through the conclusion of a


mutual agreement would therefore result in taxation not in accordance with the


Convention and, as such, would allow the person whose taxation is affected to seek


relief through domestic legal remedies or by making a new request pursuant to


paragraph 1 of the Article.
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CONCERNING THE EXCHANGE OF INFORMATION


I. Preliminary remarks


1. There are good grounds for including in a convention for the avoidance


of double taxation provisions concerning co-operation between the tax


administrations of the two Contracting States. In the first place it appears to be


desirable to give administrative assistance for the purpose of ascertaining facts


in relation to which the rules of the convention are to be applied. Moreover, in view


of the increasing internationalisation of economic relations, the Contracting States


have a growing interest in the reciprocal supply of information on the basis of


which domestic taxation laws have to be administered, even if there is no question


of the application of any particular article of the Convention.


2. Therefore the present Article embodies the rules under which information


may be exchanged to the widest possible extent, with a view to laying the proper


basis for the implementation of the domestic tax laws of the Contracting States and


for the application of specific provisions of the Convention. The text of the Article


makes it clear that the exchange of information is not restricted by Articles 1 and 2,


so that the information may include particulars about non-residents and may


relate to the administration or enforcement of taxes not referred to in Article 2.


3. The matter of administrative assistance for the purpose of tax collection is


dealt with in Article 27, but exchanges of information for the purpose of tax


collection are governed by Article 26 (see paragraph 5 of the Commentary on


Article 27). Similarly, mutual agreement procedures are dealt with in Article 25, but


exchanges of information for the purposes of a mutual agreement procedure are


governed by Article 26 (see paragraph 4 of the Commentary on Article 25).


4. In 2002, the Committee on Fiscal Affairs undertook a comprehensive review


of Article 26 to ensure that it reflects current country practices. That review also


took into account recent developments such as the Model Agreement on Exchange of


Information on Tax Matters developed by the OECD Global Forum Working Group on


Effective Exchange of Information and the ideal standard of access to bank


information as described in the report Improving Access to Bank Information for Tax


Purposes.1 As a result, several changes to both the text of the Article and the


Commentary were made in 2005.


4.1 Many of the changes that were then made to the Article were not intended to


alter its substance, but instead were made to remove doubts as to its proper


interpretation. For instance, the change from “necessary” to “foreseeably relevant”


and the insertion of the words “to the administration or enforcement” in


paragraph 1 were made to achieve consistency with the Model Agreement on


Exchange of Information on Tax Matters and were not intended to alter the effect of the


1 OECD, Paris, 2000.
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provision. Paragraph 4 was added to incorporate into the text of the Article the general


understanding previously expressed in the Commentary (see paragraph 19.6).


Paragraph 5 was added to reflect practices among the vast majority of OECD member


countries (see paragraph 19.10). The insertion of the words “or the oversight of the


above” into paragraph 2, on the other hand, constituted a reversal of the previous rule.


4.2 The Commentary was also expanded considerably. This expansion in part


reflected the addition of paragraphs 4 and 5 to the Article. Other changes were made to


the Commentary to take into account developments and country practices and more


generally to remove doubts as to the proper interpretation of the Article.


4.3 The Article and the Commentary were further modified in 2012 to take into


account recent developments and to further elaborate on the interpretation of certain


provisions of this Article. Paragraph 2 of the Article was amended to allow the


competent authorities to use information received for other purposes provided such


use is allowed under the laws of both States and the competent authority of the


supplying State authorises such use. This was previously included as an optional


provision in paragraph 12.3 of the Commentary.


4.4 The Commentary was expanded to develop the interpretation of the standard of


“foreseeable relevance” and the term “fishing expeditions” through the addition of:


general clarifications (see paragraph 5), language in respect of the identification of the


taxpayer under examination or investigation (see paragraph 5.1), language in respect


of requests in relation to a group of taxpayers (see paragraph 5.2) and new examples


(see subparagraphs e) to h) of paragraph 8 and paragraph 8.1). The Commentary further


provides for an optional default standard of time limits within which the information


is required to be provided unless a different agreement has been made by the


competent authorities (see paragraphs 10.4 to 10.6) and that in accordance with the


principle of reciprocity, if a Contracting State applies under paragraph 5 measures not


normally foreseen in its domestic law or practice, such as to access and exchange bank


information, that State is equally entitled to request similar information from the


other Contracting State (see paragraph 15). Other clarifications were added in


paragraphs 3, 5.3, 6, 11, 12, 12.3, 12.4, 16, 16.1 and 19.7.


II. Commentary on the provisions of the Article


Paragraph 1
5. The main rule concerning the exchange of information is contained in the first


sentence of the paragraph. The competent authorities of the Contracting States shall


exchange such information as is foreseeably relevant to secure the correct application


of the provisions of the Convention or of the domestic laws of the Contracting States


concerning taxes of every kind and description imposed in these States even if, in the


latter case, a particular Article of the Convention need not be applied. The standard of


“foreseeable relevance” is intended to provide for exchange of information in tax


matters to the widest possible extent and, at the same time, to clarify that Contracting


States are not at liberty to engage in “fishing expeditions” or to request information
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that is unlikely to be relevant to the tax affairs of a given taxpayer. In the context of


information exchange upon request, the standard requires that at the time a request is


made there is a reasonable possibility that the requested information will be relevant;


whether the information, once provided, actually proves to be relevant is immaterial.


A request may therefore not be declined in cases where a definite assessment of the


pertinence of the information to an ongoing investigation can only be made following


the receipt of the information. The competent authorities should consult in situations


in which the content of the request, the circumstances that led to the request, or the


foreseeable relevance of requested information are not clear to the requested State.


However, once the requesting State has provided an explanation as to the foreseeable


relevance of the requested information, the requested State may not decline a request


or withhold requested information because it believes that the information lacks


relevance to the underlying investigation or examination. Where the requested State


becomes aware of facts that call into question whether part of the information


requested is foreseeably relevant, the competent authorities should consult and the


requested State may ask the requesting State to clarify foreseeable relevance in the


light of those facts. At the same time, paragraph 1 does not obligate the requested


State to provide information in response to requests that are “fishing expeditions”,


i.e. speculative requests that have no apparent nexus to an open inquiry or


investigation.


5.1 As is the case under the Model Agreement on Exchange of Information on Tax Matters1


a request for information does not constitute a fishing expedition solely because it


does not provide the name or address (or both) of the taxpayer under examination or


investigation. The same holds true where names are spelt differently or information


on names and addresses is presented using a different format. However, in cases in


which the requesting State does not provide the name or address (or both) of the


taxpayer under examination or investigation, the requesting State must include other


information sufficient to identify the taxpayer. Similarly, paragraph 1 does not


necessarily require the request to include the name and/or address of the person


believed to be in possession of the information. In fact, the question of how specific a


request has to be with respect to such person is typically an issue falling within the


scope of subparagraphs a) and b) of paragraph 3 of Article 26.


5.2 The standard of “foreseeable relevance” can be met both in cases dealing with


one taxpayer (whether identified by name or otherwise) or several taxpayers (whether


identified by name or otherwise). Where a Contracting State undertakes an


investigation into a particular group of taxpayers in accordance with its laws, any


request related to the investigation will typically serve “the administration or


enforcement” of its domestic tax laws and thus comply with the requirements of


paragraph 1, provided it meets the standard of “foreseeable relevance”. However,


where the request relates to a group of taxpayers not individually identified, it will


often be more difficult to establish that the request is not a fishing expedition, as the


1 See paragraph 58 of its Commentary.
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requesting State cannot point to an ongoing investigation into the affairs of a


particular taxpayer which in most cases would by itself dispel the notion of the request


being random or speculative. In such cases it is therefore necessary that the requesting


State provide a detailed description of the group and the specific facts and


circumstances that have led to the request, an explanation of the applicable law and


why there is reason to believe that the taxpayers in the group for whom information is


requested have been non-compliant with that law supported by a clear factual basis. It


further requires a showing that the requested information would assist in determining


compliance by the taxpayers in the group. As illustrated in the example in


subparagraph h) of paragraph 8, in the case of a group request a third party will usually,


although not necessarily, have actively contributed to the non-compliance of the


taxpayers in the group, in which case such circumstance should also be described in


the request. Furthermore, and as illustrated in the example in subparagraph a) of


paragraph 8.1, a group request that merely describes the provision of financial services


to non-residents and mentions the possibility of non-compliance by the non-resident


customers does not meet the standard of foreseeable relevance.


5.3 Contracting States may agree to an alternative formulation of the standard of


foreseeable relevance that is consistent with the scope of the Article and is therefore


understood to require an effective exchange of information (e.g. by replacing, “is


foreseeably relevant” with “is necessary”, “is relevant” or “may be relevant”). The scope


of exchange of information covers all tax matters without prejudice to the general


rules and legal provisions governing the rights of defendants and witnesses in judicial


proceedings. Exchange of information for criminal tax matters can also be based on


bilateral or multilateral treaties on mutual legal assistance (to the extent they also


apply to tax crimes). In order to keep the exchange of information within the


framework of the Convention, a limitation to the exchange of information is set so that


information should be given only insofar as the taxation under the domestic taxation


laws concerned is not contrary to the Convention.


5.4 The information covered by paragraph 1 is not limited to taxpayer-specific


information. The competent authorities may also exchange other sensitive


information related to tax administration and compliance improvement, for example


risk analysis techniques or tax avoidance or evasion schemes.


5.5 The possibilities of assistance provided by the Article do not limit, nor are they


limited by, those contained in existing international agreements or other


arrangements between the Contracting States which relate to co-operation in tax


matters. Since the exchange of information concerning the application of custom


duties has a legal basis in other international instruments, the provisions of these


more specialised instruments will generally prevail and the exchange of information


concerning custom duties will not, in practice, be governed by the Article.


6. The following examples seek to clarify the principles dealt with in paragraphs 5,


5.1 and 5.2 above. In the examples mentioned in paragraphs 7 and 8 information can


be exchanged under paragraph 1 of Article 26. In the examples mentioned in


paragraph 8.1, and assuming no further information is provided, the Contracting
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States are not obligated to provide information in response to a request for


information. The examples are for illustrative purposes only. They should be read in


the light of the overarching purpose of Article 26 not to restrict the scope of exchange


of information but to allow information exchange “to the widest possible extent”.


7. Application of the Convention


a) When applying Article 12, State A where the beneficiary is resident asks State B


where the payer is resident, for information concerning the amount of royalty


transmitted.


b) Conversely, in order to grant the exemption provided for in Article 12, State B


asks State A whether the recipient of the amounts paid is in fact a resident of


the last-mentioned State and the beneficial owner of the royalties.


c) Similarly, information may be needed with a view to the proper allocation of


taxable profits between associated companies in different States or the


adjustment of the profits shown in the accounts of a permanent establishment


in one State and in the accounts of the head office in the other State (Articles 7,


9, 23 A and 23 B).


d) Information may be needed for the purposes of applying Article 25.


e) When applying Articles 15 and 23 A, State A, where the employee is resident,


informs State B, where the employment is exercised for more than 183 days, of


the amount exempted from taxation in State A.


8. Implementation of the domestic laws


a) A company in State A supplies goods to an independent company in State B.


State A wishes to know from State B what price the company in State B paid for


the goods with a view to a correct application of the provisions of its domestic


laws.


b) A company in State A sells goods through a company in State C (possibly a low-


tax country) to a company in State B. The companies may or may not be


associated. There is no convention between State A and State C, nor between


State B and State C. Under the convention between A and B, State A, with a view


to ensuring the correct application of the provisions of its domestic laws to the


profits made by the company situated in its territory, asks State B what price


the company in State B paid for the goods.


c) State A, for the purpose of taxing a company situated in its territory, asks


State B, under the convention between A and B, for information about the


prices charged by a company in State B, or a group of companies in State B with


which the company in State A has no business contacts in order to enable it to


check the prices charged by the company in State A by direct comparison (e.g.


prices charged by a company or a group of companies in a dominant position).


It should be borne in mind that the exchange of information in this case might


be a difficult and delicate matter owing in particular to the provisions of


subparagraph c) of paragraph 3 relating to business and other secrets.
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d) State A, for the purpose of verifying VAT input tax credits claimed by a company


situated in its territory for services performed by a company resident in State B,


requests confirmation that the cost of services was properly entered into the


books and records of the company in State B.


e) The tax authorities of State A conduct a tax investigation into the affairs of


Mr. X. Based on this investigation the tax authorities have indications that Mr. X


holds one or several undeclared bank accounts with Bank B in State B. However,


State A has experienced that, in order to avoid detection, it is not unlikely that


the bank accounts may be held in the name of relatives of the beneficial owner.


State A therefore requests information on all accounts with Bank B of which


Mr. X is the beneficial owner and all accounts held in the names of his spouse E


and his children K and L.


f) State A has obtained information on all transactions involving foreign credit


cards carried out in its territory in a certain year. State A has processed the data


and launched an investigation that identified all credit card numbers where the


frequency and pattern of transactions and the type of use over the course of


that year suggest that the cardholders were tax residents of State A. State A


cannot obtain the names by using regular sources of information available


under its internal taxation procedure, as the pertinent information is not in the


possession or control of persons within its jurisdiction. The credit card


numbers identify an issuer of such cards to be Bank B in State B. Based on an


open inquiry or investigation, State A sends a request for information to


State B, asking for the name, address and date of birth of the holders of the


particular cards identified during its investigation and any other person that


has signatory authority over those cards. State A supplies the relevant


individual credit card numbers and further provides the above information to


demonstrate the foreseeable relevance of the requested information to its


investigation and more generally to the administration and enforcement of its


tax law.


g) Company A, resident of State A, is owned by foreign unlisted Company B,


resident of State B. The tax authorities of State A suspect that managers X, Y


and Z of Company A directly or indirectly own Company B. If that were the case,


the dividends received by Company B from Company A would be taxable in


their hands as resident shareholders under State A’s controlled foreign


company rules. The suspicion is based on information provided to State A’s tax


authorities by a former employee of Company A. When confronted with the


allegations, the three managers of Company A deny having any ownership


interest in Company B. The State A tax authorities have exhausted all domestic


means of obtaining ownership information on Company B. State A now


requests from State B information on whether X, Y and Z are shareholders of


Company B. Furthermore, considering that ownership in such cases is often


held through, for example, shell companies and nominee shareholders it


requests information from State B on whether X, Y and Z indirectly hold an


ownership interest in Company B. If State B is unable to determine whether X,
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Y or Z holds such an indirect interest, information is requested on the


shareholder(s) so that it can continue its investigations.1


h) Financial service provider B is established in State B. The tax authorities of


State A have discovered that B is marketing a financial product to State A


residents using misleading information suggesting that the product eliminates


the State A income tax liability on the income accumulated within the product.


The product requires that an account be opened with B through which the


investment is made. State A’s tax authorities have issued a taxpayer alert,


warning all taxpayers about the product and clarifying that it does not achieve


the suggested tax effect and that income generated by the product must be


reported. Nevertheless, B continues to market the product on its website, and


State A has evidence that it also markets the product through a network of


advisors. State A has already discovered several resident taxpayers that have


invested in the product, all of whom had failed to report the income generated


by their investments. State A has exhausted its domestic means of obtaining


information on the identity of its residents that have invested in the product.


State A requests information from the competent authority of State B on all


State A residents that (i) have an account with B and (ii) have invested in the


financial product. In the request, State A provides the above information,


including details of the financial product and the status of its investigation.


8.1 Situations where Contracting States are not obligated to provide information in


response to a request for information, assuming no further information is provided


a) Bank B is a bank established in State B. State A taxes its residents on the basis


of their worldwide income. The competent authority of State A requests that


the competent authority of State B provide the names, date and place of birth,


and account balances (including information on any financial assets held in


such accounts) of residents of State A that have an account with, hold signatory


authority over, or a beneficial interest in an account with Bank B in State B. The


request states that Bank B is known to have a large group of foreign account


holders but does not contain any additional information.


b) Company B is a company established in State B. State A requests the names of


all shareholders in Company B resident of State A and information on all


dividend payments made to such shareholders. The requesting State A points


out that Company B has significant business activity in State A and is therefore


likely to have shareholders resident of State A. The request further states that


it is well known that taxpayers often fail to disclose foreign source income or


assets.


1 For cases where State B becomes aware of facts that call into question whether part of the
shareholder information is foreseeably relevant, the competent authorities should
consult and State B may ask State A to clarify foreseeable relevance in light of those facts,
as discussed in paragraph 5.
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9. The rule laid down in paragraph 1 allows information to be exchanged in three


different ways:


a) on request, with a special case in mind, it being understood that the regular


sources of information available under the internal taxation procedure should


be relied upon in the first place before a request for information is made to the


other State;


b) automatically, for example when information about one or various categories of


income having their source in one Contracting State and received in the other


Contracting State is transmitted systematically to the other State; see the


Recommendations of the OECD Council C(97)29/FINAL, dated 13 March 1997


(Recommendation on the use of Tax Identification Numbers in an international context)


and C(2001)28/FINAL, dated 22 March 2001 (Recommendation on the use of the


OECD Model Memorandum of Understanding on Automatic Exchange of Information for


Tax Purposes);


c) spontaneously, for example in the case of a State having acquired through


certain investigations, information which it supposes to be of interest to the


other State.


9.1 These three forms of exchange (on request, automatic and spontaneous) may


also be combined. It should also be stressed that the Article does not restrict the


possibilities of exchanging information to these methods and that the Contracting


States may use other techniques to obtain information which may be relevant to both


Contracting States such as simultaneous examinations, tax examinations abroad and


industry-wide exchange of information. These techniques are fully described in the


publication Tax Information Exchange between OECD Member Countries: A Survey of Current


Practices1 and can be summarised as follows:


— a simultaneous examination is an arrangement between two or more parties to


examine simultaneously each in its own territory, the tax affairs of (a) taxpayer(s)


in which they have a common or related interest, with a view of exchanging any


relevant information which they so obtain (see the OECD Council


Recommendation C(92)81, dated 23 July 1992, on an OECD Model agreement for


the undertaking of simultaneous examinations);


— a tax examination abroad allows for the possibility to obtain information through


the presence of representatives of the competent authority of the requesting


Contracting State. To the extent allowed by its domestic law, a Contracting State


may permit authorised representatives of the other Contracting State to enter


the first Contracting State to interview individuals or examine a person’s books


and records, — or to be present at such interviews or examinations carried out by


the tax authorities of the first Contracting State — in accordance with procedures


mutually agreed upon by the competent authorities. Such a request might arise,


for example, where the taxpayer in a Contracting State is permitted to keep


1 OECD, Paris, 1994.
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records in the other Contracting State. This type of assistance is granted on a


reciprocal basis. Countries’ laws and practices differ as to the scope of rights


granted to foreign tax officials. For instance, there are States where a foreign tax


official will be prevented from any active participation in an investigation or


examination on the territory of a country; there are also States where such


participation is only possible with the taxpayer’s consent. The Joint Council of


Europe/OECD Convention on Mutual Administrative Assistance in Tax Matters


specifically addresses tax examinations abroad in its Article 9;


— an industry-wide exchange of information is the exchange of tax information


especially concerning a whole economic sector (e.g. the oil or pharmaceutical


industry, the banking sector, etc.) and not taxpayers in particular.


10. The manner in which the exchange of information agreed to in the Convention


will finally be effected can be decided upon by the competent authorities of the


Contracting States. For example, Contracting States may wish to use electronic or other


communication and information technologies, including appropriate security


systems, to improve the timeliness and quality of exchanges of information.


Contracting States which are required, according to their law, to observe data


protection laws, may wish to include provisions in their bilateral conventions


concerning the protection of personal data exchanged. Data protection concerns the


rights and fundamental freedoms of an individual, and in particular, the right to


privacy, with regard to automatic processing of personal data. See, for example, the


Council of Europe Convention for the Protection of Individuals with regard to Automatic


Processing of Personal Data of 28 January 1981.


10.1 Before 2000, the paragraph only authorised the exchange of information, and the


use of the information exchanged, in relation to the taxes covered by the Convention


under the general rules of Article 2. As drafted, the paragraph did not oblige the


requested State to comply with a request for information concerning the imposition of


a sales tax as such a tax was not covered by the Convention. The paragraph was then


amended so as to apply to the exchange of information concerning any tax imposed on


behalf of the Contracting States, or of their political subdivisions or local authorities,


and to allow the use of the information exchanged for purposes of the application of all


such taxes. Some Contracting States may not, however, be in a position to exchange


information, or to use the information obtained from a treaty partner, in relation to


taxes that are not covered by the Convention under the general rules of Article 2. Such


States are free to restrict the scope of paragraph 1 of the Article to the taxes covered by


the Convention.


10.2 In some cases, a Contracting State may need to receive information in a


particular form to satisfy its evidentiary or other legal requirements. Such forms may


include depositions of witnesses and authenticated copies of original records.


Contracting States should endeavour as far as possible to accommodate such requests.


Under paragraph 3, the requested State may decline to provide the information in the


specific form requested if, for instance, the requested form is not known or permitted
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under its law or administrative practice. A refusal to provide the information in the


form requested does not affect the obligation to provide the information.


10.3 Nothing in the Convention prevents the application of the provisions of the


Article to the exchange of information that existed prior to the entry into force of the


Convention, as long as the assistance with respect to this information is provided after


the Convention has entered into force and the provisions of the Article have become


effective. Contracting States may find it useful, however, to clarify the extent to which


the provisions of the Article are applicable to such information, in particular when the


provisions of that convention will have effect with respect to taxes arising or levied


from a certain time.


10.4 Contracting States may wish to improve the speediness and timeliness of


exchange of information under this Article by agreeing on time limits for the provision


of information. Contracting States may do so by adding the following language to the


Article:


6. The competent authorities of the Contracting States may agree on time limits


for the provision of information under this Article. In the absence of such an


agreement, the information shall be supplied as quickly as possible and, except


where the delay is due to legal impediments, within the following time limits:


a) Where the tax authorities of the requested Contracting State are already in


possession of the requested information, such information shall be supplied


to the competent authority of the other Contracting State within two


months of the receipt of the information request;


b) Where the tax authorities of the requested Contracting State are not already


in the possession of the requested information, such information shall be


supplied to the competent authority of the other Contracting State within


six months of the receipt of the information request.


Provided that the other conditions of this Article are met, information shall be


considered to have been exchanged in accordance with the provisions of this Article


even if it is supplied after these time limits.


10.5 The provisions in subparagraphs a) and b) of optional paragraph 6, referenced in


paragraph 10.4, set a default standard for time limits that would apply where the


competent authorities have not made a different agreement on longer or shorter time


limits. The default standard time limits are two months from the receipt of the


information request if the requested information is already in the possession of the tax


authorities of the requested Contracting State and six months in all other cases.


Notwithstanding the default standard time limits or time limits otherwise agreed,


competent authorities may come to different agreements on a case-by-case basis, for


example, when they both agree more time is appropriate. This may arise where the


request is complex in nature. In such a case, the competent authority of a requesting


Contracting State should not unreasonably deny a request by the competent authority


of a requested Contracting State for more time. If a requested Contracting State is


unable to supply the requested information within the prescribed time limit because of
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legal impediments (for example, because of ongoing litigation regarding a taxpayer’s


challenge to the validity of the request or ongoing litigation regarding a domestic


notification procedure of the type described in paragraph 14.1), it would not be in


violation of the time limits.


10.6 The last sentence in optional paragraph 6, referenced in paragraph 10.4, which


provides “provided that the other conditions of this Article are met, information shall


be considered to have been exchanged in accordance with the provisions of this Article


even if it is supplied after these time limits” makes it clear that no objection to the use


or admissibility of information exchanged under this Article can be based on the fact


that the information was exchanged after the time limits agreed to by the competent


authorities or the default time limits provided for in the paragraph.


Paragraph 2
11. Reciprocal assistance between tax administrations is feasible only if each


administration is assured that the other administration will treat with proper


confidence the information which it will receive in the course of their co-operation.


The confidentiality rules of paragraph 2 apply to all types of information received


under paragraph 1, including both information provided in a request and information


transmitted in response to a request. Hence, the confidentiality rules cover, for


instance, competent authority letters, including the letter requesting information. At


the same time, it is understood that the requested State can disclose the minimum


information contained in a competent authority letter (but not the letter itself)


necessary for the requested State to be able to obtain or provide the requested


information to the requesting State, without frustrating the efforts of the requesting


State. If, however, court proceedings or the like under the domestic laws of the


requested State necessitate the disclosure of the competent authority letter itself, the


competent authority of the requested State may disclose such a letter unless the


requesting State otherwise specifies. The maintenance of secrecy in the receiving


Contracting State is a matter of domestic laws. It is therefore provided in paragraph 2


that information communicated under the provisions of the Convention shall be


treated as secret in the receiving State in the same manner as information obtained


under the domestic laws of that State. Sanctions for the violation of such secrecy in


that State will be governed by the administrative and penal laws of that State. In


situations in which the requested State determines that the requesting State does not


comply with its duties regarding the confidentiality of the information exchanged


under this Article, the requested State may suspend assistance under this Article until


such time as proper assurance is given by the requesting State that those duties will


indeed be respected. If necessary, the competent authorities may enter into specific


arrangements or memoranda of understanding regarding the confidentiality of the


information exchanged under this Article.


12. Subject to paragraphs 12.3 and 12.4, the information obtained may be disclosed


only to persons and authorities involved in the assessment or collection of, the


enforcement or prosecution in respect of, the determination of appeals in relation to
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the taxes with respect to which information may be exchanged according to the first


sentence of paragraph 1, or the oversight of the above. This means that the


information may also be communicated to the taxpayer, his proxy or to the witnesses.


This also means that information can be disclosed to governmental or judicial


authorities charged with deciding whether such information should be released to the


taxpayer, his proxy or to the witnesses. The information received by a Contracting


State may be used by such persons or authorities only for the purposes mentioned in


paragraph 2 Furthermore, information covered by paragraph 1, whether taxpayer-


specific or not, should not be disclosed to persons or authorities not mentioned in


paragraph 2, regardless of domestic information disclosure laws such as freedom of


information or other legislation that allows greater access to governmental


documents.


12.1 Information can also be disclosed to oversight bodies. Such oversight bodies


include authorities that supervise tax administration and enforcement authorities as


part of the general administration of the Government of a Contracting State. In their


bilateral negotiations, however, Contracting States may depart from this principle and


agree to exclude the disclosure of information to such supervisory bodies.


12.2 The information received by a Contracting State may not be disclosed to a third


country unless there is an express provision in the bilateral treaty between the


Contracting States allowing such disclosure.


12.3 Information exchanged for tax purposes may be of value to the receiving State


for purposes in addition to those referred to in the first and second sentences of


paragraph 2 of Article 26. The last sentence of paragraph 2 therefore allows the


Contracting States to share information received for tax purposes provided two


conditions are met: first, the information may be used for other purposes under the


laws of both States and, second, the competent authority of the supplying State


authorises such use. It allows the sharing of tax information by the tax authorities of


the receiving State with other law enforcement agencies and judicial authorities in


that State on certain high priority matters (e.g. to combat money laundering,


corruption, terrorism financing). When a receiving State desires to use the information


for an additional purpose (i.e. non-tax purpose), the receiving State should specify to


the supplying State the other purpose for which it wishes to use the information and


confirm that the receiving State can use the information for such other purpose under


its laws. Where the supplying State is in a position to do so, having regard to, amongst


others, international agreements or other arrangements between the Contracting


States relating to mutual assistance between other law enforcement agencies and


judicial authorities, the competent authority of the supplying State would generally be


expected to authorise such use for other purposes if the information can be used for


similar purposes in the supplying State. Law enforcement agencies and judicial


authorities receiving information under the last sentence of paragraph 2 must treat


that information as confidential consistent with the principles of paragraph 2.
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12.4 It is recognised that Contracting States may wish to achieve the overall objective


inherent in the last sentence of paragraph 2 in other ways and they may do so by


replacing the last sentence of paragraph 2 with the following text:


The competent authority of the Contracting State that receives information under


the provisions of this Article may, with the written consent of the Contracting State


that provided the information, also make available that information to be used for


other purposes allowed under the provisions of a mutual legal assistance treaty in


force between the Contracting States that allows for the exchange of tax


information.


13. As stated in paragraph 12, the information obtained can be communicated to the


persons and authorities mentioned and on the basis of the third sentence of


paragraph 2 of the Article can be disclosed by them in court sessions held in public or


in decisions which reveal the name of the taxpayer. Once information is used in public


court proceedings or in court decisions and thus rendered public, it is clear that from


that moment such information can be quoted from the court files or decisions for other


purposes even as possible evidence. But this does not mean that the persons and


authorities mentioned in paragraph 2 are allowed to provide on request additional


information received. If either or both of the Contracting States object to the


information being made public by courts in this way, or, once the information has been


made public in this way, to the information being used for other purposes, because this


is not the normal procedure under their domestic laws, they should state this


expressly in their convention.


Paragraph 3
14. This paragraph contains certain limitations to the main rule in favour of the


requested State. In the first place, the paragraph contains the clarification that a


Contracting State is not bound to go beyond its own internal laws and administrative


practice in putting information at the disposal of the other Contracting State. However,


internal provisions concerning tax secrecy should not be interpreted as constituting an


obstacle to the exchange of information under the present Article. As mentioned


above, the authorities of the requesting State are obliged to observe secrecy with regard


to information received under this Article.


14.1 Some countries’ laws include procedures for notifying the person who provided


the information and/or the taxpayer that is subject to the enquiry prior to the supply


of information. Such notification procedures may be an important aspect of the rights


provided under domestic law. They can help prevent mistakes (e.g. in cases of


mistaken identity) and facilitate exchange (by allowing taxpayers who are notified to


co-operate voluntarily with the tax authorities in the requesting State). Notification


procedures should not, however, be applied in a manner that, in the particular


circumstances of the request, would frustrate the efforts of the requesting State. In


other words, they should not prevent or unduly delay effective exchange of


information. For instance, notification procedures should permit exceptions from prior


notification, e.g. in cases in which the information request is of a very urgent nature or
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the notification is likely to undermine the chance of success of the investigation


conducted by the requesting State. A Contracting State that under its domestic law is


required to notify the person who provided the information and/or the taxpayer that


an exchange of information is proposed should inform its treaty partners in writing


that it has this requirement and what the consequences are for its obligations in


relation to mutual assistance. Such information should be provided to the other


Contracting State when a convention is concluded and thereafter whenever the


relevant rules are modified.


15. Furthermore, the requested State does not need to go so far as to carry out


administrative measures that are not permitted under the laws or practice of the


requesting State or to supply items of information that are not obtainable under the


laws or in the normal course of administration of the requesting State. It follows that a


Contracting State cannot take advantage of the information system of the other


Contracting State if it is wider than its own system. Thus, a State may refuse to provide


information where the requesting State would be precluded by law from obtaining or


providing the information or where the requesting State’s administrative practices


(e.g. failure to provide sufficient administrative resources) result in a lack of reciprocity.


However, it is recognised that too rigorous an application of the principle of reciprocity


could frustrate effective exchange of information and that reciprocity should be


interpreted in a broad and pragmatic manner. Different countries will necessarily have


different mechanisms for obtaining and providing information. Variations in practices


and procedures should not be used as a basis for denying a request unless the effect of


these variations would be to limit in a significant way the requesting State’s overall


ability to obtain and provide the information if the requesting State itself received a


legitimate request from the requested State. It is worth noting that if a Contracting


State applies, under paragraph 5, measures not normally foreseen in its domestic law


or practice, such as to access and exchange bank information, that State is equally


entitled to request similar information from the other Contracting State. This would be


fully in line with the principle of reciprocity which underlies subparagraphs a) and b)


of paragraph 3.


15.1 The principle of reciprocity has no application where the legal system or


administrative practice of only one country provides for a specific procedure. For


instance, a country requested to provide information could not point to the absence of


a ruling regime in the country requesting information and decline to provide


information on a ruling it has granted, based on a reciprocity argument. Of course,


where the requested information itself is not obtainable under the laws or in the


normal course of the administrative practice of the requesting State, a requested State


may decline such a request.


15.2 Most countries recognise under their domestic laws that information cannot be


obtained from a person to the extent that such person can claim the privilege against


self-incrimination. A requested State may, therefore, decline to provide information if


the requesting State would have been precluded by its own self-incrimination rules


from obtaining the information under similar circumstances. In practice, however, the
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privilege against self-incrimination should have little, if any, application in connection


with most information requests. The privilege against self-incrimination is personal


and cannot be claimed by an individual who himself is not at risk of criminal


prosecution. The overwhelming majority of information requests seek to obtain


information from third parties such as banks, intermediaries or the other party to a


contract and not from the individual under investigation. Furthermore, the privilege


against self-incrimination generally does not attach to persons other than natural


persons.


16. Information is deemed to be obtainable in the normal course of administration if


it is in the possession of the tax authorities or can be obtained by them in the normal


procedure of tax determination, which may include special investigations or special


examination of the business accounts kept by the taxpayer or other persons, provided


that the tax authorities would make similar investigations or examinations for their


own purposes. The paragraph assumes, of course, that tax authorities have the powers


and resources necessary to facilitate effective information exchange. For instance,


assume that a Contracting State requests information in connection with an


investigation into the tax affairs of a particular taxpayer and specifies in the request


that the information might be held by one of a few service providers identified in the


request and established in the other Contracting State. In this case, the requested State


would be expected to be able to obtain and provide such information to the extent that


such information is held by one of the service providers identified in the request. In


responding to a request the requested State should be guided by the overarching


purpose of Article 26 which is to permit information exchange “to the widest possible


extent” and may consider the importance of the requested information to the


requesting State in relation to the administrative burden for the requested State.


16.1 Subparagraphs a) and b) of paragraph 3 do not permit the requested State to


decline a request where paragraph 4 or 5 applies. Paragraph 5 would apply, for


instance, in situations in which the requested State’s inability to obtain the


information was specifically related to the fact that the requested information was


believed to be held by a bank or other financial institution. Thus, the application of


paragraph 5 includes situations in which the tax authorities’ information gathering


powers with respect to information held by banks and other financial institutions are


subject to different requirements than those that are generally applicable with respect


to information held by persons other than banks or other financial institutions. This


would, for example, be the case where the tax authorities can only exercise their


information gathering powers with respect to information held by banks and other


financial institutions in instances where specific information on the taxpayer under


examination or investigation is available. This would also be the case where, for


example, the use of information gathering measures with respect to information held


by banks and other financial institutions requires a higher probability that the


information requested is held by the person believed to be in possession of the


requested information than the degree of probability required for the use of
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information gathering measures with respect to information believed to be held by


persons other than banks or financial institutions.


17. The requested State is at liberty to refuse to give information in the cases


referred to in the paragraphs above. However if it does give the requested information,


it remains within the framework of the agreement on the exchange of information


which is laid down in the Convention; consequently it cannot be objected that this


State has failed to observe the obligation to secrecy.


18. If the structure of the information systems of two Contracting States is very


different, the conditions under subparagraphs a) and b) of paragraph 3 will lead to the


result that the Contracting States exchange very little information or perhaps none at


all. In such a case, the Contracting States may find it appropriate to broaden the scope


of the exchange of information.


18.1 Unless otherwise agreed to by the Contracting States, it can be assumed that the


requested information could be obtained by the requesting State in a similar situation


if that State has not indicated to the contrary.


19. In addition to the limitations referred to above, subparagraph c) of paragraph 3


contains a reservation concerning the disclosure of certain secret information. Secrets


mentioned in this subparagraph should not be taken in too wide a sense. Before


invoking this provision, a Contracting State should carefully weigh if the interests of


the taxpayer really justify its application. Otherwise it is clear that too wide an


interpretation would in many cases render ineffective the exchange of information


provided for in the Convention. The observations made in paragraph 17 above apply


here as well. The requested State in protecting the interests of its taxpayers is given a


certain discretion to refuse the requested information, but if it does supply the


information deliberately the taxpayer cannot allege an infraction of the rules of


secrecy.


19.1 In its deliberations regarding the application of secrecy rules, the Contracting


State should also take into account the confidentiality rules of paragraph 2 of the


Article. The domestic laws and practices of the requesting State together with the


obligations imposed under paragraph 2, may ensure that the information cannot be


used for the types of unauthorised purposes against which the trade or other secrecy


rules are intended to protect. Thus, a Contracting State may decide to supply the


information where it finds that there is no reasonable basis for assuming that a


taxpayer involved may suffer any adverse consequences incompatible with


information exchange.


19.2 In most cases of information exchange no issue of trade, business or other secret


will arise. A trade or business secret is generally understood to mean facts and


circumstances that are of considerable economic importance and that can be exploited


practically and the unauthorised use of which may lead to serious damage (e.g. may


lead to severe financial hardship). The determination, assessment or collection of


taxes as such could not be considered to result in serious damage. Financial


information, including books and records, does not by its nature constitute a trade,
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business or other secret. In certain limited cases, however, the disclosure of financial


information might reveal a trade, business or other secret. For instance, a request for


information on certain purchase records may raise such an issue if the disclosure of


such information revealed the proprietary formula used in the manufacture of a


product. The protection of such information may also extend to information in the


possession of third persons. For instance, a bank might hold a pending patent


application for safe keeping or a secret trade process or formula might be described in


a loan application or in a contract held by a bank. In such circumstances, details of the


trade, business or other secret should be excised from the documents and the


remaining financial information exchanged accordingly.


19.3 A requested State may decline to disclose information relating to confidential


communications between attorneys, solicitors or other admitted legal representatives


in their role as such and their clients to the extent that the communications are


protected from disclosure under domestic law. However, the scope of protection


afforded to such confidential communications should be narrowly defined. Such


protection does not attach to documents or records delivered to an attorney, solicitor


or other admitted legal representative in an attempt to protect such documents or


records from disclosure required by law. Also, information on the identity of a person


such as a director or beneficial owner of a company is typically not protected as a


confidential communication. Whilst the scope of protection afforded to confidential


communications might differ among states, it should not be overly broad so as to


hamper effective exchange of information. Communications between attorneys,


solicitors or other admitted legal representatives and their clients are only confidential


if, and to the extent that, such representatives act in their capacity as attorneys,


solicitors or other admitted legal representatives and not in a different capacity, such


as nominee shareholders, trustees, settlors, company directors or under a power of


attorney to represent a company in its business affairs. An assertion that information


is protected as a confidential communication between an attorney, solicitor or other


admitted legal representative and its client should be adjudicated exclusively in the


Contracting State under the laws of which it arises. Thus, it is not intended that the


courts of the requested State should adjudicate claims based on the laws of the


requesting State.


19.4 Contracting States wishing to refer expressly to the protection afforded to


confidential communications between a client and an attorney, solicitor or other


admitted legal representative may do so by adding the following text at the end of


paragraph 3:


d) to obtain or provide information which would reveal confidential


communications between a client and an attorney, solicitor or other admitted


legal representative where such communications are:


(i) produced for the purposes of seeking or providing legal advice or


(ii) produced for the purposes of use in existing or contemplated legal


proceedings.
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19.5 Paragraph 3 also includes a limitation with regard to information which concerns


the vital interests of the State itself. To this end, it is stipulated that Contracting States


do not have to supply information the disclosure of which would be contrary to public


policy (ordre public). However, this limitation should only become relevant in extreme


cases. For instance, such a case could arise if a tax investigation in the requesting State


were motivated by political, racial, or religious persecution. The limitation may also be


invoked where the information constitutes a state secret, for instance sensitive


information held by secret services the disclosure of which would be contrary to the


vital interests of the requested State. Thus, issues of public policy (ordre public) rarely


arise in the context of information exchange between treaty partners.


Paragraph 4
19.6 Paragraph 4 was added in 2005 to deal explicitly with the obligation to exchange


information in situations where the requested information is not needed by the


requested State for domestic tax purposes. Prior to the addition of paragraph 4 this


obligation was not expressly stated in the Article, but was clearly evidenced by the


practices followed by member countries which showed that, when collecting


information requested by a treaty partner, Contracting States often use the special


examining or investigative powers provided by their laws for purposes of levying their


domestic taxes even though they do not themselves need the information for these


purposes. This principle is also stated in the report Improving Access to Bank


Information for Tax Purposes.1


19.7 According to paragraph 4, Contracting States must use their information


gathering measures, even though invoked solely to provide information to the other


Contracting State and irrespective of whether the information could still be gathered


or used for domestic tax purposes in the requested Contracting State. Thus, for


instance, any restrictions on the ability of a requested Contracting State to obtain


information from a person for domestic tax purposes at the time of a request (for


example, because of the expiration of a statute of limitations under the requested


State’s domestic law or the prior completion of an audit) must not restrict its ability to


use its information gathering measures for information exchange purposes. The term


“information gathering measures” means laws and administrative or judicial


procedures that enable a Contracting State to obtain and provide the requested


information. Paragraph 4 does not oblige a requested Contracting State to provide


information in circumstances where it has attempted to obtain the requested


information but finds that the information no longer exists following the expiration of


a domestic record retention period. However, where the requested information is still


available notwithstanding the expiration of such retention period, the requested State


cannot decline to exchange the information available. Contracting States should


ensure that reliable accounting records are kept for five years or more.


1 OECD, Paris, 2000 (at paragraph 21 b).
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19.8 The second sentence of paragraph 4 makes clear that the obligation contained in


paragraph 4 is subject to the limitations of paragraph 3 but also provides that such


limitations cannot be construed to form the basis for declining to supply information


where a country’s laws or practices include a domestic tax interest requirement. Thus,


whilst a requested State cannot invoke paragraph 3 and argue that under its domestic


laws or practices it only supplies information in which it has an interest for its own tax


purposes, it may, for instance, decline to supply the information to the extent that the


provision of the information would disclose a trade secret.


19.9 For many countries the combination of paragraph 4 and their domestic law


provide a sufficient basis for using their information gathering measures to obtain the


requested information even in the absence of a domestic tax interest in the


information. Other countries, however, may wish to clarify expressly in the convention


that Contracting States must ensure that their competent authorities have the


necessary powers to do so. Contracting States wishing to clarify this point may replace


paragraph 4 with the following text:


4. In order to effectuate the exchange of information as provided in paragraph 1,


each Contracting State shall take the necessary measures, including legislation,


rule-making, or administrative arrangements, to ensure that its competent


authority has sufficient powers under its domestic law to obtain information for the


exchange of information regardless of whether that Contracting State may need


such information for its own tax purposes.


Paragraph 5
19.10 Paragraph 1 imposes a positive obligation on a Contracting State to exchange all


types of information. Paragraph 5 is intended to ensure that the limitations of


paragraph 3 cannot be used to prevent the exchange of information held by banks,


other financial institutions, nominees, agents and fiduciaries as well as ownership


information. Whilst paragraph 5, which was added in 2005, represents a change in the


structure of the Article, it should not be interpreted as suggesting that the previous


version of the Article did not authorise the exchange of such information. The vast


majority of OECD member countries already exchanged such information under the


previous version of the Article and the addition of paragraph 5 merely reflects current


practice.


19.11 Paragraph 5 stipulates that a Contracting State shall not decline to supply


information to a treaty partner solely because the information is held by a bank or


other financial institution. Thus, paragraph 5 overrides paragraph 3 to the extent that


paragraph 3 would otherwise permit a requested Contracting State to decline to supply


information on grounds of bank secrecy. The addition of this paragraph to the Article


reflects the international trend in this area as reflected in the Model Agreement on


Exchange of Information on Tax Matters and as described in the report, Improving


Access to Bank Information for Tax Purposes.1 In accordance with that report, access to


1 OECD, Paris, 2000.
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information held by banks or other financial institutions may be by direct means or


indirectly through a judicial or administrative process. The procedure for indirect


access should not be so burdensome and time-consuming as to act as an impediment


to access to bank information.


19.12 Paragraph 5 also provides that a Contracting State shall not decline to supply


information solely because the information is held by persons acting in an agency or


fiduciary capacity. For instance, if a Contracting State had a law under which all


information held by a fiduciary was treated as a “professional secret” merely because


it was held by a fiduciary, such State could not use such law as a basis for declining to


provide the information to the other Contracting State. A person is generally said to act


in a “fiduciary capacity” when the business which the person transacts, or the money


or property which the person handles, is not its own or for its own benefit, but for the


benefit of another person as to whom the fiduciary stands in a relation implying and


necessitating confidence and trust on the one part and good faith on the other part,


such as a trustee. The term “agency” is very broad and includes all forms of corporate


service providers (e.g. company formation agents, trust companies, registered agents,


lawyers).


19.13 Finally, paragraph 5 states that a Contracting State shall not decline to supply


information solely because it relates to an ownership interest in a person, including


companies and partnerships, foundations or similar organisational structures.


Information requests cannot be declined merely because domestic laws or practices


may treat ownership information as a trade or other secret.


19.14 Paragraph 5 does not preclude a Contracting State from invoking paragraph 3 to


refuse to supply information held by a bank, financial institution, a person acting in an


agency or fiduciary capacity or information relating to ownership interests. However,


such refusal must be based on reasons unrelated to the person’s status as a bank,


financial institution, agent, fiduciary or nominee, or the fact that the information


relates to ownership interests. For instance, a legal representative acting for a client


may be acting in an agency capacity but for any information protected as a confidential


communication between attorneys, solicitors or other admitted legal representatives


and their clients, paragraph 3 continues to provide a possible basis for declining to


supply the information.


19.15 The following examples illustrate the application of paragraph 5:


a) Company X owns a majority of the stock in a subsidiary company Y, and both


companies are incorporated under the laws of State A. State B is conducting a


tax examination of business operations of company Y in State B. In the course


of this examination the question of both direct and indirect ownership in


company Y becomes relevant and State B makes a request to State A for


ownership information of any person in company Y’s chain of ownership. In its


reply State A should provide to State B ownership information for both


company X and Y.
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b) An individual subject to tax in State A maintains a bank account with Bank B in


State B. State A is examining the income tax return of the individual and makes


a request to State B for all bank account income and asset information held by


Bank B in order to determine whether there were deposits of untaxed earned


income. State B should provide the requested bank information to State A.


Observation on the Commentary
20. [Deleted]


21. In connection with paragraph 15.1 Greece wishes to clarify that according to


Article 28 of the Greek Constitution international tax treaties are applied under the


terms of reciprocity.
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COMMENTARY ON ARTICLE 27
CONCERNING THE ASSISTANCE IN THE COLLECTION


OF TAXES


1. This Article provides the rules under which Contracting States1 may agree to


provide each other assistance in the collection of taxes. In some States, national


law or policy may prevent this form of assistance or set limitations to it. Also, in


some cases, administrative considerations may not justify providing assistance in


the collection of taxes to another State or may similarly limit it. During the


negotiations, each Contracting State will therefore need to decide whether and to


what extent assistance should be given to the other State based on various factors,


including


— the stance taken in national law to providing assistance in the collection of


other States’ taxes;


— whether and to what extent the tax systems, tax administrations and legal


standards of the two States are similar, particularly as concerns the


protection of fundamental taxpayers’ rights (e.g. timely and adequate notice


of claims against the taxpayer, the right to confidentiality of taxpayer


information, the right to appeal, the right to be heard and present argument


and evidence, the right to be assisted by a counsel of the taxpayer’s choice,


the right to a fair trial, etc.);


— whether assistance in the collection of taxes will provide balanced and


reciprocal benefits to both States;


— whether each State’s tax administration will be able to effectively provide


such assistance;


— whether trade and investment flows between the two States are sufficient to


justify this form of assistance;


— whether for constitutional or other reasons the taxes to which the Article


applies should be limited.


The Article should only be included in the Convention where each State concludes


that, based on these factors, they can agree to provide assistance in the collection


of taxes levied by the other State.


2. The Article provides for comprehensive collection assistance. Some States


may prefer to provide a more limited type of collection assistance. This may be the


only form of collection assistance that they are generally able to provide or that


they may agree to in a particular convention. For instance, a State may want to limit


assistance to cases where the benefits of the Convention (e.g. a reduction of taxes


in the State where income such as interest arises) have been claimed by persons


1 Throughout this Commentary on Article 27, the State making a request for assistance
is referred to as the “requesting State” whilst the State from which assistance is
requested is referred to as the “requested State”.

08 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 27

not entitled to them. States wishing to provide such limited collection assistance are


free to adopt bilaterally an alternative Article drafted along the following lines:


Article 27
Assistance in the collection of taxes


1. The Contracting States shall lend assistance to each other in the collection of


tax to the extent needed to ensure that any exemption or reduced rate of tax


granted under this Convention shall not be enjoyed by persons not entitled to such


benefits. The competent authorities of the Contracting States may by mutual


agreement settle the mode of application of this Article.


2. In no case shall the provisions of this Article be construed so as to impose on


a Contracting State the obligation:


a) to carry out administrative measures at variance with the laws and


administrative practice of that or of the other Contracting State;


b) to carry out measures which would be contrary to public policy (ordre public).


Paragraph 1
3. This paragraph contains the principle that a Contracting State is obliged to assist


the other State in the collection of taxes owed to it, provided that the conditions of the


Article are met. Paragraphs 3 and 4 provide the two forms that this assistance will take.


4. The paragraph also provides that assistance under the Article is not restricted by


Articles 1 and 2. Assistance must therefore be provided as regards a revenue claim


owed to a Contracting State by any person, whether or not a resident of a Contracting


State. Some Contracting States may, however, wish to limit assistance to taxes owed by


residents of either Contracting State. Such States are free to restrict the scope of the


Article by omitting the reference to Article 1 from the paragraph.


5. Article 26 applies to the exchange of information for purposes of the provisions


of this Article. The confidentiality of information exchanged for purposes of assistance


in collection is thus ensured.


6. The paragraph finally provides that the competent authorities of the Contracting


States may, by mutual agreement, decide the details of the practical application of the


provisions of the Article.


7. Such agreement should, in particular, deal with the documentation that should


accompany a request made pursuant to paragraph 3 or 4. It is common practice to


agree that a request for assistance will be accompanied by such documentation as is


required by the law of the requested State, or has been agreed to by the competent


authorities of the Contracting States, and that is necessary to undertake, as the case


may be, collection of the revenue claim or measures of conservancy. Such


documentation may include, for example, a declaration that the revenue claim is


enforceable and is owed by a person who cannot, under the law of the requesting State,


prevent its collection or an official copy of the instrument permitting enforcement in


the requesting State. An official translation of the documentation in the language of
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the requested State should also be provided. It could also be agreed, where appropriate,


that the instrument permitting enforcement in the requesting State shall, where


appropriate and in accordance with the provisions in force in the requested State, be


accepted, recognised, supplemented or replaced, as soon as possible after the date of


the receipt of the request for assistance, by an instrument permitting enforcement in


the latter State.


8. The agreement should also deal with the issue of the costs that will be incurred


by the requested State in satisfying a request made under paragraph 3 or 4. In general,


the costs of collecting a revenue claim are charged to the debtor but it is necessary to


determine which State will bear costs that cannot be recovered from that person. The


usual practice, in this respect, is to provide that in the absence of an agreement specific


to a particular case, ordinary costs incurred by a State in providing assistance to the


other State will not be reimbursed by that other State. Ordinary costs are those directly


and normally related to the collection, i.e. those expected in normal domestic


collection proceedings. In the case of extraordinary costs, however, the practice is to


provide that these will be borne by the requesting State, unless otherwise agreed


bilaterally. Such costs would cover, for instance, costs incurred when a particular type


of procedure has been used at the request of the other State, or supplementary costs of


experts, interpreters, or translators. Most States also consider as extraordinary costs


the costs of judicial and bankruptcy proceedings. The agreement should provide a


definition of extraordinary costs and consultation between the Contracting States


should take place in any particular case where extraordinary costs are likely to be


involved. It should also be agreed that, as soon as a Contracting State anticipates that


extraordinary costs may be incurred, it will inform the other Contracting State and


indicate the estimated amount of such costs so that the other State may decide


whether such costs should be incurred. It is, of course, also possible for the Contracting


States to provide that costs will be allocated on a basis different from what is described


above; this may be necessary, for instance, where a request for assistance in collection


is suspended or withdrawn under paragraph 7 or where the issue of costs incurred in


providing assistance in collection is already dealt with in another legal instrument


applicable to these States.


9. In the agreement, the competent authorities may also deal with other practical


issues such as:


— whether there should be a limit of time after which a request for assistance could


no longer be made as regards a particular revenue claim;


— what should be the applicable exchange rate when a revenue claim is collected


in a currency that differs from the one which is used in the requesting State;


— how should any amount collected pursuant to a request under paragraph 3 be


remitted to the requesting State.


Paragraph 2
10. Paragraph 2 defines the term “revenue claim” for purposes of the Article. The


definition applies to any amount owed in respect of all taxes that are imposed on
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behalf of the Contracting States, or of their political subdivisions or local authorities,


but only insofar as the imposition of such taxes is not contrary to the Convention or


other instrument in force between the Contracting States. It also applies to the


interest, administrative penalties and costs of collection or conservancy that are


related to such an amount. Assistance is therefore not restricted to taxes to which the


Convention generally applies pursuant to Article 2, as is confirmed in paragraph 1.


11. Some Contracting States may prefer to limit the application of the Article to taxes


that are covered by the Convention under the general rules of Article 2. States wishing


to do so should replace paragraphs 1 and 2 by the following:


1. The Contracting States shall lend assistance to each other in the collection of


revenue claims. This assistance is not restricted by Article 1. The competent


authorities of the Contracting States may by mutual agreement settle the mode of


application of this Article.


2. The term “revenue claim” as used in this Article means any amount owed in


respect of taxes covered by the Convention together with interest, administrative


penalties and costs of collection or conservancy related to such amount.


12. Similarly, some Contracting States may wish to limit the types of taxes to which


the provisions of the Article will apply or to clarify the scope of application of these


provisions by including in the definition a detailed list of the taxes. States wishing to


do so are free to adopt bilaterally the following definition:


The term “revenue claim” as used in this Article means an amount owed in respect


of the following taxes imposed by the Contracting States, insofar as the taxation


thereunder is not contrary to this Convention or any other instrument to which the


Contracting States are parties, as well as interest, administrative penalties and costs


of collection or conservancy related to such amount:


a) (in State A): …


b) (in State B): …


13. In order to make sure that the competent authorities can freely communicate


information for purposes of the Article, Contracting States should ensure that the


Article 26 is drafted in a way that allows exchanges of information with respect to any


tax to which this Article applies.


14. Nothing in the Convention prevents the application of the provisions of the


Article to revenue claims that arise before the Convention enters into force, as long as


assistance with respect to these claims is provided after the treaty has entered into


force and the provisions of the Article have become effective. Contracting States may


find it useful, however, to clarify the extent to which the provisions of the Article are


applicable to such revenue claims, in particular when the provisions concerning the


entry into force of their convention provide that the provisions of that convention will


have effect with respect to taxes arising or levied from a certain time. States wishing to


restrict the application of the Article to claims arising after the Convention enters into


force are also free to do so in the course of bilateral negotiations.
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Paragraph 3
15. This paragraph stipulates the conditions under which a request for assistance in


collection can be made. The revenue claim has to be enforceable under the law of the


requesting State and be owed by a person who, at that time, cannot, under the law of


that State, prevent its collection. This will be the case where the requesting State has


the right, under its internal law, to collect the revenue claim and the person owing the


amount has no administrative or judicial rights to prevent such collection.


16. In many States, a revenue claim can be collected even though there is still a right


to appeal to an administrative body or a court as regards the validity or the amount of


the claim. If, however, the internal law of the requested State does not allow it to


collect its own revenue claims when appeals are still pending, the paragraph does not


authorise it to do so in the case of revenue claims of the other State in respect of which


such appeal rights still exist even if this does not prevent collection in that other State.


Indeed, the phrase “collected by that other State in accordance with the provisions of


its laws applicable to the enforcement and collection of its own taxes as if the revenue


claim were a revenue claim of that other State” has the effect of making that requested


State’s internal law restriction applicable to the collection of the revenue claim of the


other State. Many States, however, may wish to allow collection assistance where a


revenue claim may be collected in the requesting State notwithstanding the existence


of appeal rights even though the requested State’s own law prevents collection in that


case. States wishing to do so are free to modify paragraph 3 to read as follows:


When a revenue claim of a Contracting State is enforceable under the laws of that


State and is owed by a person who, at that time, cannot, under the laws of that State,


prevent its collection, that revenue claim shall, at the request of the competent


authority of that State, be accepted for purposes of collection by the competent


authority of the other Contracting State. That revenue claim shall be collected by


that other State in accordance with the provisions of its laws applicable to the


enforcement and collection of its own taxes as if the revenue claim were a revenue


claim of that other State that met the conditions allowing that other State to make


a request under this paragraph.


17. Paragraph 3 also regulates the way in which the revenue claim of the requesting


State is to be collected by the requested State. Except with respect to time limits and


priority (see the Commentary on paragraph 5), the requested State is obliged to collect


the revenue claim of the requesting State as though it were the requested State’s own


revenue claim even if, at the time, it has no need to undertake collection actions


related to that taxpayer for its own purposes. As already mentioned, the phrase “in


accordance with the provisions of its law applicable to the enforcement and collection


of its own taxes” has the effect of limiting collection assistance to claims with respect


to which no further appeal rights exist if, under the requested State’s internal law,


collection of that State’s own revenue claims are not permitted as long as such rights


still exist.


18. It is possible that the request may concern a tax that does not exist in the


requested State. The requesting State shall indicate where appropriate the nature of
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the revenue claim, the components of the revenue claim, the date of expiry of the claim


and the assets from which the revenue claim may be recovered. The requested State


will then follow the procedure applicable to a claim for a tax of its own which is similar


to that of the requesting State or any other appropriate procedure if no similar tax


exists.


Paragraph 4
19. In order to safeguard the collection rights of a Contracting State, this paragraph


enables it to request the other State to take measures of conservancy even where it


cannot yet ask for assistance in collection, e.g. when the revenue claim is not yet


enforceable or when the debtor still has the right to prevent its collection. This


paragraph should only be included in conventions between States that are able to take


measures of conservancy under their own laws. Also, States that consider that it is not


appropriate to take measures of conservancy in respect of taxes owed to another State


may decide not to include the paragraph in their conventions or to restrict its scope. In


some States, measures of conservancy are referred to as “interim measures” and such


States are free to add these words to the paragraph to clarify its scope in relation to


their own terminology.


20. One example of measures to which the paragraph applies is the seizure or the


freezing of assets before final judgement to guarantee that these assets will still be


available when collection can subsequently take place. The conditions required for the


taking of measures of conservancy may vary from one State to another but in all cases


the amount of the revenue claim should be determined beforehand, if only


provisionally or partially. A request for measures of conservancy as regards a particular


revenue claim cannot be made unless the requesting State can itself take such


measures with respect to that claim (see the Commentary on paragraph 8).


21. In making a request for measures of conservancy the requesting State should


indicate in each case what stage in the process of assessment or collection has been


reached. The requested State will then have to consider whether in such a case its own


laws and administrative practice permit it to take measures of conservancy.


Paragraph 5
22. Paragraph 5 first provides that the time limits of the requested State, i.e. time


limitations beyond which a revenue claim cannot be enforced or collected, shall not


apply to a revenue claim in respect of which the other State has made a request under


paragraph 3 or 4. Since paragraph 3 refers to revenue claims that are enforceable in the


requesting State and paragraph 4 to revenue claims in respect of which the requesting


State can take measures of conservancy, it follows that it is the time limits of the


requesting State that are solely applicable.


23. Thus, as long as a revenue claim can still be enforced or collected (paragraph 3)


or give rise to measures of conservancy (paragraph 4) in the requesting State, no


objection based on the time limits provided under the laws of the requested State may


be made to the application of paragraph 3 or 4 to that revenue claim. States which
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cannot agree to disregard their own domestic time limits should amend paragraph 5


accordingly.


24. The Contracting States may agree that after a certain period of time the


obligation to assist in the collection of the revenue claim no longer exists. The period


should run from the date of the original instrument permitting enforcement.


Legislation in some States requires renewal of the enforcement instrument, in which


case the first instrument is the one that counts for purposes of calculating the time


period after which the obligation to provide assistance ends.


25. Paragraph 5 also provides that the rules of both the requested (first sentence) and


requesting (second sentence) States giving their own revenue claims priority over the


claims of other creditors shall not apply to a revenue claim in respect of which a


request has been made under paragraph 3 or 4. Such rules are often included in


domestic laws to ensure that tax authorities can collect taxes to the fullest possible


extent.


26. The rule according to which the priority rules of the requested State do not apply


to a revenue claim of the other State in respect of which a request for assistance has


been made applies even if the requested State must generally treat that claim as its


own revenue claim pursuant to paragraphs 3 and 4. States wishing to provide that


revenue claims of the other State should have the same priority as is applicable to their


own revenue claims are free to amend the paragraph by deleting the words “or


accorded any priority” in the first sentence.


27. The words “by reason of their nature as such”, which are found at the end of the


first sentence, indicate that the time limits and priority rules of the requested State to


which the paragraph applies are only those that are specific to unpaid taxes. Thus, the


paragraph does not prevent the application of general rules concerning time limits or


priority which would apply to all debts (e.g. rules giving priority to a claim by reason of


that claim having arisen or having been registered before another one).


Paragraph 6
28. This paragraph ensures that any legal or administrative objection concerning the


existence, validity or the amount of a revenue claim of the requesting State shall not be


dealt with by the requested State’s courts and administrative bodies. Thus, no legal or


administrative proceedings, such as a request for judicial review, shall be undertaken


in the requested State with respect to these matters. The main purpose of this rule is


to prevent administrative or judicial bodies of the requested State from being asked to


decide matters which concern whether an amount, or part thereof, is owed under the


internal law of the other State. States in which the paragraph may raise constitutional


or legal difficulties may amend or omit it in the course of bilateral negotiations.


Paragraph 7
29. This paragraph provides that if, after a request has been made under paragraph 3


or 4, the conditions that applied when such request was made cease to apply (e.g. a
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revenue claim ceases to be enforceable in the requesting State), the State that made


the request must promptly notify the other State of this change of situation. Following


the receipt of such a notice, the requested State has the option to ask the requesting


State to either suspend or withdraw the request. If the request is suspended, the


suspension should apply until such time as the State that made the request informs


the other State that the conditions necessary for making a request as regards the


relevant revenue claim are again satisfied or that it withdraws its request.


Paragraph 8
30. This paragraph contains certain limitations to the obligations imposed on the


State which receives a request for assistance.


31. The requested State is at liberty to refuse to provide assistance in the cases


referred to in the paragraph. However if it does provide assistance in these cases, it


remains within the framework of the Article and it cannot be objected that this State


has failed to observe the provisions of the Article.


32. In the first place, the paragraph contains the clarification that a Contracting


State is not bound to go beyond its own internal laws and administrative practice or


those of the other State in fulfilling its obligations under the Article. Thus, if the


requesting State has no domestic power to take measures of conservancy, the


requested State could decline to take such measures on behalf of the requesting State.


Similarly, if the seizure of assets to satisfy a revenue claim is not permitted in the


requested State, that State is not obliged to seize assets when providing assistance in


collection under the provisions of the Article. However, types of administrative


measures authorised for the purpose of the requested State’s tax must be utilised, even


though invoked solely to provide assistance in the collection of taxes owed to the


requesting State.


33. Paragraph 5 of the Article provides that a Contracting State’s time limits will not


apply to a revenue claim in respect of which the other State has requested assistance.


Subparagraph a) is not intended to defeat that principle. Providing assistance with


respect to a revenue claim after the requested State’s time limits have expired will not,


therefore, be considered to be at variance with the laws and administrative practice of


that or of the other Contracting State in cases where the time limits applicable to that


claim have not expired in the requesting State.


34. Subparagraph b) includes a limitation to carrying out measures contrary to public


policy (ordre public). As is the case under Article 26 (see paragraph 19 of the


Commentary on Article 26), it has been felt necessary to prescribe a limitation with


regard to assistance which may affect the vital interests of the State itself.


35. Under subparagraph c), a Contracting State is not obliged to satisfy the request if


the other State has not pursued all reasonable measures of collection or conservancy,


as the case may be, available under its laws or administrative practice.
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36. Finally, under subparagraph d), the requested State may also reject the request


for practical considerations, for instance if the costs that it would incur in collecting a


revenue claim of the requesting State would exceed the amount of the revenue claim.


37. Some States may wish to add to the paragraph a further limitation, already found


in the joint Council of Europe-OECD multilateral Convention on Mutual Administrative


Assistance in Tax Matters, which would allow a State not to provide assistance if it


considers that the taxes with respect to which assistance is requested are imposed


contrary to generally accepted taxation principles.
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CONCERNING MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS


AND CONSULAR POSTS


1. The aim of the provision is to secure that members of diplomatic missions


and consular posts shall, under the provisions of a double taxation convention,


receive no less favourable treatment than that to which they are entitled under


international law or under special international agreements.


2. The simultaneous application of the provisions of a double taxation


convention and of diplomatic and consular privileges conferred by virtue of the


general rules of international law, or under a special international agreement may,


under certain circumstances, have the result of discharging, in both Contracting


States, tax that would otherwise have been due. As an illustration, it may be


mentioned that e.g. a diplomatic agent who is accredited by State A to State B


and derives royalties, or dividends from sources in State A will not, owing to


international law, be subject to tax in State B in respect of this income and may


also, depending upon the provisions of the bilateral convention between the two


States, be entitled as a resident of State B to an exemption from, or a reduction


of, the tax imposed on the income in State A. In order to avoid tax reliefs that


are not intended, the Contracting States are free to adopt bilaterally an additional


provision which may be drafted on the following lines:


Insofar as, due to fiscal privileges granted to members of diplomatic missions


and consular posts under the general rules of international law or under the


provisions of special international agreements, income or capital are not subject


to tax in the receiving State, the right to tax shall be reserved to the sending


State.


3. In many OECD member countries, the domestic laws contain provisions


to the effect that members of diplomatic missions and consular posts whilst


abroad shall for tax purposes be deemed to be residents of the sending State. In the


bilateral relations between member countries in which provisions of this kind are


operative internally, a further step may be taken by including in the Convention


specific rules that establish, for purposes of the Convention, the sending State as


the State of residence of the members of the diplomatic missions and consular


posts of the Contracting States. The special provision suggested here could be


drafted as follows:


Notwithstanding the provisions of Article 4, an individual who is a member of a


diplomatic mission or a consular post of a Contracting State which is situated in


the other Contracting State or in a third State shall be deemed for the purposes


of the Convention to be a resident of the sending State if:


a) in accordance with international law he is not liable to tax in the


receiving State in respect of income from sources outside that State or


on capital situated outside that State, and
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b) he is liable in the sending State to the same obligations in relation to tax on


his total income or on capital as are residents of that State.


4. By virtue of paragraph 1 of Article 4 the members of diplomatic missions and


consular posts of a third State accredited to a Contracting State, are not deemed to be


residents of the receiving State if they are only subject to a limited taxation in that


State (see paragraph 8 of the Commentary on Article 4). This consideration also holds


true of the international organisations established in a Contracting State and their


officials as they usually benefit from certain fiscal privileges either under the


convention or treaty establishing the organisation or under a treaty between the


organisation and the State in which it is established. Contracting States wishing to


settle expressly this question, or to prevent undesirable tax reliefs, may add the


following provision to this Article:


The Convention shall not apply to international organisations, to organs or officials


thereof and to persons who are members of a diplomatic mission or a consular post


of a third State, being present in a Contracting State and not treated in either


Contracting State as residents in respect of taxes on income or on capital.


This means that international organisations, organs or officials who are liable in a


Contracting State in respect only of income from sources therein should not have the


benefit of the Convention.


5. Although honorary consular officers cannot derive from the provisions of the


Article any privileges to which they are not entitled under the general rules of


international law (there commonly exists only tax exemption for payments received as


consideration for expenses honorary consuls have on behalf of the sending State), the


Contracting States are free to exclude, by bilateral agreement, expressly honorary


consular officers from the application of the Article.
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CONCERNING THE ENTITLEMENT TO BENEFITS


I. Preliminary Remarks


1. As explained in the footnote to the Article, Article 29 reflects the intention of


the Contracting States, incorporated in the preamble of the Convention, to


eliminate double taxation without creating opportunities for non-taxation or


reduced taxation through tax evasion or avoidance, including through treaty-


shopping arrangements. This intention and the wording of the Article correspond


to the minimum standard that was agreed to as part of the OECD/G20 Base Erosion


and Profit Shifting Project and that is described in paragraph 22 of the report


Preventing the Granting of Treaty Benefits in Inappropriate Circumstances, Action 6 - 2015


Final Report. As indicated in that report, the drafting of the Article will depend on


how the Contracting States decide to implement that minimum standard.


Depending on their own circumstances, States may wish to adopt only the general


anti-abuse rule of paragraph 9 of the Article, may prefer instead to adopt the


detailed version of paragraphs 1 to 7 that is described below, which they would


supplement by a mechanism that would address conduit arrangements not


otherwise dealt with by the provisions of the Convention, or may prefer to include


in their treaty the general anti-abuse rule of paragraph 9 together with any


variation of paragraphs 1 to 7 described below.


2. A State may prefer the last approach described above because it combines the


flexibility of a general rule that can prevent a large number of abusive transactions


with the certainty of a more “automatic” rule that prevents transactions that are


known to cause treaty-shopping concerns and that can be easily described by


reference to certain features (such as the foreign ownership of an entity). That last


approach is reflected in the “simplified version” of paragraphs 1 to 7 reproduced


below, which should only be used in combination with the general rule of


paragraph 9. Such a combination should not be construed in any way as restricting


the scope of the general anti-abuse rule of paragraph 9: a transaction or


arrangement should not be considered to be outside the scope of paragraph 9


simply because the specific anti-abuse rules of paragraphs 1 to 7, which only deal


with certain cases of treaty shopping that can be easily identified by certain of their


features, are not applicable.


3. A State may, however, prefer to deal with treaty shopping without the general


anti-abuse rule of paragraph 9, relying instead on the specific anti-abuse rules of


paragraphs 1 to 7, together with a mechanism that will address conduit


arrangements that would escape the application of these paragraphs. This may be


the case of a State whose domestic law includes strong anti-abuse rules that are


sufficient to deal with other forms of treaty abuses. States that adopt that approach


will need to ensure that the version of paragraphs 1 to 7 that they include in their


bilateral conventions is sufficiently robust to prevent most forms of treaty


shopping. For this reason, the paragraphs below provide different versions of the
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provisions of paragraphs 1 to 7, the more robust version of these paragraphs


mentioned above being referred to as the “detailed version”. States that do not wish to


include paragraph 9 for the reasons explained in this paragraph should adopt the


detailed version, as opposed to the “simplified” version, subject to any adaptations


referred to in the Commentary below.


4. This Article contains provisions that prevent various forms of treaty shopping


through which persons who are not residents of a Contracting State might establish an


entity that would be a resident of that State in order to reduce or eliminate taxation in


the other Contracting State through the benefits of the tax treaty concluded between


these two States. Allowing persons who are not directly entitled to treaty benefits (such


as the reduction or elimination of withholding taxes on dividends, interest or royalties)


to obtain these benefits indirectly through treaty shopping would frustrate the bilateral


and reciprocal nature of tax treaties. If, for instance, a State knows that its residents


can indirectly access the benefits of treaties concluded by another State, it may have


little interest in granting reciprocal benefits to residents of that other State through the


conclusion of a tax treaty. Also, in such a case, the benefits that would be indirectly


obtained may not be appropriate given the nature of the tax system of the former


State; if, for instance, that State does not levy an income tax on a certain type of


income, it would be inappropriate for its residents to benefit from the provisions of a


tax treaty concluded between two other States that grant a reduction or elimination of


source taxation for that type of income and that were designed on the assumption that


the two Contracting States would tax such income.


5. The provisions of paragraphs 1 to 7 seek to deny treaty benefits in the case of


structures that typically result in the indirect granting of treaty benefits to persons that


are not directly entitled to these benefits whilst recognising that in some cases,


persons who are not residents of a Contracting State may establish an entity in that


State for legitimate business reasons. Although these provisions apply regardless of


whether or not a particular structure was adopted for treaty-shopping purposes, the


Article allows the competent authority of a Contracting State to grant treaty benefits


where the other provisions of the Article would otherwise deny these benefits but the


competent authority determines that the structure did not have as one of its principal


purposes the obtaining of benefits under the Convention.


6. The Article restricts the general scope of the other provisions of the Convention,


including those of Article 1 according to which the Convention applies to persons who


are residents of a Contracting State. Paragraph 1 of the Article provides that a resident


of a Contracting State shall not be entitled to the benefits of the Convention unless it


constitutes a “qualified person” under paragraph 2 or unless benefits are granted


under the provisions of paragraphs 3, 4, 5 or 6. Paragraph 2 determines who constitutes


a “qualified person” by reference to the nature or attributes of various categories of


persons; any person to which that paragraph applies is entitled to all the benefits of the


Convention. Under paragraph 3, a person is entitled to the benefits of the Convention


with respect to an item of income even if it does not constitute a “qualified person”


under paragraph 2 as long as that item of income emanates from, or is incidental to,
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the active conduct of a business in that person’s State of residence (subject to certain


exceptions). Paragraph 4 is a “derivative benefits” provision that allows certain entities


owned by residents of third States to obtain treaty benefits provided that these


residents would have been entitled to equivalent benefits if they had invested directly.


Paragraph 5 is a “headquarters company” provision under which a company that is not


eligible for benefits under paragraph 2 may nevertheless qualify for benefits with


respect to particular items of income. Paragraph 6 includes the provisions that allow


the competent authority of a Contracting State to grant treaty benefits where the other


provisions of the Article would otherwise deny these benefits. Paragraph 7 includes a


number of definitions that apply for the purposes of the Article.


Paragraph 1: provision restricting treaty benefits to a resident of a
Contracting State who is a “qualified person”


Simplified and detailed versions


1. Except as otherwise provided in this Article, a resident of a Contracting


State shall not be entitled to a benefit that would otherwise be accorded by this


Convention (other than a benefit under paragraph 3 of Article 4, paragraph 2 of


Article 9 or Article 25) unless such resident is a “qualified person”, as defined in


paragraph 2, at the time that the benefit would be accorded.


Commentary on paragraph 1 of the simplified and detailed versions


7. Paragraph 1 of both the simplified and detailed versions provides that a resident


of a Contracting State, as defined under Article 4, will be entitled to the benefits


otherwise accorded to residents of a Contracting State under the Convention only if it


constitutes a “qualified person” under paragraph 2 or unless benefits are otherwise


granted under paragraphs 3, 4, 5 or 6. The benefits otherwise accorded to a resident of


a Contracting State under the Convention include all limitations to the Contracting


States’ taxing rights under Articles 6 through 22, the elimination of double taxation


provided by Article 23 and the protection afforded to residents of a Contracting State


under Article 24. The Article does not, however, restrict the availability of treaty


benefits under paragraph 3 of Article 4, paragraph 2 of Article 9 or Article 25 or under


the few provisions of the Convention that do not require that a person be a resident of


a Contracting State in order to enjoy the benefits of those provisions (e.g. the provisions


of paragraph 1 of Article 24, to the extent that they apply to nationals who are not


residents of either Contracting State). Whilst the provisions of paragraph 3 of Article 7


share the main features of paragraph 2 of Article 9, the availability of the benefits of


paragraph 3 of Article 7 is restricted by paragraph 1 of Article 29 because relief of


double taxation under Article 7 depends largely on the provisions of paragraph 2 of that


Article (see paragraphs 40 to 57 of the Commentary on Article 7) and it would be


inconsistent to be more generous with respect to the relief provided under paragraph 3


of Article 7 than with respect to the relief provided under paragraph 2 of that Article.
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8. Paragraph 1 does not extend in any way the scope of the benefits granted by the


other provisions of the Convention. Thus, a resident of a Contracting State who


constitutes a “qualified person” under paragraph 2 must still meet the conditions of


the other provisions of the Convention in order to obtain these benefits (e.g. that


resident must be the beneficial owner of dividends in order to benefit from the


provisions of paragraph 2 of Article 10) and these benefits may be denied or restricted


under applicable anti-abuse rules such as the rules in paragraphs 8 and 9.


9. Paragraph 1 applies at any time when the Convention would otherwise provide a


benefit to a resident of a Contracting State. Thus, for example, it applies at the time


when income to which Article 6 applies is derived by a resident of a Contracting State,


at the time that dividends to which Article 10 applies are paid to a resident of a


Contracting State or at any time when profits to which Article 7 applies are made. The


paragraph requires that, in order to be entitled to the benefit provided by the relevant


provision of the Convention, the resident of the Contracting State must be a “qualified


person”, within the meaning of paragraph 2, at the relevant time. In some cases,


however, the definition of “qualified person” requires that a resident of a Contracting


State must satisfy certain conditions over a period of time in order to constitute a


“qualified person” at a given time.


10. Since the definition of “equivalent beneficiary” that would be used for the


purpose of paragraph 4 of the detailed version dealing with derivative benefits would


exclude persons who, under another convention, are entitled to relief from taxation by


the State of source that is not as favourable as the relief provided under the


Convention, that definition would have the so-called “cliff” effect of denying all treaty


benefits even if the difference in the relief provided by the two conventions is relatively


minor. In that case, some States consider that it is appropriate to provide relief from


taxation by the State of source that is similar to the relief that would be provided under


the other convention. This treatment may be achieved through the alternative


provisions included in paragraph 147 below that relate to the taxation of dividends,


interest and royalties, which are provisions that alleviate the so-called “cliff effect”


when a potential equivalent beneficiary is, under another convention, entitled to


restrictions on taxation by the State of source that are not as favourable as those


provided by the Convention. Instead of denying all treaty benefits with respect to such


income, these provisions grant limited benefits that broadly correspond to those that


would have been available under the other convention. In order to ensure that


paragraph 1 does not deny the benefits granted under these alternative provisions,


which would be contrary to the purpose of these provisions, these States should adopt


a different version of paragraph 1 that would be drafted as follows:


Except as otherwise provided in this Article and in [reference to the paragraphs of


Articles 10, 11 and 12 that relate to the so-called “cliff effect”], a resident of a


Contracting State shall not be entitled to a benefit that would otherwise be accorded


by this Convention (other than a benefit under paragraph 3 of Article 4, paragraph 2


of Article 9 or Article 25), unless such resident is a “qualified person”, as defined in


paragraph 2, at the time that the benefit would be accorded.
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Paragraph 2: situations where a resident is a qualified person


Simplified and detailed versions


2. A resident of a Contracting State shall be a qualified person at a time when


a benefit would otherwise be accorded by the Convention if, at that time, the


resident is:


Commentary on the preamble of paragraph 2 of the simplified and
detailed versions


11. Each of the subparagraphs of paragraph 2 of the simplified and detailed versions


describes a category of residents that are qualified persons at the time when the


relevant treaty benefits are claimed.


12. It is intended that the provisions of paragraph 2 will be self-executing. Unlike the


provisions of paragraph 5 (simplified version) / 6 (detailed version), discussed below,


claiming benefits under paragraph 2 does not require advance competent authority


ruling or approval. The tax authorities may, of course, on review, determine that the


taxpayer has improperly interpreted the paragraph and is not entitled to the benefits


claimed.


Subparagraph a): individuals


Simplified and detailed versions


a) an individual;


Commentary on subparagraph a) of paragraph 2 of the simplified and
detailed versions


13. Subparagraph a) of both the simplified and detailed versions provides that any


individual who is a resident of a Contracting State will be a qualified person. As


explained in paragraph 61 below, under some treaty provisions, a collective investment


vehicle must be treated as an individual for the purposes of applying the relevant


treaty; where that is the case, such a collective investment vehicle will therefore


constitute a qualified person by virtue of subparagraph a).


Subparagraph b): Contracting States, political subdivisions and their
agencies and instrumentalities


Simplified and detailed versions


b) that Contracting State, or a political subdivision or local authority thereof, or


an agency or instrumentality of that State, political subdivision or local


authority;
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Commentary on subparagraph b) of paragraph 2 of the simplified and
detailed versions


14. Subparagraph b) of both the simplified and detailed versions provides that the


Contracting States and any political subdivision or local authority thereof constitute


qualified persons. These words apply to any part of a State, such as a separate fund


established by the State that does not constitute, and is not owned by, a separate


person. Under the last part of the subparagraph, a separate legal person which is a


resident of a Contracting State and is an agency or instrumentality of a Contracting


State, or a political subdivision or local authority thereof, will also be a qualified person


and, therefore, will be entitled to all the benefits of the Convention whilst it qualifies


as such. The concept of “agency or instrumentality” is restricted to entities set up by a


State (or a political subdivision or local authority thereof) to perform exclusively


functions of a governmental nature; it does not apply, for example, to a company that


acts as an agent of the State for certain purposes but that was not set up by the State


to perform functions of a governmental nature. The wording of the subparagraph may


need to be adapted to reflect the different legal nature that State-owned entities, such


as sovereign wealth funds, may have in the Contracting States as well as the different


views that these States may have concerning the application of Article 4 to these


entities (see paragraphs 50 to 53 of the Commentary on Article 1 and paragraphs 8.5


and 8.11 of the Commentary on Article 4).


Subparagraph c): publicly-traded companies and entities


Simplified version


c) a company or other entity, if the principal class of its shares is regularly


traded on one or more recognised stock exchanges;


Detailed version


c) a company or other entity, if, throughout the taxable period that includes


that time, the principal class of its shares (and any disproportionate class of


shares) is regularly traded on one or more recognised stock exchanges, and


either:


(i) its principal class of shares is primarily traded on one or more


recognised stock exchanges located in the Contracting State of which


the company or entity is a resident; or


(ii) the company’s or entity’s primary place of management and control is in


the Contracting State of which it is a resident;


Commentary on subparagraph c) of paragraph 2 of the simplified version


15. Subparagraph c) of the simplified version recognises that because the shares of


publicly-traded companies and of some entities are generally widely-held, these


companies and entities are unlikely to be established for treaty-shopping purposes.
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The terms “shares”, “principal class of shares” and “recognised stock exchange” are


defined in paragraph 6; as indicated in the definition of “shares”, that term covers


comparable interests in entities, other than companies, to which the subparagraph


applies; this includes, for example, publicly-traded units of a trust.


Commentary on subparagraph c) of paragraph 2 of the detailed version


16. Subparagraph c) recognises that, as a general rule, because the shares of publicly-


traded companies and of some entities are generally widely-held, these companies


and entities are unlikely to be established for treaty-shopping purposes.


17. Subparagraph c) provides that a company or entity resident in a Contracting State


constitutes a qualified person at a time when a benefit is provided by the Convention


if, throughout the taxable period that includes that time, the principal class of its


shares, and any disproportionate class of shares, is regularly traded on one or more


recognised stock exchanges, provided that the company or entity also satisfies at least


one of the following additional requirements: first, the company’s or entity’s principal


class of shares is primarily traded on one or more recognised stock exchanges located


in the Contracting State of which the company or entity is a resident or, second, the


company’s or entity’s primary place of management and control is in its State of


residence. These additional requirements take account of the fact that whilst a


publicly-traded company or entity may be technically resident in a given State, it may


not have a sufficient relationship with that State to justify allowing such a company or


entity to obtain the benefits of treaties concluded by that State. Such a sufficient


relationship may be established by the fact that the shares of the publicly-traded


company or entity are primarily traded in recognised stock exchanges situated in the


State of residence of the company or entity; given the fact that the globalisation of


financial markets means that shares of publicly-listed companies that are residents of


some States are often traded on foreign stock exchanges, the alternative test provides


that this sufficient relationship may also be established by the fact that the company


or entity is primarily managed and controlled in its State of residence.


18. A company or entity whose principal class of shares is regularly traded on a


recognised stock exchange will nevertheless not qualify for benefits under


subparagraph c) of paragraph 2 if it has a disproportionate class of shares that is not


regularly traded on a recognised stock exchange.


19. The terms “recognised stock exchange”, “shares”, “principal class of shares” and


“disproportionate class of shares” are defined in paragraph 7. As indicated in these


definitions, the term “shares” covers comparable interests in entities, other than


companies, to which the subparagraph applies; this includes, for example, publicly-


traded units of a trust.


20. The regular trading requirement can be met by the trading of issued shares on


any recognised exchange or exchanges located in either State. Trading on one or more


recognised stock exchanges may be aggregated for purposes of this requirement; a


company or entity could therefore satisfy this requirement if its shares are regularly
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traded, in whole or in part, on a recognised stock exchange located in the other


Contracting State.


21. Subdivision (i) includes the additional requirement that the shares of the


company or entity be primarily traded on one or more recognised stock exchanges


located in the State of residence of the company or entity. In general, the principal


class of shares of a company or entity is “primarily traded” on one or more recognised


stock exchanges located in the State of residence of that company or entity if, during


the relevant taxation year, the number of shares in the company’s or entity’s principal


class of shares that are traded on these stock exchanges exceeds the number of shares


in the company’s or entity’s principal class of shares that are traded on established


securities markets in any other State. Some States, however, consider that the fact that


shares of a company or entity resident in a Contracting State are primarily traded on


recognised stock exchanges situated in other States (e.g. in a State that is part of the


European Economic Area within which rules relating to stock exchanges and securities


create a single market for securities trading) constitutes a sufficient safeguard against


the use of that company or entity for treaty-shopping purposes; States that share that


view may modify subdivision (i) accordingly.


22. Subdivision (ii) provides the alternative requirement applicable to a company or


entity whose principal class of shares is regularly traded on recognised stock


exchanges but not primarily traded on recognised stock exchanges situated in the


State of residence of the company or entity. Such a company or entity may claim treaty


benefits if its “primary place of management and control” (as defined in paragraph 7)


is in its State of residence.


23. The conditions of subparagraph c) must be satisfied throughout the taxable


period of the company or entity. This does not require that the shares of the company


or entity be traded on the relevant stock exchanges each day of the relevant period. For


shares to be considered as regularly traded on one or more stock exchanges


throughout the taxable period, it is necessary that more than a very small percentage


of the shares be actively traded during a sufficiently large number of days included in


that period. The test would be met, for example, if 10 per cent of the average number


of outstanding shares of a given class of shares of a company were traded during


60 days of trading taking place in the taxable period of the company. The phrase


“taxable period” in subparagraphs c) and f) refers to the period for which an annual tax


return must be filed in the State of residence of the company or entity. If the


Contracting States have a concept corresponding to “taxable period” in their domestic


law, such as “taxable year”, they are free to replace the reference to taxable period by


that other concept.

526 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 29

Subparagraph d) (detailed version): affiliates of publicly-traded
companies and entities


Detailed version only


d) a company, if:


(i) throughout the taxable period that includes that time, at least 50 per


cent of the aggregate vote and value of the shares (and at least 50 per


cent of the aggregate vote and value of any disproportionate class of


shares) in the company is owned directly or indirectly by five or fewer


companies or entities entitled to benefits under subparagraph c) of this


paragraph, provided that, in the case of indirect ownership, each


intermediate owner is a resident of the Contracting State from which a


benefit under this Convention is being sought or is a qualifying


intermediate owner; and


(ii) with respect to benefits under this Convention other than under


Article 10, less than 50 per cent of the company’s gross income, and less


than 50 per cent of the tested group’s gross income, for the taxable


period that includes that time, is paid or accrued, directly or indirectly,


in the form of payments that are deductible in that taxable period for


purposes of the taxes covered by this Convention in the company’s


Contracting State of residence (but not including arm’s length payments


in the ordinary course of business for services or tangible property, and


in the case of a tested group, not including intra-group transactions) to


persons that are not residents of either Contracting State entitled to the


benefits of this Convention under subparagraph a), b), c) or e);


Commentary on subparagraph d) of paragraph 2 of the detailed version


24. Subparagraph d) extends the principle underlying subparagraph c) (i.e. that


publicly-traded companies and entities are unlikely to be established for treaty-


shopping purposes) to some companies in which five or fewer publicly-traded


companies and entities own a majority interest, subject to additional conditions.


25. In order for a company resident of a Contracting State to be entitled to all the


benefits of the Convention under subparagraph d) at a given time, that company must


satisfy two conditions applicable to the taxable period that includes that time.


26. First, under subdivision (i), the company must satisfy an ownership test. Under


that test, five or fewer publicly-traded companies or entities described in subparagraph


c) must be, throughout that taxable period, the direct or indirect owners of at least


50 per cent of the aggregate vote and value of the company’s shares (and at least 50 per


cent of any disproportionate class of shares). If the publicly-traded companies or


entities are indirect owners, however, each of the intermediate companies or entities


must either be a resident of the Contracting State from which a benefit under this


Convention is being sought or be a “qualifying intermediate owner”. The term
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“qualifying intermediate owner” is defined in paragraph 7; under that definition, a


qualifying intermediate owner also includes a resident of the same Contracting State


as the company claiming benefits under subparagraph d).


27. Thus, for example, a company resident of a Contracting State satisfies the


requirements of subdivision (i) if it is wholly owned by a company that is a resident of


the same State and that satisfies the requirements of subparagraph c). Furthermore, if


a publicly-traded parent company in the other Contracting State indirectly owns the


company through a chain of subsidiaries, each such subsidiary in the chain, as an


intermediate owner, must be a resident of the Contracting State from which a benefit


under this Convention is being sought or a qualifying intermediate owner in order for


the company to meet the ownership test in subdivision (i).


28. The phrase “50 per cent of the aggregate vote and value of the shares”, which is


used in subparagraphs d) and f) and in other parts of paragraphs 1 to 7, refers to a


participation that represents both at least 50 per cent of all the voting rights in the


relevant company or entity and at least 50 per cent of the value of all the shares in that


company or entity. That test would therefore not be satisfied in the case of a


participation that would satisfy the vote condition without satisfying the value


condition (or vice versa).


29. Under the second condition, included in subdivision (ii), the company must also


satisfy a base erosion test with respect to any treaty benefits that it claims (other than


a benefit with respect to dividends under Article 10). That base erosion test is satisfied


if.


— less than 50 per cent of the company’s gross income (and less than 50 per cent of


the tested group’s gross income if there is a tested group), for the taxable period


that includes the time when the benefits are claimed, is paid or accrued, directly


or indirectly, in the form of payments to ineligible persons that are deductible, for


tax purposes, in computing the company’s tax in its State of residence, and


— less than 50 per cent of the tested group’s gross income (if there is a tested


group), for the taxable period that includes the time when the benefits are


claimed, is paid or accrued, directly or indirectly, in the form of payments to


ineligible persons that are deductible, for tax purposes, in computing the tax of


any member of the tested group in the State of residence of the company


claiming the treaty benefits.


30. The term “ineligible persons” used in the previous paragraph refers to any


persons other than the residents of each Contracting State who are entitled to the


benefits of this Convention under subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2. Entities


that are residents of the Contracting States and that are entitled to the benefits of this


Convention under this subparagraph or under subparagraph f) of paragraph 2 are,


therefore, ineligible persons; this ensures that these entities are not used in


arrangements that could allow third country investors to accumulate indirectly a


significant amount of the base eroding payments made by a company seeking benefits
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under this subparagraph. Paragraph 7 includes the definition of the terms “tested


group” and “gross income” which are used in subdivision (ii).


31. For the purpose of the base erosion test, deductible payments do not include


arm’s-length amounts paid or accrued in the ordinary course of business for services


or tangible property. To the extent they are deductible from the taxable base, trust


distributions are deductible payments. Depreciation and amortisation deductions,


which do not represent payments or accruals to other persons, are disregarded for this


purpose. Furthermore, in the case of a tested group, deductible payments do not


include intra-group payments. Finally, payments of interest are not arm’s-length


amounts paid or accrued in the ordinary course of business for services or tangible


property, and would therefore be taken into account if made to an ineligible person.


32. The following examples illustrate the application of the base erosion test of


subdivision (ii) of subparagraph d) by a Contracting State (referred to in the examples


as the “first-mentioned State”), taking into account the definitions of “tested group”


and “gross income” in paragraph 7:


— Example A: Assume that at all relevant times, R3 is a company wholly owned by


another company, R2, which in turn is wholly owned by R1, a publicly-traded


company that satisfies the requirements of subparagraph c). R3, R2 and R1 are all


residents of the other Contracting State under Article 4 and are all members of


the same tax consolidation group. The ownership test in subdivision (i) of


subparagraph d) is satisfied because R1, a company satisfying the requirements


of subparagraph c), indirectly owns at least 50 per cent of the aggregate vote and


value of R3 (and at least 50 per cent of the aggregate vote and value of any


disproportionate class of shares of R3), and R2, which is an intermediate owner,


is a resident of the other Contracting State and is therefore a qualifying


intermediate owner.


During the taxable period that includes the time when the benefit would


otherwise be accorded by the first-mentioned State, R3 derives: first, 200 of


dividends from a company resident in a third State that are excluded from gross


income of R3 in the other Contracting State; and, second, 100 of interest arising


in the first-mentioned State, for which R3 is seeking the benefits of Article 11 of


the Convention. R3 makes a base eroding payment of 49 to an ineligible person


and pays a dividend of 51 to R2. In addition to the 51 dividend that it receives


from R3, R2 receives additional gross receipts of 100 from persons outside the


tested group. R2 makes a base eroding payment of 51 to an ineligible person.


In this example, the tested group, as defined in paragraph 7, consists of R3, R2


and R1, because the three companies participate in a tax consolidation regime. In


order to be eligible for benefits with respect to the interest arising in the first-


mentioned State, R3 and the tested group must each meet the base erosion test


of subdivision (ii).


R3’s gross income, as defined in paragraph 7, is 100 (the interest arising in the


first-mentioned State), since the 200 dividend paid to R3 from a third-State


company is excluded. Thus, for the taxable period for which R3 seeks benefits,
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less than 50 of R3’s gross income is in the form of base eroding payments to


ineligible persons. R3 has made only 49 in base eroding payments and would


therefore satisfy the part of the base erosion test that applies to it.


The tested group’s gross income computed under the tax law of the other


Contracting State excludes the 200 dividend paid to R3 from a third-State


company as well as intragroup transactions (i.e. the 51 dividend from R3 to R2).


The tested group’s gross income is, therefore, 200 (the 100 interest arising in the


first-mentioned State plus the 100 R2 received from persons outside the tested


group). Thus, during the taxable period in question, the tested group must make


less than 100 in base eroding payments to ineligible persons in order to satisfy


the base erosion test of subdivision (ii).


In this example, R3 does not satisfy the requirements of subparagraph d).


Although R3’s 49 of base eroding payments to ineligible persons does not exceed


the allowable limit of less than 50, the tested group’s total base eroding payments


to ineligible persons of 100 (49 + 51), exceeds the tested group’s allowable limit of


base eroding payments to ineligible persons, which was less than 100.


— Example B: Assume the same facts as in Example A, except that R3 derives 100 of


dividends paid by a company resident of the first-mentioned State rather than


interest arising in that State, and has no other gross income in the taxable period.


Since the only treaty benefit that R3 is seeking is under Article 10 with respect to


the dividends, R3 is not required to apply the base erosion test under


subdivision (ii). Accordingly, R3 will be a qualified person with respect to the


dividend under subparagraph d) because it satisfies the ownership requirement


of subdivision (i).


— Example C: Assume that at all relevant times, P2 (the relevant company) is a


company that is wholly owned by P1, a publicly-traded company that satisfies


the requirements of subparagraph c). P2 and P1 are residents of the other


Contracting State.


During the taxable period in question, P2’s only items of income are interest of


100 arising in the first-mentioned State for which P2 seeks to claim the benefits


of Article 11. P2 makes a deductible interest payment of 100 to P1, a person that


satisfies subparagraph c). P1 makes a deductible payment during the same


taxable period of 100 to ThirdCo, a company resident in State Y. P2, through P1,


has indirectly made a base eroding payment of 100 to an ineligible person. In this


example, the base erosion test under subdivision (ii) is not satisfied and P2 will


not be a qualified person.


33. As indicated in the Commentary on Article 1, some States consider that


provisions should be included in their tax treaties in order to deny the application of


specific treaty provisions with respect to income that is paid to connected persons (as


defined in paragraph 7) that benefit from regimes that constitute “special tax regimes”


(see paragraphs 85 to 100 of the Commentary on Article 1) and to deny the application


of Article 11 to interest that is paid to connected persons that benefit from domestic


law provisions that provide for a notional deduction with respect to equity (see
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paragraph 107 of the Commentary on Article 1). These States may want to modify the


base erosion test of subdivision (ii) in order to include in the category of “ineligible


persons” persons who, although they are residents of one of the Contracting States,


benefit from such special tax regimes or notional deductions with respect to deductible


payments made or accruing to them. This could be done by amending subdivision (ii)


as follows:


(ii) with respect to benefits under this Convention other than under Article 10, less


than 50 per cent of the company’s gross income, and less than 50 per cent of the


tested group’s gross income, for the taxable period that includes that time, is


paid or accrued, directly or indirectly, in the form of payments that are


deductible in that taxable period for purposes of the taxes covered by this


Convention in the company’s Contracting State of residence (but not including


arm’s length payments in the ordinary course of business for services or


tangible property, and in the case of a tested group, not including intra-group


transactions)


A) to persons that are not residents of either Contracting State entitled to the


benefits of this Convention under subparagraph a), b), c) or e);


B) to persons that are connected to the person described in this subparagraph


and that benefit from a special tax regime, as defined in [reference to the


paragraph of the convention that includes the definition of “special tax


regime”] of this Convention, with respect to the deductible payment; or


C) with respect to a payment of interest, to persons that are connected to the


person described in this subparagraph and that benefit from notional


deductions described in [reference to the paragraph of Article 11 that


relates to notional deductions for equity].


34. The following example illustrates the application of the alternative formulation


of the base erosion test included in the previous paragraph:


— Example: Assume the same facts as in Example B in paragraph 32 above, except


that R3’s only items of income are 100 of royalties arising in the State from which


the treaty benefits are sought, for which R3 seeks to claim the benefits of


Article 12. R3 makes a deductible royalty payment of 100 to R1. At all relevant


times, R1 benefits from a special tax regime (as defined in that Convention) with


respect to royalties.


The ownership condition of subdivision (i) of subparagraph d) is satisfied because


R1, a company satisfying the requirements of subparagraph c), indirectly owns at


least 50 per cent of the aggregate vote and value of R3 and R2 is a qualifying


intermediate owner. However, even though R1 is a person that satisfies


subparagraph c), the deductible royalty payment made to R1 by R3 is a base


eroding payment because R1 is an ineligible person. R1 is a connected person


with respect to R3 and benefits from a special tax regime with respect to the


royalty income. In this example, R3 does not satisfy the base erosion test under


subdivision (ii) because R3 has made 100 of base eroding payments to a person


who benefits from a special tax regime and the amount, 100, exceeds R3’s
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allowable limit of base eroding payments to ineligible persons (that limit being


exceeded if the total of these payments is not lower than 50).


35. Some other States, however, may consider that there is no need to impose the


base-erosion condition of subdivision (ii) in the case of companies that are primarily


owned by publicly-traded companies or entities. These States may therefore wish to


omit subparagraph d) and use the following version of subparagraph c) which would


deal both with publicly-traded companies or entities and with companies in which five


or fewer publicly-traded companies and entities own a majority interest (States


following this approach should also renumber the subsequent subparagraphs of


paragraph 2 and replace the references to “subparagraph c)” by references to


“subdivision (i) of subparagraph c)” in the wording of the “ownership/base erosion”,


“derivative benefits” and headquarters company rules in order to avoid the problem


described in paragraph 30 above):


c) a company or other entity, if, throughout the taxable period that includes that


time


(i) the principal class of its shares (and any disproportionate class of shares) is


regularly traded on one or more recognised stock exchanges, and either:


A) its principal class of shares is primarily traded on one or more


recognised stock exchanges located in the Contracting State of which


the company or entity is a resident; or


B) the company’s or entity’s primary place of management and control is


in the Contracting State of which it is a resident; or


(ii) at least 50 per cent of the aggregate vote and value of the shares (and at


least 50 per cent of the aggregate vote and value of any disproportionate


class of shares) in the company or entity is owned directly or indirectly by


five or fewer companies or entities entitled to benefits under subdivision (i)


of this subparagraph, provided that, in the case of indirect ownership, each


intermediate owner is a resident of the Contracting State from which a


benefit under this Convention is being sought or is a qualifying


intermediate owner;


Subparagraph d) (simplified version) / e) (detailed version): non-profit
organisations and recognised pension funds


Simplified version


d) a person, other than an individual, that:


(i) is a [agreed description of the relevant non-profit organisations found in


each Contracting State],


(ii) is a recognised pension fund;


Detailed version


e) a person, other than an individual, that:
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(i) is a [agreed description of the relevant non-profit organisations found in


each Contracting State],


(ii) is a recognised pension fund to which subdivision (i) of the definition of


recognised pension fund in paragraph 1 of Article 3 applies, provided that


more than 50 per cent of the beneficial interests in that person are owned


by individuals resident of either Contracting State, or more than [__ per


cent] of the beneficial interests in that person are owned by individuals


resident of either Contracting State or of any other State with respect to


which the following conditions are met


A) individuals who are residents of that other State are entitled to the


benefits of a comprehensive convention for the avoidance of double


taxation between that other State and the State from which the


benefits of this Convention are claimed, and


B) with respect to income referred to in Articles 10 and 11 of this


Convention, if the person were a resident of that other State entitled


to all the benefits of that other convention, the person would be


entitled, under such convention, to a rate of tax with respect to the


particular class of income for which benefits are being claimed under


this Convention that is at least as low as the rate applicable under


this Convention; or


(iii) is a recognised pension fund to which subdivision (ii) of the definition of


recognised pension fund in paragraph 1 of Article 3 applies, provided that


it is established and operated exclusively or almost exclusively to invest


funds for the benefit of entities or arrangements referred to in the


preceding subdivision;


Commentary on subparagraph d) of paragraph 2 of the simplified version


36. Subparagraph d) of the simplified version provides rules under which certain


non-profit organisations (to the extent that they qualify as residents of a Contracting


State as explained in paragraph 8.11 of the Commentary on Article 4) and recognised


pension funds will be entitled to all the benefits of the Convention.


37. The entities of each State that would be described in subdivision (i) would


generally correspond to those that do not pay tax in their State of residence and that


are constituted and operated exclusively to fulfil certain social functions


(e.g. charitable, scientific, artistic, cultural, or educational). The description of such


entities that would be included in subdivision (i) with respect to each State would


typically refer to the provisions of the domestic law of that State that describe these


entities or to the domestic law factors that allow the identification of these entities.


Depending on the wording used, States may also want to amend subdivision (i) in order


to allow their competent authorities to agree subsequently to amend or supplement


the description provided.
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38. Subdivision (ii) refers to any entity that qualifies as a “recognised pension fund”


under the definition of that term in paragraph 1 of Article 3.


Commentary on subparagraph e) of paragraph 2 of the detailed version


39. Subparagraph e) of the detailed version provides rules under which certain non-


profit organisations (to the extent that they qualify as residents of a Contracting State,


as explained in paragraph 8.11 of the Commentary on Article 4) and certain recognised


pension funds will be entitled to all the benefits of the Convention.


40. Entities that would be described in subdivision (i) automatically qualify for treaty


benefits without regard to the residence of their beneficiaries or members. These


entities would generally correspond to those that do not pay tax in their State of


residence and that are constituted and operated exclusively to fulfil certain social


functions (e.g. charitable, scientific, artistic, cultural, or educational). The description


of such entities that will be included in subdivision (i) with respect to each State will


typically refer to the provisions of the domestic law of that State that describe these


entities or to the domestic law factors that allow the identification of these entities.


Depending on the wording used, States may also want to amend subdivision (i) in order


to allow their competent authorities to agree subsequently to amend or supplement


the description provided.


41. Under subdivision (ii), a recognised pension fund that falls within subdivision (i)


of the definition of that term in paragraph 1 of Article 3 (which is the part of the


definition that applies to an entity that administers or provides retirement benefits


and ancillary or incidental benefits to individuals) will qualify for treaty benefits if


more than 50 per cent of the beneficial interests in that person are owned by


individuals resident of either Contracting State or if more than a certain percentage of


these beneficial interests, to be determined during bilateral negotiations, are owned by


such residents or by individuals who are residents of third States provided that, in the


latter case, two additional conditions are met: first, these individuals are entitled to the


benefits of a comprehensive tax convention concluded between that third State and


the State of source and, second, that convention provides for a similar or greater


reduction of source taxes on interest and dividends derived by pension funds of that


third State. For purposes of this provision, the term “beneficial interests in that person”


should be understood to refer to the interests held by persons entitled to receive


pension benefits from the fund. Some States, however, consider that the risk of treaty


shopping by recognised pension funds does not warrant the costs of compliance


inherent in requiring funds to identify the treaty residence and entitlement of the


individuals entitled to receive pension benefits. States that share that view may modify


subdivisions (ii) and (iii) accordingly and may, for instance, simply replace these two


subdivisions by one subdivision that would read “is a recognised pension fund”, which,


like the provision found in the simplified version, would ensure that any recognised


pension fund covered by the definition found in paragraph 1 of Article 3 would


automatically constitute a “qualified person”.
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42. Subdivision (iii) applies to the so-called “funds of funds” that are referred to in


subdivision (ii) of the definition of “recognised pension fund” in paragraph 1 of


Article 3. These are funds which do not directly provide retirement benefits to


individuals but are constituted and operated to invest funds of recognised pension


funds that are themselves covered by subdivision (i) of the definition of “recognised


pension fund”. Subdivision (iii) only applies, however, if substantially all the income of


such a “fund of funds” is derived from investments made for the benefit of recognised


pension funds qualifying for benefits under subdivision (ii).


Subparagraph e) (simplified version) / f) (detailed version): ownership /
base erosion


Simplified version


e) a person other than an individual if, at that time and on at least half of the


days of a twelve-month period that includes that time, persons who are


residents of that Contracting State and that are entitled to benefits of this


Convention under subparagraphs a) to d) own, directly or indirectly, at least


50 per cent of the shares of the person;


Detailed version


f) a person other than an individual, if


(i) at that time and on at least half of the days of a twelve-month period


that includes that time, persons who are residents of that Contracting


State and that are entitled to the benefits of this Convention under


subparagraph a), b), c) or e) own, directly or indirectly, shares


representing at least 50 per cent of the aggregate vote and value (and at


least 50 per cent of the aggregate vote and value of any disproportionate


class of shares) of the shares in the person, provided that, in the case of


indirect ownership, each intermediate owner is a qualifying


intermediate owner, and


(ii) less than 50 per cent of the person’s gross income, and less than 50 per


cent of the tested group’s gross income, for the taxable period that


includes that time, is paid or accrued, directly or indirectly, in the form


of payments that are deductible for purposes of the taxes covered by this


Convention in the person’s Contracting State of residence (but not


including arm’s length payments in the ordinary course of business for


services or tangible property, and in the case of a tested group, not


including intra-group transactions), to persons that are not residents of


either Contracting State entitled to the benefits of this Convention


under subparagraph a), b), c) or e) of this paragraph;
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Commentary on subparagraph e) of paragraph 2 of the simplified version


43. Subparagraph e) of the simplified version provides an additional method to


qualify for treaty benefits that applies to any form of legal entity that is a resident of a


Contracting State. Under that subparagraph, any entity that is a resident of a


Contracting State may qualify for treaty benefits if, at the time when the relevant


treaty benefit otherwise would be accorded and on at least half the days of a twelve-


month period that includes that time, at least 50 per cent of the shares of that entity


are owned, directly or indirectly, by persons who are residents of that Contracting State


and that are themselves entitled to benefits of this Convention under the previous


subparagraphs of paragraph 2 (i.e. subparagraphs a), b), c) or d) of the simplified


version).


44. Under the definition of the term “shares” in paragraph 7, that term covers


comparable interests in entities, other than companies, to which the subparagraph


applies; this includes, for example, units of a trust.


45. Unlike the corresponding provision in subparagraph f) of the detailed version,


subparagraph e) of the simplified version does not require that the entity also satisfy a


base erosion test. Also, in the case of an indirect ownership, it does not impose any


requirement applicable to the intermediate owners.


Commentary on subparagraph f) of paragraph 2 of the detailed version


46. Subparagraph f) of the detailed version provides an additional method to qualify


for treaty benefits that applies to any form of legal entity that is a resident of a


Contracting State. The test provided in subparagraph f), the so-called ownership and


base erosion test, is a two-part test; both parts must be satisfied for the resident to be


entitled to treaty benefits under subparagraph f).


47. Under subdivision (i), which is the ownership part of the test, 50 per cent or more


of the aggregate vote and value of the outstanding shares (and at least 50 per cent of


the aggregate vote and value of any disproportionate class of shares) in the person


must be owned, directly or indirectly, at the time when the relevant treaty benefit


otherwise would be accorded and on at least half the days of a twelve-month period


that includes that time, by persons who are residents of the Contracting State of which


that person is a resident and that are themselves entitled to treaty benefits under


subparagraphs a), b), c) or e). In the case of indirect owners, however, each of the


intermediate owners must be a qualifying intermediate owner. The term “qualifying


intermediate owner” is defined in paragraph 7; under that definition, a qualifying


intermediate owner also includes a resident of the same Contracting State as the


company claiming benefits under subparagraph f).


48. Whilst subparagraph f) will typically be relevant in the case of private companies,


it may also apply to an entity such as a trust that is a resident of a Contracting State


and that otherwise satisfies the requirements of the subparagraph. According to the


definition of shares in paragraph 7, the reference to “shares”, in the case of entities


that are not companies, means interests that are comparable to shares; this would
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generally be the case of the beneficial interests in a trust. For the purposes of


subdivision (i), the beneficial interests in a trust will be considered to be owned by its


beneficiaries in proportion to each beneficiary’s actuarial interest in the trust. The


interest of a beneficiary entitled to the remaining part of a trust will be equal to 100 per


cent less the aggregate percentages held by income beneficiaries. A beneficiary’s


interest in a trust will not be considered to be owned by a person entitled to benefits


under subparagraphs a), b), c) or e) if it is not possible to determine the beneficiary’s


actuarial interest. Consequently, if it is not possible to determine the actuarial interest


of the beneficiaries in a trust, the ownership test under subdivision (i) cannot be


satisfied, unless all possible beneficiaries are persons entitled to benefits under


subparagraphs a), b), c) or e).


49. Subdivision (ii) constitutes the base erosion part of the test, which is broadly


similar to the base erosion test in subdivision (ii) of subparagraph d) except for the fact


that, unlike that other test, it also applies to a person that is seeking benefits under


Article 10. That base erosion test is satisfied if


— less than 50 per cent of the person’s gross income (and less than 50 per cent of


the tested group’s gross income if there is a tested group), for the taxable period


that includes the time when the benefits are claimed, is paid or accrued, directly


or indirectly, in the form of payments to ineligible persons that are deductible, for


tax purposes, in computing the company’s tax in its State of residence, and


— less than 50 per cent of the tested group’s gross income (if there is a tested


group), for the taxable period that includes the time when the benefits are


claimed, is paid or accrued, directly or indirectly, in the form of payments to


ineligible persons that are deductible, for tax purposes, in computing the tax of


any member of the tested group in the State of residence of the company


claiming the treaty benefits.


50. The term “ineligible persons” used in the previous paragraph refers to any


persons other than the residents of each Contracting State who are entitled to the


benefits of this Convention under subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2. Also,


paragraph 7 includes the definition of the terms “tested group” and “gross income”


which are used in subdivision (ii).


51. The base erosion test of subdivision (ii), unlike that of subparagraph d), applies if


a person wishes to obtain the benefits of Article 10. Such a person shall, for the purpose


of subdivision (ii), include in its gross income any dividends received even if the


dividends are effectively exempt from tax in that person’s State of residence. This is


provided for in subdivision (i) of the definition of “gross income” in paragraph 7.


52. As in the case of the base erosion test in subparagraph d), for the purpose of


applying the test in subdivision (ii), deductible (i.e. base-eroding) payments do not


include arm’s-length amounts paid or accrued in the ordinary course of business for


services or tangible property. To the extent they are deductible from the taxable base


under the tax law of the person’s State of residence, trust distributions constitute such


base-eroding payments. Depreciation and amortisation deductions, which do not
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represent payments or accruals to other persons, are not taken into account for the


purposes of subdivision (ii). Furthermore, in the case of a tested group, deductible


payments do not include intra-group payments. Finally, payments of interest are not


arm’s-length amounts paid or accrued in the ordinary course of business for services


or tangible property, and would therefore be taken into account if made to an ineligible


person.


53. As explained in paragraph 33 above, which is applicable to the base erosion test


of subparagraph d), States that want to deny the application of specific treaty


provisions with respect to income that is paid to connected persons that benefit from


regimes that constitute “special tax regimes” and to deny the application of Article 11


to interest that is paid to connected persons that benefit from domestic law provisions


that provide for a notional deduction with respect to equity, may also want to modify


the base erosion test of subdivision (ii) in order to include in the category of “ineligible


persons” persons who, although they are residents of one of the Contracting States,


benefit from such special tax regimes or notional deductions with respect to deductible


payments made or accruing to them. This could be done by amending subdivision (ii)


as follows:


(ii) less than 50 per cent of the company’s gross income, and less than 50 per cent


of the tested group’s gross income, for the taxable period that includes that


time, is paid or accrued, directly or indirectly, in the form of payments that are


deductible in that taxable period for purposes of the taxes covered by this


Convention in the company’s Contracting State of residence (but not including


arm’s length payments in the ordinary course of business for services or


tangible property, and in the case of a tested group, not including intra-group


transactions)


A) to persons that are not residents of either Contracting State entitled to the


benefits of this Convention under subparagraph a), b), c) or e);


B) to persons that are connected to the person described in this subparagraph


and that benefit from a special tax regime, as defined in [reference to the


paragraph of the convention that includes the definition of “special tax


regime”] of this Convention, with respect to the deductible payment; or


C) with respect to a payment of interest, to persons that are connected to the


person described in this subparagraph and that benefit from notional


deductions described in [reference to the paragraph of Article 11 that


relates to notional deductions for equity];


54. The following examples illustrate the application of the base erosion test of


subdivision (ii) of subparagraph f) by a Contracting State (referred to in the examples as


the “first-mentioned State”), taking into account the definitions of “tested group” and


“gross income” in paragraph 7:


— Example A: Assume that at all relevant times, R2 (the entity seeking treaty


benefits under subparagraph f)) is a wholly owned subsidiary of R1, which in turn


is wholly owned by Z, an individual. R1, R2 and Z are all residents of the other


Contracting State under Article 4. R2 and R1 are both members of the same tax
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consolidation group. The ownership test in subdivision (i) of subparagraph f) is


satisfied because Z, a qualified person under subparagraph a), owns indirectly at


least 50 per cent of the aggregate vote and value of R2, and R1 is a qualifying


intermediate owner.


During the relevant taxable period, R2 has 50 of exempt dividends paid by a


company resident of a third State and 50 of interest arising in the first-mentioned


State. R2 makes a deductible interest payment of 24 to an ineligible person and


pays a 51 dividend to R1. In addition to the 51 dividend that it receives from R2, R1


receives additional income of 100 from persons outside the tested group. R1 makes


a deductible interest payment of 51 to an ineligible person. R2 is seeking to claim


the benefits of Article 11 of the Convention, but not of Article 10.


For purposes of applying the tested group base erosion test, the tested group


consists of R1 and R2. The tested group’s gross income for this purpose is 150 (50 of


interest arising in the first-mentioned State plus 100 of additional income from


persons outside of the tested group). R2 has made a base eroding payment of 24


and R1 has made a base eroding payment of 51 to ineligible persons. The base


eroding payments of the tested group total 75 (24 + 51), which is not less than 50


per cent of the tested group’s gross income of 150. Therefore, the base erosion test


is not satisfied and R2 is not a qualified person under subparagraph f).


— Example B: Assume the same facts as Example A above, except that the income


with respect to which R2 seeks to be a qualified person is 50 of dividends paid by


a company resident of the first-mentioned State instead of 50 of interest arising


in that State. For this purpose, R2’s gross income is 100 (the 50 of dividends paid


by a company resident of a third State and the 50 of dividends paid by a company


of the first-mentioned State). The gross income of the tested group is 200 (R2’s


gross income of 100 plus R1’s income of 100 from persons outside the tested


group). R2 has made a base eroding payment of 24 and R1 has made a base


eroding payment of 51. The base eroding payments of R2 equal 24, which is less


than 50 per cent of R2's gross income of 100. In addition, the base eroding


payments of the tested group total 75 (24 + 51), which is less than 50 per cent of


the tested group’s gross income of 200. Therefore, under this example, the base


erosion test of subdivision (ii) is satisfied and R2 shall be a qualified person under


subparagraph f) for purposes of obtaining a lower rate of taxation on the dividend


paid by the company resident of the first-mentioned State.


Subparagraph g): Collective investment vehicles


Detailed version only


g) [possible provision on collective investment vehicles]1


1 This subparagraph should be drafted (or omitted) based on how collective investment vehicles
are treated in the Convention and are used and treated in each Contracting State: see the
Commentary on the subparagraph and paragraphs 22 to 48 of the Commentary on Article 1.
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Commentary on subparagraph g) of paragraph 2 of the detailed version


55. As indicated in the footnote to subparagraph g), whether a specific rule


concerning collective investment vehicles (CIVs) should be included in paragraph 2,


and, if so, how that rule should be drafted, will depend on how the Convention applies


to CIVs and on the treatment and use of CIVs in each Contracting State.1 Whilst no


such rule will be needed with respect to an entity that would otherwise constitute a


“qualified person” under other parts of paragraph 2, a specific rule will frequently be


needed since a CIV may not be entitled to treaty benefits under either the other


provisions of paragraph 2 or under paragraphs 3, 4 or 5 because, in many cases


— the interests in the CIV are not publicly-traded (even though these interests are


widely distributed);


— these interests are held by residents of third States;


— the distributions made by the CIV are deductible payments;


— the CIV is used for investment purposes rather than for the “active conduct of a


business” within the meaning of paragraph 3;


— the CIV does not meet the ownership test of paragraph 4, and


— the CIV does not qualify as a headquarters company under paragraph 5.


56. Paragraphs 22 to 48 of the Commentary on Article 1 discuss various factors that


should be considered for the purpose of determining the treaty entitlement of CIVs and


these paragraphs are therefore relevant when determining whether a provision on


CIVs should be included in paragraph 2 and how it should be drafted. These


paragraphs include alternative provisions that may be used to deal adequately with the


CIVs that are found in each Contracting State. As explained below, the use of these


provisions may make it unnecessary to include a specific rule on CIVs in paragraph 2,


although it will be important to make sure that, in such a case, the definition of


“equivalent beneficiary”, if the term is used for the purposes of one of these alternative


provisions, is adapted to reflect the definition included in paragraph 7.


57. If it is included, subparagraph g) will address cases where a Contracting State


agrees that CIVs established in the other Contracting State constitute residents of that


other State under the analysis in paragraphs 23 to 26 of the Commentary on Article 1


(such agreement may be evidenced by a mutual agreement as envisaged in


paragraph 30 of the Commentary on Article 1 or may result from judicial or


administrative pronouncements). The provisions of the Article, including


subparagraph g), are not relevant with respect to a CIV that does not qualify as a


resident of a Contracting State under the analysis in paragraphs 23 to 26 of the


Commentary on Article 1. Also, the provisions of subparagraph g) are not relevant


1 See also paragraphs 67.1 to 67.7 of the Commentary on Article 10 and the report “Tax
Treaty Issues Related to REITs” which deal with the treaty entitlement of Real Estate
Investment Trusts (REITs). With respect to the application of the definition of “resident of
a Contracting State” to REITs, see paragraphs 8-9 of the report “Tax Treaty Issues Related
to REITs”.
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where the treaty entitlement of a CIV is dealt with under a treaty provision similar to


one of the alternative provisions in paragraphs 31, 35, 40, 41 and 46 of the Commentary


on Article 1.


58. As explained in paragraphs 33 and 34 of the Commentary on Article 1,


Contracting States wishing to address the issue of CIVs’ entitlement to treaty benefits


may want to consider the economic characteristics, including the potential for treaty


shopping, of the different types of CIVs that are used in each Contracting State.


59. As a result of that analysis, they may conclude that the tax treatment of CIVs


established in the two States does not give rise to treaty-shopping concerns and decide


to include in their bilateral treaty the alternative provision in paragraph 31 of the


Commentary on Article 1, which would expressly provide for the treaty entitlement of


CIVs established in each State and, at the same time, would ensure that they constitute


qualified persons under subparagraph a) of paragraph 2 of the Article (because a CIV to


which that alternative provision would apply would be treated as an individual). In


such a case, subparagraph g) should be omitted. States that share the view that CIVs


established in the two States do not give rise to treaty-shopping concerns but that do


not include in their treaty the alternative provision in paragraph 31 of the Commentary


on Article 1 should ensure that any CIV that is a resident of a Contracting State should


constitute a qualified person. In that case, subparagraph g) should be drafted as


follows:


g) a collective investment vehicle [a definition of “collective investment vehicle”


would then be included in paragraph 7];


60. The Contracting States could, however, conclude that CIVs present the


opportunity for residents of third States to receive treaty benefits that would not have


been available if these residents had invested directly and, for that reason, might


prefer to draft subparagraph g) in a way that will ensure that a CIV that is a resident of


a Contracting State will constitute a qualified person but only to the extent that the


beneficial interests in the CIV are owned by equivalent beneficiaries. In that case,


subparagraph g) should be drafted as follows:


g) a collective investment vehicle, but only to the extent that, at that time, the


beneficial interests in the collective investment vehicle are owned by [residents


of the Contracting Sate in which the collective investment vehicle is established


or by]1 equivalent beneficiaries;


61. That treatment corresponds to the treatment that would result from the


inclusion in a tax treaty of a provision similar to the alternative provision in


paragraph 35 of the Commentary on Article 1. As explained in paragraphs 32 to 38 of


the Commentary on Article 1, the inclusion of such an alternative provision would


1 The words “residents of the Contracting State in which the collective investment vehicle
is established” would not be needed if the definition of “equivalent beneficiary” used for
the purpose of that provision was identical to the detailed version of the definition of the
term “equivalent beneficiary” in paragraph 7; see paragraph 145 below.
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provide a more comprehensive solution to treaty issues arising in connection with


CIVs because it would address treaty-shopping concerns whilst, at the same time,


clarifying the tax treaty treatment of CIVs in both Contracting States. If that alternative


provision is included in a tax treaty, subparagraph g) would not be necessary as regards


the CIVs to which that alternative provision would apply: since that alternative


provision provides that a CIV to which it applies shall be treated as an individual (to the


extent that the beneficial interests in that CIV are owned by equivalent beneficiaries),


that CIV will constitute a qualified person under subparagraph a) of paragraph 2 of the


Article.


62. The approach described in the preceding two paragraphs, like the approach in


paragraphs 35, 40 and 42 of the Commentary on Article 1, makes it necessary for the


CIV to make a determination, when a benefit is claimed as regards a specific item of


income, regarding the proportion of holders of interests who would have been entitled


to benefits had they invested directly. As indicated in paragraph 43 of the Commentary


on Article 1, however, the ownership of interests in CIVs changes regularly, and such


interests frequently are held through intermediaries. For that reason, the CIV and its


managers often do not themselves know the names and treaty status of the beneficial


owners of interests. It would therefore be impractical for the CIV to collect such


information from the relevant intermediaries each time the CIV receives income.


Accordingly, Contracting States should be willing to accept practical and reliable


approaches that do not require such daily tracing. As indicated in paragraph 45 of the


Commentary on Article 1, the proportion of investors in the CIV is likely to change


relatively slowly even though the identity of individual investors will change daily. For


that reason, the determination of the extent to which the beneficial interests in a CIV


are owned by equivalent beneficiaries should be made at regular intervals, the


determination made at a given time being applicable to payments received until the


following determination. This corresponds to the approach described in paragraph 45


of the Commentary on Article 1, according to which:


… it would be a reasonable approach to require the CIV to collect from other


intermediaries, on specified dates, information enabling the CIV to determine the


proportion of investors that are treaty-entitled. This information could be required


at the end of a calendar or fiscal year or, if market conditions suggest that turnover


in ownership is high, it could be required more frequently, although no more often


than the end of each calendar quarter. The CIV could then make a claim on the basis


of an average of those amounts over an agreed-upon time period. In adopting such


procedures, care would have to be taken in choosing the measurement dates to


ensure that the CIV would have enough time to update the information that it


provides to other payers so that the correct amount is withheld at the beginning of


each relevant period.


63. Another view that Contracting States may adopt regarding CIVs is that expressed


in paragraph 40 of the Commentary on Article 1. Contracting States that adopt that


view may wish to draft subparagraph g) so that a CIV that is a resident of a Contracting


State would only constitute a qualified person to the extent that the beneficial
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interests in that CIV are owned by residents of the Contracting State in which the CIV


is established. In that case, subparagraph g) should be drafted as follows:


g) a collective investment vehicle, but only to the extent that, at that time, the


beneficial interests in the collective investment vehicle are owned by


residents of the Contracting State in which the collective investment vehicle


is established.


Since the inclusion of the alternative provision in paragraph 40 of the Commentary on


Article 1 would achieve the same result with respect to the CIVs to which it would


apply, subparagraph g) would not be necessary, if that alternative provision is included


in a treaty, as regards the CIVs to which that provision would apply.


64. A variation on the preceding approach would be to consider that a CIV that is a


resident of a Contracting State should constitute a qualified person if the majority of


the beneficial interests in that CIV are owned by individuals who are residents of the


Contracting State in which the CIV is established. This result could be achieved by


omitting subparagraph g) and simply relying on the application of subparagraph f) (the


ownership and base erosion test).


65. Another possible view that the Contracting States could adopt would be to


conclude that the fact that a substantial proportion of the CIV’s investors are treaty-


eligible is adequate protection against treaty shopping, and thus that it is appropriate


to provide an ownership threshold above which benefits would be provided with


respect to all income received by a CIV. An alternative provision that would ensure that


result is included in paragraph 41 of the Commentary on Article 1 and subparagraph g)


would not be necessary, if the Contracting States include that provision in their


bilateral treaty, with respect to the CIVs to which the provision would apply. If that


provision is not included in the treaty, the scope of subparagraph g) could be broadened


in order to achieve a similar result by referring to “a collective investment vehicle, but


only if [percentage to be determined bilaterally] per cent of the beneficial interests in


the collective investment vehicle are owned by residents of the Contracting State in


which the collective investment vehicle is established and by equivalent beneficiaries”.


66. Similarly, the Contracting States may use the alternative provision in


paragraph 46 of the Commentary on Article 1 where they consider “that a publicly-


traded collective investment vehicle cannot be used effectively for treaty shopping


because the shareholders or unit holders of such a collective investment vehicle


cannot individually exercise control over it”. In such case, subparagraph g) would not


be necessary with respect to the CIVs to which the alternative provision would apply.


States that share that view but that have not included the alternative provision in their


treaty could draft subparagraph g) to read:


g) a collective investment vehicle if the principal class of shares in the collective


investment vehicle is listed and regularly traded on a recognised stock


exchange.


67. Finally, as explained in paragraph 39 of the Commentary on Article 1, States that


share the concern described in that paragraph about the potential deferral of taxation
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that could arise with respect to a CIV that is subject to no or low taxation and that may


accumulate its income rather than distributing it on a current basis may wish to


negotiate provisions that extend benefits only to those CIVs that are required to


distribute earnings currently. Depending on their drafting, such provisions may render


subparagraph g) unnecessary.


Paragraph 3: active conduct of a business


Simplified and detailed versions


3. a) A resident of a Contracting State shall be entitled to benefits under this


Convention with respect to an item of income derived from the other


Contracting State, regardless of whether the resident is a qualified


person, if the resident is engaged in the active conduct of a business in


the first-mentioned State and the income derived from the other State


emanates from, or is incidental to, that business. For purposes of this


Article, the term “active conduct of a business” shall not include the


following activities or any combination thereof:


(i) operating as a holding company;


(ii) providing overall supervision or administration of a group of


companies;


(iii) providing group financing (including cash pooling); or


(iv) making or managing investments, unless these activities are carried


on by a bank or [list financial institutions similar to banks that the


Contracting States agree to treat as such], insurance enterprise or


registered securities dealer in the ordinary course of its business as


such.


b) If a resident of a Contracting State derives an item of income from a


business activity conducted by that resident in the other Contracting


State, or derives an item of income arising in the other State from a


connected person, the conditions described in subparagraph a) shall be


considered to be satisfied with respect to such item only if the business


activity carried on by the resident in the first-mentioned State to which


the item is related is substantial in relation to the same or


complementary business activity carried on by the resident or such


connected person in the other Contracting State. Whether a business


activity is substantial for the purposes of this paragraph shall be


determined based on all the facts and circumstances.


c) For purposes of applying this paragraph, activities conducted by


connected persons with respect to a resident of a Contracting State shall


be deemed to be conducted by such resident.
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Commentary on paragraph 3 of the simplified and detailed versions


68. Paragraph 3 of both the simplified and detailed versions sets forth an alternative


test under which a resident of a Contracting State may receive treaty benefits with


respect to certain items of income that are connected to an active business conducted


in its State of residence. This paragraph recognises that where an entity resident of a


Contracting State actively carries on business activities in that State, including


activities conducted by connected persons, and derives income from the other


Contracting State that emanates from, or is incidental to, such business activities,


granting treaty benefits with respect to such income does not give rise to treaty-


shopping concerns regardless of the nature and ownership of the entity. The paragraph


will provide treaty benefits in a large number of situations where benefits would


otherwise be denied under paragraph 1 because the entity is not a “qualified person”


under paragraph 2.


69. A resident of a Contracting State may qualify for benefits under paragraph 3


regardless of the fact that it is not a qualified person under paragraph 2. Under the


active-conduct test of paragraph 3, a person (typically a company) will be eligible for


treaty benefits if it satisfies two conditions: first, it is engaged in the active conduct of


a business in its State of residence and second, the payment for which benefits are


sought is related to the business. In certain cases, an additional requirement that the


business be substantial in size relative to the activity in the State of source generating


the income must be met.


70. Subparagraph a) sets forth the general rule that a resident of a Contracting State


engaged in the active conduct of a business in that State may obtain the benefits of the


Convention with respect to an item of income derived from the other Contracting


State. The item of income, however, must emanate from, or be incidental to, that


business.


71. The term “business” is not defined (except for the limited purpose of clarifying


that it includes the performance of professional services and of other activities of an


independent character; see subparagraph h) of paragraph 1 of Article 3) and, under the


general rule of paragraph 2 of Article 3, must therefore be given the meaning that it has


under domestic law. An entity generally will be considered to be engaged in the active


conduct of a business only if persons through whom the entity is acting (such as


officers or employees of a company) conduct substantial managerial and operational


activities.


72. Subdivisions (i) through (iv) of subparagraph a) identify specific functions that,


either on their own or in combination, will be considered, for purposes of paragraph 3,


not to constitute the active conduct of a business in a Contracting State, even when all


such functions are conducted in the same State. These are: (i) operating as a holding


company; (ii) providing overall supervision or administration of a group of companies;


(iii) providing group financing (including cash pooling); and (iv) making or managing


investments, unless these activities are carried on by a regulated bank (or financial
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institution agreed to by the Contracting States), insurance company or registered


securities dealer in the ordinary course of its business as such.


73. This list of activities is intended to clarify that the administrative support


functions of multinationals, as well as the activities of operating as a holding company,


do not constitute the active conduct of a business and, therefore, income that


emanates from, or is incidental to, such activities cannot be entitled to treaty benefits


under paragraph 3. Some States consider, however, that some or all of the activities


listed in subdivisions (i) through (iv) should be included in what constitutes the active


conduct of a business and these States may therefore wish to adopt a different


formulation of subparagraph a).


74. Whether an item of income emanates from the company’s active conduct of a


business in the State of residence must be determined based on facts and


circumstances. In general, an item of income emanates from the active conduct of a


business in the State of residence if there is a factual connection between the actively


conducted business and the item of income for which benefits are sought. For


example, if a company conducts research and development in its State of residence


and develops a patent for a new process, royalties from licensing the patent would be


factually connected to the actively conducted business in the State of residence. In the


case of dividends or interest paid to a parent company, the activities of the paying


company will be relevant in determining whether the dividend or interest emanates


from the parent’s actively conducted business in its State of residence.


75. For the purposes of determining whether the activities of the paying company in


the State of source have the required factual connection with the actively conducted


business in the State of residence, it will be important to compare the lines of business


in each State. The line of business in the State of source may be upstream or


downstream to the activity conducted in the State of residence. Thus, the line of


business in the State of source may provide inputs for a manufacturing process that


occurs in the State of residence, or the line of business in the State of source may sell


the output of the manufacturing process conducted by a resident. The following


examples illustrate these principles:


— Example A: ACO is a company resident of State A and is engaged in the active


conduct of a business in that State consisting in manufacturing product X. ACO


owns 100 per cent of the shares of BCO, a company resident of State B. BCO


acquires product X from ACO and distributes it to customers in State B. Since the


distribution activity by BCO of product X is factually connected to ACO’s


manufacturing of that product, dividends paid by BCO to ACO will be treated as


emanating from ACO’s business.


— Example B: ACO is a company resident of State A that operates a large research


and development facility in State A that develops intellectual property that it


licenses to affiliates worldwide, including BCO. ACO owns 100 per cent of the


shares of BCO, a company resident of State B. BCO manufactures and markets the


ACO-designed products in State B. Since the activities conducted by BCO are


factually connected to ACO’s actively conducted business in State A, royalties

546 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 29

paid by BCO to ACO for the use of its intellectual property will be treated as


emanating from ACO’s business.


— Example C: ACO is a company resident of State A and is engaged in State A in the


active conduct of a manufacturing business that requires the use of commodity


X. ACO owns 100 per cent of the shares of BCO, a company resident of State B,


which contains a large supply of commodity X. BCO extracts commodity X and


sells it to ACO, which uses the commodity to manufacture goods that it sells in


the open market. Since the business activity conducted by BCO provides


upstream inputs to ACO for use in manufacturing its goods, BCO’s business is


factually connected to ACO’s manufacturing activities in State A. Dividends paid


by BCO to ACO will be treated as emanating from ACO’s business.


76. An item of income derived from the State of source is “incidental to” the business


carried on in the State of residence if production of the item facilitates the conduct of


the business in the State of residence. An example of incidental income is income


derived from the temporary investment of working capital of a person in the State of


residence in securities issued by persons in the State of source.


77. Subparagraph b) of paragraph 3 states a further condition to the general rule in


subparagraph a) in cases where the business generating the item of income in question


is carried on either by the person deriving the income or by a connected person in the


State of source. Subparagraph b) states that the business carried on in the State of


residence, under these circumstances, must be substantial in relation to the activity in


the State of source. The determination of substantiality is based upon all the facts and


circumstances, including the comparative sizes of the businesses in each Contracting


State, the relative sizes of the economies and markets in the two States, the nature of


the activities performed in each State, and the relative contributions made to that


business in each State.


78. The determination of whether subparagraph b) applies is made separately for


each item of income derived from the State of source, with reference to the business in


the State of residence from which the item of income in question emanates. It is


therefore possible that a person would be entitled to the benefits of the Convention


with respect to one item of income but not with respect to another. If a resident of a


Contracting State is entitled to treaty benefits with respect to a particular item of


income under paragraph 3, the resident is entitled to all the benefits of the Convention


insofar as they affect the taxation of that item of income in the State of source.


79. The substantiality requirement under subparagraph b) will not apply, however, if


the business generating the item of income in question is not carried on in the State of


source by the resident seeking benefits or by a connected person in the State of source.


For example, if a small research firm in one State develops a process that it licenses to


a very large pharmaceutical manufacturer in another State that is not a connected


person with respect to the small research firm, the size of the business activity of the


research firm in the first State would not have to be tested against the size of the


business activity of the manufacturer. Similarly, a small bank of one State that makes


a loan to a very large company that is not a connected person and that is operating a
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business in the other State would not have to pass a substantiality test to be eligible for


treaty benefits under paragraph 3.


80. Subparagraph c) provides attribution rules in the case of activities conducted by


connected persons for purposes of applying the substantive rules of subparagraphs a)


and b). Thus, these rules apply for purposes of determining whether a person meets


the requirement in subparagraph a) that it be engaged in the active conduct of a


business and that the item of income emanates from that active business, and for


making the comparison required by the “substantiality” requirement in


subparagraph b). The term “connected person” is defined in paragraph 7.


81. The following examples illustrate the application of paragraph 3 in relation to


activities conducted by connected persons:


— Example A: PARENTCO is a resident of a third State and is the parent of HOLDCO,


which itself is the parent of OPCO1 and OPCO2. OPCO1 and HOLDCO are


residents of State A. OPCO2 is a resident of State B. OPCO1 and OPCO2 are


engaged in the business of manufacturing the same product in their respective


States of residence. HOLDCO manages the investments of the group and is


considered not to be engaged in the active conduct of a business. HOLDCO


receives dividends from OPCO2. Under subparagraph c), HOLDCO is deemed to be


engaged in the active conduct of a business because it is deemed to conduct the


activities of OPCO1, which is engaged in the active conduct of a business.


Therefore, HOLDCO is treated as engaged in the active conduct of a business in


State A. Nevertheless, the fact that HOLDCO’s deemed business is the same as


the business of OPCO2 is not sufficient to demonstrate that the dividends paid by


OPCO2 are factually connected to HOLDCO’s actively conducted business.


Accordingly, such dividends will not enjoy by virtue of paragraph 3 the reduced


rates of withholding of Article 10 of the convention between States A and B.


— Example B: ACO is a company resident of State A and is engaged in State A in the


active conduct of a manufacturing business that requires the use of commodity


X. All the shares of ACO are owned by HOLDCO, also a resident of State A, which


also owns 100 per cent of the shares of BCO, a company resident of State B where


there is a large supply of commodity X. BCO extracts commodity X and sells it to


ACO, which uses the commodity to manufacture goods that it sells in the open


market. HOLDCO is considered to be engaged in the active conduct of a business


because it is deemed under subparagraph c) to conduct the activities of ACO.


Since the business activity conducted by BCO provides upstream inputs for use


in HOLDCO’s deemed active conduct of a business, BCO’s business is considered


to be factually connected to HOLDCO’s deemed manufacturing business,


Dividends paid by BCO to HOLDCO will therefore emanate from HOLDCO’s


deemed active conduct of a business.
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Paragraph 4: derivative benefits


Simplified version


4. A resident of a Contracting State that is not a qualified person shall


nevertheless be entitled to a benefit that would otherwise be accorded by this


Convention with respect to an item of income if, at the time when the benefit


otherwise would be accorded and on at least half of the days of any twelve-


month period that includes that time, persons that are equivalent beneficiaries


own, directly or indirectly, at least 75 per cent of the shares of the resident.


Detailed version


[The question of how the derivative benefits paragraph should be drafted in a


convention that follows the detailed version is discussed in the Commentary


below.]


Commentary on paragraph 4 of the simplified version


82. Paragraph 4 of the simplified version sets forth a derivative benefits test that is


potentially applicable to all treaty benefits, although the test must be applied to each


individual item of income. This derivative benefits test entitles companies and entities


that are residents of a Contracting State but that are not qualifying persons under


paragraph 2 to be entitled to treaty benefits with respect to an item of income if, at the


time that the benefit would otherwise be granted with respect to that item of income


and on at least half of the days of any twelve-month period that includes that time, at


least 75 per cent of the shares (as defined in paragraph 7) of that company or entity are


owned, directly or indirectly, by persons that satisfy the definition of “equivalent


beneficiary” found in paragraph 7. The definition of “equivalent beneficiary”, which is


crucial for the application of paragraph 4, basically refers to persons who would have


been entitled to equivalent or more favourable benefits from the State of source if they


had received the same income directly (subject to the conditions included in that


definition).


Commentary on paragraph 4 of the detailed version


83. The drafting of the derivative benefits paragraph in a convention that follows the


detailed version depends on the views of the Contracting States concerning treaty-


shopping opportunities that might arise from such a paragraph with respect to


residents of States whose tax system includes certain preferential features.


84. As indicated in the Commentary on Article 1, some States consider that


provisions should be included in their tax treaties in order to deny the application of


specific treaty provisions with respect to income that is paid to connected persons (as


defined in paragraph 7) that benefit from regimes that constitute “special tax regimes”


(see paragraphs 85 to 100 of the Commentary on Article 1) and to deny the application


of Article 11 to interest that is paid to connected persons that benefit from domestic
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law provisions that provide for a notional deduction with respect to equity (see


paragraph 107 of the Commentary on Article 1). These States may want to ensure that


any derivative benefits provisions included in their conventions do not allow base


eroding payments to be made to such connected persons even if they qualify as


equivalent beneficiaries. States that share these views are likely to want to adopt a


derivative benefits paragraph drafted as follows:


4. A company that is a resident of a Contracting State shall also be entitled to a


benefit that would otherwise be accorded by this Convention if:


a) at the time when the benefit otherwise would be accorded and on at least


half of the days of any twelve-month period that includes that time, at least


95 per cent of the aggregate vote and value of its shares (and at least 50 per


cent of the aggregate vote and value of any disproportionate class of shares)


is owned, directly or indirectly, by seven or fewer persons that are equivalent


beneficiaries, provided that in the case of indirect ownership, each


intermediate owner is a qualifying intermediate owner, and


b) less than 50 per cent of the person’s gross income, and less than 50 per cent


of the tested group’s gross income, for the taxable period that includes that


time, as determined in the person’s Contracting State of residence, is paid or


accrued, directly or indirectly, in the form of payments that are deductible


for purposes of the taxes covered by this Convention in the person’s


Contracting State of residence (but not including arm’s length payments in


the ordinary course of business for services or tangible property, and in the


case of a tested group, not including intra-group transactions)


i) to persons that are not equivalent beneficiaries;


ii) to persons that are equivalent beneficiaries only by reason of


paragraph 5 of this Article or of a substantially similar provision in the


relevant comprehensive convention for the avoidance of double


taxation;


iii) to persons that are equivalent beneficiaries that are connected persons


with respect to the company described in this paragraph and that


benefit from a special tax regime, as defined in [reference to the


paragraph of the convention that includes the definition of “special tax


regime”] of this Convention, with respect to the deductible payment,


provided that if the relevant comprehensive convention for the


avoidance of double taxation does not contain a definition of a special


tax regime analogous to the definition of that term included in this


Convention, the principles of that definition shall apply, but without


regard to the requirement in subdivision (v) of that definition; or


iv) with respect to a payment of interest, to persons that are equivalent


beneficiaries that are connected persons with respect to the company


described in this paragraph and that benefit from notional deductions of


the type described in [reference to the paragraph of Article 11 that


relates to notional deductions for equity].
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85. States that do not consider that provisions on special tax regimes and notional


deductions with respect to equity should be included in their tax treaties, however,


may prefer to use the following version of the derivative benefits paragraph:


4. A company that is a resident of a Contracting State shall also be entitled to a


benefit that would otherwise be accorded by this Convention if:


a) at the time when the benefit otherwise would be accorded and on at least


half of the days of any twelve-month period that includes that time, at least


95 per cent of the aggregate vote and value of its shares (and at least 50 per


cent of the aggregate vote and value of any disproportionate class of shares)


is owned, directly or indirectly, by seven or fewer persons that are equivalent


beneficiaries, provided that in the case of indirect ownership, each


intermediate owner is a qualifying intermediate owner, and


b) less than 50 per cent of the person’s gross income, and less than 50 per cent


of the tested group’s gross income, for the taxable period that includes that


time, as determined in the person’s Contracting State of residence, is paid or


accrued, directly or indirectly, in the form of payments that are deductible


for purposes of the taxes covered by this Convention in the person’s


Contracting State of residence (but not including arm’s length payments in


the ordinary course of business for services or tangible property, and in the


case of a tested group, not including intra-group transactions)


i) to persons that are not equivalent beneficiaries; or


ii) to persons that are equivalent beneficiaries only by reason of paragraph


5 of this Article or of a substantially similar provision in the relevant


comprehensive convention for the avoidance of double taxation.


86. Some States, however, may consider that the provisions of a derivative benefits


paragraph drafted along the lines of the provision included in the previous paragraph


create unacceptable risks of treaty shopping with respect to payments that are


deductible in the State of source. Instead of not providing any derivative benefits, these


States might prefer to restrict the scope of that provision to dividends, which are


typically not deductible. States that share that view are free to amend the first part of


the alternative provision so that it reads as follows:


4. A company that is a resident of a Contracting State shall also be entitled to a


benefit that would otherwise be accorded under Article 10 if:


87. Whether drafted as suggested in paragraph 84 or in paragraph 85 above,


paragraph 4 on derivative benefits sets forth an alternative test under which a resident


of a Contracting State that is not a qualified person under paragraph 2 may receive


treaty benefits with respect to certain items of income. In general, this derivative


benefits test entitles a company that is a resident of a Contracting State to treaty


benefits if 95 per cent of the vote and value of its shares are owned, directly or


indirectly, by seven or fewer equivalent beneficiaries and the company satisfies a base


erosion test. The requirement that at least 95 per cent of the vote and value of the


company seeking treaty benefits under paragraph 4 be owned, directly or indirectly, by
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seven or fewer equivalent beneficiaries is intended to avoid the administrative burden


of having to determine whether a large number of shareholders are equivalent


beneficiaries; it is also consistent with the objective of the derivative benefits test to


provide benefits for holding companies of a multinational group in the situations


contemplated by the provision.


88. Subparagraph a) sets forth the ownership test. Under this test, seven or fewer


equivalent beneficiaries must own, directly or indirectly, shares representing at least


95 per cent of the aggregate vote and value of the company and at least 50 per cent of


any disproportionate class of shares on at least half of the days of any twelve-month


period that includes the date when benefits would otherwise be accorded. In the case


of indirect ownership, each intermediate owner must be a qualifying intermediate


owner. The term “qualifying intermediate owner” is defined in paragraph 7 (see


paragraphs 151 to 154 below); the following example illustrates the application of that


definition in the context of paragraph 4:


— Example: HOLDCO, a company resident of State A, is a wholly owned direct


subsidiary of ZCO, a company resident of State Z, which itself is a wholly owned


direct subsidiary of XCO, a resident of State X. XCO’s principal class of shares is


primarily and regularly traded on the stock exchange in State X. HOLDCO is not


entitled to benefits under paragraph 2 of the treaty between States A and B


because it is a subsidiary of a company resident and publicly traded in a third


State. HOLDCO is not engaged in the conduct of an active business in State A, and


therefore it is not entitled to any benefits under paragraph 3. HOLDCO derives


and beneficially owns interest arising in State B that would otherwise be entitled


to the benefits of Article 11 of the treaty between States A and B. Assume that by


virtue of the provisions of the income tax convention between State B and


State X, XCO qualifies as an equivalent beneficiary under the definition of that


term included in the treaty between States A and B.


Although XCO indirectly owns all the shares of HOLDCO, ZCO, as an intermediate


owner, must satisfy the definition of “qualifying intermediate owner” in


paragraph 7 of the treaty between States A and B in order for HOLDCO to be


eligible for the benefits of Article 11 of the treaty between States A and B with


respect to the interest that it received from State B. If State Z does not have in


effect a comprehensive convention for the avoidance of double taxation (or, if the


definition of qualifying intermediate owner is drafted as suggested in


paragraph 153 below, such a convention is in effect but ZCO benefits from either


a “special tax regime” or notional deductions with respect to equity), ZCO will not


be a qualifying intermediate owner and the requirements of subparagraph a) will


not be satisfied with the result that HOLDCO will not be eligible, under


paragraph 4, for the benefits of the convention.


89. Subparagraph b) sets forth the base erosion test applicable for purposes of


paragraph 4. That test is broadly similar to the base erosion test in subdivision (ii) of


subparagraph f) of paragraph 2 except that the list of ineligible persons is different (see


below). The base erosion test of subparagraph b) is satisfied if
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— less than 50 per cent of the company’s gross income (and less than 50 per cent of


the tested group’s gross income if there is a tested group), for the taxable period


that includes the time when the benefits are claimed, is paid or accrued, directly


or indirectly, in the form of payments to ineligible persons that are deductible, for


tax purposes, in computing the company’s tax in its State of residence, and


— less than 50 per cent of the tested group’s gross income (if there is a tested


group), for the taxable period that includes the time when the benefits are


claimed, is paid or accrued, directly or indirectly, in the form of payments to


ineligible persons that are deductible, for tax purposes, in computing the tax of


any member of the tested group in the State of residence of the company


claiming the treaty benefits.


90. Paragraph 7 includes the definition of the terms “tested group” and “gross


income” which are used in subparagraph b). Also, the term “ineligible persons” used in


the previous paragraph refers to:


— if paragraph 4 is drafted as indicated in paragraph 84 above, persons who are not


equivalent beneficiaries under the definition of that term in paragraph 7 as well


as persons who are equivalent beneficiaries under that definition but fall within


one of the three following categories:


1. they are equivalent beneficiaries solely by reason of being a headquarters


company under paragraph 5 of this Convention or of the relevant


convention;


2. they are connected persons (as defined in paragraph 7) with the company


seeking treaty benefits under paragraph 4 and benefit from a special tax


regime with respect to the payment, or


3. with respect to a payment of interest, they are connected persons (as defined


in paragraph 7) with the company seeking treaty benefits under paragraph 4


and benefit from notional deductions with respect to equity.


— if paragraph 4 is drafted as indicated in paragraph 85 above, persons who are not


equivalent beneficiaries under the definition of that term in paragraph 7 as well


as persons who are equivalent beneficiaries under that definition solely by


reason of being a headquarters company under paragraph 5 of this Convention or


of the relevant convention.


91. The following illustrates the base erosion test of paragraph 4:


— Example: Company X, a resident of State X, owns Company Y, a resident of


State Y. Company Y owns Company B, a resident of State B that seeks benefits of


the treaty between States A and B under paragraph 4. Company X is an


equivalent beneficiary and Company Y is a qualifying intermediate owner under


the definitions of these terms in paragraph 7 of the treaty between States A


and B. Accordingly, Company B would satisfy the ownership requirement of


subparagraph a) because, first, Company X, an equivalent beneficiary, indirectly


owns shares representing at least 95 per cent of the aggregate vote and value of


Company B and at least 50 per cent of any disproportionate class of shares (as
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defined in paragraph 7), and, second, each intermediate owner (i.e. Company Y)


is a qualifying intermediate owner.


Company B’s gross income for the taxable period in question consists of 100 of


interest arising in State A and 200 of dividends from a third State which is


exempt from tax under the law of State B. Company B seeks treaty benefits with


respect to the 100 of interest. Under the law of State B, Company B, Company Y


and Company X are not allowed to participate in a common tax consolidation or


other regime that would allow the three companies to share profits or losses nor


is there any loss sharing regime available. Accordingly, in this example, there is


no tested group. Company B’s gross income is 100 (the interest arising in State A).


Company B will fail the base erosion test of subparagraph b) if Company B makes


base eroding payments of at least 50 to ineligible persons described in the


previous paragraph.


Paragraph 5 (detailed version): headquarters company


Detailed version only


5. A company that is a resident of a Contracting State that functions as a


headquarters company for a multinational corporate group consisting of such


company and its direct and indirect subsidiaries shall be entitled to benefits


under this Convention with respect to dividends and interest paid by members of


its multinational corporate group, regardless of whether the resident is a


qualified person. A company shall be considered a headquarters company for


this purpose only if:


a) such company’s primary place of management and control is in the


Contracting State of which it is a resident;


b) the multinational corporate group consists of companies resident of, and


engaged in the active conduct of a business in, at least four States, and


the businesses carried on in each of the four States (or four groupings of


States) generate at least 10 per cent of the gross income of the group;


c) the businesses of the multinational corporate group that are carried on in


any one State other than the Contracting State of residence of such


company generate less than 50 per cent of the gross income of the group;


d) no more than 25 per cent of such company’s gross income is derived from


the other Contracting State;


e) such company is subject to the same income taxation rules in its


Contracting State of residence as persons described in paragraph 3 of this


Article; and


f) less than 50 per cent of such company’s gross income, and less than 50


per cent of the tested group’s gross income, is paid or accrued, directly or


indirectly, in the form of payments that are deductible for purposes of the


taxes covered by this Convention in the company’s Contracting State of


residence (but not including arm’s length payments in the ordinary
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course of business for services or tangible property or payments in


respect of financial obligations to a bank that is not a connected person


with respect to such company, and in the case of a tested group, not


including intra-group transactions) to persons that are not residents of


either Contracting State entitled to the benefits of this Convention under


subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2.


If the requirements of subparagraph b), c) or d) of this paragraph are not fulfilled


for the relevant taxable period, they shall be deemed to be fulfilled if the required


ratios are met when averaging the gross income of the preceding four taxable


periods.


Commentary on paragraph 5 of the detailed version


92. Paragraph 5 sets forth an alternative test under which a resident of a Contracting


State that is a headquarters company and that is not a qualified person under


paragraph 2 may receive treaty benefits with respect to dividends and interest paid by


members of the company’s multinational corporate group. A headquarters company’s


multinational corporate group means the company and its direct and indirect


subsidiaries (and does not include upper-tier companies).


93. A company seeking to qualify for benefits as a headquarters company must


satisfy six conditions. First, under subparagraph a), the headquarters company’s


primary place of management and control, as defined in paragraph 7, must be in the


Contracting State of which it is a resident. The same test is applied for publicly-traded


companies. Subdivision (ii) of the definition of “primary place of management and


control” allows the possibility that, in certain limited cases, the management of a


subgroup (such as a subgroup responsible for a regional area) may be exercised more


by a company that is not the top-tier company for the entire group of connected


companies, and in certain narrow cases a lower-tier company may satisfy the


headquarters company test.


94. Second, under subparagraph b), the multinational corporate group must consist


of companies resident of, and engaged in the active conduct of a business (as defined


in paragraph 3) in, at least four States (including either Contracting State), and the


businesses carried on in each of the four States (or four groupings of States) must


generate at least 10 per cent of the gross income of the group. The application of this


requirement is illustrated by the following example:


— Example: Company X is resident of State X and is a member of a multinational


corporate group consisting of itself and its direct and indirect subsidiaries
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resident in States X, A, B, C, D, E and F. The gross income generated by each of


these companies for year 01 and year 02 is as follows:


For year 01, 10 per cent of the gross income of this group is equal to 11.20. Only


the companies in States X and A satisfy the requirement of subparagraph b) for


that year. The other States may be aggregated into groupings to meet this


requirement. Since States B and C have a total gross income of 20, and States D,


E and F have a total gross income of 22, these two groupings of countries may be


treated as the third and fourth members of the group for purposes of


subparagraph b).


For year 02, 10 per cent of the gross income is 13. Only the companies in States X


and B satisfy this requirement. Since States A and C have a total gross income of


24, and States D, E and F have a total gross income of 26, these two groupings of


countries may be treated as the third and fourth members of the group for


purposes of subparagraph b). The fact that State A replaced State B in a group is


not relevant for this purpose. The composition of the grouping may change


annually.


95. Third, under subparagraph c), the businesses of the multinational corporate


group that are carried on in any one State other than the Contracting State of residence


of such company must generate less than 50 per cent of the gross income (as defined


in paragraph 7) of the group. A company whose multinational corporate group


generates 50 per cent or more of the group’s gross income in the Contracting State of


source does not meet this condition.


96. Fourth, under subparagraph d), no more than 25 per cent of the company’s gross


income can be derived from the other Contracting State. Unlike the third condition


described in the previous paragraph, this condition looks only at the gross income


earned by the company seeking status as a headquarters company rather than the


gross income earned by members of its multinational corporate group.


97. Fifth, under subparagraph e), such company must be subject to the same income


taxation rules in its Contracting State of residence as persons described in paragraph 3.


Therefore, such company must be subject to the general corporate taxation rules for


State Year 01 Year 02


X 45 60


A 25 12


B 10 20


C 10 12


D 7 10


E 10 9


F 5 7


Total 112 130
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companies that are engaged in the active conduct of a business in the Contracting


State of residence, and not to a regime for headquarters companies.


98. Sixth, under subparagraph f), such company must satisfy a base erosion test that


is broadly similar to the base erosion test in subdivision (ii) of subparagraph f) of


paragraph 2 except that base eroding payments do not include payments in respect of


financial obligations to a bank that is not a connected person with respect to the


company. For example, unlike the base erosion test in subparagraph f) of paragraph 2,


interest payments made by a company to a bank that is not a connected person to the


company will not be treated as a base eroding payment for purposes of applying the


base erosion test under paragraph 5. Paragraph 7 includes the definition of the terms


“tested group” and “gross income” which are used for the purposes of this base erosion


test.


99. As explained in paragraph 33 above which is applicable to the base erosion test


of subparagraph d) of paragraph 2, States that want to deny the application of specific


treaty provisions with respect to income that is paid to connected persons that benefit


from regimes that constitute “special tax regimes” and to deny the application of


Article 11 to interest that is paid to connected persons that benefit from domestic law


provisions that provide for a notional deduction with respect to equity, may also want


to modify the base erosion test of subparagraph f) in order to include in the category of


“ineligible persons” persons who, although they are residents of one of the Contracting


States, benefit from such special tax regimes or notional deductions with respect to


deductible payments made or accruing to them. This could be done by amending


subparagraph f) as follows:


f) less than 50 per cent of such company’s gross income, and less than 50 per cent


of the tested group’s gross income, is paid or accrued, directly or indirectly, in


the form of payments that are deductible for purposes of the taxes covered by


this Convention in the company’s Contracting State of residence (but not


including arm’s length payments in the ordinary course of business for services


or tangible property or payments in respect of financial obligations to a bank


that is not a connected person with respect to such company, and in the case of


a tested group, not including intra-group transactions):


i) to persons that are not residents of either Contracting State entitled to the


benefits of this Convention under subparagraph a), b), c) or e) of


paragraph 2;


ii) to persons that are connected persons with respect to such company and


that benefit from a special tax regime as defined in [reference to the


paragraph of the convention that includes the definition of “special tax


regime”] with respect to the deductible payment; or


iii) with respect to a payment of interest, to persons that are connected


persons with respect to the company referred to in this paragraph and that


benefit from notional deductions of the type described in [reference to the


paragraph of Article 11 that relates to notional deductions for equity].
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100. The six conditions of paragraph 5 must be tested with respect to the taxable year


in which the company received the dividends or interest for which it is seeking benefits


under the Convention. A company that does not satisfy the second, third or fourth


conditions described above for the relevant taxable year may still be treated as a


headquarters company if it satisfies such conditions by averaging the required ratios


for the preceding four taxable periods (which does not include the taxable period that


includes the payment for which a treaty benefit is being sought).


Paragraph 5 (simplified version) / 6 (detailed version): discretionary relief


Simplified and detailed versions


5/6. If a resident of a Contracting State is neither a qualified person pursuant to


the provisions of paragraph 2 of this Article, nor entitled to benefits under


paragraph 3[ or 4 (simplified version)] [, 4 or 5 (detailed version)], the competent


authority of the Contracting State in which benefits are denied under the


previous provisions of this Article may, nevertheless, grant the benefits of this


Convention, or benefits with respect to a specific item of income or capital,


taking into account the object and purpose of this Convention, but only if such


resident demonstrates to the satisfaction of such competent authority that


neither its establishment, acquisition or maintenance, nor the conduct of its


operations, had as one of its principal purposes the obtaining of benefits under


this Convention. The competent authority of the Contracting State to which a


request has been made, under this paragraph, by a resident of the other State,


shall consult with the competent authority of that other State before either


granting or denying the request.


Commentary on paragraph 5 (simplified version) / 6 (detailed version)


101. Paragraph 5 of the simplified version and paragraph 6 of the detailed version


provide that where, under the previous paragraphs of the Article, a resident of a


Contracting State is not entitled to benefits of the Convention, that resident may


request that the competent authority of the State in which benefits are denied under


these paragraphs grant these benefits. The only difference between the simplified and


the detailed versions relates to the cross-reference to the paragraphs of the Article


under which benefits of the Convention are otherwise granted.


102. Where a request is made under paragraph 5 (simplified version) or paragraph 6


(detailed version), the competent authority to which that request is made may grant


the benefits of this Convention, or benefits with respect to a specific item of income or


capital, taking into account the object and purpose of this Convention, but only if the


person who made the request demonstrates to the satisfaction of the competent


authority that neither its establishment, acquisition or maintenance, nor the conduct


of its operations, had as one of its principal purposes the obtaining of benefits under


this Convention. Thus, persons that establish operations in one of the Contracting
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States with a principal purpose of obtaining the benefits of the Convention will not be


granted benefits of the Convention under the paragraph.


103. In order to be granted benefits under the paragraph, a person must establish, to


the satisfaction of the competent authority of the State from which benefits are being


sought, that, first, there were clear non-tax business reasons for its formation,


acquisition, or maintenance and for the conduct of its operations and, second, that the


allowance of benefits would not otherwise be contrary to the object and purpose of the


Convention. For the purposes of determining that neither the establishment,


acquisition or maintenance, nor the conduct of the operations, of a resident of a


Contracting State had as one of its principal purposes the obtaining of benefits under


the Convention, one of the factors that the competent authority will typically take into


account is whether or not the resident has a substantial non-tax nexus to its State of


residence. For example, in the case of a resident subsidiary company with a parent in


a third State, the fact that the relevant withholding rate provided in the Convention is


at least as low as the corresponding withholding rate in the income tax convention


between the State of source and the third State is not by itself evidence of a nexus or


relationship to the other Contracting State. Similarly, a relationship or nexus to the


treaty State cannot be established by a desire to take advantage of favourable domestic


laws of the treaty State, including the existence of a network of tax treaties.


104. Also, discretionary benefits typically will not be granted if the benefit requested


would result in no or minimal tax imposed on the item of income in both the State of


residence of the applicant and the State of source, taking into account the domestic


law of both Contracting States as well as the provisions and the object and purpose of


the Convention. For example, double non-taxation may occur through the use of a


hybrid instrument that generates a deduction in the State of source where the income


from that instrument is treated as exempt in the State of residence. On the other hand,


the fact that there is no or minimal tax in both States may not be inconsistent with the


object and purpose of the Convention in the case of dividends paid by a company


resident of one State to a company resident of the other State that owns a substantial


part of the shares of the paying company where the provisions of the Convention


reveal that the Contracting States intended these dividends to be subject to low or no


taxation in both States.


105. Whilst it is impossible to provide a detailed list of all the facts and circumstances


that would be relevant to the application of the paragraph, examples of such facts and


circumstances include the history, structure, ownership and operations of the resident


that makes the request, whether that resident is a long-standing entity that was


recently acquired by non-residents for non-tax reasons, whether the resident carries


on substantial business activities, whether the resident’s income for which the


benefits are requested is subject to double taxation and whether the establishment or


use of the resident gives rise to non-taxation or reduced taxation of the income.


106. The reference to “one of its principal purposes” in the paragraph means that


obtaining benefits under a tax treaty needs not be the sole or dominant purpose for the


establishment, acquisition or maintenance of the person and the conduct of its
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operations. It is sufficient that at least one of the principal purposes was to obtain


treaty benefits. Where the competent authority determines, having regard to all


relevant facts and circumstances, that obtaining benefits under the Convention was


not a principal consideration and would not have justified the establishment,


acquisition or maintenance of the person and the conduct of its operations, it may


grant that person these benefits, or benefits with respect to a specific item of income


or capital. Where, however, the establishment, acquisition or maintenance of the


person and the conduct of its operations is carried on for the purpose of obtaining


similar benefits under a number of treaties, it should not be considered that obtaining


benefits under other treaties will prevent the obtaining of benefits under one treaty


from being considered a principal purpose for these operations.


107. Although a request under the paragraph will usually be made by a resident of a


Contracting State to the competent authority of the other Contracting State, there may


be cases in which a resident of a Contracting State may request the competent


authority of its own State of residence to grant relief under the paragraph. This would


be the case if the treaty benefits that are requested are provided by the State of


residence, such as the benefits of the provisions of Articles 23 A and 23 B concerning


the elimination of double taxation.


108. The paragraph grants broad discretion to the competent authority and, as long as


the competent authority has exercised that discretion in accordance with the


requirements of the paragraph, it cannot be considered that the decision of the


competent authority is an action that results in taxation not in accordance with the


provisions of the Convention (see paragraph 1 of Article 25). The paragraph does


require, however, that the competent authority must consider the relevant facts and


circumstances before reaching a decision and must consult the competent authority of


the other Contracting State before granting or denying a request to grant benefits made


by a resident of that other State. The first requirement seeks to ensure that the


competent authority will consider each request on its own merits whilst the


requirement that the competent authority of the other Contracting State be consulted


should ensure that Contracting States treat similar cases in a consistent manner and


can justify their decision on the basis of the facts and circumstances of the particular


case. This consultation process does not, however, require that the competent


authority to which the request has been presented obtain the agreement of the


competent authority that is consulted.


109. The competent authority to which a request is made under the paragraph may


grant benefits but it may then grant all of the benefits of the Convention to the


taxpayer making the request, or it may grant only certain benefits. For instance, it may


grant benefits only with respect to a particular item of income in a manner similar to


paragraph 3. Further, the competent authority may establish conditions, such as


setting time limits on the duration of any relief granted.


110. The request for a determination under the paragraph may be presented before


(e.g. through a ruling request) or after the establishment, acquisition or maintenance


of the person for whom the request is made. The request must be presented, however,
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before benefits may be claimed. If the competent authority determines that benefits


are to be allowed, it is expected that benefits will be allowed retroactively to the later


of the time of entry into force of the relevant treaty provision or to the time of the


establishment or acquisition of the person for whom the request is made, assuming


that all relevant facts and circumstances justify granting the retroactive application of


benefits.


111. The competent authority that receives a request for relief under the paragraph


should process that request expeditiously.


112. To reduce the resource implications of having to consider requests for


discretionary relief, and to discourage vexatious requests, a Contracting State may find


it useful to publish guidelines on the types of cases that it considers will and will not


qualify for discretionary relief. However, any administrative conditions that a


Contracting State imposes on applicants should not deter persons from making


requests where they consider that they have a reasonable prospect of satisfying a


competent authority that benefits should be granted.


Paragraph 6 (simplified version) / 7 (detailed version): Definitions


Definitions (preamble)


Simplified and detailed versions


6/7. For the purposes of this and the previous paragraphs of this Article:


113. Paragraph 6 of the simplified version and paragraph 7 of the detailed version


include a number of definitions that apply for the purposes of these paragraphs


themselves as well as the previous paragraphs of the Article. These definitions


supplement the definitions included in Articles 3, 4 and 5 of the Convention, which


apply throughout the Convention.


The term “recognised stock exchange”


Simplified version


a) the term “recognised stock exchange” means:


(i) any stock exchange established and regulated as such under the laws of


either Contracting State; and


(ii) any other stock exchange agreed upon by the competent authorities of


the Contracting States;


Detailed version


a) the term “recognised stock exchange” means:


(i) [list of stock exchanges agreed to at the time of signature]; and


(ii) any other stock exchange agreed upon by the competent authorities of


the Contracting States;
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Commentary on the definition of “recognised stock exchange” in the
simplified version


114. Subdivision (i) of the definition of “recognised stock exchange” in the simplified


version applies to all stock exchanges established and regulated as such under the laws


of either Contracting State. This general reference does not require a list of the stock


exchanges established in each of these States.


115. Subdivision (ii) of the definition allows the competent authorities to agree to treat


any other stock exchange as a “recognised stock exchange” for the purposes of


paragraphs 1 to 6 of the Article. The possibility to treat stock exchanges established in


third States as “recognised stock exchanges” takes account of the fact that the


globalisation of financial markets and the prominence of some large financial centres


have resulted in the shares of many public companies being actively traded on more


than one stock exchange and on stock exchanges established outside the Contracting


States. The agreement referred to in subdivision (ii) may be reached during the


negotiation of the Convention or at any time afterwards. Paragraphs 117 and 119 below


provide additional explanations with respect to the application of the definition of


“recognised stock exchange” to stock exchanges established outside the Contracting


States.


Commentary on the definition of “recognised stock exchange” in the
detailed version


116. The definition of “recognised stock exchange” in the detailed version includes, in


subdivision (i), stock exchanges that both Contracting States agree to identify at the


time of the signature of the Convention. Although this would typically include stock


exchanges established in the Contracting States on which shares of publicly listed


companies and entities that are residents of these States are actively traded, the stock


exchanges to be identified in the definition need not be established in one of the


Contracting States. This recognises that the globalisation of financial markets and the


prominence of some large financial centres have resulted in the shares of many public


companies being actively traded on more than one stock exchange and on stock


exchanges situated outside the State of residence of these companies.


117. The list to be included in subdivision (i) may include the names of specific stock


exchanges. It may also include a generic description of a number of stock exchanges


that would each constitute a “recognised stock exchange”. For example, in the case of


the United States, such a generic description could read “any stock exchange registered


with the U.S. Securities and Exchange Commission as a national securities exchange


under the U.S. Securities Exchange Act of 1934”. If the Contracting States wish to cover


European Union stock exchanges that are officially recognised as such, such a generic


description could read “any stock exchange established in States that are members of


the European Union or are party to the Agreement on the European Economic Area and


that are regulated by the European Union Markets in Financial Instruments Directive


(Directive 2004/39/EC as amended) or by any successor Directive”.
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118. Subdivision (ii) of the definition allows the competent authorities of the


Contracting States to supplement, through a subsequent agreement, the list of stock


exchanges identified in the definition at the time of signature of the Convention.


119. The stock exchanges to be included in the definition should impose listing


requirements that ensure that shares of entities listed on that stock exchange are


genuinely publicly traded. The following factors should be considered when


determining whether a stock exchange should be listed in the definition or


subsequently added to that list through the competent authority agreement referred to


in the preceding paragraph:


— What are the requirements/standards with respect to listing a company on the


stock exchange?


— What are the requirements/standards in order to continue to be listed on the


stock exchange, including minimum financial standards?


— What are the annual/interim disclosure and/or filing requirements for


companies whose shares are traded on the stock exchange?


— What is the volume of shares traded on the stock exchange in a calendar year?


— Do the rules governing the stock exchange ensure active trading of listed stocks?


If so, how?


— Are the companies listed on the stock exchange required to disclose on an


ongoing basis financial information and information on events that may have a


material impact on their financial situations?


— Is information on the trading volume and overall shareholding of the companies


listed on the stock exchange publicly available?


— Does the stock exchange impose any minimum size requirements, such as


minimum capitalisation or number of employees, for companies whose shares


are traded on the exchange?


— Does the stock exchange impose a required minimum percentage of public


ownership? If so, what is the minimum amount?


— For a company to be listed on the stock exchange, are the shares of companies


required to be freely negotiable and fully paid for?


— Is the stock exchange required to disclose the share prices of its listed companies


within a certain timeframe?


— Is the stock exchange regulated or supervised by a government authority of the


State in which it is located?


— [In the case of a new stock exchange to be added to an existing list:] Why would


a company prefer to list on the new exchange rather than on another exchange,


including those exchanges that are already “recognised stock exchanges” in the


tax treaty? For example, are there lesser corporate governance and financial


disclosure requirements?


— [In the case of a new stock exchange to be added to an existing list:] Does the new


stock exchange provide a more efficient vehicle for raising capital and, if so, why?
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The term “shares”


Simplified and detailed versions


b) with respect to entities that are not companies, the term “shares” means


interests that are comparable to shares;


Commentary on the definition of “shares” in the simplified and detailed
versions


120. Neither the simplified nor the detailed version contains an exhaustive definition


of the term “shares”, which, under paragraph 2 of Article 3, should generally have the


meaning which it has under the domestic law of the State that applies the Article.


Subparagraph b), however, provides that the term “shares”, when used with respect to


entities that do not issue shares (e.g. trusts), refers to interests that are comparable to


shares. These will typically be beneficial interests that entitle their holders to a share


of the income or assets of the entity.


The term “principal class of shares”


Simplified version


c) the term “principal class of shares” means the class or classes of shares of a


company or entity which represents the majority of the aggregate vote and


value of the company or entity;


Detailed version


c) the term “principal class of shares” means the ordinary or common shares of


the company or entity, provided that such class of shares represents the


majority of the aggregate vote and value of the company or entity. If no


single class of ordinary or common shares represents the majority of the


aggregate vote and value of the company or entity, the “principal class of


shares” are those classes that in the aggregate represent a majority of the


aggregate vote and value;


Commentary on the definition of “principal class of shares” in the
simplified version


121. The simplified version’s definition of the term “principal class of shares”


generally corresponds to the definition included in the detailed version but, instead of


dealing expressly with the case where no single class of ordinary or common shares


represents the majority of the aggregate vote and value of the company or entity, deals


with that issue through the phrase “class or classes of shares”.
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Commentary on the definition of “principal class of shares” in the
detailed version


122. The detailed version’s definition of the term “principal class of shares” refers to


the ordinary or common shares of a company or entity but only if these shares


represent the majority of the voting rights as well as of the value of the company or


entity. If a company or entity has only one class of shares, that class of shares will


naturally constitute its “principal class of shares”. If a company or entity has more than


one class of shares, it is necessary to determine which class or classes constitute the


“principal class of shares”, which will be the class of shares, or any combination of


classes of shares, that represent, in the aggregate, a majority of the aggregate vote and


value of the company or entity. If a company or entity does not have a class of ordinary


or common shares representing the majority of its aggregate vote and value, then the


“principal class of shares” shall be any combination of classes of shares that represent,


in the aggregate, a majority of the vote and value of the company or entity. Although in


a particular case involving a company with several classes of shares it is conceivable


that more than one group of classes could be identified that would represent the


majority of the aggregate vote and value of the company, it is only necessary to identify


one such group that meets the conditions of subparagraph c) of paragraph 2 in order for


the company to be entitled to treaty benefits under that provision (benefits will not be


denied to the company or entity even if a second group of shares representing the


majority of the aggregate vote and value of the company or entity, but not satisfying


the conditions of subparagraph c) of paragraph 2, could be identified).


123. In a few States, certain publicly-listed traded companies are governed by a dual


listed company arrangement and these States may wish to address expressly the


situation of these companies in order to ensure that they are not inadvertently denied


the benefits of conventions because of the definition of “principal class of shares”. The


term “dual listed company arrangement” refers to an arrangement, adopted by certain


publicly-listed companies, that reflects a commonality of management, operations,


shareholders’ rights, purpose and mission through a series of agreements between two


parent companies, each with its own stock exchange listing, together with special


provisions in their respective articles of association including in some cases, for


example, the creation of special voting shares. Under these structures, the position of


the parent company’s shareholders is, as far as possible, the same as if they held


shares in a single company, with the same dividend entitlement and same rights to


participate in the assets of the dual listed companies in the event of a winding up.


States wishing to address the situation of such companies may therefore wish to add


the following sentence to the definition of “principal class of shares”:


In the case of a company participating in a dual listed company arrangement, the


principal class of shares will be determined after excluding the special voting shares


which were issued as a means of establishing that dual listed company


arrangement.
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124. This additional sentence would be supplemented by the addition of the following


definition of “dual listed company arrangement”:


the term “dual listed company arrangement” means an arrangement pursuant to


which two publicly listed companies, while maintaining their separate legal entity


status, shareholdings and listings, align their strategic directions and the economic


interests of their respective shareholders through:


(i) the appointment of common (or almost identical) boards of directors,


except where relevant regulatory requirements prevent this;


(ii) management of the operations of the two companies on a unified basis;


(iii) equalised distributions to shareholders in accordance with an equalisation


ratio applying between the two companies, including in the event of a


winding up of one or both of the companies;


(iv) the shareholders of both companies voting in effect as a single decision-


making body on substantial issues affecting their combined interests; and


(v) cross-guarantees as to, or similar financial support for, each other’s


material obligations or operations except where the effect of the relevant


regulatory requirements prevents such guarantees or financial support.


125. Other States, however, may prefer not to include any specific reference to dual


listed company arrangements in the Article because of possible concerns about the use


of similar arrangements for avoidance purposes and may therefore prefer to address


legitimate dual listed arrangements on a case-by-case basis through the other


provisions of the Article, including the discretionary relief provision of paragraph 6.


The term “connected person”


Simplified and detailed versions


d) two persons shall be “connected persons” if one owns, directly or indirectly,


at least 50 per cent of the beneficial interest in the other (or, in the case of a


company, at least 50 per cent of the aggregate vote and value of the


company's shares) or another person owns, directly or indirectly, at least


50 per cent of the beneficial interest (or, in the case of a company, at least 50


per cent of the aggregate vote and value of the company's shares) in each


person. In any case, a person shall be connected to another if, based on all


the relevant facts and circumstances, one has control of the other or both are


under the control of the same person or persons.


Commentary on the definition of “connected person” in the simplified and
detailed versions


126. The term “connected person” is used in paragraph 3 of the simplified version and


in various parts of the detailed version. Although the definition is somewhat similar to


the definition of “closely related” in Article 5, a main difference is that a direct or
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indirect ownership of exactly 50 per cent of the beneficial interests could result in a


person being “connected” to another person whilst the definition of “closely related”


requires a direct or indirect ownership of more than 50 per cent of the beneficial


interests.


127. As indicated in paragraph 33 above, some States consider that provisions should


be included in their tax treaties in order to deny the application of specific treaty


provisions with respect to income that is paid to connected persons that benefit from


regimes that constitute “special tax regimes” (see paragraphs 85 to 100 of the


Commentary on Article 1) and to deny the application of Article 11 to interest that is


paid to connected persons that benefit from domestic law provisions that provide for a


notional deduction with respect to equity (see paragraph 107 of the Commentary on


Article 1). If such provisions are included in the Convention, the Contracting States


may consider it more appropriate to include the definition of “connected person” in


Article 3, which includes definitions that apply throughout the Convention.


The term “equivalent beneficiary”


Simplified version


e) the term “equivalent beneficiary” means any person who would be entitled


to benefits with respect to an item of income accorded by a Contracting State


under the domestic law of that Contracting State, this Convention or any


other international agreement which are equivalent to, or more favourable


than, benefits to be accorded to that item of income under this Convention.


For the purposes of determining whether a person is an equivalent


beneficiary with respect to dividends received by a company, the person


shall be deemed to be a company and to hold the same capital of the


company paying the dividends as such capital the company claiming the


benefit with respect to the dividends holds.


Detailed version


e) the term “equivalent beneficiary” means:


(i) a resident of any State, provided that:


A) the resident is entitled to all the benefits of a comprehensive


convention for the avoidance of double taxation between that State


and the Contracting State from which the benefits of this


Convention are sought, under provisions substantially similar to


subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2 or, when the benefit being


sought is with respect to interest or dividends paid by a member of


the resident’s multinational corporate group, the resident is entitled


to benefits under provisions substantially similar to paragraph 5 of


this Article in such convention, provided that, if such convention


does not contain a detailed limitation on benefits article, such


convention shall be applied as if the provisions of subparagraphs a),
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b), c) and e) of paragraph 2 (including the definitions relevant to the


application of the tests in such subparagraphs) were contained in


such convention; and


B) 1) with respect to income referred to in Article 10, 11 or 12, if the


resident had received such income directly, the resident would


be entitled under such convention, a provision of domestic law


or any international agreement, to a rate of tax with respect to


such income for which benefits are being sought under this


Convention that is less than or equal to the rate applicable


under this Convention. Regarding a company seeking, under


paragraph 4, the benefits of Article 10 with respect to


dividends, for purposes of this subclause:


I) if the resident is an individual, and the company is


engaged in the active conduct of a business in its


Contracting State of residence that is substantial in


relation, and similar or complementary, to the business


that generated the earnings from which the dividend is


paid, such individual shall be treated as if he or she were a


company. Activities conducted by a person that is a


connected person with respect to the company seeking


benefits shall be deemed to be conducted by such


company. Whether a business activity is substantial shall


be determined based on all the facts and circumstances;


and


II) if the resident is a company (including an individual


treated as a company), to determine whether the resident


is entitled to a rate of tax that is less than or equal to the


rate applicable under this Convention, the resident’s


indirect holding of the capital of the company paying the


dividends shall be treated as a direct holding; or


2) with respect to an item of income referred to in Article 7, 13 or


21 of this Convention, the resident is entitled to benefits under


such convention that are at least as favourable as the benefits


that are being sought under this Convention; and


C) notwithstanding that a resident may satisfy the requirements of


clauses A) and B) of this subdivision, where the item of income has


been derived through an entity that is treated as fiscally


transparent under the laws of the Contracting State of residence of


the company seeking benefits, if the item of income would not be


treated as the income of the resident under a provision analogous to


paragraph 2 of Article 1 had the resident, and not the company


seeking benefits under paragraph 4 of this Article, itself owned the


entity through which the income was derived by the company, such
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resident shall not be considered an equivalent beneficiary with


respect to the item of income;


(ii) a resident of the same Contracting State as the company seeking


benefits under paragraph 4 of this Article that is entitled to all the


benefits of this Convention by reason of subparagraph a), b), c) or e) of


paragraph 2 or, when the benefit being sought is with respect to interest


or dividends paid by a member of the resident’s multinational corporate


group, the resident is entitled to benefits under paragraph 5, provided


that, in the case of a resident described in paragraph 5, if the resident


had received such interest or dividends directly, the resident would be


entitled to a rate of tax with respect to such income that is less than or


equal to the rate applicable under this Convention to the company


seeking benefits under paragraph 4; or


(iii) a resident of the Contracting State from which the benefits of this


Convention are sought that is entitled to all the benefits of this


Convention by reason of subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2,


provided that all such residents’ ownership of the aggregate vote and


value of the shares (and any disproportionate class of shares) of the


company seeking benefits under paragraph 4 does not exceed 25 per


cent of the total vote and value of the shares (and any disproportionate


class of shares) of the company;


Commentary on the definition of “equivalent beneficiary” in the
simplified version


128. The definition of “equivalent beneficiary” in the simplified version is only


relevant for the purposes of paragraph 4 on derivative benefits. That paragraph allows


an entity that is a resident of a Contracting State and that is not a qualified person to


access treaty benefits with respect to an item of income if persons that meet the


definition of “equivalent beneficiary” own, directly or indirectly, more than 75 per cent


of the beneficial interests in that entity.


129. According to the definition, an equivalent beneficiary is any person who, if it had


received the relevant item of income directly, would have been entitled, in a


Contracting State, to benefits that are either equivalent or more favourable than the


benefits provided to that item of income by that Contracting State under the


Convention. These equivalent or more favourable benefits may result from either the


domestic law of that State, the Convention itself or any other international agreement


to which that State is a party.


130. The last sentence of the definition applies for the purposes of determining the


percentage of the capital of a company paying a dividend that a potential equivalent


beneficiary will be deemed to hold in that company. This is relevant for the purposes


of comparing the benefits accorded to dividends under the Convention with the


benefits to which that potential equivalent beneficiary would have been entitled if it


had received the dividend directly (e.g. either 5 per cent under subparagraph a) of
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paragraph 2 of Article 10 or 15 per cent under subparagraph b) of paragraph 2 of


Article 10). According to the last sentence, the potential equivalent beneficiary will be


deemed to be a company holding the same capital in the company paying the


dividends that the company that seeks the benefits of paragraph 4 is holding (whilst


paragraph 4 may apply to entities that are not companies, the rate differential of


Article 10 only matters with respect to dividends paid to a company).


Commentary on the definition of “equivalent beneficiary” in the detailed
version


131. The definition of “equivalent beneficiary” in the detailed version is relevant for


the purposes of the derivative benefits test in paragraph 4 but may also be relevant for


the purposes of subparagraph g) of paragraph 2 dealing with collective investment


vehicles, depending on how that subparagraph is drafted (see paragraph 56 above).


132. The definition recognises three different categories of persons who qualify as


“equivalent beneficiary”.


133. The first category (subdivision (i) of the definition) covers residents of third States


that would be entitled to all of the benefits of a comprehensive income tax convention


between that person’s State of residence and the State from which benefits are sought


(referred to below as the “tested convention”) under provisions that are substantially


similar to the rules in subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2. A company may also


be an equivalent beneficiary under subdivision (i) if it is entitled to benefits under a


convention pursuant to a headquarters company test under the tested convention that


is substantially similar to paragraph 5, but only if the benefits being sought by the


company are with respect to interest or dividends paid by a member of the equivalent


beneficiary’s multinational corporate group. If the tested convention does not have a


comprehensive limitation-on-benefits article, the requirements of clause A) of


subdivision (i) are also met if the resident of the third State applies the tested


convention as if such convention included the provisions of subparagraphs a), b), c)


and e) of paragraph 2 (including the relevant definitions for purposes of applying the


provisions of such subparagraphs), and would have satisfied one of the limitation-on-


benefits provisions by reason of one of the incorporated subparagraphs.


134. The following examples illustrate the application of subdivision (i) of the


definition:


— Example A: HOLDCO, a resident of State R, is a wholly owned direct subsidiary of


XCO, a resident of State X. XCO’s principal class of shares is primarily and


regularly traded on the X Stock Exchange, a stock exchange located in State X.


HOLDCO is not entitled to benefits under paragraph 2 of the convention between


States S and R because it is a subsidiary of a company resident of, and publicly


traded in, a third State. HOLDCO is not engaged in the conduct of an active


business in State R, and therefore it is not entitled to any benefits under


paragraph 3. HOLDCO derives and beneficially owns interest arising in State S


that would otherwise be subject to the 10 per cent rate of Article 11 of the
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convention between States S and R. In order to determine if HOLDCO is entitled


to benefits under the derivative benefits test of paragraph 4 of that convention, it


is necessary to determine whether XCO satisfies the definition of equivalent


beneficiary in paragraph 7. The income tax convention between States S and X


contains a comprehensive limitation-on-benefits provision, including a rule for


companies whose principal class of shares is primarily and regularly traded on


the X Stock Exchange that is substantially similar to subparagraph c) of


paragraph 2. Therefore, XCO satisfies the requirement of clause A) of


subdivision (i) of the definition of equivalent beneficiary. The convention


between States S and X would also subject interest arising in either State to the


10 per cent rate of Article 11, so XCO satisfies the requirement of clause B) of


subdivision (i) of the definition of equivalent beneficiary. Accordingly, XCO is an


equivalent beneficiary.


— Example B: Assume the same facts as in Example A, except that the income tax


convention between States S and X does not include a comprehensive limitation-


on-benefits provision. Accordingly, for the purpose of determining whether XCO


is an equivalent beneficiary, that convention shall be applied as if it contained


the provisions of subparagraphs a), b), c) and e) of paragraph 2 (including the


relevant definitions for purposes of applying these subparagraphs) of this


Convention. If this Convention defines a recognised stock exchange to include


the X Stock Exchange, the principal class of XCO’s shares would be primarily


traded on a recognised stock exchange located in XCO’s State of residence.


Therefore XCO would satisfy subparagraph c) of paragraph 2 and would be an


equivalent beneficiary. If however, the X Stock Exchange is not included in this


Convention as a recognised stock exchange, XCO would not be an equivalent


beneficiary.


135. A third-State resident cannot be an equivalent beneficiary if the person only


satisfies:


— a test for affiliates of publicly traded companies substantially similar to


subparagraph d) of paragraph 2;


— an ownership and a base erosion test are substantially similar to subparagraph f)


of paragraph 2;


— a test for collective investment vehicles substantially similar to what may be


included in subparagraph g) of paragraph 2;


— an active business test substantially similar to paragraph 3;


— a derivative benefits test substantially similar to paragraph 4;


— a discretionary relief provision substantially similar to paragraph 6; or


— any other limitation-on-benefits provision of the tested convention that is not a


test under this Convention,


because such resident would not be a qualified person under provisions substantially


similar to subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2 of this Article.
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136. Some States may wish to restrict and in some cases deny treaty benefits to


individuals who are liable to tax on a remittance basis or taxed on a fixed-fee / forfait


basis. If the Convention between the Contracting States does so, these States may also


wish to prevent such individuals resident of third States from qualifying as an


“equivalent beneficiary”. This could be done by amending clause A) of subdivision (i) as


follows:


A) the resident is entitled to all the benefits of a comprehensive convention for the


avoidance of double taxation between that State and the Contracting State from


which the benefits of this Convention are sought, under provisions


substantially similar to subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2 or, when the


benefit being sought is with respect to interest or dividends paid by a member


of the resident’s multinational corporate group, the resident is entitled to


benefits under provisions substantially similar to paragraph 5 of this Article in


such convention, provided that, if such convention does not contain a detailed


limitation on benefits article, the resident would be entitled to the benefits of


this Convention by reason of subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2 if such


resident were a resident of one of the Contracting States under Article 4.


Notwithstanding the preceding sentence, an individual


1) who is liable to tax in that individual’s State of residence with respect to


foreign source income or gains only on a remittance or similar basis, or


2) whose tax is determined in that State, in whole or in part, on a fixed-fee,


“forfait” or similar basis,


shall not be considered an equivalent beneficiary; and


137. Subclause B) 1) of subdivision (i) requires an equivalent beneficiary to be entitled


to a rate of tax on the type of income derived by the company seeking benefits under


paragraph 4 under either the tested convention, domestic law or any international


agreement that is less than or equal to the rate of tax applicable under this Convention


to the company seeking benefits under paragraph 4. Thus, the rates to be compared


are: first, the rate of tax that the State of source could impose under the Convention on


income paid to that company if it qualified for the benefits; and, second, the rate of tax


that the State of source could have imposed if the potential equivalent beneficiary had


derived the income directly from the State of source.


138. As described above, subclause B) 1) provides that any reduced rates of taxation


that are available under domestic law or any international agreement will be taken into


account. This rule recognises that withholding taxes on many inter-company


dividends, interest and royalties may be eliminated, for example, pursuant to


provisions such as those of the Parent-Subsidiary and Interest and Royalties Directives1


of the European Union, rather than by an income tax convention. This is illustrated by


the following example:


— Example: EUCO1, a company resident of State EU1, wholly owns ACO, a resident


of State A. ACO wholly owns EUCO2, a resident of State EU2, and derives interest


arising in State EU2. The income tax convention between States A and EU2
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contains the detailed version’s definition of equivalent beneficiary and exempts


interest from source taxation. States EU1 and EU2 are both members of the


European Union. Under the Interest and Royalties Directive, interest paid by


EUCO2 to EUCO1 may not be taxed by State EU2. Therefore, EUCO1 satisfies


subclause B) 1) of subdivision (i) of the definition of equivalent beneficiary in the


income tax convention between States A and EU2 even if the income tax


convention between States EU1 and EU2 allows the source taxation of interest.


139. Subclause B) 1) I) of subdivision (i) provides a rule, applicable with respect to


dividends, that allows an individual to be treated as a company for purposes of the rate


comparison test of subclause B) 1). Since dividends beneficially owned by individuals


are not entitled to the lower rate provided for by subparagraph a) of paragraph 2 of


Article 10, whereas a company may be entitled to that lower rate if certain conditions


are met, absent this provision, individual shareholders of a company seeking


derivative benefits under paragraph 4 generally would not qualify as equivalent


beneficiaries in the case of dividends derived from substantial participations in other


companies. By treating individuals as companies for purposes of the rate comparison


test, this rule allows a company seeking derivative benefits under paragraph 4 to take


into account the shares owned, directly or indirectly, by the individual as if such shares


were owned by a company described in subparagraph c) of paragraph 2 for purposes of


determining whether the company seeking derivative benefits under paragraph 4 is 95


per cent owned by equivalent beneficiaries.


140. To be eligible to apply the rule in subclause B) 1) I), the company seeking


derivative benefits under paragraph 4 must be engaged in the active conduct of a


business in its State of residence. The rule treats an individual shareholder who


otherwise meets the requirements of subclause A) of subparagraph (i) as if it were a


company described in subparagraph c) of paragraph 2 but only if the company seeking


derivative benefits under paragraph 4 is engaged in the active conduct of a business in


its State of residence that is both substantial in relation to, and similar or


complementary, to the business that generated the earnings from which the dividend


is paid. The test in subclause B) 1) I) is similar to the active conduct of a business test


under paragraph 3, but is not exactly the same because it does not require that the


income from the State of source “emanate” from the business actively conducted by


the company seeking derivative benefits under paragraph 4. The phrase “active


conduct of a business” has the same meaning as in subparagraph a) of paragraph 3,


and therefore does not include the activities described in subdivisions (i) through (iv) of


that subparagraph. For purposes of determining if the company seeking derivative


benefits under paragraph 4 is engaged in the active conduct of a business in a


Contracting State, activities conducted by a person connected to that company shall be


1 Council Directive 2011/96/EU of 30 November 2011 on the common system of taxation
applicable in the case of parent companies and subsidiaries of different Member States,
as amended; Council Directive 2003/49/EC of 3 June 2003 on a common system of taxation
applicable to interest and royalty payments made between associated companies of
different Member States.
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deemed to be conducted by the company. The phrase “substantial in relation to” has


the same meaning as in subparagraph c) of paragraph 3. That substantiality


requirement, however, must be applied regardless of whether the dividend is derived


from a connected person. On the other hand, the dividend derived from the other


Contracting State does not have to emanate from the active business of the company


seeking derivative benefits under paragraph 4, as is required under subparagraph a) of


paragraph 3, in order to obtain benefits, because the active business conducted in the


Contracting State of residence for purposes of subclause B) 1) I) needs only be “similar


or complementary” to the active business conducted in the State of source, and not


“the same or complementary” to that active business conducted in the State of source.


141. The following example illustrates the application of subclause B) 1) I):


— Example: RCO is a company resident of State R. RCO is engaged in the active


conduct of a business in State R that is similar to the business of SCO, a company


resident of State S. RCO has been a resident of State R for 13 months and has also


held 25 per cent of the capital of SCO for 13 months. Individual Y is the sole


shareholder of RCO and is a resident of State Y. Paragraph 2 of Article 10 of the


income tax conventions between States S and Y and between States S and R is


identical to the corresponding provision of the OECD Model Tax Convention. RCO,


therefore, satisfies the requirements set forth in subparagraph a) of paragraph 2


of Article 10 for purposes of the lower rate applicable to dividends. Absent


subclause B) 1) I), however, RCO would not be entitled to that lower rate because


individual Y would only have been entitled to the 15 per cent rate (under


subparagraph b) of paragraph 2 of Article 10) if he had received the dividends


directly from SCO. By virtue of subclause B) 1) I), however, Y shall be treated as a


company within the meaning of paragraph c) of paragraph 2 of the income tax


convention between States S and R for the purposes of the rate comparison test,


which means that RCO will satisfy the rate comparison requirement. Therefore,


assuming all other requirements (such as the base erosion test and the beneficial


ownership requirement of Article 10) are satisfied, RCO will be entitled to the


lower rate in Article 10 of the income tax convention between States S and R with


respect to the dividends paid by SCO.


142. Subclause B) 1) II) provides the rule for determining the percentage of the capital


of a company paying a dividend that a potential equivalent beneficiary will be deemed


to hold for purposes of the rate comparison test, which, like subclause B) 1) I), will


affect the entitlement to the lower rate of tax, under subparagraph a) of paragraph 2 of


Article 10, of the equivalent beneficiary, had it derived the dividend directly. For these


purposes, when applying the rate comparison test described in subclause B) 1), the


potential equivalent beneficiary’s indirect holding of the capital of the company paying


the dividends shall be treated as a direct holding. The following example illustrates the


application of subclause B) 1) II):


— Example: XCO and YCO each own directly 50 per cent of RCO, a company resident


of State R. For 13 months, RCO has held 25 percent of the capital of SCO and has


been a resident of State R. State S has income tax conventions with States R, X
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and Y; paragraph 2 of Article 10 of these income tax conventions is identical to


the corresponding provision of the OECD Model Tax Convention. XCO is a


resident of State X and would have qualified person status under subparagraph c)


of paragraph 2 of the income tax convention between States S and R. YCO is a


resident of State Y and would also have qualified person status under


subparagraph c) of paragraph 2 of the income tax convention between States S


and R. Both XCO and YCO, therefore, would satisfy subclause A) of the definition


of equivalent beneficiary. For purposes of determining the rate of tax on


dividends paid by SCO that XCO and YCO would have been entitled to under their


respective tax treaties with State S, however, XCO and YCO are each treated,


under subclause B) 1) II), as holding directly 12.5 per cent of the capital of SCO


(50 per cent of the 25 per cent shareholding in SCO is equal to 12.5 per cent, the


amount of XCO’s and YCO’s respective indirect holdings in the capital of SCO that


is treated as a direct holding). XCO and YCO, therefore, would not be entitled to


the lower rate of tax of subparagraph a) of paragraph 2 of Article 10 and would


not, therefore, be considered equivalent beneficiaries because they fail to meet


the rate comparison test under subclause B) 1) (see, however, paragraph 147


below concerning alternative provisions that would allow RCO to benefit from


the 15 per cent rate of subparagraph b) of paragraph 2 of Article 10 of the income


tax convention between States S and R).


143. Subclause B) 2) of subdivision (i) provides derivative benefits rules for items of


income that fall within Articles 7, 13 or 21. The potential equivalent beneficiary must


be entitled to a benefit under the tested convention that is at least as favourable as that


which would apply under the Convention to such business profits, gains or other


income. Thus, the benefits to be compared are: first, the benefits that the State of


source would grant to the company seeking derivative benefits under paragraph 4 if it


qualified for benefits with respect to the relevant item of income and, second, the


benefits that the State of source would grant to the potential equivalent beneficiary if


it derived the income directly. The following example illustrates the application of


subclause B) 2):


— Example: RCO is a company resident in State R, which is wholly owned by XCO, a


publicly traded company resident in State X. RCO has a contract to construct a


major office complex in State S. Under the terms of the income tax convention


between States S and R, a construction site constitutes a permanent


establishment only if it lasts for more than twelve months. Under the terms of


the income tax convention between States S and X, however, a construction site


constitutes a permanent establishment only if it lasts more than six months. If


the construction site lasts more than six months but less than 12 months, XCO


would not be an equivalent beneficiary because it would not be entitled to the


same protection, under Article 5 of the income tax convention between States S


and X, that a qualifying person would be entitled to under Article 5 of the income


tax convention between States S and R.
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144. Subclause C) of subdivision (i) provides an additional limitation where the item of


income has been derived through an entity that is treated as fiscally transparent under


the laws of the Contracting State of residence of the company seeking derivative


benefits under paragraph 4. In such case, notwithstanding that the resident may


satisfy the requirements of subclauses A) or B) based on a comparison of the terms of


the tested convention with the terms of the convention under which the company is


seeking derivative benefits, the resident will not meet the requirements of this


subclause if the relevant item of income would not be treated as the income of that


resident under a provision analogous to paragraph 2 of Article 1 had it, rather than the


company seeking derivative benefits under paragraph 4, been paid the item of income


for which that company is claiming benefits. The following example illustrates the


application of subclause C):


— Example: RCO, a publicly traded company resident of State R, owns shares of


SCO, a company resident of State S, through P, a partnership organised in State S.


P is fiscally transparent under the domestic tax law of State S and is treated as a


company under the domestic tax law of State R. Accordingly, under the


provisions of paragraph 2 of Article 1, dividends paid by SCO through P would not


be considered derived by RCO, and thus would not be eligible for a reduction from


source taxation in State S under Article 10. RCO interposes XCO, a resident of


State X, between itself and P. Under the domestic tax law of State X, P is fiscally


transparent, and therefore, XCO is considered to derive dividends paid by SCO


to P.


The income tax convention between States S and X contains the detailed version


of paragraphs 1 to 7 of Article 29. In order to enjoy the dividend withholding tax


reductions provided in that convention, XCO must satisfy the derivative benefits


test. Although the dividend rates under paragraph 2 of Article 10 of the


convention between States S and X are the same as those under Article 10 of the


convention between States S and R, and subclause A) of subdivision (i) would be


satisfied, dividends would not be considered derived by RCO if RCO, and not XCO,


had owned SCO through the partnership P. Accordingly, by virtue of subclause C),


RCO is not an equivalent beneficiary, and for that reason, XCO is not entitled to


derivative benefits under paragraph 4 with respect to the dividends paid by SCO


through P.


145. The second category of persons who qualify as “equivalent beneficiary”


(subdivision (ii) of the definition) applies to persons who are residents of the same


Contracting State as the company seeking derivative benefits under paragraph 4. Such


persons will be equivalent beneficiaries if they are eligible for benefits by reason of


subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2, or under paragraph 5 as a headquarters


company. A headquarters company, however, will solely be an equivalent beneficiary


of the company seeking derivative benefits under paragraph 4 if the company seeking


derivative benefits receives interest or dividends from a member of the headquarters


company’s multinational corporate group. A rate comparison test applies, however, for


any resident satisfying the headquarters company test in paragraph 5 that derives
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dividends or interest from the other Contracting State. That requirement is intended to


ensure that the headquarters company is entitled to at least the same treaty benefits


with respect to dividends or interest as the company seeking derivative benefits under


paragraph 4 so that if, for instance, Article 11 of the Convention generally exempts


interest from source taxation but does not do so with respect to interest paid to a


headquarters company by a member of that company’s multinational group, the


headquarters company will not be an equivalent beneficiary of a company that would


otherwise be entitled to the treaty exemption from source taxation applicable to a


similar interest payment.


146. The third category of persons who qualify as “equivalent beneficiary”


(subdivision (iii) of the definition), applies to persons who are residents of the


Contracting State of source. Such persons will be equivalent beneficiaries if they are


eligible for benefits by reason of subparagraph a), b), c) or e) of paragraph 2, provided


that such residents’ ownership of the aggregate vote and value of the shares (and any


disproportionate class of shares as defined in paragraph 7) of the company that


requests the derivative benefits does not exceed 25 per cent. Under the ownership


requirement in subparagraph a) of paragraph 4, ownership may be direct or indirect,


but in the case of indirect ownership, each intermediate owner must be a “qualifying


intermediate owner” under the definition of that term in paragraph 7 (see below).


147. As explained in paragraph 10 above, where paragraph 4 on derivative benefits


applies, the definition of equivalent beneficiary will exclude persons who, under


another convention, are entitled to relief from taxation by the State of source that is


not as favourable as the relief provided under the Convention. Some States may want


to address the resulting so-called “cliff effect” of denying all treaty benefits even if the


difference in the relief provided by the two conventions is relatively minor by providing


relief from taxation by the State of source that is similar to the relief that would have


been provided under the other convention. This treatment could be achieved through


the alternative provisions below that relate to the taxation of dividends, interest and


royalties and that grant limited benefits that broadly correspond to those that would


have been available under the other convention:


Provision on dividends to be added to Article 10


Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2 but subject to the provisions


of paragraph 4 of this Article, in the case of a company seeking to satisfy the


requirements of paragraph 4 of Article 29 of this Convention regarding a dividend, if


such company fails to satisfy the criteria of that paragraph solely by reason of:


a) the requirement in clause B) of subdivision (i) of the definition of the term


“equivalent beneficiary” in subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29; or


b) the requirement, in subdivision (ii) of the definition of the term “equivalent


beneficiary” in subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29, that a person


entitled to benefits under paragraph 5 of Article 29 would be entitled to a rate


of tax with respect to the dividend that is less than or equal to the rate


applicable under paragraph 2 of this Article;
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such company may be taxed in the Contracting State of which the company paying


the dividends is a resident and according to the laws of that Contracting State. In


these cases, however, the tax so charged shall not exceed the highest rate among


the rates of tax to which persons described in the definition of the term “equivalent


beneficiary” in subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29 (notwithstanding the


requirements referred to in subparagraphs a) and b) of this paragraph) would have


been entitled if such persons had received the dividend directly. For purposes of this


paragraph:


c) such persons’ indirect ownership of the voting stock of the company paying


the dividends shall be treated as direct ownership, and


d) a person described in subdivision (iii) of the definition of the term


“equivalent beneficiary” in subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29 shall


be treated as entitled to the limitation of tax to which such person would be


entitled if such person were a resident of the same Contracting State as the


company receiving the dividends.


Provision on interest to be added to Article 11


Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2 but subject to the provisions


of paragraph 4 of this Article, in the case of a company seeking to satisfy the


requirements of paragraph 4 of Article 29 regarding a payment of interest, if such


company fails to satisfy the criteria of that paragraph solely by reason of:


a) the requirement in clause B) of subdivision (i) of the definition of the term


“equivalent beneficiary” in subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29; or


b) the requirement in subdivision (ii) of the definition of the term “equivalent


beneficiary” in subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29 that a person


entitled to benefits under paragraph 5 of Article 29 would be entitled to a rate


of tax with respect to the interest that is less than or equal to the rate


applicable under paragraph 2 of this Article;


such company may be taxed by the Contracting State in which the interest arises


according to the laws of that State. In these cases, however, the tax so charged shall


not exceed the highest rate among the rates of tax to which persons described in the


definition of the term “equivalent beneficiary” in subparagraph e) of paragraph 7 of


Article 29 (notwithstanding the requirements referred to in subparagraphs a) and b)


of this paragraph) would have been entitled if such persons had received the


interest directly. For purposes of this paragraph, a person described in


subdivision (iii) of the definition of the term “equivalent beneficiary” in


subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29 shall be treated as entitled to the


limitation of tax to which such person would be entitled if such person were a


resident of the same Contracting State as the company receiving the interest.


Provision on royalties to be added to Article 12


Notwithstanding the provisions of paragraph 1 but subject to the provisions of


paragraph 3 of this Article, in the case of a company seeking to satisfy the


requirements of paragraph 4 of Article 29 regarding royalties, if such company fails
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to satisfy the criteria of that paragraph solely by reason of the requirement in


clause B) of subdivision (i) of the definition of the term “equivalent beneficiary” in


subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29, such company may be taxed in the


Contracting State in which the royalty arises and according to the laws of that State,


except that the tax so charged shall not exceed the highest rate among the rates of


tax to which persons described in the definition of the term “equivalent beneficiary”


in subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29 (notwithstanding the requirement of


clause B) of subdivision (i) of that definition) would have been entitled if such


persons had received the royalty directly. For purposes of this paragraph, a person


described in subdivision (iii) of the definition of the term “equivalent beneficiary” in


subparagraph e) of paragraph 7 of Article 29 shall be treated as entitled to the


limitation of tax to which such person would be entitled if such person were a


resident of the same Contracting State as the company receiving the royalties.


The term “disproportionate class of shares”


Detailed version only


f) the term “disproportionate class of shares” means any class of shares of a


company or entity resident in one of the Contracting States that entitles the


shareholder to disproportionately higher participation, through dividends,


redemption payments or otherwise, in the earnings generated in the other


Contracting State by particular assets or activities of the company;


Commentary on the definition of “disproportionate class of shares” in the
detailed version


148. Under the definition of the term “disproportionate class of shares”, which is used


in the ownership tests in various parts of the Article, a company or entity has a


disproportionate class of shares if it has outstanding shares that are subject to terms


or other arrangements that entitle the holder of these shares to a larger portion of the


company’s or entity’s income derived from the other Contracting State than that to


which the holder would be entitled in the absence of such terms or arrangements.


Thus, for example, a company resident in one Contracting State has a


“disproportionate class of shares” if some of the outstanding shares of that company


are “tracking shares” that pay dividends based upon a formula that approximates the


company’s return on its assets employed in the other Contracting State. This is


illustrated by the following example:


— Example: ACO is a company resident of State A. ACO has issued common shares


and preferred shares. The common shares are listed and regularly traded on the


principal stock exchange of State A. The preferred shares have no voting rights


and only entitle their holders to receive dividends equal in amount to interest


payments that ACO receives from unrelated borrowers in State B. The preferred


shares are owned entirely by a single shareholder who is a resident of a third


State with which State B does not have a tax treaty. The common shares account
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for more than 50 per cent of the value of ACO and for 100 per cent of the votes.


Since the owner of the preferred shares is entitled to receive payments


corresponding to ACO’s interest income arising in State B, the preferred shares


constitute a “disproportionate class of shares” and because these shares are not


regularly traded on a recognised stock exchange, ACO will not qualify for benefits


under subparagraph c) of paragraph 2.


The term “primary place of management and control”


Detailed version only


g) a company’s or entity’s “primary place of management and control” is in the


Contracting State of which it is a resident only if:


(i) the executive officers and senior management employees of the


company or entity exercise day-to-day responsibility for more of the


strategic, financial and operational policy decision making for the


company or entity and its direct and indirect subsidiaries, and the staff


of such persons conduct more of the day-to-day activities necessary for


preparing and making those decisions, in that Contracting State than in


any other State; and


(ii) such executive officers and senior management employees exercise


day-to-day responsibility for more of the strategic, financial and


operational policy decision-making for the company or entity and its


direct and indirect subsidiaries, and the staff of such persons conduct


more of the day-to-day activities necessary for preparing and making


those decisions, than the officers or employees of any other company or


entity;


Commentary on the definition of “primary place of management and
control” in the detailed version


149. The term “primary place of management and control” is relevant for the


purposes of subparagraph c) of paragraph 2 and of paragraph 5 of the detailed version.


This term must be distinguished from the concept of “place of effective management”,


which was used before 2017 in paragraph 3 of Article 4 and in various provisions,


including Article 8, applicable to the operation of ships and aircraft. The concept of


“place of effective management” was interpreted by some States as being ordinarily


the place where the most senior person or group of persons (for example a board of


directors) made the key management and commercial decisions necessary for the


conduct of the company’s business. The concept of the primary place of management


and control, by contrast, refers to the place where the day-to-day responsibility for the


management of the company or entity (and its direct and indirect subsidiaries) is


exercised.
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150. A company’s or entity’s primary place of management and control will be


situated in the State of residence of that company or entity only if the following two


conditions are satisfied:


— First, under subdivision (i), the executive officers and senior management


employees exercise day-to-day responsibility for more of the strategic, financial


and operational policy decision making for the company or entity and for its


direct and indirect subsidiaries, and the staff that support such management in


preparing for and making those decisions conduct more of their necessary day-


to-day activities, in that State than in the other State or any third State. Thus, the


test looks to the overall activities of the relevant persons to see where those


activities are conducted. In most cases, it will be a necessary, but not a sufficient,


condition that the chief executive officer and other top executives normally are


in the Contracting State of which the company is a resident.


— Second, the executive officers and senior management employees exercise day-


to-day responsibility for more of the strategic, financial and operational policy


decision-making for the company and its direct and indirect subsidiaries, and


the staff that support such management in making those decisions conduct


more of their necessary day-to-day activities, than the officers or employees of


any other company or entity.


The term “qualifying intermediate owner”


Detailed version only


h) the term “qualifying intermediate owner” means an intermediate owner


that is either:


(i) a resident of a State that has in effect with the Contracting State from


which a benefit under this Convention is being sought a comprehensive


convention for the avoidance of double taxation; or


(ii) a resident of the same Contracting State as the company applying the


test under subparagraph d) or f) of paragraph 2 or paragraph 4 to


determine whether it is eligible for benefits under the Convention;


Commentary on the definition of “qualifying intermediate owner” in the
detailed version


151. The definition of “qualifying intermediate owner” in the detailed version is


relevant for the purposes of the ownership tests found in subparagraphs d) and f) of


paragraph 2 as well as the derivative benefits rule of paragraph 4.


152. Under subdivision (i) of that definition, a qualifying intermediate owner is an


entity resident of a third State that has in effect a comprehensive income tax


convention with the Contracting State from which a treaty benefit is sought.


153. As indicated in the Commentary on Article 1, some States consider that


provisions should be included in their tax treaties in order to deny the application of
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specific treaty provisions with respect to income benefiting from regimes that


constitute “special tax regimes” (see paragraphs 85 to 100 of the Commentary on


Article 1) and to deny the application of Article 11 to interest that is paid to connected


persons that benefit from domestic law provisions that provide for a notional


deduction with respect to equity (see paragraph 107 of the Commentary on Article 1).


These States may want to restrict the scope of subdivision (i) so that it would only


apply to residents of third States with which the State from which treaty benefits are


sought has concluded comprehensive income tax conventions, and that do not benefit


from a special tax regime or from notional interest deductions. This could be done by


amending subdivision (i) as follows:


(i) a resident of a State that has in effect with the Contracting State from which a


benefit under this Convention is being sought a comprehensive convention for


the avoidance of double taxation and that does not benefit from either


A) a special tax regime, provided that if the relevant comprehensive


convention for the avoidance of double taxation does not contain a


definition of special tax regime analogous to the provisions included in


[reference to the paragraph of the convention that includes the definition


of “special tax regime”], the principles of the definition provided in this


Convention shall apply, but without regard to the requirement in clause (v)


of that definition; or


B) notional deductions of the type described in [reference to the paragraph of


Article 11 that relates to notional deductions for equity]; or


154. Under subdivision (ii) of the definition, a qualifying intermediate owner also


includes a resident of the same Contracting State as the company to which the relevant


ownership test is applied under subparagraph d) or f) of paragraph 2 or under the


derivative benefits rule of paragraph 4.


The term “tested group”


Detailed version only


i) the term “tested group” means the resident of a Contracting State that is


applying the test under subparagraph d) or f) of paragraph 2 or under


paragraph 4 or 5 to determine whether it is eligible for benefits under the


Convention (the “tested resident”), and any company or permanent


establishment that:


(i) participates as a member with the tested resident in a tax consolidation,


fiscal unity or similar regime that requires members of the group to


share profits or losses; or


(ii) shares losses with the tested resident pursuant to a group relief or other


loss sharing regime in the relevant taxable period;
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Commentary on the definition of “tested group” in the detailed version


155. This subparagraph defines the term “tested group” for purposes of the base


erosion rules in subdivision (ii) of subparagraphs d) and f) of paragraph 2 and in


paragraphs 4 and 5. The tested group shall consist of the tested company to which the


relevant base erosion rule is applied (which is referred to as the “tested resident”) and


any company that either participates as a member with that tested resident in a tax


consolidation regime, fiscal unity or similar regime that allows members of the group


to share profits or losses, or any company that, during the relevant taxable period,


shares losses with the tested resident pursuant to a group relief or other loss sharing


regime. If there is no tested group, then the relevant base erosion test applicable to a


tested group does not apply.


The term “gross income”


Detailed version only


j) the term “gross income” means gross receipts as determined in the person’s


Contracting State of residence for the taxable period that includes the time


when the benefit would be accorded, except that where a person is engaged


in a business that includes the manufacture, production or sale of goods,


“gross income” means such gross receipts reduced by the cost of goods sold,


and where a person is engaged in a business of providing non-financial


services, “gross income” means such gross receipts reduced by the direct


costs of generating such receipts, provided that:


(i) except when relevant for determining benefits under Article 10 of this


Convention, gross income shall not include the portion of any dividends


that are effectively exempt from tax in the person’s Contracting State of


residence, whether through deductions or otherwise; and


(ii) except with respect to the portion of any dividend that is taxable, a


tested group’s gross income shall not take into account transactions


between companies within the tested group;


Commentary on the definition of “gross income” in the detailed version


156. This subparagraph defines the term “gross income” for purposes of the base


erosion rules in subdivision (ii) of subparagraphs d) and f) of paragraph 2 and in


paragraphs 4 and 5. The starting point for calculating gross income is gross receipts as


determined in the relevant entity’s Contracting State of residence for the taxable


period that includes the time when the benefit would be accorded. If the entity is


engaged in a business that includes the manufacture, production or sale of goods,


“gross income” means gross receipts reduced by the cost of goods sold. If the tested


entity is engaged in a business of providing non-financial services, “gross income”


means such gross receipts reduced by the direct costs of generating such receipts.
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157. Subdivision (i) of the definition further provides that except for determining


benefits with respect to dividends under Article 10, gross income shall not include the


portion of any dividends that are effectively exempt from tax in the person’s


Contracting State of residence, whether through deductions or otherwise, regardless of


the State of residence of the company paying these dividends. Subdivision (ii) provides


that, except with respect to the portion of any dividend that is taxable, a tested group’s


gross income will not take into account any transactions between companies within


the tested group.


The term “collective investment vehicle”


Detailed version only


k) [possible definition of “collective investment vehicle”]1.


Commentary on the definition of “collective investment vehicle” in the
detailed version


158. As indicated in the footnote to the subparagraph, a definition of “collective


investment vehicle” should be included if a provision dealing with collective


investment vehicles is included in subparagraph g) of paragraph 2. That definition


should identify the collective investment vehicles of each Contracting State to which


that provision is applicable and could be drafted as follows:


the term “collective investment vehicle” means, in the case of [State A], a [ ] and, in


the case of [State B], a [ ], as well as any other investment fund, arrangement or


entity established in either Contracting State which the competent authorities of


the Contracting States agree to regard as a collective investment vehicle for


purposes of this Article;


159. As explained in paragraph 36 of the Commentary on Article 1, it is intended that


the open parts of that definition would include cross-references to relevant tax or


securities law provisions of each State that would identify the CIVs to which


subparagraph g) of paragraph 2 should apply.


Paragraph 7 (simplified version): mode of application to be determined by
the competent authorities


Simplified version only


7. The competent authorities of the Contracting States may by mutual


agreement settle the mode of application of this Article.


1 A definition of the term “collective investment vehicle” should be added if a provision on
collective investment vehicles is included in paragraph 2 (see subparagraph g) of
paragraph 2).
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Commentary on paragraph 7 of the simplified version


160. Paragraph 7 of the simplified version allows the competent authorities of the


Contracting States to determine, by mutual agreement, how the provisions of the


previous paragraphs of the Article should be applied. They may, for instance, agree on


the procedural aspects of making a request for treaty benefits under the discretionary


relief provisions of paragraph 5.


Paragraph 8
161. As mentioned in paragraph 32 of the Commentary on Article 10, paragraph 25 of


the Commentary on Article 11 and paragraph 21 of the Commentary on Article 12,


potential abuses may result from the transfer of shares, debt-claims, rights or property


to permanent establishments set up solely for that purpose in countries that do not


tax, or offer preferential tax treatment to, the income from such assets. Where the


State of residence exempts the profits attributable to such permanent establishments


situated in third jurisdictions, the State of source should not be expected to grant


treaty benefits with respect to such income. The paragraph, which applies where a


Contracting State exempts the income of enterprises of that State that are attributable


to permanent establishments situated in third jurisdictions, provides that treaty


benefits will not be granted in such cases. That rule, however, does not apply if.


— the income bears a significant level of tax in the State in which the permanent


establishment is situated, or


— the income emanates from, or is incidental to, the active conduct of a business


through the permanent establishment, excluding an investment business that is


not carried on by a bank, insurance enterprise or registered securities dealer.


162. Under subparagraph c), in any case where benefits are denied under this


paragraph, the resident of a Contracting State who derives the relevant income may


request that the competent authority of the other Contracting State grant these


benefits. The competent authority who receives such a request may, at its discretion,


grant these benefits if it determines that doing so would be justified; it shall, however,


consult with the competent authority of the other Contracting State before granting or


denying the request.


163. The following example illustrates the type of situation in which the paragraph is


intended to apply. An enterprise of a Contracting State sets up a permanent


establishment in a third jurisdiction that imposes no or low tax on the profits of the


permanent establishment. The profits attributable to the permanent establishment are


exempt from tax by the first-mentioned State either pursuant to a provision similar to


Article 23 A included in a tax convention between that State and the jurisdiction where


the permanent establishment is located or pursuant to the first-mentioned State’s


domestic law. The enterprise derives interest arising from the other Contracting State


which is included in the profits attributable to the permanent establishment.


Assuming that the conditions for the application of Article 11 are met, the State in


which the interest arises would, in the absence of paragraph 8, be obliged to grant the
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benefits of the limitation of tax provided for in paragraph 2 of Article 11 despite the fact


that the interest is exempt from tax in the first-mentioned State and is subject to little


or no tax in the third jurisdiction in which the permanent establishment is situated. In


that situation, the benefits of the Convention will be denied with respect to that


income unless the exception of subparagraph b) applicable to income that emanates


from, or is incidental to, the active conduct of a business applies to the relevant income


or unless these benefits are granted, under the discretionary relief provision of


subparagraph c), by the competent authority of the State in which the interest arises.


164. The reference to the word “income” in subdivision (i) means that the provision


applies regardless of whether the relevant income constitutes business profits. The


rule therefore applies where an enterprise of a Contracting State derives income from


the other Contracting State and the first-mentioned State treats the right or property


in respect of which the income is paid as effectively connected with a permanent


establishment situated in a third jurisdiction (including under a provision such as


paragraph 2 of Article 21 in a treaty between the first-mentioned State and the third


jurisdiction).


165. Where the conditions of subdivisions (i) and (ii) are met, subparagraph a) denies


the benefits that otherwise would apply under the other provisions of the Convention


if the relevant item of income is treated as being part of the profits of the permanent


establishment situated in the third jurisdiction and the amount of tax levied on that


item of income in that third jurisdiction is less than the lower of the following two


amounts: a) the amount of that item of income multiplied by the minimum rate that


the Contracting States have determined bilaterally for the purposes of the paragraph,


and b) 60 per cent of the amount of tax that would be imposed on that item of income


in the State of the enterprise if that permanent establishment were situated in that


State.


166. The phrase “the amount of that item of income” refers to the amount of the


relevant income after the deduction of all expenses relevant to that item of income


that are deductible under the law of the relevant jurisdiction. Thus, for the purposes of


determining the tax in the third jurisdiction that relates to that item of income, the


overall tax applicable to the profits of the permanent establishment situated in that


jurisdiction will first be computed after deducting all expenses that are deductible, in


accordance with the law of that jurisdiction, in determining the taxable profits


attributable to the permanent establishment. The tax that applies to the relevant


amount of the item of income would then be determined by multiplying that overall


tax applicable to the profits of the permanent establishment by the ratio of the net


amount of the item of income (i.e. the gross amount of the item of income less the


deduction of the expenses deducted in computing the taxable profits of the permanent


establishment that relate specifically or proportionally to that item of income) to the


taxable profits of the permanent establishment. A similar computation will be made


for the purposes of determining the tax that would be imposed on that item of income


in the Contracting State of the enterprise if the permanent establishment were
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situated in that State; in that case, the expenses that will be deducted are those that


are deductible in accordance with the law of that State.


167. For the purposes of the exception included in subparagraph b), the reference to


income that “emanates from, or is incidental to, the active conduct of a business”


should be interpreted as indicated in paragraphs 74 to 76 above.


168. Instead of adopting the wording of paragraph 8, some States may prefer a more


comprehensive solution that would not be restricted to situations where an enterprise


of a Contracting State is exempt from tax, in that State, on the profits attributable to a


permanent establishment situated in a third jurisdiction, that would not include the


exception applicable to income that emanates from or is incidental to the active


conduct of a business and that would not require an evaluation of the tax that would


have been paid in the State of the enterprise if the permanent establishment had been


situated in that State. In such a case, the rule would be applicable in any case where


income derived from one Contracting State that is attributable to a permanent


establishment situated in a third jurisdiction is subject to combined taxation, in the


State of the enterprise and the jurisdiction of the permanent establishment, at an


effective rate that is less than the lower of a rate to be determined bilaterally and 60 per


cent of the general rate of corporate tax in the State of the enterprise. The following is


an example of a rule that could be used for that purpose:


Where an enterprise of a Contracting State derives income from the other


Contracting State and the first-mentioned Contracting State treats that income as


profits attributable to a permanent establishment situated in a third jurisdiction,


the benefits of this Convention shall not apply to that income if that income is


subject to a combined aggregate effective rate of tax in the first-mentioned


Contracting State and the jurisdiction in which the permanent establishment is


situated that is less than the lesser of [rate to be determined bilaterally] or 60 per


cent of the general statutory rate of company tax applicable in the first-mentioned


Contracting State. If benefits under this Convention are denied pursuant to the


preceding sentence with respect to an item of income derived by a resident of a


Contracting State, the competent authority of the other Contracting State may,


nevertheless, grant these benefits with respect to that item of income if, in response


to a request by such resident, such competent authority determines that granting


such benefits is justified in light of the reasons such resident did not satisfy the


requirements of this paragraph (such as the existence of losses). The competent


authority of the Contracting State to which a request has been made under the


preceding sentence shall consult with the competent authority of the other


Contracting State before either granting or denying the request.


Paragraph 9
169. Paragraph 9 mirrors the guidance in paragraphs 61 and 76 to 80 of the


Commentary on Article 1. According to that guidance, the benefits of a tax convention


should not be available where one of the principal purposes of certain transactions or


arrangements is to secure a benefit under a tax treaty and obtaining that benefit in
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these circumstances would be contrary to the object and purpose of the relevant


provisions of the tax convention. Paragraph 9 incorporates the principles underlying


these paragraphs into the Convention itself in order to allow States to address cases of


improper use of the Convention even if their domestic law does not allow them to do


so in accordance with paragraphs 76 to 80 of the Commentary on Article 1; it also


confirms the application of these principles for States whose domestic law already


allows them to address such cases.


170. The provisions of paragraph 9 have the effect of denying a benefit under a tax


convention where one of the principal purposes of an arrangement or transaction that


has been entered into is to obtain a benefit under the convention. Where this is the


case, however, the last part of the paragraph allows the person to whom the benefit


would otherwise be denied the possibility of establishing that obtaining the benefit in


these circumstances would be in accordance with the object and purpose of the


relevant provisions of this Convention.


171. Paragraph 9 supplements and does not restrict in any way the scope or


application of the provisions of paragraphs 1 to 7 (the limitation-on-benefits rule) and


of paragraph 8 (the rule applicable to a permanent establishment situated in a third


jurisdiction): a benefit that is denied in accordance with these paragraphs is not a


“benefit under the Convention” that paragraph 9 would also deny. Moreover, the


guidance provided in the Commentary on paragraph 9 should not be used to interpret


paragraphs 1 to 8 and vice-versa.


172. Conversely, the fact that a person is entitled to benefits under paragraphs 1 to 7


does not mean that these benefits cannot be denied under paragraph 9. Paragraphs 1


to 7 are rules that focus primarily on the legal nature, ownership in, and general


activities of, residents of a Contracting State. As illustrated by the example in the next


paragraph, these rules do not imply that a transaction or arrangement entered into by


such a resident cannot constitute an improper use of a treaty provision.


173. Paragraph 9 must be read in the context of paragraphs 1 to 7 and of the rest of the


Convention, including its preamble. This is particularly important for the purposes of


determining the object and purpose of the relevant provisions of the Convention.


Assume, for instance, that a public company whose shares are regularly traded on a


recognised stock exchange in the Contracting State of which the company is a resident


derives income from the other Contracting State. As long as that company is a


“qualified person” as defined in paragraph 2, it is clear that the benefits of the


Convention should not be denied solely on the basis of the ownership structure of that


company, e.g. because a majority of the shareholders in that company are not residents


of the same State. The object and purpose of subparagraph c) of paragraph 2 is to


establish a threshold for the treaty entitlement of public companies whose shares are


held by residents of different States. The fact that such a company is a qualified person


does not mean, however, that benefits could not be denied under paragraph 9 for


reasons that are unrelated to the ownership of the shares of that company. Assume, for


instance, that such a public company is a bank that enters into a conduit financing


arrangement intended to provide indirectly to a resident of a third State the benefit of
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lower source taxation under a tax treaty. In that case, paragraph 9 would apply to deny


that benefit because subparagraph c) of paragraph 2, when read in the context of the


rest of the Convention and, in particular, its preamble, cannot be considered as having


the purpose, shared by the two Contracting States, of authorising treaty-shopping


transactions entered into by public companies.


174. The provisions of paragraph 9 establish that a Contracting State may deny the


benefits of a tax convention where it is reasonable to conclude, having considered all


the relevant facts and circumstances, that one of the principal purposes of an


arrangement or transaction was for a benefit under a tax treaty to be obtained. The


provision is intended to ensure that tax conventions apply in accordance with the


purpose for which they were entered into, i.e. to provide benefits in respect of bona fide


exchanges of goods and services, and movements of capital and persons as opposed to


arrangements whose principal objective is to secure a more favourable tax treatment.


175. The term “benefit” includes all limitations (e.g. a tax reduction, exemption,


deferral or refund) on taxation imposed on the State of source under Articles 6


through 22 of the Convention, the relief from double taxation provided by Article 23,


and the protection afforded to residents and nationals of a Contracting State under


Article 24 or any other similar limitations. This includes, for example, limitations on


the taxing rights of a Contracting State in respect of dividends, interest or royalties


arising in that State, and paid to a resident of the other State (who is the beneficial


owner) under Article 10, 11 or 12. It also includes limitations on the taxing rights of a


Contracting State over a capital gain derived from the alienation of movable property


located in that State by a resident of the other State under Article 13. When a tax


convention includes other limitations (such as a tax sparing provision), the provisions


of this Article also apply to that benefit.


176. The phrase “that resulted directly or indirectly in that benefit” is deliberately


broad and is intended to include situations where the person who claims the


application of the benefits under a tax treaty may do so with respect to a transaction


that is not the one that was undertaken for one of the principal purposes of obtaining


that treaty benefit. This is illustrated by the following example:


TCO, a company resident of State T, has acquired all the shares and debts of SCO, a


company resident of State S, that were previously held by SCO’s parent company.


These include a loan made to SCO at 4 per cent interest payable on demand. State T


does not have a tax convention with State S and, therefore, any interest paid by SCO


to TCO is subject to a withholding tax on interest at a rate of 25 per cent in


accordance with the domestic law of State S. Under the State R-State S tax


convention, however, there is no withholding tax on interest paid by a company


resident of a Contracting State and beneficially owned by a company resident of the


other State; also, that treaty does not include provisions similar to paragraphs 1 to 7.


TCO decides to transfer the loan to RCO, a subsidiary resident of State R, in


exchange for three promissory notes payable on demand on which interest is


payable at 3.9 per cent.
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In this example, whilst RCO is claiming the benefits of the State R-State S treaty


with respect to a loan that was entered into for valid commercial reasons, if the


facts of the case show that one of the principal purposes of TCO in transferring its


loan to RCO was for RCO to obtain the benefit of the State R-State S treaty, then the


provision would apply to deny that benefit as that benefit would result indirectly


from the transfer of the loan.


177. The terms “arrangement or transaction” should be interpreted broadly and


include any agreement, understanding, scheme, transaction or series of transactions,


whether or not they are legally enforceable. In particular they include the creation,


assignment, acquisition or transfer of the income itself, or of the property or right in


respect of which the income accrues. These terms also encompass arrangements


concerning the establishment, acquisition or maintenance of a person who derives the


income, including the qualification of that person as a resident of one of the


Contracting States, and include steps that persons may take themselves in order to


establish residence. An example of an “arrangement” would be where steps are taken


to ensure that meetings of the board of directors of a company are held in a different


country in order to claim that the company has changed its residence. One transaction


alone may result in a benefit, or it may operate in conjunction with a more elaborate


series of transactions that together result in the benefit. In both cases the provisions of


paragraph 9 may apply.


178. To determine whether or not one of the principal purposes of an arrangement or


transaction is to obtain benefits under the Convention, it is important to undertake an


objective analysis of the aims and objects of all persons involved in putting that


arrangement or transaction in place or being a party to it. What are the purposes of an


arrangement or transaction is a question of fact which can only be answered by


considering all circumstances surrounding the arrangement or event on a case-by-case


basis. It is not necessary to find conclusive proof of the intent of a person concerned


with an arrangement or transaction, but it must be reasonable to conclude, after an


objective analysis of the relevant facts and circumstances, that one of the principal


purposes of the arrangement or transaction was to obtain the benefits of the tax


convention. It should not be lightly assumed, however, that obtaining a benefit under


a tax treaty was one of the principal purposes of an arrangement or transaction and


merely reviewing the effects of an arrangement will not usually enable a conclusion to


be drawn about its purposes. Where, however, an arrangement can only be reasonably


explained by a benefit that arises under a treaty, it may be concluded that one of the


principal purposes of that arrangement was to obtain the benefit.


179. A person cannot avoid the application of this paragraph by merely asserting that


the arrangement or transaction was not undertaken or arranged to obtain the benefits


of the Convention. All of the evidence must be weighed to determine whether it is


reasonable to conclude that an arrangement or transaction was undertaken or


arranged for such purpose. The determination requires reasonableness, suggesting


that the possibility of different interpretations of the events must be objectively


considered.
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180. The reference to “one of the principal purposes” in paragraph 9 means that


obtaining the benefit under a tax convention need not be the sole or dominant purpose


of a particular arrangement or transaction. It is sufficient that at least one of the


principal purposes was to obtain the benefit. For example, a person may sell a property


for various reasons, but if before the sale, that person becomes a resident of one of the


Contracting States and one of the principal purposes for doing so is to obtain a benefit


under a tax convention, paragraph 9 could apply notwithstanding the fact that there


may also be other principal purposes for changing residence, such as facilitating the


sale of the property or the re-investment of the proceeds of the alienation.


181. A purpose will not be a principal purpose when it is reasonable to conclude,


having regard to all relevant facts and circumstances, that obtaining the benefit was


not a principal consideration and would not have justified entering into any


arrangement or transaction that has, alone or together with other transactions,


resulted in the benefit. In particular, where an arrangement is inextricably linked to a


core commercial activity, and its form has not been driven by considerations of


obtaining a benefit, it is unlikely that its principal purpose will be considered to be to


obtain that benefit. Where, however, an arrangement is entered into for the purpose of


obtaining similar benefits under a number of treaties, it should not be considered that


obtaining benefits under other treaties will prevent obtaining one benefit under one


treaty from being considered a principal purpose for that arrangement. Assume, for


example, that a taxpayer resident of State A enters into a conduit arrangement with a


financial institution resident of State B in order for that financial institution to invest,


for the ultimate benefit of that taxpayer, in bonds issued in a large number of States


with which State B, but not State A, has tax treaties. If the facts and circumstances


reveal that the arrangement has been entered into for the principal purpose of


obtaining the benefits of these tax treaties, it should not be considered that obtaining


a benefit under one specific treaty was not one of the principal purposes for that


arrangement. Similarly, purposes related to the avoidance of domestic law should not


be used to argue that obtaining a treaty benefit was merely accessory to such purposes.


182. The following examples illustrate the application of the paragraph (the examples


included in paragraph 187 below should also be considered when determining whether


and when the paragraph would apply in the case of conduit arrangements). When


reading these examples, it is important to remember that the application of


paragraph 9 must be determined on the basis of the facts and circumstances of each


case. The examples below are therefore purely illustrative and should not be


interpreted as providing conditions or requirements that similar transactions must


meet in order to avoid the application of the provisions of paragraph 9:


— Example A: TCO, a company resident of State T, owns shares of SCO, a company


listed on the stock exchange of State S. State T does not have a tax convention


with State S and, therefore, any dividend paid by SCO to TCO is subject to a


withholding tax on dividends of 25 per cent in accordance with the domestic law


of State S. Under the State R-State S tax convention, however, there is no


withholding tax on dividends paid by a company resident of a Contracting State
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and beneficially owned by a company resident of the other State. TCO enters into


an agreement with RCO, an independent financial institution resident of State R,


pursuant to which TCO assigns to RCO the right to the payment of dividends that


have been declared but have not yet been paid by SCO.


In this example, in the absence of other facts and circumstances showing


otherwise, it would be reasonable to conclude that one of the principal purposes


for the arrangement under which TCO assigned the right to the payment of


dividends to RCO was for RCO to obtain the benefit of the exemption from source


taxation of dividends provided for by the State R-State S tax convention and it


would be contrary to the object and purpose of the tax convention to grant the


benefit of that exemption under this treaty-shopping arrangement.


— Example B: SCO, a company resident of State S, is the subsidiary of TCO, a


company resident of State T. State T does not have a tax convention with State S


and, therefore, any dividend paid by SCO to TCO is subject to a withholding tax


on dividends of 25 per cent in accordance with the domestic law of State S. Under


the State R-State S tax convention, however, the applicable rate of withholding


tax on dividends paid by a company of State S to a resident of State R is 5 per


cent. TCO therefore enters into an agreement with RCO, a financial institution


resident of State R and a qualified person under subparagraph c) of paragraph 2


of this Article, pursuant to which RCO acquires the usufruct of newly issued non-


voting preferred shares of SCO for a period of three years. TCO is the bare owner


of these shares. The usufruct gives RCO the right to receive the dividends


attached to these preferred shares. The amount paid by RCO to acquire the


usufruct corresponds to the present value of the dividends to be paid on the


preferred shares over the period of three years (discounted at the rate at which


TCO could borrow from RCO).


In this example, in the absence of other facts and circumstances showing


otherwise, it would be reasonable to conclude that one of the principal purposes


for the arrangement under which RCO acquired the usufruct of the preferred


shares issued by SCO was to obtain the benefit of the 5 per cent limitation


applicable to the source taxation of dividends provided for by the State R-State S


tax convention and it would be contrary to the object and purpose of the tax


convention to grant the benefit of that limitation under this treaty-shopping


arrangement.


— Example C: RCO, a company resident of State R, is in the business of producing


electronic devices and its business is expanding rapidly. It is now considering


establishing a manufacturing plant in a developing country in order to benefit


from lower manufacturing costs. After a preliminary review, possible locations in


three different countries are identified. All three countries provide similar


economic and political environments. After considering the fact that State S is


the only one of these countries with which State R has a tax convention, the


decision is made to build the plant in that State.
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In this example, whilst the decision to invest in State S is taken in the light of the


benefits provided by the State R-State S tax convention, it is clear that the


principal purposes for making that investment and building the plant are related


to the expansion of RCO’s business and the lower manufacturing costs of that


country. In this example, it cannot reasonably be considered that one of the


principal purposes for building the plant is to obtain treaty benefits. In addition,


given that a general objective of tax conventions is to encourage cross-border


investment, obtaining the benefits of the State R-State S convention for the


investment in the plant built in State S is in accordance with the object and


purpose of the provisions of that convention.


— Example D: RCO, a collective investment vehicle resident of State R, manages a


diversified portfolio of investments in the international financial market. RCO


currently holds 15 per cent of its portfolio in shares of companies resident of


State S, in respect of which it receives annual dividends. Under the tax


convention between State R and State S, the withholding tax rate on dividends is


reduced from 30 per cent to 10 per cent.


RCO’s investment decisions take into account the existence of tax benefits


provided under State R’s extensive tax convention network. A majority of


investors in RCO are residents of State R, but a number of investors (the minority


investors) are residents of States with which State S does not have a tax


convention. Investors’ decisions to invest in RCO are not driven by any particular


investment made by RCO, and RCO’s investment strategy is not driven by the tax


position of its investors. RCO annually distributes almost all of its income to its


investors and pays taxes in State R on income not distributed during the year.


In making its decision to invest in shares of companies resident of State S, RCO


considered the existence of a benefit under the State R-State S tax convention


with respect to dividends, but this alone would not be sufficient to trigger the


application of paragraph 9. The intent of tax treaties is to provide benefits to


encourage cross-border investment and, therefore, to determine whether or not


paragraph 9 applies to an investment, it is necessary to consider the context in


which the investment was made. In this example, unless RCO’s investment is


part of an arrangement or relates to another transaction undertaken for a


principal purpose of obtaining the benefit of the Convention, it would not be


reasonable to deny the benefit of the State R-State S tax treaty to RCO.


— Example E: RCO is a company resident of State R and, for the last 5 years, has held


24 per cent of the shares of company SCO, a resident of State S. Following the


entry-into-force of a tax treaty between States R and S (Article 10 of which is


identical to Article 10 of this Model), RCO decides to increase to 25 per cent its


ownership of the shares of SCO. The facts and circumstances reveal that the


decision to acquire these additional shares has been made primarily in order to


obtain the benefit of the lower rate of tax provided by Article 10(2)a) of the treaty.


In that case, although one of the principal purposes for the transaction through


which the additional shares are acquired is clearly to obtain the benefit of
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Article 10(2) a), paragraph 9 would not apply because it may be established that


granting that benefit in these circumstances would be in accordance with the


object and purpose of Article 10(2) a). That subparagraph uses an arbitrary


threshold of 25 per cent for the purposes of determining which shareholders are


entitled to the benefit of the lower rate of tax on dividends and it is consistent


with this approach to grant the benefits of the subparagraph to a taxpayer who


genuinely increases its participation in a company in order to satisfy this


requirement.


— Example F: TCO is a publicly-traded company resident of State T. TCO’s


information technology business, which was developed in State T, has grown


considerably over the last few years as a result of an aggressive merger and


acquisition policy pursued by TCO’s management. RCO, a company resident of


State R (a State that has concluded many tax treaties providing for no or low


source taxation of dividends and royalties), is the family-owned holding


company of a group that is also active in the information technology sector.


Almost all the shares of RCO are owned by residents of State R who are relatives


of the entrepreneur who launched and developed the business of the RCO group.


RCO’s main assets are shares of subsidiaries located in neighbouring countries,


including SCO, a company resident of State S, as well as patents developed in


State R and licensed to these subsidiaries. TCO, which has long been interested


in acquiring the business of the RCO group and its portfolio of patents, has made


an offer to acquire all the shares of RCO.


In this example, in the absence of other facts and circumstances showing


otherwise, it would be reasonable to conclude that the principal purposes for the


acquisition of RCO are related to the expansion of the business of the TCO group


and do not include the obtaining of benefits under the treaty between States R


and S. The fact that RCO acts primarily as a holding company does not change


that result. It might well be that, after the acquisition of the shares of RCO, TCO’s


management will consider the benefits of the tax treaty concluded between State


R and State S before deciding to keep in RCO the shares of SCO and the patents


licensed to SCO. This, however, would not be a purpose related to the relevant


transaction, which is the acquisition of the shares of RCO.


— Example G: TCO, a company resident of State T, is a publicly-traded company


resident of State T. It owns directly or indirectly a number of subsidiaries in


different countries. Most of these companies carry on the business activities of


the TCO group in local markets. In one region, TCO owns the shares of five such


companies, each located in different neighbouring States. TCO is considering


establishing a regional company for the purpose of providing group services to


these companies, including management services such as accounting, legal


advice and human resources; financing and treasury services such as managing


currency risks and arranging hedging transactions, as well as some other non-


financing related services. After a review of possible locations, TCO decides to


establish the regional company, RCO, in State R. This decision is mainly driven by
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the skilled labour force, reliable legal system, business friendly environment,


political stability, membership of a regional grouping, sophisticated banking


industry and the comprehensive double taxation treaty network of State R,


including its tax treaties with the five States in which TCO owns subsidiaries,


which all provide low withholding tax rates.


In this example, merely reviewing the effects of the treaties on future payments


by the subsidiaries to the regional company would not enable a conclusion to be


drawn about the purposes for the establishment of RCO by TCO. Assuming that


the intra-group services to be provided by RCO, including the making of decisions


necessary for the conduct of its business, constitute a real business through


which RCO exercises substantive economic functions, using real assets and


assuming real risks, and that business is carried on by RCO through its own


personnel located in State R, it would not be reasonable to deny the benefits of


the treaties concluded between State R and the five States where the subsidiaries


operate unless other facts would indicate that RCO has been established for


other tax purposes or unless RCO enters into specific transactions to which


paragraph 9 would otherwise apply (see also example F in paragraph 187 below


with respect to the interest and other remuneration that RCO might derive from


its group financing activities).


— Example H: TCO is a company resident of State T that is listed on the stock


exchange of State T. It is the parent company of a multinational enterprise that


conducts a variety of business activities globally (wholesaling, retailing,


manufacturing, investment, finance, etc.).


Issues related to transportation, time differences, limited availability of


personnel fluent in foreign languages and the foreign location of business


partners make it difficult for TCO to manage its foreign activities from State T.


TCO therefore establishes RCO, a subsidiary resident of State R (a country where


there are developed international trade and financial markets as well as an


abundance of highly-qualified human resources), as a base for developing its


foreign business activities. RCO carries on diverse business activities such as


wholesaling, retailing, manufacturing, financing and domestic and international


investment. RCO possesses the human and financial resources (in various areas


such as legal, financial, accounting, taxation, risk management, auditing and


internal control) that are necessary to perform these activities. It is clear that


RCO’s activities constitute the active conduct of a business in State R.


As part of its activities, RCO also undertakes the development of new


manufacturing facilities in State S. For that purpose, it contributes equity capital


and makes loans to SCO, a subsidiary resident of State S that RCO established for


the purposes of owning these facilities. RCO will receive dividends and interest


from SCO.


In this example, RCO has been established for business efficiency reasons and its


financing of SCO through equity and loans is part of RCO’s active conduct of a


business in State R. Based on these facts and in the absence of other facts that
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would indicate that one of the principal purposes for the establishment of RCO or


the financing of SCO was the obtaining of the benefits of the treaty between


States R and S, paragraph 9 would not apply to these transactions.


— Example I: RCO, a company resident of State R, is one of a number of collective


management organisations that grant licenses on behalf of neighbouring right


and copyright holders for playing music in public or for broadcasting that music


on radio, television or the Internet. SCO, a company resident of State S, carries on


similar activities in State S. Performers and copyright holders from various


countries appoint RCO or SCO as their agent to grant licenses and to receive


royalties with respect to the copyrights and neighbouring rights that they hold;


RCO and SCO distribute to each right holder the amount of royalties that they


receive on behalf of that holder minus a commission (in most cases, the amount


distributed to each holder is relatively small). RCO has an agreement with SCO


through which SCO grants licenses to users in State S and distributes royalties to


RCO with respect to the rights that RCO manages; RCO does the same in State R


with respect to the rights that SCO manages. SCO has agreed with the tax


administration of State S that it will process the royalty withholding tax on the


payments that it makes to RCO based on the applicable treaties between State S


and the State of residence of each right holder represented by RCO based on


information provided by RCO since these right holders are the beneficial owners


of the royalties paid by SCO to RCO.


In this example, it is clear that the arrangements between the right holders and


RCO and SCO, and between SCO and RCO, have been put in place for the efficient


management of the granting of licenses and collection of royalties with respect


to a large number of small transactions. Whilst one of the purposes for entering


into these arrangements may well be to ensure that withholding tax is collected


at the correct treaty rate without the need for each individual right holder to


apply for a refund on small payments, which would be cumbersome and


expensive, it is clear that such purpose, which serves to promote the correct and


efficient application of tax treaties, would be in accordance with the object and


purpose of the relevant provisions of the applicable treaties.


— Example J: RCO is a company resident of State R. It has successfully submitted a


bid for the construction of a power plant for SCO, an independent company


resident of State S. That construction project is expected to last 22 months.


During the negotiation of the contract, the project is divided into two different


contracts, each lasting 11 months. The first contract is concluded with RCO and


the second contract is concluded with SUBCO, a recently incorporated wholly-


owned subsidiary of RCO resident of State R. At the request of SCO, which wanted


to ensure that RCO would be contractually liable for the performance of the two


contracts, the contractual arrangements are such that RCO is jointly and


severally liable with SUBCO for the performance of SUBCO’s contractual


obligations under the SUBCO-SCO contract.
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In this example, in the absence of other facts and circumstances showing


otherwise, it would be reasonable to conclude that one of the principal purposes


for the conclusion of the separate contract under which SUBCO agreed to


perform part of the construction project was for RCO and SUBCO to each obtain


the benefit of the rule in paragraph 3 of Article 5 of the State R-State S tax


convention. Granting the benefit of that rule in these circumstances would be


contrary to the object and purpose of that paragraph as the time limitation of


that paragraph would otherwise be meaningless.


— Example K: RCO, a company resident of State R, is a wholly-owned subsidiary of


Fund, an institutional investor that is a resident of State T and that was


established and is subject to regulation in State T. RCO operates exclusively to


generate an investment return as the regional investment platform for Fund


through the acquisition and management of a diversified portfolio of private


market investments located in countries in a regional grouping that includes


State R. The decision to establish the regional investment platform in State R was


mainly driven by the availability of directors with knowledge of regional business


practices and regulations, the existence of a skilled multilingual workforce,


State R’s membership of a regional grouping and the extensive tax convention


network of State R, including its tax convention with State S, which provides for


low withholding tax rates. RCO employs an experienced local management team


to review investment recommendations from Fund and performs various other


functions which, depending on the case, may include approving and monitoring


investments, carrying on treasury functions, maintaining RCO’s books and


records, and ensuring compliance with regulatory requirements in States where


it invests. The board of directors of RCO is appointed by Fund and is composed of


a majority of State R resident directors with expertise in investment


management, as well as members of Fund’s global management team. RCO pays


tax and files tax returns in State R.


RCO is now contemplating an investment in SCO, a company resident of State S.


The investment in SCO would constitute only part of RCO’s overall investment


portfolio, which includes investments in a number of countries in addition to


State S which are also members of the same regional grouping. Under the tax


convention between State R and State S, the withholding tax rate on dividends is


reduced from 30 per cent to 5 per cent. Under the tax convention between State S


and State T, the withholding tax rate on dividends is 10 per cent.


In making its decision whether or not to invest in SCO, RCO considers the


existence of a benefit under the State R-State S tax convention with respect to


dividends, but this alone would not be sufficient to trigger the application of


paragraph 9. The intent of tax treaties is to provide benefits to encourage cross-


border investment and, therefore, to determine whether or not paragraph 9


applies to an investment, it is necessary to consider the context in which the


investment was made, including the reasons for establishing RCO in State R and


the investment functions and other activities carried out in State R. In this


example, in the absence of other facts or circumstances showing that RCO’s
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investment is part of an arrangement or relates to another transaction


undertaken for a principal purpose of obtaining the benefit of the Convention, it


would not be reasonable to deny the benefit of the State R-State S tax convention


to RCO.


— Example L: RCO, a securitisation company resident of State R, was established by


a bank which sold to RCO a portfolio of loans and other receivables owed by


debtors located in a number of jurisdictions. RCO is fully debt-funded. RCO has


issued a single share which is held on trust and has no economic value. RCO’s


debt finance was raised through the issuance of notes that are widely-held by


third-party investors. The notes are listed on a recognised stock exchange, which


allows for their trading on the secondary market, and are held through a clearing


system. To comply with regulatory requirements, the bank has also retained a


small percentage of the listed, widely-held debt securities issued by RCO. RCO


currently holds 60 per cent of its portfolio in receivables of small and medium


sized enterprises resident in State S, in respect of which RCO receives regular


interest payments. The bank is a resident of State T which has a tax treaty with


State S that provides benefits equivalent to those provided under the State R-


State S tax treaty. Under the tax treaty between State R and State S, the


withholding tax rate on interest is limited to 10 per cent (the domestic law of


State S provides for a withholding tax of 30 per cent)


In establishing RCO, the bank took into account a large number of issues,


including State R’s robust securitisation framework, its securitisation and other


relevant legislation, the availability of skilled and experienced personnel and


support services in State R and the existence of tax benefits provided under


State R’s extensive tax convention network. Investors’ decisions to invest in RCO


are not driven by any particular investment made by RCO and RCO’s investment


strategy is not driven by the tax position of the investors. RCO is taxed in State R


on income earned and is entitled to a full deduction for interest payments made


to investors.


In making its decision to sell receivables owed by enterprises resident in State S,


the bank and RCO considered the existence of a benefit under the State R-State S


tax convention with respect to interest, but this alone would not be sufficient to


trigger the application of paragraph 9. The intent of tax treaties is to provide


benefits to encourage cross-border investment and, therefore, to determine


whether or not paragraph 9 applies to an investment, it is necessary to consider


the context in which the investment was made. In this example, in the absence


of other facts or circumstances showing that RCO’s investment is part of an


arrangement or relates to another transaction undertaken for a principal


purpose of obtaining the benefit of the Convention, it would not be reasonable to


deny the benefit of the State R-State S tax convention to RCO.


— Example M: Real Estate Fund, a State C partnership treated as fiscally transparent


under the domestic tax law of State C, is established to invest in a portfolio of real


estate investments in a specific geographic area. Real Estate Fund is managed by
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a regulated fund manager and is marketed to institutional investors, such as


pension schemes and sovereign wealth funds, on the basis of the fund’s


investment mandate. A range of investors resident in different jurisdictions


commit funds to Real Estate Fund. The investment strategy of Real Estate Fund,


which is set out in the marketing materials for the fund, is not driven by the tax


positions of the investors, but is based on investing in certain real estate assets,


maximising their value and realising appreciation through the disposal of the


investments. Real Estate Fund’s investments are made through a holding


company, RCO, established in State R. RCO manages all of Real Estate Fund’s


immovable property assets and holds these assets indirectly through wholly-


owned companies resident of the States where the immovable property assets


are situated; it also provides debt and/or equity financing to these local


companies, which directly own the underlying investments. RCO is established


for a number of commercial and legal reasons, such as to protect Real Estate


Fund from the liabilities of and potential claims against the fund’s immovable


property assets, and to facilitate debt financing (including from third-party


lenders) and the making, management and disposal of investments. It is also


established for the purposes of administering the claims for relief of withholding


tax under any applicable tax treaty. This is an important function of RCO as it is


administratively simpler for one company to get treaty relief rather than have


each institutional investor process its own claim for relief, especially if the treaty


relief to which each investor would be entitled as regards a specific item of


income is a small amount. After a review of possible locations, Real Estate Fund


decided to establish RCO in State R. This decision was mainly driven by the


political stability of State R, its regulatory and legal systems, lender and investor


familiarity, access to appropriately qualified personnel and the extensive tax


convention network of State R, including its treaties with other States within the


specific geographic area targeted for investment. RCO, however, does not obtain


treaty benefits that are better than the benefits to which its investors would have


been entitled if they had made the same investments directly in these States and


had obtained treaty benefits under the treaties concluded by their States of


residence.


In this example, whilst the decision to locate RCO in State R is taken in light of


the existence of benefits under the tax conventions between State R and the


States within the specific geographic area targeted for investment, it is clear that


RCO’s immovable property investments are made for commercial purposes


consistent with the investment mandate of the fund. Also, RCO does not derive


any treaty benefits that are better than those to which its investors would be


entitled and each State where RCO’s immovable property investments are made


is allowed to tax the income derived directly from such investments. In the


absence of other facts or circumstances showing that RCO’s investments are part


of an arrangement, or relate to another transaction, undertaken for a principal


purpose of obtaining the benefit of the Convention, it would not be reasonable to
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deny the benefit of the tax treaties between State R and the States in which RCO’s


immovable property investments are located.


183. In a number of States, the application of the general anti-abuse rule found in


domestic law is subject to some form of approval process. In some cases, the process


provides for an internal acceleration of disputes on such provisions to senior officials


in the administration. In other cases, the process allows for advisory panels to provide


their views to the administration on the application of the rule. These types of approval


processes reflect the serious nature of disputes in this area and promote overall


consistency in the application of the rule. States may wish to establish a similar form


of administrative process that would ensure that paragraph 9 is only applied after


approval at a senior level within the administration.


184. Also, some States consider that where a person is denied a treaty benefit in


accordance with paragraph 9, the competent authority of the Contracting State that


would otherwise have granted this benefit should have the possibility of treating that


person as being entitled to this benefit, or to different benefits with respect to the


relevant item of income or capital, if such benefits would have been granted to that


person in the absence of the transaction or arrangement that triggered the application


of paragraph 9. In order to allow that possibility, such States are free to include the


following additional paragraph in their bilateral treaties:


10. Where a benefit under this Convention is denied to a person under


paragraph 9, the competent authority of the Contracting State that would otherwise


have granted this benefit shall nevertheless treat that person as being entitled to


this benefit, or to different benefits with respect to a specific item of income or


capital, if such competent authority, upon request from that person and after


consideration of the relevant facts and circumstances, determines that such


benefits would have been granted to that person in the absence of the transaction


or arrangement referred to in paragraph 9. The competent authority of the


Contracting State to which the request has been made will consult with the


competent authority of the other State before rejecting a request made under this


paragraph by a resident of that other State.


185. For the purpose of this alternative provision, the determination that benefits


would have been granted in the absence of the transaction or arrangement referred to


in paragraph 9 and the determination of the benefits that should be granted are left to


the discretion of the competent authority to which the request is made. The


alternative provision grants broad discretion to the competent authority for the


purposes of these determinations. The provision does require, however, that the


competent authority must consider the relevant facts and circumstances before


reaching a decision and must consult the competent authority of the other Contracting


State before rejecting a request to grant benefits if that request was made by a resident


of that other State. The first requirement seeks to ensure that the competent authority


will consider each request on its own merits whilst the requirement that the


competent authority of the other Contracting State be consulted if the request is made


by a resident of that other State should ensure that Contracting States treat similar
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cases in a consistent manner and can justify their decision on the basis of the facts and


circumstances of the particular case. This consultation process does not, however,


require that the competent authority to which the request was presented obtain the


agreement of the competent authority that is consulted.


186. The following example illustrates the application of this alternative provision.


Assume that an individual who is a resident of State R and who owns shares in a


company resident of State S assigns the right to receive dividends declared by that


company to another company resident of State R which owns more than 10 per cent of


the capital of the paying company for the principal purpose of obtaining the reduced


rate of source taxation provided for in subparagraph a) of paragraph 2 of Article 10. In


such a case, if it is determined that the benefit of that subparagraph should be denied


pursuant to paragraph 9, the alternative provision would allow the competent


authority of State S to grant the benefit of the reduced rate provided for in


subparagraph b) of paragraph 2 of Article 10 if that competent authority determined


that such benefit would have been granted in the absence of the assignment to another


company of the right to receive dividends.


187. For various reasons, some States may be unable to accept the rule included in


paragraph 9. In order to effectively address all forms of treaty shopping, however, these


States will need to supplement the limitation-on-benefits rule of paragraphs 1 to 7 by


rules that will address treaty-shopping strategies commonly referred to as “conduit


arrangements” that would not be caught by these paragraphs. These rules would deal


with such conduit arrangements by denying the benefits of the provisions of the


Convention, or of some of them (e.g. those of Articles 7, 10, 11, 12 and 21), in respect of


any income obtained under, or as part of, a conduit arrangement. They could also take


the form of domestic anti-abuse rules or judicial doctrines that would achieve a similar


result. The following are examples of conduit arrangements that would need to be


addressed by such rules as well as examples of transactions that should not be


considered to be conduit arrangements for that purpose:


— Example A: RCO a publicly-traded company resident of State R, owns all of the


shares of SCO, a company resident of State S. TCO, a company resident of State T,


which does not have a tax treaty with State S, would like to purchase a minority


interest in SCO but believes that the domestic withholding tax on dividends


levied by State S would make the investment uneconomic. RCO proposes that


SCO instead issue to RCO preferred shares paying a fixed return of 4 per cent plus


a contingent return of 20 per cent of SCO’s net profits. The preferred shares


mature in 20 years. TCO will enter into a separate contract with RCO pursuant to


which it will pay to RCO an amount equal to the issue price of the preferred


shares and will receive from RCO after 20 years the redemption price of the


shares. During the 20 years, RCO will pay to TCO an amount equal to 3.75 per cent


of the issue price plus 20 per cent of SCO’s net profits.


This arrangement constitutes a conduit arrangement that should be addressed


by the rules referred to above because one of the principal purposes for RCO
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participating in the transaction was to achieve a reduction of the withholding tax


for TCO.


— Example B: SCO, a company resident of State S, has issued only one class of


shares that is 100 per cent owned by RCO, a company resident of State R. RCO


also has only one class of shares outstanding, all of which is owned by TCO, a


company resident of State T, which does not have a tax treaty with State S. RCO


is engaged in the manufacture of electronics products, and SCO serves as RCO’s


exclusive distributor in State S. Under paragraph 3 of the limitation-of-benefits


rule, RCO will be entitled to benefits with respect to dividends received from SCO,


even though the shares of RCO are owned by a resident of a third country.


This example refers to a normal commercial structure where RCO and SCO carry


on real economic activities in States R and S. The payment of dividends by


subsidiaries such as SCO is a normal business transaction. In the absence of


evidence showing that one of the principal purposes for setting up that structure


was to flow-through dividends from SCO to TCO, this structure would not


constitute a conduit arrangement.


— Example C: TCO, a company resident of State T, which does not have a tax treaty


with State S, loans 1,000,000 to SCO, a company resident of State S that is a


wholly-owned subsidiary of TCO, in exchange for a note issued by SCO. TCO later


realises that it can avoid the withholding tax on interest levied by State S by


assigning the note to its wholly-owned subsidiary RCO, a resident of State R (the


treaty between States R and S does not allow source taxation of interest in


certain circumstances). TCO therefore assigns the note to RCO in exchange for a


note issued by RCO to TCO. The note issued by SCO pays interest at 7 per cent and


the note issued by RCO pays interest at 6 per cent.


The transaction through which RCO acquired the note issued by SCO constitutes


a conduit arrangement because it was structured to eliminate the withholding


tax that TCO would otherwise have paid to State S.


— Example D: TCO, a company resident of State T, which does not have a tax treaty


with State S, owns all of the shares of SCO, a company resident of State S. TCO


has for a long time done all of its banking with RCO, a bank resident of State R


which is unrelated to TCO and SCO, because the banking system in State T is


relatively unsophisticated. As a result, TCO tends to maintain a large deposit


with RCO. When SCO needs a loan to fund an acquisition, TCO suggests that SCO


deal with RCO, which is already familiar with the business conducted by TCO and


SCO. SCO discusses the loan with several different banks, all on terms similar to


those offered by RCO, but eventually enters into the loan with RCO, in part


because interest paid to RCO would not be subject to withholding tax in State S


pursuant to the treaty between States S and R, whilst interest paid to banks


resident of State T would be subject to tax in State S.


The fact that benefits of the treaty between States R and S are available if SCO


borrows from RCO, and that similar benefits might not be available if it borrowed


elsewhere, is clearly a factor in SCO’s decision (which may be influenced by
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advice given to it by TCO, its 100 per cent shareholder). It may even be a decisive


factor, in the sense that, all else being equal, the availability of treaty benefits


may swing the balance in favour of borrowing from RCO rather than from


another lender. However, whether the obtaining of treaty benefits was one of the


principal purposes of the transaction would have to be determined by reference


to the particular facts and circumstances. In the facts presented above, RCO is


unrelated to TCO and SCO and there is no indication that the interest paid by SCO


flows through to TCO one way or another. The fact that TCO has historically


maintained large deposits with RCO is also a factor that indicates that the loan to


SCO is not matched by a specific deposit from TCO. On the specific facts as


presented, the transaction would therefore likely not constitute a conduit


arrangement.


If, however, RCO’s decision to lend to SCO was dependent on TCO providing a


matching collateral deposit to secure the loan so that RCO would not have


entered into the transaction on substantially the same terms in the absence of


that deposit, the facts would indicate that TCO was indirectly lending to SCO by


routing the loan through a bank of State R and, in that case, the transaction


would constitute a conduit arrangement.


— Example E: RCO, a publicly-traded company resident of State R, is the holding


company for a manufacturing group in a highly competitive technological field.


The manufacturing group conducts research in subsidiaries located around the


world. Any patents developed in a subsidiary are licensed by the subsidiary to


RCO, which then licenses the technology to its subsidiaries that need it. RCO


keeps only a small spread with respect to the royalties it receives, so that most of


the profit goes to the subsidiary that incurred the risk with respect to developing


the technology. TCO, a company located in a State with which State S does not


have a tax treaty, has developed a process that will substantially increase the


profitability of all of RCO’s subsidiaries, including SCO, a company resident of


State S. According to its usual practice, RCO licenses the technology from TCO


and sub-licenses the technology to its subsidiaries. SCO pays a royalty to RCO,


substantially all of which is paid to TCO.


In this example, there is no indication that RCO established its licensing business


in order to reduce the withholding tax payable in State S. Because RCO is


conforming to the standard commercial organisation and behaviour of the group


in the way that it structures its licensing and sub-licensing activities and


assuming the same structure is employed with respect to other subsidiaries


carrying out similar activities in countries which have treaties which offer


similar or more favourable benefits, the arrangement between SCO, RCO and TCO


does not constitute a conduit arrangement.


— Example F: TCO is a publicly-traded company resident of State T, which does not


have a tax treaty with State S. TCO is the parent of a worldwide group of


companies, including RCO, a company resident of State R, and SCO, a company


resident of State S. SCO is engaged in the active conduct of a business in State S.

603MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







COMMENTARY ON ARTICLE 29

RCO is responsible for coordinating the financing of all of the subsidiaries of TCO.


RCO maintains a centralised cash management accounting system for TCO and


its subsidiaries in which it records all intercompany payables and receivables.


RCO is responsible for disbursing or receiving any cash payments required by


transactions between its affiliates and unrelated parties. RCO enters into interest


rate and foreign exchange contracts as necessary to manage the risks arising


from mismatches in incoming and outgoing cash flows. The activities of RCO are


intended (and reasonably can be expected) to reduce transaction costs and


overhead and other fixed costs. RCO has 50 employees, including clerical and


other back office personnel, located in State R; this number of employees reflects


the size of the business activities of RCO. TCO lends to RCO 15 million in


currency A (worth 10 million in currency B) in exchange for a 10-year note that


pays 5 per cent interest annually. On the same day, RCO lends 10 million in


currency B to SCO in exchange for a 10-year note that pays 5 per cent interest


annually. RCO does not enter into a long-term hedging transaction with respect


to these financing transactions, but manages the interest rate and currency risk


arising from the transactions on a daily, weekly or quarterly basis by entering


into forward currency contracts.


In this example, RCO appears to be carrying on a real business performing


substantive economic functions, using real assets and assuming real risks; it is


also performing significant activities with respect to the transactions with TCO


and SCO, which appear to be typical of RCO’s normal treasury business. RCO also


appears to be bearing the interest rate and currency risk. Based on these facts and


in the absence of other facts that would indicate that one of the principal purposes


for these loans was the avoidance of withholding tax in State S, the loan from TCO


to RCO and the loan from RCO to SCO do not constitute a conduit arrangement.


Observation on the Commentary
188. The United States does not agree with the statement in paragraph 77 that, when


applying the substantiality requirement of subparagraph b) of paragraph 3, the relative


sizes of the economies and markets of the two States should be taken into account.


Reservations on the Article
189. Belgium, Hungary, Luxembourg and Switzerland reserve the right not to include


paragraph 8 in their conventions.


190. Portugal reserves the right not to include subparagraph c) of paragraph 8 in its


conventions.


191. The United States reserves its right to expand the scope of paragraph 8 to include


income treated as attributable to a permanent establishment in the State of source and


to permanent establishments in States that do not have a tax convention with the


State of source irrespective of the rate of tax, unless the residence State includes the


income in its base.
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COMMENTARY ON ARTICLE 30
CONCERNING THE TERRITORIAL EXTENSION


OF THE CONVENTION


1. Certain double taxation conventions state to what territories they apply.


Some of them also provide that their provisions may be extended to other


territories and define when and how this may be done. A clause of this kind is


of particular value to States which have territories overseas or are responsible for


the international relations of other States or territories, especially as it recognises


that the extension may be effected by an exchange of diplomatic notes. It is also of


value when the provisions of the Convention are to be extended to a part of


the territory of a Contracting State which was, by special provision, excluded from


the application of the Convention. The Article, which provides that the


extension may also be effected in any other manner in accordance with the


constitutional procedure of the States, is drafted in a form acceptable from the


constitutional point of view of all OECD member countries affected by the provision


in question. The only prior condition for the extension of a convention to any States


or territories is that they must impose taxes substantially similar in character to


those to which the convention applies.


2. The Article provides that the Convention may be extended either in its


entirety or with any necessary modifications, that the extension takes effect from


such date and subject to such conditions as may be agreed between the Contracting


States and, finally, that the termination of the Convention automatically


terminates its application to any States or territories to which it has been


extended, unless otherwise agreed by the Contracting States.


Reservation on the Article
3. The United States reserves its right not to follow Article 30.
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COMMENTARY ON ARTICLES 31 AND 32
CONCERNING THE ENTRY INTO FORCE AND THE


TERMINATION OF THE CONVENTION


1. The present provisions on the procedure for entry into force, ratification and


termination are drafted for bilateral conventions and correspond to the rules


usually contained in international treaties.


2. Some Contracting States may need an additional provision in the first


paragraph of Article 31 indicating the authorities which have to give their


consent to the ratification. Other Contracting States may agree that the Article


should indicate that the entry into force takes place after an exchange of notes


confirming that each State has completed the procedures required for such entry


into force.


3. It is open to Contracting States to agree that the Convention shall enter


into force when a specified period has elapsed after the exchange of the


instruments of ratification or after the confirmation that each State has completed


the procedures required for such entry into force.


4. No provisions have been drafted as to the date on which the Convention shall


have effect or cease to have effect, since such provisions would largely depend on


the domestic laws of the Contracting States concerned. Some of the States assess


tax on the income received during the current year, others on the income received


during the previous year, others again have a fiscal year which differs from the


calendar year. Furthermore, some conventions provide, as regards taxes levied by


deduction at the source, a date for the application or termination which differs


from the date applying to taxes levied by assessment.


5. As it is of advantage that the Convention should remain in force at least for a


certain period, the Article on termination provides that notice of termination can


only be given after a certain year, to be fixed by bilateral agreement. It is open to the


Contracting States to decide upon the earliest year during which such notice can be


given or even to agree not to fix any such year, if they so desire.







NON-OECD ECONOMIES’ POSITIONS
ON THE OECD MODEL TAX CONVENTION











INTRODUCTION


1. When, in 1991, the Committee on Fiscal Affairs adopted the concept of an


ambulatory Model Tax Convention, it also decided that because the influence of the


Model Tax Convention had extended far beyond the OECD member countries, the


ongoing process through which the Model Tax Convention would be updated should be


opened up to benefit from the input of non-OECD economies.


2. Pursuant to that decision, the Committee on Fiscal Affairs decided, in 1996, to


organise annual meetings that would allow experts of member countries and some


non-OECD economies to discuss issues related to the negotiation, application and


interpretation of tax conventions. Recognising that non-OECD economies could only


be expected to associate themselves to the development of the Model Tax Convention


if they could retain their freedom to disagree with its contents, the Committee also


decided that these economies should, like member countries, have the possibility to


identify the areas where they are unable to agree with the text of an Article or with an


interpretation given in the Commentary.


3. This has led to the inclusion in the Model Tax Convention of this section, which


sets out the positions of a number of non-OECD economies on the Articles of the Model


and the Commentary thereon. It is intended that this document will be periodically


updated, like the rest of the Model Tax Convention, to reflect changes in the views of


participating economies.


4. This section reflects the following non-OECD economies’ positions on the Model


Tax Convention:


Albania Argentina Armenia


Azerbaijan Belarus Brazil


Bulgaria Colombia Costa Rica


Croatia Democratic Republic of the Congo Gabon


Georgia Hong Kong, China India


Indonesia Ivory Cast Kazakhstan


Lithuania Malaysia Morocco


People's Republic of China Philippines Romania


Russia Serbia Singapore


South Africa Thailand Tunisia


Ukraine United Arab Emirates Vietnam
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5. Whilst these economies generally agree with the text of the Articles of the Model


Tax Convention and with the interpretations put forward in the Commentary, there are


for each economy some areas of disagreement. For each Article of the Model Tax


Convention, the positions that are presented in this section indicate where an


economy disagrees with the text of the Article and where it disagrees with an


interpretation given in the Commentary in relation to the Article.1 As is the case with


the observations and reservations of member countries, no reference is made to cases


where an economy would like to supplement the text of an Article with provisions that


do not conflict with the Article, especially if these provisions are offered as alternatives


in the Commentary, or would like to put forward an interpretation that does not


conflict with the Commentary.


1 Indonesia and the People's Republic of China wish to clarify expressly that in the course
of negotiations with other countries, they will not be bound by their stated positions
included in this section.
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POSITIONS ON ARTICLE 1
(PERSONS COVERED)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. The Philippines reserves the right to tax its citizens in accordance with its


domestic law.


2. Costa Rica, Serbia and Singapore reserve their position on paragraph 2.


3. India reserves the right not to include paragraph 2 of Article 1 in its tax treaties.


4. Costa Rica, Serbia and Singapore reserve their position on paragraph 3.


Position on the Commentary


5. India does not agree with the view expressed in paragraph 7 of the Commentary


on Article 1 that the term “income derived by or through an entity or arrangement”


includes income derived by or through an entity that may not be a resident of either of


the Contracting States. India considers that this term includes only such income that


is derived by or through entities that are resident of one or both Contracting States.


POSITIONS ON ARTICLE 2
(TAXES COVERED)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


Paragraph 1
1. Wherever the terms “capital” and “movable property” appear in the Convention,


Belarus reserves the right to replace these terms, which do not exist in its domestic law,


by “property” and “property other than immovable property” respectively.


2. Brazil reserves its position on that part of paragraph 1 which states that the


Convention should apply to taxes of political subdivisions or local authorities, as well


as on the final part of the paragraph which reads “irrespective of the manner in which


they are levied”.


2.1 Argentina, Colombia and Costa Rica reserve the right not to include in paragraph 1


taxes imposed on behalf of political subdivisions or local authorities.


3. Since they have no tax on capital, Brazil, Indonesia, Malaysia and Singapore reserve


the right not to include any reference to such tax in paragraph 1.


4. Romania reserves the right to include taxes imposed on behalf of administrative-


territorial units.
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5. South Africa reserves its position on that part of paragraph 1 which states that the


Convention should apply to taxes of local authorities.


5.1 Georgia reserves the right to include taxes imposed on behalf of administrative-


territorial units and local self-governing authorities.


5.2 Colombia reserves the right to limit the application of the Convention to taxes on


capital to the extent that during the fiscal year concerned both Contracting States


impose taxes on the same capital or on the same elements of capital.


Paragraph 2
6. Brazil wishes to use, in its conventions, a definition of income tax that is in


accordance with its constitutional legislation. Accordingly, it reserves the right not to


include paragraph 2 in its conventions.


7. Armenia, Lithuania, Romania and Tunisia hold the view that “taxes on the total


amounts of wages or salaries paid by enterprises” should not be regarded as taxes on


income and therefore reserve the right not to include these words in paragraph 2.


8. Costa Rica and Ukraine reserve their position on that part of paragraph 2 which


states that the Convention shall apply to taxes on capital appreciation.


POSITIONS ON ARTICLE 3
(GENERAL DEFINITIONS)
AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. With respect to the definition of “company”, Albania and Belarus reserve the right


to replace the concept of “body corporate”, which does not exist in their domestic law,


by “any legal person or any entity which is treated as a separate entity for tax


purposes”.


2. [Deleted]


3. With respect to the definition of “national”, Albania, Romania and Russia reserve


the right to replace the term “nationality” by “citizenship” as the term “nationality”


does not mean “citizenship” under their law.


4. Bulgaria reserves the right to propose in bilateral negotiations the insertion of the


word “also” between the words “business” and “includes” in subparagraph h) of


paragraph 1 of the Article.


4.1 Argentina, Azerbaijan, Brazil, Costa Rica, Lithuania and Singapore reserve the right


not to include the definitions of "enterprise" and "business" in paragraph 1 of Article 3


because they reserve the right to include an article concerning the taxation of


independent personal services.
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5. With respect to the definition of “international traffic”, Bulgaria and Croatia


reserve the right to extend the scope of the definition to cover road and railway


transportation in bilateral conventions.


6. Serbia reserves the right to extend the scope of the definition of “international


traffic” to cover road transportation in bilateral conventions.


7. Thailand reserves the right to include in the definition of “person” any entity


treated as a taxable unit under the taxation laws in force in either Contracting State.


8. India and South Africa reserve the right to include in the definition of “person”


only those entities which are treated as taxable unit under the taxation laws in force in


the respective Contracting States.


9. India reserves the right to include definitions of “tax” and “fiscal year”.


10. With respect to the definition of “national”, Costa Rica reserves the right to


replace the concepts of partnership and association by “a group of persons”.


11. Hong Kong, China reserves its position with respect to the definition of “national”


in subparagraph g) of paragraph 1, because Hong Kong, China is not a sovereign state.


Where the term “national” appears in Articles 4, 19, 24 and 25, Hong Kong, China


reserves the right to use alternative provisions based on the concepts of “right of


abode” and “incorporated or constituted in”.


12. India reserves the right not to include subdivision (ii) of the definition of


“recognised pension fund”.


13. Colombia reserves the right to extend the scope of the definition of “recognised


pension fund” to cover severance funds.


POSITIONS ON ARTICLE 4
(RESIDENT)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


Paragraph 1
1. Albania, Armenia, Azerbaijan, Belarus, Bulgaria, Colombia, Costa Rica, Indonesia,


Lithuania, Russia, Thailand, Ukraine and Vietnam reserve the right to include the place of


incorporation or a similar criterion (registration for Belarus and Vietnam) in


paragraph 1.


2. The United Arab Emirates reserves the right to adopt its own definition of


residence in its bilateral conventions and not necessarily follow Article 4.


2.1 Hong Kong, China reserves the right to modify the definition of “resident” in its


bilateral agreements because it is not a sovereign state and it taxes on a territorial


basis.
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3. Indonesia reserves the right to base the inclusion of a pension fund in the


definition of “resident” with the condition that the pension fund is liable to tax in the


state of domicile.


3.1 Malaysia and Singapore reserve the right not to include the second sentence of


paragraph 1 in their agreements.


4. India and Russia reserve the right to amend the Article in their tax conventions in


order to specify that their partnerships must be considered as residents of their


respective countries in view of their legal and tax characteristics.


4.1 Gabon, Ivory Coast, Morocco and Tunisia do not agree with the general principle


according to which if tax owed by a partnership is determined on the basis of the


personal characteristics of the partners, these partners are entitled to the benefits of


tax conventions entered into by the States of which they are residents as regards


income that “flows through” that partnership. Under their domestic law, a partnership


is considered to be liable to tax even though, technically, that tax is collected from the


partners or in the case of Morocco from the principal partner; for that reason, Gabon,


Ivory Coast, Morocco and Tunisia reserve the right to amend the Article in their tax


conventions in order to specify that their partnerships must be considered as residents


of their country in view of their legal and tax characteristics.


Paragraph 2
4.2 Singapore reserves the right to replace subparagraph d) by: “d) in any other case,


the competent authorities of the Contracting States shall settle the question by mutual


agreement.”


4.3 Kazakhstan reserves the right to replace subparagraph d) by: “d) if the individual’s


status cannot be determined by reason of subparagraphs a) to c) of this paragraph, the


competent authorities of the Contracting States shall settle the question by mutual


agreement.”


Paragraph 3
5. Armenia, Bulgaria, Russia, Thailand and Vietnam reserve the right to use the place


of incorporation (registration for Vietnam) as the test for paragraph 3.


6. Azerbaijan reserves the right to use either “registration (incorporation)” or “place


of effective management” as the criterion for determining the residence of a person in


paragraph 3.


7. To determine the residence of a dual resident person, other than an individual,


Singapore reserves the right to include a provision that will refer to the person’s place of


effective management and, if that cannot be determined, the provision will require the


matter to be determined by mutual agreement.


8. Costa Rica reserves the right to deny benefits under the Convention to dual


resident persons other than individuals.
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8.1 Costa Rica reserves the right to add “domicile” and “residence” to the factors


listed in paragraph 3.


Positions on the Commentary


Paragraph 2
9. In the opinion of Vietnam the personal relations and economic relations


mentioned in paragraphs 14 and 15 of the Commentary should be separated and one


given priority over the other. For Vietnam, economic relations, particularly the


criterion of the country where employment is exercised, is more important to


determine the country of residence for treaty purposes in the case of a dual resident


individual.


9.1 In the case of Gabon, since the phrase “and economic relations” used in


paragraphs 13, 14 and 15 of the Commentary is ambiguous, these two types of relations


should be distinguished and one type may have priority over the other. The State in


which employment is exercised should therefore prevail over the personal relations for


purposes of determining the State of residence of an individual.


POSITIONS ON ARTICLE 5
(PERMANENT ESTABLISHMENT)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. [Deleted]


Paragraph 2
2. In paragraph 2, in addition to “the extraction of” natural resources, Argentina,


Brazil, Gabon, Ivory Coast, Morocco, the Philippines, Russia, Thailand, Tunisia and the United


Arab Emirates reserve the right to refer to the “exploration for” such resources.


2.1 Indonesia reserves the right to add to paragraph 2 the area of exploration and


exploitation of natural resources and a drilling rig or working ship used for exploration


and exploitation of natural resources.


2.2 Colombia and Costa Rica reserve the right to replace the words “of extraction” with


the words “relating to the exploration for or the exploitation” in subparagraph 2 f).


3. India and Indonesia reserve the right to add to paragraph 2 additional


subparagraphs that would cover a sales outlet and a farm, plantation or other place


where agricultural, forestry, plantation or related activities are carried on.


4. India, Indonesia, Thailand and Vietnam reserve the right to add to paragraph 2 an


additional subparagraph that would cover a warehouse in relation to a person


supplying storage facilities for others.
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5. Armenia and Ukraine reserve the right to add to paragraph 2 an additional


subparagraph that would cover an installation, or structure for the exploration for


natural resources and a warehouse or other structure used for the sale of goods.


6. Gabon and Vietnam reserve the right to add to paragraph 2 an additional


subparagraph that would cover an installation structure or equipment used for the


exploration for natural resources.


6.1 Argentina, Gabon and Ivory Coast reserve the right to add to paragraph 2 an


additional subparagraph that would cover places where fishing activities take place.


6.2 Kazakhstan reserves the right to add to paragraph 2 an additional subparagraph


that would cover a pit, an installation and a structure for the exploration for natural


resources.


6.3 Azerbaijan reserves the right to add to paragraph 2 an additional subparagraph


covering an installation, structure or vessel used for the exploration of natural


resources.


Paragraph 3
7. [Deleted]


8. Argentina, Armenia, Brazil, Colombia, Georgia, Thailand and Vietnam reserve their


position on paragraph 3 as they consider that any building site or construction,


assembly or installation project which lasts more than six months should be regarded


as a permanent establishment.


9. Albania, Costa Rica, the Democratic Republic of the Congo and Hong Kong, China


reserve their position on paragraph 3 and consider that any building site, construction,


assembly or installation project or a supervisory or consultancy activity connected


therewith constitutes a permanent establishment if such site, project or activity lasts


for a period of more than six months.


9.1 Serbia reserves the right to treat any building site, construction, assembly or


installation project or a supervisory or consultancy activity connected therewith as


constituting a permanent establishment only if such site, project or activity lasts for a


period of more than twelve months.


10. Bulgaria, Gabon, Ivory Coast, Malaysia, Morocco, the People’s Republic of China, South


Africa and Tunisia reserve their right to negotiate the period of time after which a


building site or construction, assembly, or installation project should be regarded as a


permanent establishment under paragraph 3.


11. Argentina, Malaysia, the People’s Republic of China, Singapore, South Africa, Thailand


and Vietnam reserve the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment if the enterprise carries on supervisory activities in connection with a


building site or a construction, assembly, or installation project that constitute a


permanent establishment under paragraph 3 (in the case of Malaysia, the period for


this permanent establishment is negotiated separately).
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11.1 India and Indonesia reserve the right to replace “construction or installation


project” with “construction, installation or assembly project or supervisory activities in


connection therewith” and reserve the right to negotiate the period of time for which


these should last to be regarded as a permanent establishment.


12. Argentina reserves the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment if the enterprise furnishes services, including consultancy services,


through employees or other personnel engaged by the enterprise for such purpose, but


only where activities of that nature continue within the country for a period or periods


aggregating more than six months in any twelve month period commencing or ending


in the fiscal year concerned.


13. Gabon, India, Indonesia, Ivory Coast, Morocco, and Tunisia reserve the right to treat


an enterprise as having a permanent establishment if the enterprise furnishes


services, including consultancy services through employees or other personnel


engaged by the enterprise for such purpose but only where such activities continue for


the same project or a connected project for a period or periods aggregating more than


a period to be negotiated.


13.1 Singapore reserves the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment if the enterprise furnishes services through employees or other


personnel engaged by the enterprise for such purpose but only where the employees or


other personnel are present in the State for the same project or a connected project for


a period or periods aggregating more than a period to be negotiated.


14. Albania, Armenia, Azerbaijan, Lithuania, Serbia, South Africa, Thailand, Vietnam and


Hong Kong, China reserve the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment if the enterprise furnishes services, including consultancy services,


through employees or other personnel engaged by the enterprise for such purpose, but


only where activities of that nature continue (for the same or a connected project


[other than in the case of Armenia]), within the country for a period or periods


aggregating more than six months within any twelve month period.


14.1 The Democratic Republic of the Congo, Gabon, Ivory Coast, Morocco, South Africa and


Tunisia reserve the right to deem any person performing professional services or other


activities of an independent character to have a permanent establishment if that


person is present in the State for a period or periods exceeding in the aggregate 183


days in any twelve month period.


14.2 Lithuania reserves the right to insert special provisions regarding a permanent


establishment relating to activities carried on in a Contracting State in connection with


the exploration or exploitation of natural resources.


14.3 Argentina reserves the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment if the enterprise carries on activities in that State related to the


exploitation or extraction of natural resources, including fishing activities, without a


fixed place of business during a period exceeding three months in any twelve month


period commencing or ending in the fiscal year concerned.
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14.4 Indonesia reserves the right to insert a provision that deems a permanent


establishment to exist if, for more than a negotiated period, an installation, drilling rig


or ship is used for the exploration of natural resources.


14.5 Indonesia, the United Arab Emirates and Vietnam reserve the right to tax income


derived from activities relating to exploration and exploitation of natural resources.


14.6 South Africa reserves the right to insert a provision that deems a permanent


establishment to exist if, for more than six months, an enterprise conducts activities


relating to the exploration or exploitation of natural resources.


14.7 India reserves the right to include a provision in Article 5 to the effect that an


enterprise having a significant economic presence in a Contracting State, based on


criteria identified in Chapter VII of the Final Report on Action 1 of the OECD/G20 Base


Erosion and Profit Shifting (BEPS) Project, will be deemed to have a permanent


establishment in that State.


14.8 Colombia reserves the right to deem an enterprise to have a permanent


establishment whenever it carries on activities in the other Contracting State in


connection with the exploration for or the exploitation of natural resources, as well as


in certain circumstances where services are performed.


Paragraph 4
15. Albania, Armenia, Azerbaijan, Gabon, India, Indonesia, Ivory Coast, Malaysia, Morocco,


Russia, Thailand, Tunisia, Ukraine and Vietnam reserve their position on paragraph 4 as


they consider that the term “delivery” should be deleted from subparagraphs a) and b).


16. Albania and Thailand reserve their position on subparagraph 4 f).


16.1 [Deleted]


16.2 The Democratic Republic of the Congo reserves its position on subparagraphs 4 d), e)


and f).


Paragraph 5
17. Albania, Argentina, Armenia, Azerbaijan, Gabon, India, Indonesia, Ivory Coast, Morocco,


Russia, Thailand, Tunisia, Ukraine and Vietnam reserve the right to treat an enterprise as


having a permanent establishment if a person acting on behalf of the enterprise


habitually maintains a stock of goods or merchandise in a Contracting State from


which the person regularly delivers goods or merchandise on behalf of the enterprise.


17.1 India, Malaysia and Thailand reserve the right to treat an enterprise of a


Contracting State as having a permanent establishment in the other Contracting State


if a person habitually secures orders in the other Contracting State wholly or almost


wholly for the enterprise.


17.2 Indonesia reserves the right to treat an enterprise as having a permanent


establishment if a person acting on behalf of the enterprise, other than an independent


agent, manufactures or processes for the enterprise goods or merchandise belonging


to the enterprise.
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17.3 Singapore reserves the right to use the version of paragraph 5 included in the


Model Tax Convention immediately before the 2017 update of the Model Tax


Convention.


17.4 India reserves the right not to include the word “routinely” in paragraph 5 of


Article 5.


Paragraph 6
18. Albania, Azerbaijan, Gabon, Ivory Coast, Morocco, Serbia, Thailand, Tunisia and


Vietnam reserve the right to make clear that an agent whose activities are conducted


wholly or almost wholly on behalf of a single enterprise will not be considered an agent


of an independent status.


19. Colombia, Gabon, India, Indonesia, Ivory Coast, Morocco, Russia, Thailand, Tunisia and


Vietnam reserve the right to provide that an insurance enterprise of a Contracting State


shall, except with respect to re-insurance (other than in the case of India), be deemed


to have a permanent establishment in the other Contracting State if it collects


premiums in the territory of that other state or insures risks situated therein through


a person other than an agent of an independent status to whom paragraph 6 applies.


19.1 India reserves the right not to include the words “to which it is closely related” in


paragraph 6 of Article 5.


19.2 Singapore reserves the right to use the version of paragraph 6 included in the


Model Tax Convention immediately before the 2017 update of the Model Tax


Convention.


Positions on the Commentary


20. Argentina, India, Morocco and Vietnam do not agree with the words “the twelve


month test applies to each individual site or project” found in paragraph 51 of the


Commentary. They consider that a series of consecutive short term sites or projects


operated by a contractor would give rise to the existence of a permanent establishment


in the country concerned.


21. Bulgaria, Serbia and Singapore would add to paragraph 97 of the Commentary on


Article 5 their views that a person, who is authorised to negotiate the essential


elements of the contract, and not necessarily all the elements and details of the


contract, on behalf of a foreign resident, can be said to conclude contracts.


22. Bulgaria does not adhere to the interpretation, given in paragraph 50 of the


Commentary on Article 5, and is of the opinion that supervision of a building site or a


construction project, where carried on by another person, are not covered by


paragraph 3 of the Article, if not expressly provided for.


23. Brazil does not agree with the interpretation provided in paragraphs 122 to 131 on


electronic commerce, especially in view of the principle of taxation at the source of


payments in its legislation.
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24. India deems as essential to take into consideration that irrespective of the


meaning given to the third sentence of paragraph 2 — as far as the method for


computing taxes is concerned, national systems are not affected by the new wording


of the model i.e. by the elimination of Article 14.


25. Azerbaijan, India and Malaysia do not agree with the interpretation given in


paragraphs 24 (first part of the paragraph) and 25 (first part of the paragraph); they are


of the view that these examples could also be regarded as constituting permanent


establishments.


25.1 Argentina does not agree with the interpretation given in paragraph 24.


25.2 Singapore does not agree with the interpretation given in paragraph 25 (first part


of the paragraph) and is of the view that the example could constitute a permanent


establishment.


26. India does not agree with the interpretation given in paragraph 36; it is of the


view that tangible or intangible properties by themselves may constitute a permanent


establishment of the lessor in certain circumstances.


26.1 Argentina does not agree with the interpretation given in paragraph 36; it is of the


view that the letting or leasing of tangible or intangible property by themselves may


constitute a permanent establishment of the lessor in certain circumstances,


particularly where the lessor supplies personnel after installation to operate the


equipment.


27. India does not agree with the interpretation given in paragraph 41; it is of the


view that ICS equipment may constitute a permanent establishment of the lessor in


certain circumstances.


28. India does not adhere to the interpretation given in paragraphs 45 and 146


concerning the list of examples of paragraph 2 of the Article; it is of the view that the


examples can always be regarded as constituting a priori permanent establishments.


29. India does not agree with the interpretation given in paragraph 71; it would not


include scientific research in the list of examples of activities indicative of preparatory


or auxiliary nature.


30. India does not agree with the view expressed in paragraph 111 of the


Commentary on Article 5 that in some cases, a person who is acting exclusively for an


enterprise, can be considered to be an independent agent. India considers that such a


person cannot be considered to be an independent agent.


31. India does not agree with the interpretation given in paragraph 97; it is of the


view that the mere fact that a person has attended or participated in negotiations in a


State between an enterprise and a client, can in certain circumstances, be sufficient, by


itself, to conclude that the person has exercised in that State an authority to conclude


contracts in the name of the enterprise. India is also of the view that a person, who is


authorised to negotiate the essential elements of the contract, and not necessarily all


the elements and details of the contract, on behalf of a foreign resident, can be said to


exercise the authority to conclude contracts.
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32. India does not agree with the interpretation given in paragraph 118; it is of the


view that where a company (enterprise) resident of a State is a member of a


multinational group and is engaged in manufacture or providing services for and on


behalf of another company (enterprise) of the same group which is resident of the


other State, then the first company may constitute a permanent establishment of the


latter if other requirements of Article 5 are satisfied.


33. India does not agree with the interpretation given in paragraph 123; it is of the


view that website may constitute a permanent establishment where it leads to


significant economic presence of an enterprise.


34. India does not agree with the interpretation given in paragraph 124; it is of the


view that, depending on the facts, an enterprise can be considered to have acquired a


place of business through a website on any equipment, if opening the website on that


equipment includes downloading of automated software, such as cookies, which use


that equipment to collect data from that equipment, process it in any manner or share


it with the enterprise.


34.1 Argentina does not agree with the statement given in paragraph 134, that the


taxation by a State of profits from services performed in its territory does not


necessarily represent optimal tax treaty policy.


35. India does not agree with the interpretation given in paragraphs 135 and 136 that


a service permanent establishment will be created only if services are performed in the


source State. It is of the view that furnishing of services is sufficient for creation of a


service permanent establishment.


36. India does not agree with the interpretation given in paragraphs 139 and 167, it is


of the view that taxation rights may exist in a State even when services are furnished


by the non-residents from outside that State. It is also of the view that the taxation


principle applicable to the profits from sale of goods may not apply to the income from


furnishing of services.


37. India does not agree with the interpretation given in paragraph 140 that only the


profits derived from services should be taxed and the provisions that are included in


bilateral Conventions which allow a State to tax the gross amount of the fees paid for


certain services is not an appropriate way of taxing services.


38. India does not agree with the conclusions given in paragraph 143 that taxation


should not extend to services performed outside the territory of a State; that taxation


should apply only to the profits from these services rather than to the payments for


them, and that there should be a minimum level of presence in a State before such


taxation is allowed.


38.1 Argentina does not fully agree with the interpretation given in paragraphs 139,


140 and 143.


39. India does not agree with the interpretation given in paragraph 152; it is of the


view that for furnishing services in a State, physical presence of an individual is not


essential.
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40. India does not agree with the interpretation given in paragraphs 161 and 164.


41. India does not agree with the interpretation given in example 3 of paragraph 165


concerning the taxability of ZCO.


42. Brazil does not agree with the interpretation provided for in paragraphs 132


to 169 of the Commentary on the taxation of services, especially in view of the


principle of taxation at source of payments in its legislation.


43. India does not agree with the interpretation in paragraph 27 of the Commentary


on Article 5 according to which a satellite’s footprint in the space of a source country


cannot be treated as a permanent establishment. India is of the view that in such a


case, the source State not only contributes its customer base but also provides


infrastructure for reception of the satellite telecast or telecommunication process.


India is also of the view that a satellite’s footprint falls both in the international and


national space. The footprint has a fixed location, has a value and can be used for


commercial purposes. Accordingly, it can be treated as a fixed place of business in the


space in the jurisdiction of a source country.


44. India does not agree with the interpretation in paragraph 38 of the Commentary


on Article 5 as it considers that a roaming call is a composite process which requires a


composite use of various pieces of equipment located in the source and residence


countries and the distinction proposed in paragraph 38 was neither intended by the


wording of Article 5 nor logical.


45. India does not agree with the interpretation in the last two sentences of


paragraph 64 of the Commentary on Article 5 according to which even undersea cables


and pipelines lying in the territorial jurisdiction of a source country cannot be


considered as permanent establishment of an enterprise.


46. Regarding paragraph 104, Colombia believes that the arm’s length principle


should also be considered in determining whether or not an agent is of an independent


status for purposes of paragraph 6 of the Article and wishes, when necessary, to add


wording to its conventions to clarify that this is how the paragraph should be


interpreted.


47. Malaysia disagrees with the last example in paragraph 89 regarding


representatives of a pharmaceutical enterprise and is of the view that they may


constitute a permanent establishment particularly if the representative also negotiates


the essential elements of the contract, and not necessarily all the elements and details


of the contract, on behalf of a foreign resident.


48. Brazil does not adhere to the interpretation of paragraphs 51 and 52 with regard


to the twelve-month period.


49. India does not agree with the interpretation given in paragraph 55 because it


considers that any work undertaken on a site shortly after the construction work has


been completed, including repair works undertaken pursuant to a guarantee, may be


taken into account as part of the original construction period, for determining whether


a PE exists.
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50. India does not agree with the interpretation given in paragraph 69 because it


considers that collection of data for the purpose of determination or quantification of


risk, by an enterprise in the business of managing risks, such as insurance, is not an


activity of preparatory or auxiliary character.


51. India does not agree with the interpretation given in paragraph 74 because it


considers that even when the anti-fragmentation provision is not applicable, an


enterprise cannot fragment a cohesive operating business into several small


operations in order to argue that each is merely engaged in a preparatory or auxiliary


activity.


52. India does not agree with the interpretation given in paragraph 96 because it


considers that distribution of goods owned by an enterprise by an associated


enterprise or a closely connected enterprise, particularly in a case where the risks are


not born by such enterprise, such as the so called “low risk distributor”, may give rise


to permanent establishment of the enterprise, whose goods are being sold.


53. India does not agree with the view expressed in paragraph 5 of Commentary on


Article 5 that by itself, treatment under VAT/GST is irrelevant for the purpose of


interpretation and application of definition of permanent establishment. India


considers that treatment under VAT/GST can be a relevant factor for this purpose.


54. India does not agree with the view expressed in paragraph 12 of the Commentary


on Article 5 that where an enterprise does not have a right to be present at a location


and, in fact, does not use that location itself, that location cannot be considered as


being at the disposal of the enterprise. India considers that such a location can, in


certain circumstances, be considered as being at the disposal of the enterprise.


55. India does not agree with the view expressed in paragraph 19 of Commentary on


Article 5 that where a cross-frontier worker performs most of his work from his home


situated in one State rather than from the office made available to him in the other


State, his home should not be considered as being at the disposal of the enterprise.


India considers that in such a case, the home of the employee can be considered as


being at the disposal of the enterprise, for the purpose of application of Article 5.


56. India does not agree with the view expressed in the last two sentences of


paragraph 30 of the Commentary on Article 5. India considers that operation of


catering facilities in the example therein meets the time requirement for constituting


a permanent establishment.
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POSITIONS ON ARTICLE 6
(INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


Paragraph 1
1. India and Indonesia wish to address the issue of the inclusion of the words


“including income from agriculture or forestry” through bilateral negotiations.


1.1 Costa Rica reserves the right to include in paragraph 1, immovable property, the


income derived from silvicultural activities.


Paragraph 2
2. Given the meaning of the term “immovable property” under its domestic law,


Belarus reserves the right to omit the second sentence of this paragraph.


2.1 Lithuania reserves the right to include in the definition of the term “immovable


property” any option or similar right to acquire immovable property.


2.2 Colombia reserves the right to include rights relating to all natural resources


under this Article. Colombia also reserves the right to amend the definition of


“immovable property” to include expressly other property.


3. Lithuania reserves the right to modify the second sentence of the definition of the


term “immovable property” to make clear that the sentence does not apply for


domestic law purposes.


3.1 Morocco wishes to retain the possibility of applying the provisions in its domestic


laws relative to the taxation of income from shares or rights, which are treated therein


as income from immovable property.


3.2 Costa Rica reserves the right to include in paragraph 2 the rights relating to


exploration and exploitation of immovable property as well as any right that allows the


use or enjoyment of immovable property situated in a Contracting State where that use


or enjoyment relates to time sharing since under its domestic law such right is not


considered to constitute immovable property.


Paragraph 3
4. Lithuania reserves the right to include in paragraph 3 a reference to income from


the alienation of immovable property.


5. Lithuania also reserves the right to tax income of shareholders in resident


companies from the direct use, letting, or use in any other form of the right to


enjoyment of immovable property situated in their country and held by the company,


where such right is based on the ownership of shares or other corporate rights in the


company.
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POSITIONS ON ARTICLE 7
(BUSINESS PROFITS)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Argentina, Azerbaijan, Brazil, Bulgaria, Costa Rica, Indonesia, Malaysia, Romania,


Russia, Serbia, Singapore, South Africa and Thailand reserve the right to use the previous


version of Article 7, i.e. the version that was included in the Model Tax Convention


immediately before the 2010 Update, subject to their positions on that previous version


(see annex below).


1.1 India reserves the right to use the previous version of Article 7, i.e. the version


that was included in the Model Tax Convention immediately before the 2010 update,


subject to its positions on that previous version (see annex below). It does not agree


with the approach to the attribution of profits to permanent establishments in general


that is reflected in the revised Article, in its Commentary and in the consequential


changes to the Commentary on other Articles (i.e. paragraph 21 of the Commentary on


Article 8, paragraphs 32.1 and 32.2 of the Commentary on Article 10, paragraphs 25.1


and 25.2 of the Commentary on Article 11, paragraphs 21.1 and 21.2 of the


Commentary on Article 12, paragraphs 27.1 and 27.2 of the Commentary on Article 13,


paragraph 7.2 of the Commentary on Article 15, paragraphs 5.1 and 5.2 of the


Commentary on Article 21, paragraphs 3.1 and 3.2 of the Commentary on Article 22


and subparagraph 40 a) of the Commentary on Article 24).


1.2 Argentina and Indonesia reserve the right to include a special provision in the


Convention that will permit them to apply their domestic law in relation to the


taxation of the profits of an insurance and re-insurance enterprise, even in the absence


of a permanent establishment.


1.3 Whilst the People’s Republic of China understands and respects the separate and


independent enterprise principle underlying the new version of Article 7, due to its tax


administration capacity it reserves the right to adopt the previous version of the Article


and, in some cases, to resort to simpler methods for calculating the profits attributable


to a permanent establishment.


1.4 Colombia reserves the right to use the previous version of Article 7, i.e. the version


that was included in the Model Tax Convention immediately before the 2010 Update,


and to disregard the changes to the Commentary on the Article made through that


update.


2. Malaysia, Thailand and Ukraine reserve the right to add a provision to the effect


that, if the information available to the competent authority of a Contracting State is


inadequate to determine the profits to be attributed to the permanent establishment


of an enterprise, the competent authority may apply to that enterprise the provisions


of the taxation law of that State, subject to the qualification that such law will be


applied, so far as the information available to the competent authority permits, in


accordance with the principles of this Article.
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2.1 Albania, Argentina, Azerbaijan, Brazil, Costa Rica, Croatia, Gabon, Indonesia, Ivory


Coast, Lithuania, Malaysia, Morocco, the People’s Republic of China, Russia, Serbia, Singapore,


Thailand, Tunisia and Vietnam reserve the right to maintain in their conventions a


specific article dealing with the taxation of “independent personal services”.


Accordingly, reservation is also made with respect to all the corresponding


modifications in the Articles and the Commentaries, which have been modified as a


result of the elimination of Article 14.


2.2 [Deleted]


2.3 Tunisia reserves the right to propose in bilateral negotiations to add a criterion for


the taxation in the Source State of the independent personal services, under the


former Article 14, based on the amount (to be established through bilateral


negotiations) of the remuneration paid.


3. Argentina, Morocco and Thailand reserve the right to tax in the State where the


permanent establishment is situated business profits derived from the sale of goods or


merchandise which are the same as or of a similar kind to the ones sold through a


permanent establishment situated in that State or from other business activities


carried on in that State of the same or similar kind as those effected through that


permanent establishment. They will apply this rule only as a safeguard against abuse


and not as a general “force of attraction principle”. Thus, the rule will not apply when


the enterprise proves that the sales or activities have been carried out for reasons other


than obtaining a benefit under the Convention.


3.1 Indonesia reserves the right to tax, in the State where the permanent


establishment is situated, business profits derived from the sale of goods or


merchandise which are the same as or of a similar kind to the ones sold through that


permanent establishment or from other business activities carried on in that State of


the same or similar kind as those carried on through that permanent establishment.


4. Albania, Costa Rica and Vietnam reserve the right to tax in the State where the


permanent establishment is situated business profits derived from the sale of goods or


merchandise which are the same as or of a similar kind to the ones sold through a


permanent establishment situated in that State or from other business activities


carried on in that State of the same or similar kind as those effected through that


permanent establishment.


4.1 Morocco and the Philippines reserve the right to adopt a length of stay and fixed


base criteria in determining whether an individual rendering personal services is


taxable.


4.2 The United Arab Emirates reserves the right to include a special provision in its


conventions that will permit its domestic law to apply to all activities that are related


to the exploration, extraction or exploitation of natural resources, including petroleum


activities as well as rendering services in connection with these activities, when these


activities are carried out on its territory.
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5. Argentina reserves the right to provide that a Contracting State shall not be


obliged to allow the deduction of expenses incurred abroad which are not reasonably


attributable to the activity carried on by the permanent establishment, taking into


account the general principles contained in its domestic legislation concerning


executive and administrative expenses for assistance services.


6. Azerbaijan and Singapore reserve the right to add a paragraph to clarify that


expenses that will be allowed as deductions by a Contracting State shall include only


expenses that would be deductible if the permanent establishment were a separate


enterprise of that Contracting State.


7. Armenia, Lithuania and Serbia reserve the right to add to paragraph 2 a
clarification that expenses to be allowed as deductions by a Contracting State shall
include only expenses that are deductible under the domestic laws of that State.


8. Serbia reserves the right to specify that a potential adjustment will be made only


if it is considered justified.


9. Colombia reserves the right to amend Article 7 to provide that, in applying


paragraphs 1 and 2 of the Article, profits attributable to a permanent establishment


during its existence may be taxable by the Contracting State in which the permanent


establishment exists even if the payments are deferred until after the permanent


establishment has ceased to exist.


10. Costa Rica reserves the right to add a provision regarding expenses to be allowed


as deductions.


11. [Deleted]


Positions on the Commentary


12. Argentina, Brazil, Bulgaria, Indonesia, Malaysia, Romania, Russia, Serbia, Singapore,


South Africa and Thailand will interpret Article 7 as it read before the 2010 Update in line


with the relevant Commentary as it stood prior to that update.


13. Argentina considers that the “separate entity approach” and the arm’s length
principle should be applied symmetrically to dealings between the permanent
establishment and the head office of the enterprise — both to determine the
correct attribution of profits (deduction of expenses) to the permanent
establishment and the taxation of profits of the head office from those dealings —
according to the fiction that the permanent establishment is a separate enterprise
and that such an enterprise is independent from the rest of the enterprise of
which it is a part.


14. India disagrees with the last sentence of paragraph 75.1 to the extent that income


from issuance and trading of emission permits and credits will not be covered by


Article 8 even under circumstances stated in paragraph 14.1 of the Commentary on


Article 8.
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ANNEX


POSITIONS ON THE PREVIOUS VERSION OF
ARTICLE 7 AND ITS COMMENTARY


The following is the text of the non-OECD economies’ positions on Article 7 and its
Commentary as it read before 22 July 2010. That previous version of the positions on
Article 7 and its Commentary is provided for historical reference as it will continue to be
relevant for the application and interpretation of bilateral tax conventions that use the
previous version of the Article.


Positions on the Article


1. Argentina and Chile reserve the right to include a special provision in the
Convention that will permit them to apply their domestic law in relation to the
taxation of the profits of an insurance and re-insurance enterprise.


2. Malaysia, Thailand and Ukraine reserve the right to add a provision to the effect
that, if the information available to the competent authority of a Contracting State is
inadequate to determine the profits to be attributed to the permanent establishment
of an enterprise, the competent authority may apply to that enterprise the provisions
of the taxation law of that State, subject to the qualification that such law will be
applied, so far as the information available to the competent authority permits, in
accordance with the principles of this Article.


2.1 Albania, Argentina, Brazil, Chile, Croatia, Gabon, India, Ivory Coast, Malaysia, Morocco,
the People’s Republic of China, Russia, Serbia, Tunisia and Vietnam reserve the right to
maintain in their conventions a specific article dealing with the taxation of
“independent personal services”. Accordingly, reservation is also made with respect to
all the corresponding modifications in the Articles and the Commentaries, which have
been modified as a result of the elimination of Article 14.


2.2 Bulgaria reserves the right to propose in bilateral negotiations the replacement,
in this Article, of the term “profits” with the term “business profits”, provided that it is
defined in Article 3.


2.3 Tunisia reserves the right to propose in bilateral negotiations to add a criterion for
the taxation in the Source State of the independent personal services, under the
former Article 14, based on the amount (to be established through bilateral
negotiations) of the remuneration paid.


Paragraphs 1 and 2


3. Argentina, Morocco and Thailand reserve the right to tax in the State where the
permanent establishment is situated business profits derived from the sale of goods or
merchandise which are the same as or of a similar kind to the ones sold through a
permanent establishment situated in that State or from other business activities
carried on in that State of the same or similar kind as those effected through that
permanent establishment. They will apply this rule only as a safeguard against abuse
and not as a general “force of attraction principle”. Thus, the rule will not apply when
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the enterprise proves that the sales or activities have been carried out for reasons other
than obtaining a benefit under the Convention.


4. Albania and Vietnam reserve the right to tax in the State where the permanent
establishment is situated business profits derived from the sale of goods or
merchandise which are the same as or of a similar kind to the ones sold through a
permanent establishment situated in that State or from other business activities
carried on in that State of the same or similar kind as those effected through that
permanent establishment.


4.1 Morocco and the Philippines reserve the right to adopt a length of stay and fixed
base criteria in determining whether an individual rendering personal services is
taxable.


4.2 Chile and India reserve the right to amend Article 7 to provide that, in applying
paragraphs 1 and 2 of the Article, any income or gain attributable to a permanent
establishment during its existence may be taxable by the Contracting State in which
the permanent establishment exists even if the payments are deferred until after the
permanent establishment has ceased to exist. Furthermore, India also reserves the
right to apply such a rule under Articles 11, 12, 13 and 21.


Paragraph 3


5. With respect to paragraph 3, Argentina reserves the right to provide that a


Contracting State shall not be obliged to allow the deduction of expenses incurred


abroad which are not reasonably attributable to the activity carried on by the


permanent establishment, taking into account the general principles contained in


domestic legislation concerning executive and administrative expenses for


assistance services.


6. Brazil reserves its position on the words “whether in the State in which the
permanent establishment is situated or elsewhere” found in paragraph 3.


7. Armenia, India, Lithuania and Slovenia reserve the right to add to paragraph 3 a
clarification that expenses to be allowed as deductions by a Contracting State shall
include only expenses that are deductible under the domestic laws of that State.


7.1 Estonia and Latvia reserve the right to add to paragraph 3 a clarification that
expenses to be allowed as deductions by a Contracting State shall include only
expenses that would be deductible if the permanent establishment were a separate
enterprise of that Contracting State.


8. Ukraine and Vietnam reserve the right to add to paragraph 3 a clarification to the
effect that the paragraph refers to actual expenses incurred by the enterprise (other
than interest in the case of a banking enterprise).


Paragraph 4


9. Brazil reserves the right not to adopt paragraph 4.


Paragraph 5


10. Vietnam reserves the right not to adopt paragraph 5.


Paragraph 6


11. Brazil reserves the right not to adopt paragraph 6.
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Positions on the Commentary


12. India does not agree with the interpretation given in paragraph 25.


13. As regards paragraphs 41-50 of the Commentary on Article 7, Chile does not


adhere to the specific methods provided as the rules on the amount of profit


attributable to a permanent establishment; these must be established in and follow


domestic law (including foreign exchange legislation).


POSITIONS ON ARTICLE 8
(INTERNATIONAL SHIPPING AND


AIR TRANSPORT)
AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Armenia and Lithuania reserve the right in exceptional cases to apply the


permanent establishment rule in relation to profits derived from the operation of ships


in international traffic.


Paragraph 1
2. The Philippines reserves the right to provide for taxation of the profits from


shipping and air transport in accordance with domestic law.


2.1 Indonesia reserves the right to allow the State of source to tax profits from the


operation of ships in international traffic provided that the shipping activities arising


from such operation in that State are more than casual and subject to certain limits.


3. Albania, Argentina and Bulgaria reserve the right to tax profits from the carriage of


passengers or cargo taken on board at one place in a respective country for discharge


at another place in the same country.


4. South Africa reserves the right to include in paragraph 1 profits from the leasing


of containers.


4.1 Azerbaijan reserves the right to include a provision which provides for taxation of


the profits from the leasing of containers in the same way as the profits from


international transportation when such profits are supplementary or incidental to


international transportation.


5. Thailand reserves the right to provide for taxation of the profits from shipping in


accordance with domestic law.


5.1 India reserves the right to apply Article 12 and not Article 8 to profits from leasing


ships or aircraft on a bare charter basis.


6. South Africa and Ukraine reserve the right to include a provision that will ensure


that profits from the leasing of ships or aircraft on a bare boat basis and, in the case of


Ukraine, from the leasing of containers, will be treated in the same way as income
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covered by paragraph 1 when such profits are incidental to international


transportation.


6.1 Bulgaria, Croatia, Russia and South Africa reserve the right to extend the scope of


the Article to cover international road and railway transportation in bilateral


conventions.


6.2 Morocco reserves the right to provide for taxation of profits derived by an


enterprise engaged in international transport from the lease of containers which is


supplementary or incidental to its international operation of ships or aircraft fall


within the scope of this Article.


6.3 Serbia reserves the right, in the course of negotiations, to propose that the leasing


of containers, even if directly connected or ancillary, be regarded as an activity separate


from international shipping or aircraft operations, and consequently be excluded from


the scope of the Article.


6.4 Serbia reserves the right to extend the scope of the Article to cover international


road transportation in bilateral conventions.


6.5 Vietnam reserves the right to provide that the taxing right with respect to income


derived from international transportation shall be shared 50/50.


6.6 The United Arab Emirates reserves the right to include in its bilateral conventions


a provision to confirm that income from selling tickets on behalf of other enterprises,


income derived from selling technical services to third parties, income from bank


deposits and other investments, such as bonds, shares and other debentures, are


covered by Article 8 provided that this income is incidental to the operation of air


transport enterprises operating in international traffic.


7. Costa Rica reserves the right to include within the scope of “profits from the


operation of ships or aircraft in international traffic” income generated by a) the


temporary rental of ships or aircraft in empty hulk and b) the use or rental of


containers (including trailers and auxiliary equipment used for the transport of


containers).


Positions on the Commentary


8. Vietnam disagrees with the interpretation presented in paragraph 5 of the


Commentary.


9. Vietnam disagrees with the interpretation presented in paragraph 10 of the


Commentary in relation to the incidental leasing of containers.


10. Brazil, India and Malaysia reserve their position on the application of this Article


to income from ancillary activities (see paragraphs 4 to 10.1).


11. Singapore reserves its position on the application of this Article to income from


ancillary activities. It takes the view that Article 8 does not cover any ancillary


activities that are not expressly mentioned in Singapore’s tax conventions.
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12. India does not agree with the view that income derived by an enterprise from


trading of emission permits and credits in the example given in paragraph 14.1 would


be covered by Article 8.


POSITIONS ON ARTICLE 9
(ASSOCIATED ENTERPRISES)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Brazil, Thailand and Vietnam reserve the right not to insert paragraph 2 in their


conventions.


2. Bulgaria and Russia reserve the right to replace “shall” by “may” in the first


sentence of paragraph 2 in their conventions.


3. Azerbaijan, Malaysia and Serbia reserve the right to specify in paragraph 2 that a


correlative adjustment will be made if the adjustment is considered to be justified.


4. Ivory Coast, Morocco and Tunisia reserve the right not to insert paragraph 2 in their


conventions unless the commitment to make an adjustment does not apply in the case


of fraud, wilful default or neglect. In such a case Tunisia reserves the right to limit the


adjustment to periods not covered by its internal statute of limitation.


5. Russia reserves the right not to insert paragraph 2 in its conventions but is


prepared in the course of negotiations to accept this paragraph based on the


understanding that the other Contracting State is only obliged to make an adjustment


to the amount of tax to the extent that it agrees, unilaterally or in a mutual agreement


procedure, with the adjustment of profits by the first-mentioned State.


6. Argentina reserves its right to insert a provision according to which any


appropriate adjustment to the amount of the tax charged therein on those profits shall


not be implemented in the case of fraud, wilful default or neglect.


Position on the Commentary


7. As regards paragraph 1 of the Commentary on Article 9, Brazil reserves its right to


provide for an approach in its domestic legislation that makes use of fixed margins


derived from industry practices in line with the arm's length principle. In consequence,


it reserves the right not adhere the application of the Transfer Pricing Guidelines for


Multinational Enterprises and Tax Administrations where the guidelines contradicts


this approach.
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POSITIONS ON ARTICLE 10
(DIVIDENDS)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


Paragraph 2
1. Thailand reserves the right to apply a 10 per cent rate of tax at source in the case


referred to in subparagraph a).


2. Singapore reserves its position on the period test included in subparagraph 2 a).


3. Bulgaria, India, Lithuania, Malaysia, Russia, Serbia and Singapore reserve the right


not to include the requirement for the competent authorities to settle by mutual


agreement the mode of application of paragraph 2.


3.1 Azerbaijan reserves the right not to include in its bilateral conventions the


sentence stating that the competent authorities shall settle the mode of application of


paragraph 2 by mutual agreement as it uses uniform regulations for the


implementation of all its bilateral conventions.


4. [Deleted]


5. Azerbaijan and Romania reserve the right to tax at a uniform rate to be negotiated


all dividends referred to in this paragraph.


6. Gabon, Ivory Coast, Morocco, Russia, South Africa and Tunisia reserve their position


on the rates of tax in paragraph 2 and the minimum percentage for the holding in


subparagraph a).


7. Colombia, Serbia and Vietnam reserve the right to tax, at a uniform rate of not less


than 10 per cent, all dividends referred to in paragraph 2.


7.1 Argentina reserves the right to include a provision in its bilateral treaties to


provide that the taxation rate provided in paragraph 2 shall not be applicable where a


local company distributes profits exceeding the total amount of aggregate tax profits at


the end of the fiscal year immediately before the date of distribution, taking into


account that the taxation on the dividends that exceed the aggregate profits is


considered to be a taxation at the level of the company.


7.2 Argentina, India and Indonesia reserve the right to settle the rate of tax in bilateral


negotiations.


7.3 Costa Rica reserves the right to increase the rates of tax on dividends in its


bilateral conventions.


Paragraph 3
8. Argentina, Russia and Tunisia reserve the right to include a provision that will


allow them to apply the thin capitalisation measures of their domestic law


notwithstanding any other provisions of the Convention.
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9. As their legislation does not provide for such concepts as “jouissance” shares,


“jouissance” rights, mining shares and founders’ shares, Albania, Armenia, Bulgaria,


Belarus, Malaysia and Serbia reserve the right to omit them from paragraph 3.


10. Bulgaria reserves the right to replace, in paragraph 3, the words “income from


other corporate rights” by “income from other rights”.


10.1 Morocco reserves the right to amplify the definition of dividends in paragraph 3 by


adding the words “and other assimilated income” after the words “as well as income


from other corporate rights” and before the words “which is subjected to the same


taxation treatment…”.


10.2 India reserves the right to modify the definition of the term “dividends”.


10.3 Argentina reserves the right to expand the definition of dividends in paragraph 3


to cover certain payments that are treated as distributions of dividends according to its


domestic law.


10.4 Bulgaria reserves the right to propose in bilateral negotiations the inclusion of a


clause according to which a dividend which is treated as a hidden distribution of


profits under its laws would remain taxable according to its laws, notwithstanding the


relief under paragraph 2 of the Article.


10.5 Costa Rica reserves the right to amplify the definition of dividends in paragraph 3


so as to cover all income subjected under its domestic law to the taxation treatment of


distributions.


Paragraph 5
11. Argentina, Kazakhstan, Morocco, Russia and Tunisia reserve the right to apply a


branch profits tax.


12. Brazil reserves the right to levy withholding tax on profits of a permanent


establishment at the same rate of tax as is provided in paragraph 2, as is the traditional


rule in the Brazilian income tax system.


13. Thailand reserves the right to levy a profit remittance tax on a permanent


establishment at the same rate as is provided for in subparagraph 2 a).


14. Indonesia reserves the right to apply a branch profits tax, but that branch profits


tax shall not affect the provisions contained in any production sharing contracts


relating to oil and gas and contracts of works for other mining sectors.


14.1 Colombia reserves the right to apply its domestic rules on the taxation of


dividends distributed from profits that have not been subject to tax at the level of the


company, and to impose its tax on the transfer of profits attributable to permanent


establishments that have not been subject to tax in Colombia.
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Position on the Commentary


15. India does not adhere to the interpretation set out in paragraph 24. Under the


domestic law certain payments are treated as distributions and are therefore included


in the definition of dividends.


POSITIONS ON ARTICLE 11
(INTEREST)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Bulgaria and Ukraine reserve the right to exclude from the scope of the Article


interest on a debt-claim where the main purpose or one of the main purposes of any


person concerned with the creation or assignment of the debt-claim in respect of


which the interest is paid is to take advantage of this Article and not for bona fide


commercial reasons.


Paragraph 2
2. Argentina, Brazil, Costa Rica, India, Ivory Coast, Latvia, the Philippines, Romania,


Thailand and Ukraine reserve their positions on the rate provided for in paragraph 2.


3. Brazil reserves the right to add to its conventions a paragraph dealing with


interest paid to a government of a Contracting State or one of its political subdivisions


or a local authority thereof or any agency (including a financial institution) wholly


owned by the said government and stating that such interest is taxable only in the


State of residence of the creditor. However, if interest is paid by a government of a


Contracting State or one of its political subdivisions or a local authority thereof or any


agency (including a financial institution) wholly owned by the said government, such


interest shall be taxable only in that Contracting State (i.e. in the State of source).


4. Bulgaria, India, Lithuania, Malaysia, Russia, Serbia and Singapore reserve the right


not to include the requirement for the competent authorities to settle by mutual


agreement the mode of application of paragraph 2.


4.1 Azerbaijan reserves the right not to include in its bilateral conventions the


sentence stating that the competent authorities shall settle the mode of application of


paragraph 2 by mutual agreement as it uses uniform regulations for the


implementation of all its bilateral conventions.


Paragraph 3
5. Brazil, Thailand and Ukraine reserve the right to regard penalty charges for late


payment as interest for the purposes of this Article, in accordance with their domestic


law.
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6. Malaysia reserves the right to exclude premiums or prizes from the definition of


interest, in accordance with the treatment of such payments under its domestic law.


7. Brazil and Thailand reserve the right to consider as interest any other income


assimilated to income from money lent by the tax law of the Contracting State in which


the income arises.


7.1 Bulgaria, Morocco and Tunisia reserve the right to amend the definition of interest


to clarify that interest payments treated as distributions under its domestic law fall


within Article 10.


7.2 Costa Rica reserves the right to extend the definition of interest to include other


types of income, such as income derived from financial leasing and factoring contracts.


Paragraph 4
8. Brazil reserves the right to provide that where interest is paid to a permanent


establishment of a resident of the other Contracting State situated in a third State, the


limit on the rate of taxation of interest in paragraph 2 shall not apply.


8.1 Morocco reserves the right to include in paragraph 4 a reference to other business


activities carried on in the other State of the same and similar kind as those effected


through a permanent establishment.


Positions on the Commentary


9. Malaysia does not agree with paragraph 20 of the Commentary as under


Malaysian domestic legislation, premiums or prizes are not taxable.


10. India reserves its right to treat the interest element of sales on credit (described


in paragraphs 7.8 and 7.9) as interest.


11. India does not adhere to the interpretation set out in paragraph 20, it reserves the


right to treat the difference between redemption value and issue price in accordance


with its domestic law.


POSITIONS ON ARTICLE 12
(ROYALTIES)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Bulgaria and Ukraine reserve the right to exclude from the scope of this Article


royalties arising from property or rights created or assigned mainly for the purpose of


taking advantage of this Article and not for bona fide commercial reasons.


2. [Deleted]
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Paragraph 1
3. Albania, Argentina, Armenia, Azerbaijan, Belarus, Brazil, Bulgaria, Colombia,


Costa Rica, Croatia, the Democratic Republic of the Congo, Gabon, Indonesia, Ivory Coast,


Kazakhstan, Malaysia, Morocco, the People’s Republic of China, the Philippines, Romania,


Russia, Serbia, Singapore, South Africa, Thailand, Tunisia, Ukraine, Vietnam and Hong


Kong, China reserve the right to tax royalties at source.


3.1 Costa Rica reserves the right to retain a 10 per cent rate of tax at source in its


bilateral conventions.


4. Armenia reserves the right to tax copyright royalties for literary, scientific and


artistic work at a reduced tax rate.


4.1 India reserves the right to: tax royalties and fees for technical services at source;


define these, particularly by reference to its domestic law; define the source of such


payments, which may extend beyond the source defined in paragraph 5 of Article 11,


and modify paragraphs 3 and 4 accordingly.


Paragraph 2
5. Argentina, Brazil, Gabon, Ivory Coast, Morocco, Russia, Thailand and Tunisia reserve


the right to continue to include in the definition of royalties income derived from the


leasing of industrial, commercial or scientific equipment and of containers, as


provided for in paragraph 2 of Article 12 of the 1977 Model Double Taxation


Convention.


6. The Philippines, Thailand and Vietnam reserve the right to include fees for technical


services in the definition of royalties.


7. Argentina, Brazil, Gabon, Ivory Coast and Tunisia reserve the right to include fees for


technical assistance and technical services in the definition of “royalties”.


7.1 Morocco reserves the right to include in the definition of the royalties, payments


for services, technical assistance, technical and economic studies and all kind of


services fees.


7.2 Colombia reserves the right to include payments received for the furnishing of


technical assistance, technical services and consulting services within the definition of


royalties.


8. Albania, Armenia, Azerbaijan, Belarus, Brazil, Bulgaria, Colombia, Costa Rica, India,


Indonesia, Kazakhstan, Malaysia, the People’s Republic of China, the Philippines, Romania,


Russia, Serbia, Thailand and Vietnam reserve the right to include in the definition of


royalties payments for the use of, or the right to use, industrial, commercial or


scientific equipment.


8.1 Serbia reserves the right to include in the definition of royalties income derived


from the leasing of ships or aircraft on a bare boat charter basis and containers.


8.2 Malaysia reserves the right to include in the definition of royalties income derived


from the leasing of containers and ships or aircraft, including on a slot hire, time
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charter, voyage charter, or a bare boat charter basis, whether or not such charters are


crewed, equipped or provisioned.


9. Belarus reserves the right to include a reference to transport vehicles in the


definition of royalties.


10. Argentina, Brazil, Morocco and Romania reserve the right to include in the definition


of the royalties payments for transmissions by satellite, cable, optic fibre or similar


technology.


10.1 Argentina and Vietnam reserve the right to include in the definition of royalties,


payments for the use of or the right to use of “films, tapes or digital media used for


radio or television broadcasting”.


11. Albania, Malaysia, Serbia and Vietnam reserve the right to deal with fees for


technical services in a separate Article similar to Article 12.


12. Albania, Argentina, Armenia, Azerbaijan, Belarus, Brazil, Bulgaria, Colombia, Croatia,


Gabon, Indonesia, Ivory Coast, Kazakhstan, Lithuania, Malaysia, Morocco, the People’s


Republic of China, the Philippines, Romania, Serbia, Singapore, South Africa, Thailand, Tunisia,


Ukraine, Vietnam and Hong Kong, China reserve the right, in order to fill what they


consider as a gap in the Article, to add a provision defining the source of royalties by


analogy with the provisions of paragraph 5 of Article 11, which deals with the same


issue in the case of interest.


12.1 Morocco reserves the right to include in the paragraph a reference to other


business activities carried on in the other State of the same and similar kind as those


effected through a permanent establishment.


12.2 The Democratic Republic of the Congo and Malaysia reserve their position on the


treatment of software.


12.3 Kazakhstan reserves the right to include in the definition of royalties payments


for the use of, or the right to use, software.


Positions on the Commentary


13. Argentina, Morocco, Serbia and Tunisia do not adhere to the interpretation in


paragraphs 14 and 15 of the Commentary. They hold the view that payments relating


to software fall within the scope of the Article where less than the full rights to


software are transferred, either if the payments are in consideration for the right to use


a copyright on software for commercial exploitation or if they relate to software


acquired for the personal or business use of the purchaser.


14. Vietnam does not agree with paragraph 9 of the Commentary. Even if the phrase


“for the use of, or the right to use, industrial, commercial or scientific equipment” is


not included in paragraph 2 and income from the leasing of equipment falls under


Article 7, the fact that an enterprise of a Contracting State leases heavy equipment to


a person resident in Vietnam will constitute a permanent establishment of that


enterprise in Vietnam.
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15. Brazil does not agree with the interpretation provided in paragraphs 17.1 to 17.4,


especially in view of the principle of taxation at the source of payments in its


legislation.


16. Malaysia cannot adhere to the new additional sentence in paragraph 11.2, i.e.


“Payments made under the latter contracts generally fall under Article 7”. Malaysia


treats payments for the provision of services as Special Classes of Income under her


domestic law and not as business income.


17. India reserves its position on the interpretations provided in paragraphs 8.2, 10.1,


10.2, 14, 14.1, 14.2, 14.4, 15, 16 and 17.3; it is of the view that some of the payments


referred to may constitute royalties.


17.1 Colombia does not adhere to the interpretations provided in paragraphs 8.2, 13.1,


14, 14.1, 14.2, 14.4, 15, 16 and 17.3; under its tax laws some of the payments referred to


may constitute royalties.


18. India does not agree with the interpretation that information concerning


industrial, commercial or scientific experience is confined to only previous experience.


19. Malaysia does not adhere to the interpretation in paragraph 14.2 because


Malaysia is of the view that licence fees for rights to distribute software constitute


royalties.


20. India does not agree with the interpretation in paragraph 9.1 of the Commentary


on Article 12 according to which a payment for transponder leasing will not constitute


royalty. This notion is contrary to the Indian position that income from transponder


leasing constitutes an equipment royalty taxable both under India’s domestic law and


its treaties with many countries. It is also contrary to India’s position that a payment


for the use of a transponder is a payment for the use of a process resulting in a royalty


under Article 12. India also does not agree with the conclusion included in the


paragraph concerning undersea cables and pipelines as it considers that undersea


cables and pipelines are industrial, commercial or scientific equipment and that


payments made for their use constitute equipment royalties.


21. India does not agree with the interpretation in paragraph 9.2 of the Commentary


on Article 12. It considers that a roaming call constitutes the use of a process.


Accordingly, the payment made for the use of that process constitutes a royalty for the


purposes of Article 12. It is also the position of India that a payment for a roaming call


constitutes a royalty since it is a payment for the use of industrial, commercial or


scientific equipment.


22. India does not agree with the interpretation in paragraph 9.3 of the Commentary


on Article 12. It considers that a payment for spectrum license constitutes a royalty


taxable both under India’s domestic law and its treaties with many countries.


23. Azerbaijan and the People’s Republic of China do not adhere to the interpretation in


paragraph 10.1 because they take the view that some payments for the exclusive


distribution rights of a product or a service in a given territory may be treated as


royalties.
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24. Bulgaria does not adhere to the interpretation, given in paragraph 14.4 of the


Commentary on Article 12, and is of the opinion that a distribution intermediary who


distributes software to clients and with relation to these clients requests from the


software copyright holder or from another person who has the right to copy the


software, to provide software copies, irrespective whether on a tangible media or


electronically, uses the copyright in the software product.


POSITIONS ON ARTICLE 13
(CAPITAL GAINS)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Argentina and Brazil reserve the right to tax at source gains from the alienation of


property situated in a Contracting State other than property mentioned in


paragraphs 1, 2, 3 and 4.


2. The People’s Republic of China, Serbia and Thailand reserve the right to tax gains


from the alienation of shares or rights that are part of a substantial participation in a


resident company.


3. Singapore reserves its position on the period test included in paragraph 4.


3.1 Lithuania reserves the right to insert special provisions regarding capital gains


relating to activities carried on in a Contracting State in connection with the


exploration or exploitation of natural resources.


4. Lithuania reserves the right to limit the application of paragraph 3 to enterprises


operating ships and aircraft in international traffic.


5. Colombia, Costa Rica, India and Vietnam reserve the right to tax gains from the


alienation of shares or rights in a company that is a resident of their respective country.


6. Bulgaria reserves the right to tax gains from the alienation of shares or rights in a


company that is a resident of Bulgaria other than shares quoted on a regulated stock


exchange.


7. Bulgaria reserves the right to extend the scope of the provision to cover gains


from the alienation of railway and road transport vehicles.


8. Vietnam reserves the right to modify paragraph 4 so that the immovable property


in question need only be 30 per cent of all assets owned by the company.


9. Serbia reserves the right to extend the scope of the provision to cover gains from


the alienation of road transport vehicles operated in international traffic.


10. India reserves its position on paragraph 4.


11. Lithuania reserves the right not to include paragraph 4 in its conventions.

640 MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







POSITIONS ON ARTICLE 14

POSITIONS ON ARTICLE 14
(INDEPENDENT PERSONAL SERVICES)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


[All the positions on Article 14 were deleted on 29 April 2000 when Article 14 itself was


deleted from the Model Tax Convention pursuant to the report entitled “Issues Related


to Article 14 of the OECD Model Tax Convention”, which had been adopted by the OECD


Committee on Fiscal Affairs on 27 January 2000.]


POSITIONS ON ARTICLE 15
(INCOME FROM EMPLOYMENT)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. [Deleted]


2. [Deleted]


3. Lithuania reserves the right to insert special provisions regarding income derived


from dependent personal services relating to activities carried on in a Contracting


State in connection with the exploration or exploitation of natural resources.


4. Serbia reserves the right to propose a separate paragraph which provides that


remuneration derived by a resident of a Contracting State shall be taxable only in that


State if the remuneration is paid in respect of an employment exercised in the other


Contracting State in connection with a building site, a construction or installation


project, for an agreed period during which the site or project does not constitute a


permanent establishment in that other State.


5. India reserves the right to decide the period of stay referred in this paragraph


through bilateral negotiations.


5.1 The United Arab Emirates reserves the right to modify paragraph 3 to provide that


remuneration derived in respect of an employment exercised in connection with an


aircraft operated in international traffic (including the crew of the aircraft and ground


staff) shall be taxed exclusively in the country of residence of the operator of that


aircraft.


5.2 Azerbaijan reserves the right to provide that the remuneration derived in respect


of an employment exercised aboard ships or aircraft will be taxable only in the State of


residence of their operator.


5.3 Hong Kong, China reserves the right to modify paragraph 3 to provide that the


remuneration of an employee who works aboard a ship or aircraft operated in

641MODEL TAX CONVENTION (CONDENSED VERSION) © OECD 2017







POSITIONS ON ARTICLE 16

international traffic shall be taxable only in the State of residence of the enterprise that


operates such ship or aircraft.


Positions on the Commentary


6. India does not adhere to the interpretation set out in paragraph 6.2, because it


does not recognise the concept of a partner being treated as an employer in the case of


a fiscally transparent partnership.


7. India and the People’s Republic of China do not adhere to the interpretation set out


in paragraph 2.9, because they take the view that the payment that an employee


receives in consideration for an obligation not to work for a competitor of his ex-


employer constitutes remuneration derived from employment activities performed


before the termination of the employment, and that such payment may be taxed in the


Contracting State where the employment activities are performed before such


termination.


POSITIONS ON ARTICLE 16
(DIRECTORS’ FEES)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Albania, Azerbaijan, Bulgaria, the Democratic Republic of the Congo, Indonesia,


Lithuania and Serbia reserve the right to tax under this Article any remuneration of a


member of a board of directors or any other similar organ of a resident company.


2. [Deleted]


3. Morocco reserves the right to tax under this Article any remuneration of a


member of a board of directors or any other similar organ of a resident company.


Morocco also reserves the right to extend the Article to cover the remuneration of


senior employees.


4. Indonesia, Malaysia and Vietnam reserve the right to extend the Article to cover the


remuneration of top-level managerial officials.
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POSITIONS ON ARTICLE 17
(ENTERTAINERS AND SPORTSPERSONS)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. The Philippines and Russia reserve the right to exclude from the application of


paragraph 1 artistes and sportsmen employed in organisations which are subsidised


out of public funds.


2. India reserves the right to include performing as well as non-performing artists in


the scope of the term “entertainers”.


Positions on the Commentary


3. Argentina and Brazil do not agree with the interpretation in paragraph 3,


according to which Article 17 should not be extended to a model performing as such


and presenting clothes during a fashion show. They consider that, under some


circumstances, a fashion show may be regarded as of an entertainment nature. Thus,


the income derived by a model from the participation in such a fashion show may be


included in Article 17 (as opposed to the income derived by a model from other


activities, i.e. the photo session, where the activity performed is clearly not of an


entertainment nature).


3.1 Malaysia does not agree with the interpretation in paragraph 3, according to


which Article 17 should not be extended to a model performing as such and presenting


clothes during a fashion show.


4. Brazil, Malaysia and the People’s Republic of China do not adhere to the


interpretation set out in paragraph 3, because they take the view that visiting


conference speakers, including especially former politicians, could be covered by


Article 17 if an entertainment character is present in their speeches.


5. Argentina does not share the interpretation in paragraph 9.1 because it considers


that, in some cases, the fee that a former or injured sportsperson would earn for


offering comments during a broadcast of a sports event in which that person does not


participate, may be received for personal activities of that person of an entertainment


nature. In such cases, he/she is offered the job (and the relevant income) because of


his/her fame as a sportsperson and not for his/her reputation as a commentator, and


therefore such income is covered by Article 17.


6. India does not agree with the interpretation in paragraph 3, according to which


Article 17 should not be extended to a model performing as such and presenting


clothes during a fashion show. India considers that, under some circumstances, a


fashion show may be regarded as of an entertainment nature and accordingly covered


by Article 17.


7. India does not agree with the interpretation given in paragraph 9 restricting the


scope of Article 17 only to personal activities that have a close connection with
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performance. India considers that any consideration received by an entertainer or a


sportsperson for any personal activity, including appearance is covered by Article 17.


8. India does not agree with the third example in paragraph 9.1, related to reporting


or commenting activities during the broadcasting of an entertainment or sports event,


as it considers that such activities are covered by Article 17.


9. Brazil and India do not adhere to the interpretation set out in paragraph 11.2.


They take the view that prize money in such races is paid in consideration for personal


activities of the jockey and race car driver and is covered by Article 17.


10. With respect to paragraph 14 of the Commentary, India considers that the phrase


“personal activities as such” in paragraph 1 of article 17 would not include activities


financed by public funds and that the alternative provision included in paragraph 14


simply confirms that view.


POSITIONS ON ARTICLE 18
(PENSIONS)


AND ITS COMMENTARY


Position on the Article


1. [Deleted]


2. Brazil, Bulgaria, Ivory Coast, South Africa and Ukraine reserve the right to include in


paragraph 1 an explicit reference to annuities.


POSITIONS ON ARTICLE 19
(GOVERNMENT SERVICE)
AND ITS COMMENTARY


Position on the Article


1. Argentina reserves the right to tax at source pensions covered by subparagraph 2 b).


Position on the Commentary


2. India does not agree that public bodies like State Railways and Post Offices are


performing business activities.
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POSITIONS ON ARTICLE 20
(STUDENTS)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Albania, Brazil and Serbia reserve the right to add a second paragraph providing


for the granting to visiting students of the same tax exemptions, reliefs or reductions


as are granted to residents in respect of any subsidies, grants and payments for


dependent personal services.


2. Lithuania and Morocco reserve the right to refer to any apprentice and to a trainee


in this Article.


3. Georgia reserves the right to propose a separate paragraph which provides that


remuneration which a student or business apprentice who is or was immediately


before visiting a Contracting State a resident of the other Contracting State derives


from an employment which he exercises in the first-mentioned State for a period or


periods not exceeding two years shall not be taxed in the first-mentioned State if the


employment is directly related to his studies or apprenticeship carried out in the first-


mentioned State.


4. Vietnam reserves the right to provide that remuneration for services rendered by


a student or business apprentice in a Contracting State shall not be taxed in that State,


provided that such services are in connection with his studies or training.


5. Thailand reserves the right to provide that remuneration for services rendered by


a student or business apprentice in a Contracting State shall not be taxed in that State


if such remuneration does not exceed a certain amount to be negotiated, provided that


such services are in connection with his studies or training.


6. Brazil, Bulgaria, Costa Rica, India, Ivory Coast, Morocco, the People’s Republic of China,


the Philippines, Serbia, Thailand, Tunisia and Vietnam reserve the right to add an article


which addresses the situation of teachers, professors and researchers, subject to


various conditions and are free to make a corresponding modification to paragraph 1


of Article 15.


7. Gabon, Ivory Coast and Tunisia reserve the right to provide that remuneration for


services rendered by a student or business apprentice in the visiting State shall not be


taxed in that State, provided that such remuneration was received for the purpose of


his maintenance, studies or training.


8. Morocco reserves the right to add a second paragraph providing that the


remuneration from employment derived from the visiting State shall not be taxed in


that State, or, in case of taxation, the granting to visiting students of the same tax


exemptions, reliefs or reductions as are granted to residents.


9. India and Hong Kong, China reserve the right to exclude “business apprentice”


from this Article.
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10. India reserves the right to provide that remuneration for services rendered by a


student in a Contracting State shall not be taxed in that State provided that such


services are directly related to his studies and is free to make a corresponding


modification to paragraph 1 of Article 15.


11. India reserves the right to limit the exemption provided for in the Article to a


period of six years.


POSITIONS ON ARTICLE 21
(OTHER INCOME)


AND ITS COMMENTARY


Position on the Article


1. Albania, Argentina, Azerbaijan, Belarus, Brazil, Colombia, Costa Rica, Gabon, India,


Indonesia, Ivory Coast, Malaysia, Morocco, Russia, Serbia, Singapore South Africa, Thailand


and Vietnam reserve their positions on this Article as they wish to maintain the right to


tax income arising from sources in their own country.


POSITIONS ON ARTICLE 22
(CAPITAL)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Argentina reserves the right to tax capital, other than property mentioned in


paragraph 3, that is situated on its territory.


2. Brazil, Bulgaria, Indonesia, Malaysia, the People’s Republic of China, Singapore, Thailand


and Vietnam reserve their positions on the Article if and when they impose taxes on


capital.


3. India reserves the right to tax capital as per domestic law.
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POSITIONS ON ARTICLES 23 A AND 23 B
(EXEMPTION METHOD AND CREDIT METHOD)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. Albania, Argentina, Brazil, India, Ivory Coast, Malaysia, Morocco, the People’s Republic


of China, Serbia, Thailand, Tunisia and Vietnam reserve the right to add tax sparing


provisions in relation to the tax incentives that are provided for under their respective


national laws.


2. Argentina and Vietnam reserve the right to add a matching credit for some or all of


the income covered under Articles 10, 11 and 12 with the result that tax shall be


deemed to have been paid, for purposes of the Article on elimination of double


taxation, at a certain rate, to be negotiated, of the gross income.


3. Brazil reserves the right to add a matching credit for some or all of the income


covered under Articles 11 and 12 with the result that tax shall be deemed to have been


paid, for purposes of the Article on elimination of double taxation, at a certain rate, to


be negotiated, of the gross income.


4. Brazil and Tunisia reserve the right to provide that income covered under


Article 10 shall be exempt or entitled to a matching credit in the other Contracting


State.


5. Brazil reserves its position on paragraph 4 of Article 23 A.


POSITIONS ON ARTICLE 24
(NON-DISCRIMINATION)
AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


Paragraph 1
1. [Deleted]


2. Brazil, Colombia, Romania, Russia, Singapore, Thailand and Vietnam reserve their


position on the second sentence of paragraph 1.


2.1 Bulgaria reserves the right to omit the words “other or” in the first sentence of


paragraph 1.


2.2 Indonesia, Malaysia and Tunisia reserve the right to restrict the scope of the Article


to residents of the Contracting States.


2.3 Singapore reserves the right to add a provision to state that the granting of tax


incentives to its nationals designed to promote economic or social developments shall


not be construed as discriminatory.
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Paragraph 2
3. [Deleted]


4. Albania, Bulgaria, India, Malaysia, the Philippines, Russia, Serbia, Singapore and


Vietnam reserve the right not to insert paragraph 2 in their conventions.


Paragraph 3
5. Argentina reserves the right to apply a branch profits tax.


6. Brazil reserves its position on paragraph 3 since royalties paid by a permanent


establishment situated in Brazil to its head office abroad are not deductible under its


law.


7. Thailand reserves the right to apply a profit remittance tax and a special taxation


regime in respect of agricultural production activities.


7.1 Morocco reserves the right to add a paragraph stating that nothing in this article


can be interpreted as prohibiting Morocco to apply its branch tax, its domestic thin-


capitalisation and transfer-pricing legislation.


7.2 Argentina reserves the right to provide in paragraph 3 that no exemptions or


concession provided for in its internal laws shall be granted as long as that would


result in a transfer of taxes to foreign tax administrations.


7.3 Colombia reserves the right to impose its tax on the transfer of profits attributable


to permanent establishments.


Paragraph 4
8. Vietnam reserves its position on this paragraph in the case of interest paid to non-


residents that is not subject to a withholding tax.


8.1 Malaysia reserves its position on this paragraph in the case of interest, royalties,


or fees for technical services paid to non-residents where withholding tax has not been


deducted.


8.2 Singapore reserves its position on this paragraph in the case of interest paid to


non-residents where withholding tax has not been deducted.


8.3 Argentina reserves the right not to include paragraph 4 of Article 24.


Paragraph 5
9. Brazil reserves the right to include, after the words “other similar enterprises of


the first-mentioned State”, the words “whose capital is totally or partially, directly or


indirectly, held or controlled by one or several residents of a third State”.


Paragraph 6
10. Albania, Argentina, Brazil, Bulgaria, Colombia, Malaysia, the Philippines, Romania,


Serbia, Singapore, Thailand, Tunisia, Vietnam and Ukraine reserve the right to restrict the


scope of the Article to the taxes covered by the Convention.
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Positions on the Commentary


11. India, Malaysia and Singapore reserve their position on the interpretation set out


in paragraph 44.


11.1 Argentina does not agree with the interpretation in paragraph 44 because


Argentina considers that paragraph 3 of Article 24 does not preclude a State to


establish, on any ground, a preferential tax regime that only residents are able to apply


for.


12. India reserves the right to add a paragraph to clarify that this provision can
neither be construed as preventing a Contracting State from charging the profits of
a permanent establishment which a company of the other Contracting State has in
the first-mentioned State at a rate of tax which is higher than that imposed on the
profits of a similar company of the first-mentioned Contracting State, nor as being
in conflict with the provisions of paragraph 3 of Article 7 (as it read before the 2010
update to the Model Tax Convention).


POSITIONS ON ARTICLE 25
(MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


Paragraph 1
1. The Philippines and Thailand reserve their positions on the last sentence of


paragraph 1.


1.1 Kazakhstan reserves its position on the second sentence of paragraph 1 and


reserves its right to supplement the paragraph with the following sentence: “In the


case of judicial proceedings, a court decision cannot be reconsidered by the competent


authority of Kazakhstan.”


Paragraph 2
2. Bulgaria, the Philippines and Thailand reserve their positions on the second


sentence of paragraph 2. These countries consider that the implementation of reliefs


and refunds following a mutual agreement ought to remain linked to time limits


prescribed by their domestic laws.


Paragraph 3
3. Thailand, Tunisia and Ukraine reserve their position on the second sentence of


paragraph 3 on the grounds that they have no authority under their respective laws to


eliminate double taxation in cases not provided for in the Convention.
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POSITIONS ON ARTICLE 25

Paragraph 4
4. Brazil, Malaysia, the People’s Republic of China, the Philippines, Singapore, Thailand


and Ukraine reserve the right to omit the words “including through a joint commission


consisting of themselves or their representatives”.


Paragraph 5
4.1 Brazil, India, Indonesia, the People’s Republic of China, Serbia, South Africa and Hong


Kong, China reserve the right not to include paragraph 5 in their conventions.


4.2 Singapore reserves the right to modify paragraph 5 in its agreements.


Positions on the Commentary


5. India does not agree with the interpretation given in paragraph 6.1 because it


considers that a term not defined in the treaty can only have the meaning that it has


under the laws of the State applying the Convention and cannot be defined by the


Competent Authorities under Article 25, while resolving by mutual agreement,


difficulties or doubts concerning the interpretation or application of the Convention.


6. Argentina considers that paragraph 1 of the Article does not bind the competent


authorities to commence or accept a mutual agreement procedure case where the


taxpayer alleges that taxation is not in accordance with the Convention in respect of a


hypothetical case, rather than an actual case.


7. In relation to paragraph 25, India is of the view that the competent authorities


can reach an agreement under Article 25 during pendency of domestic law action.


However, the taxpayer has an option to either accept or reject the resolution order. If


the taxpayer accepts the resolution order, he has to withdraw domestic law action.


8. India does not agree with the view expressed in paragraph 42 that a taxpayer may


be permitted to defer acceptance of the solution agreed upon as a result of the mutual


agreement procedure until the court had delivered its judgement in that suit.


9. With reference to paragraphs 86 and 87, because Brazil has a very strict tax


secrecy policy that prevents the disclosure of information related to the case to a third


party, it is of the view that mutual agreement procedures should not be discussed and


implemented by anyone other than the competent authorities of the Contracting


States, who should put their best efforts to reach a suitable bilateral solution.


10. India does not agree with the interpretation given in paragraph 14 because it does


not agree with the view that the Mutual Agreement Procedure can be initiated where


taxation appears as a risk which is probable. India considers that it can be initiated


only where taxation appears as a risk which is certain.


11. India does not agree with the view that all the circumstances in which a State


would deny access to the mutual agreement procedure must be made clear in the


Convention. It is of the view that the wording of Article 25 would permit access to the


mutual agreement procedure to be denied in respect of certain cases.
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POSITIONS ON ARTICLE 26

POSITIONS ON ARTICLE 26
(EXCHANGE OF INFORMATION)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. [Deleted]


2. India reserves the right to include documents or certified copies of the


documents within the scope of this Article.


2.1 Morocco and Thailand reserve the right not to include the words “The exchange of


information is not restricted by Articles 1 and 2” in paragraph 1.


Position on the Commentary


3. As regards paragraph 10.3 of the Commentary, Hong Kong, China wishes to clarify


its position on the exchange of information that existed prior to the entry into force of


the bilateral agreement. In view of its domestic law requirements, Hong Kong, China


will only exchange information relating to taxable periods after the agreement came


into operation.


POSITIONS ON ARTICLE 28
(MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS)


AND ITS COMMENTARY


Position on the Article


1. Considering that Hong Kong, China is not a sovereign state but a special


administrative region of the People’s Republic of China, Hong Kong, China reserves the


right to replace “diplomatic missions” by “government missions” in this Article.


POSITIONS ON ARTICLE 29
(ENTITLEMENT TO BENEFITS)


AND ITS COMMENTARY


Positions on the Article


1. India reserves the right to restrict the derivative benefit under paragraph 4 of


Article 29 to equivalent beneficiaries that directly own shares of the resident.


2. Singapore reserves its position on paragraph 8.


3. Indonesia reserves the right to address Article 29 through bilateral negotiations.
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POSITIONS ON ARTICLE 30

POSITIONS ON ARTICLE 30
(TERRITORIAL EXTENSION)


AND ITS COMMENTARY


Position on the Article


1. Indonesia, Malaysia, the People’s Republic of China, Singapore and Thailand reserve


their position on this Article.
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ANNEX

ANNEX


RECOMMENDATION OF THE OECD COUNCIL CONCERNING
THE MODEL TAX CONVENTION ON INCOME AND ON CAPITAL


(Adopted by the Council on 23 October 1997)


THE COUNCIL,


Having regard to Article 5(b) of the Convention on the Organisation for Economic


Co-operation and Development of the 14 December 1960;


Having regard to the Recommendation of the Council dated 31 March 1994


concerning the Model Tax Convention on Income and Capital [C(94)11/FINAL] and the


Recommendation of the Council dated 21 September 1995 amending the Appendix to


that previous Recommendation [C(95)132/FINAL];


Having regard to the Report of the Committee on Fiscal Affairs of 24 June 1997


entitled


“The 1997 Update to the Model Tax Convention” [DAFFE/CFA/WP1(97)10/REV2]


(hereinafter referred to as “the 1997 Report”);


Considering the need to remove the obstacles that international juridical double


taxation presents to the free movement of goods, services, capital, and persons


between countries by the conclusion of conventions for that purpose;


Considering also the need to harmonise existing bilateral conventions on the


basis of uniform principles, definitions, rules, and methods and to extend the existing


network of such conventions to all member countries and where appropriate to non-


member countries;


Considering further the need to encourage the common application and


interpretation of the provisions of tax conventions that are based on those of the Model


Tax Convention on Income and on Capital (hereinafter referred to as the “Model Tax


Convention”);


Considering that efforts made in this direction by member countries have


already produced substantial results and that the proposed revisions to the Model Tax


Convention will make it possible to confirm and extend existing international co-


operation on tax matters;


Taking note of the Model Tax Convention and the Commentaries thereon (as last


modified by the 1997 Report), which may be amended from time to time hereafter;


I. RECOMMENDS the Governments of member countries:


1. to pursue their efforts to conclude bilateral tax conventions on income and on


capital with those member countries, and where appropriate with non-


member countries, with which they have not yet entered into such
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ANNEX

conventions, and to revise those of the existing conventions that may no


longer reflect present-day needs;


2. when concluding new bilateral conventions or revising existing bilateral


conventions, to conform to the Model Tax Convention, as interpreted by the


Commentaries thereon;


3. that their tax administrations follow the Commentaries on the Articles of the


Model Tax Convention, as modified from time to time, when applying and


interpreting the provisions of their bilateral tax conventions that are based on


these Articles.


II. INVITES the Governments of member countries to continue to notify the


Committee on Fiscal Affairs of their reservations on the Articles and


observations on the Commentaries.


III. INSTRUCTS the Committee on Fiscal Affairs to continue its ongoing review of


situations where the provisions set out in the Model Tax Convention or the


Commentaries thereon may require modification in the light of experience


gained by member countries, and to make appropriate proposals for periodic


updates.


IV. DECIDES to repeal the Recommendations of the Council C(94)11/FINAL (31 March


1994) and C(95)132/FINAL (21 September 1995).
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